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Editorial: Umbrüche des Sozialstaats 


Im Juni 1997 hielt Pierre Bourdieu auf 
Einladung hessischer Gewerkschafter eine 
Ansprache, in der er zur Verteidigung 
der „sozialen Errungenschaften“ aufrief, 
insbesondere der „Sozialen Sicherheit“ 
und des „Rechts auf Arbeit“, die er „zu 
den höchsten Errungenschaften der Zivi- 
lisation“ zählte - in einer Reihe mit den 
Werken von Kant, Hegel, Mozart und 
Beethoven. Sieben Jahre später, im Juni 
2004, ist auch in der Antrittsrede des 
neuen deutschen Bundespräsidenten von 
„zivilisatorischen Errungenschaften“ des 
Sozialstaats die Rede, diesmal allerdings 
im Zusammenhang mit einem ausdrück- 
lichen Lob des „Reformkurses“ der rot- 
grünen Bundesregierung, zu deren Kern 
die so genannte Agenda 2010 gehört. 
Deren arbeitsmarktpolitisches Kernstück 
„Hartz IV“ wird, wie die FAZ ganz rich- 
tig feststellte, zu den größten Sozialkür- 
zungen seit Bestehen der Bundesrepublik 
führen, und gegen sie richtet sich im 
Moment eine Vielzahl von Protesten. Es 
ist also genau hinzusehen, von welchem 
Sozialstaat und von welchen Errungen- 
schaften jeweils die Rede ist. 

Zivilisatorische Errungenschaften sind 
nie eindeutig - und dauerhaft gesichert 
schon gar nicht. Das „Recht auf Arbeit“, 
von dem Bourdieu sprach, blieb immer 
uneingelöstes Programm. Selbst dort, wo 
es in der Verfassung geschrieben stand, 
wurde es niemals im strengen Sinne 
durchgesetzt. Wenn es tatsächlich einge- 
fordert wurde, stellte es die Grundlage 
des Kapitalismus, die Verfügungsmacht 
der Kapitaleigentümer über ihr Eigen- 
tum, in Frage. Wie Robert Castel in den 


Metamorphosen der sozialen Frage aus- 
führt, beruhte der Klassenkompromiss 
der Dritten Republik, in der die Grund- 
steine für die französische Sozialversiche- 
rung gelegt wurden, auf der Niederlage 
der französischen Arbeiter und ihrer 
Kämpfe um ein derartiges „Recht auf 
Arbeit“ in der Revolution von 1848 und 
während der Pariser Kommune. Auch in 
anderen Fällen akzeptierten private Un- 
ternehmen staatliche Auflagen, weil sie 
ihnen Schlimmeres ersparten - so ließen 
sich etwa mit der Bismarckschen Unfall- 
versicherung in Deutschland Maßnah- 
men stärkerer Prävention am Arbeits- 
platz umgehen. Fast immer war die Ein- 
führung von sozialer Sicherung Ergebnis 
von Auseinandersetzungen und Aus- 
handlungen zwischen Kapital und Ar- 
beit, wobei das Proletariat für die Aus- 
sicht auf Tarifverträge, staatliche Umver- 
teilung und sozialstaatliche Einrichtun- 
gen im Gegenzug darauf verzichtete, eine 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel 
zu fordern und sich in die Investitions- 
entscheidungen der Unternehmerseite ein- 
zumischen - so wie 1938 in Schweden. 

Ohne Regelungen, die die Vermarktung 
der Arbeitskraft, der natürlichen Res- 
sourcen und des Geldes einschränken, ist 
gesellschaftliches Leben im Kapitalismus 
dauerhaft nicht möglich: diesen Schluss 
zog Karl Polanyi aus der Geschichte des 
19. und 20. Jahrhunderts und insbeson- 
dere aus den Erfahrungen der Weltwirt- 
schaftskrise, des Nationalsozialismus und 
des Zweiten Weltkriegs. Entwickelte ka- 
pitalistische Marktwirtschaften benötigen 
zur ihrer Entfaltung gewisse sozialstaatli- 


Editorial 


335 


cher Regelungen und Leistungen, stellen 
diese jedoch gleichzeitig immer wieder in 
Frage. Das Verhältnis von kapitalisti- 
schen Ökonomien und Sozialstaaten be- 
wegt sich in einer steten Spannung zwi- 
schen Ermöglichung und Einschränkung. 
Sozialstaatliche Sicherungen bringen für 
das individuelle Leben der Arbeiter und 
Arbeiterinnen erhebliche Verbesserungen 
mit sich, da sie den Zwang mildern, die 
eigene Arbeitskraft zu jeglichen, auch 
den schlechtesten und unwürdigsten Be- 
dingungen anzubieten. Dies heißt aber 
nicht, dass diese Sicherungssysteme die 
Arbeitskräfte von den Mechanismen ka- 
pitalistischer Arbeitsmärkte dauerhaft be- 
freien würden. Die Kette, mit der die 
Arbeiterschaft an die Verwertungsinteres- 
sen des Kapitals gebunden ist, kann ge- 
legentlich „golden“ werden, wie Marx 
das bereits für den Fall von Lohnerhö- 
hungen festgestellt hatte. Maßnahmen 
zur „Dekommodifizierung“ der Arbeits- 
kraft haben so häufig dazu beigetragen, 
dass beim „freien Spiel der Kräfte“ gele- 
gentlich zivilisiertere Regeln galten, die 
Arbeitskräfte in einigermaßen gesicherten 
Verhältnissen leben konnten. Der grund- 
sätzliche Zwang zum Verkauf der Ar- 
beitskraft wurde jedoch niemals in Frage 
gestellt. Vor allem die arbeitslosen Be- 
zieher sozialstaatlicher Leistungen haben 
die repressive Seite des Sozialstaats im- 
mer wieder zu spüren bekommen: büro- 
kratische Willkür, den faktischen Aus- 
schluss von vielen Teilen des gesellschaft- 
lichen Lebens, Disziplinierung und Ar- 
beitszwang. Wie sich diese repressive Seite 
des Sozialstaats in Deutschland historisch 
entwickelte, skizzieren Oliver Schöller und 
Tobias Wölfle in ihrem Artikel über die 
kommunale „Hilfe zur Arbeit“ (vgl. zu 
dieser Seite des Sozialstaats auch den 
Beitrag von Christian Brütt zum „akti- 
vierenden Sozialstaat“ in PROKLA 133, 
Dezember 2002). 

So verschieden wie sich der Kapitalismus 
in verschiedenen Ländern entwickelt hat, 
so verschieden sind auch die dabei ent- 
standenen Typen von Sozialstaaten, in 
Europa etwa der skandinavisch-universa- 


listische, der kontinentaleuropäisch-kor- 
poratistische oder eine angelsächsische 
Mischform von liberalen und universali- 
stischen Elementen. Dass angesichts die- 
ser Vielfalt trotzdem von einem „euro- 
päischen Sozialmodell“ gesprochen wird, 
verdankt sich vor allem der Konfrontati- 
on mit dem amerikanischen Gegenbild. 
In Europa erreichte die Entwicklung 
moderner Wohlfahrtsstaaten, die Ende 
des 19. Jahrhunderts einsetzte, in den er- 
sten Jahrzehnten nach dem Zweiten 
Weltkrieg einen vorläufigen Höhepunkt. 
Je nach den gesellschaftlichen und politi- 
schen Kräfteverhältnissen, den kulturel- 
len Traditionen und den gesellschaftli- 
chen Problemlagen nahm sie in einzel- 
nen Ländern zwar einen unterschiedli- 
chen Verlauf. Anders als beim marktzent- 
rierten amerikanischen Modell entwickel- 
te sich aber stärker die Vorstellung, der 
Staat müsse eine institutionalisierte und 
rechtlich verankerte Verantwortung der 
Gesellschaft für das „Wohlergehen ihrer 
Mitglieder in grundlegenden Belangen“ 
übernehmen (Girvetz), und parallel dazu 
entstanden institutionalisierte, wechsel- 
seitig anerkannte Regelungen zum Aus- 
tragen und zum temporären Ausgleich 
von Interessenkonflikten zwischen Kapı- 
tal und Arbeit. Gleichwohl greift es zu 
kurz, wenn das US-amerikanische System 
hierzulande einfach als Negativfolie zu 
den europäischen Entwicklungen etiket- 
tiert wird. Michael Katz zeigt in seinem 
Beitrag, dass der US-amerikanische Wohl- 
fahrtsstaat weit weniger rudimentär, 
sondern vor allem anders ist, als man 
sich dies in Europa häufig vorstellt. Al- 
lerdings befindet sich auch das US- 
amerikanische Modell in einem Trans- 
formationsprozess, bei dem am Ende eher 
mehr als weniger Menschen von wohl- 
fahrtsstaatlichen Leistungen ausgeschlos- 
sen sein werden. 

Stellt man statt der Unterschiede zwi- 
schen den europäischen Ländern ihren 
gemeinsamen wohlfahrtsstaatlichen Kern 
in den Mittelpunkt der Betrachtung und 
kontrastiert diesen mit den Verhältnissen 
in den USA, so erhebt sich die Frage, ob 
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die beiden Modelle sich eher aufeinander 
zu oder aber auseinander bewegen. Wird 
der Schrumpf-Sozialstaat mit starker 
workfare-Komponente zum neuen atlan- 
tikübergreifenden Typ? Oder wirft das 
„alte Europa“ seine sozialstaatlichen 
Traditionen doch nicht allesamt über 
Bord? Ob es zu einer zunehmenden 
Konvergenz oder zur wachsenden Diver- 
genz kommt, untersucht Heiner Ganß- 
mann ın seinem Aufsatz. 

Die Antwort darauf hängt unter anderem 
auch davon ab, in welche Richtung sich 
die europäischen Sozialstaaten bewegen, 
die allesamt unter erheblichem ökono- 
mischem und vor allem politischem 
Druck stehen. Soziale, wohlfahrtsstaat- 
lich vermittelte Rechte sollten in den 
Glanzzeiten des Sozialstaats die Markt- 
abhängigkeiten der Individuen mildern 
und für die kapitalistische Ökonomie 
Produktivität und Nachfrage fördern - 
und diese Rechnung ging in der Bundes- 
republik zumindest einige Jahrzehnte 
lang auf. Die Finanzierung sozialstaatli- 
cher Sicherungssysteme setzt allerdings 
Umverteilungen auf der Basis einer ho- 
hen Erwerbsquote voraus. Beide Voraus- 
setzungen - die Umverteilung wie eine 
hohe Erwerbsquote - stehen jedoch seit 
geraumer Zeit in Frage. Auch hat auf eu- 
ropäischer Ebene die ökonomische Eini- 
gung bislang Vorrang vor deren sozial- 
und beschäftigungspolitischer Gestal- 
tung. Die durch die Politik vorangetrie- 
bene Globalisierung wird als Naturgesetz 
hingestellt, dem man sich vernünftiger- 
weise allenfalls unterwerfen, nicht aber 
entgegenstellen kann, und im Vollzug 
dieser Logik haben Nationalstaaten mit 
der Internationalisierung der Finanz- 
märkte einige der bis dahin üblichen 
Eingriffsmöglichkeiten für eine Politik 
der Vollbeschäftigung verloren. 

Die Vertreter des Kapitals haben nach 
dem Zweiten Weltkrieg den wohlfahrts- 
staatlichen Kompromiss mitformuliert 
und mitgetragen. Seit mehr als einem 
Jahrzehnt verkünden sie jedoch, nun 
könne man sich den Sozialstaat im bis- 
herigen Umfang nicht mehr leisten, man 


habe sich daher von diesem antiquierten 
und leistungsfeindlichen System zu ver- 
abschieden. Falls dies nicht geschehe, 
werde das Kapital eben abwandern. Dass 
es zwar Kapitalexport gibt, dass es aber 
trotzdem mit der Abwanderung des Ka- 
pitals nicht ganz so einfach aussieht, wie 
oft unterstellt wird, diskutiert Jürgen 
Hoffmann in einem Beitrag außerhalb 
des Schwerpunkts. 

Die europäischen Länder sind seit den 
Hochzeiten des Sozialstaats nicht ärmer, 
sondern wesentlich reicher geworden, 
aber die materiellen und politischen An- 
sprüche der herrschenden Klasse sind er- 
heblich gewachsen und sie werden im- 
mer aggressiver vorgetragen. Mit wach- 
sender Lautstärke fordert sie die Ein- 
schränkung oder Rücknahme sozialer 
Schutzrechte. Steuererleichterungen für 
das Kapital gelten als Selbstverständlich- 
keit „um die Konjunktur anzukurbeln“ 
und die Senkung der Lohnkosten (bei 
den Löhnen spielt die Konjunktur dann 
keine Rolle mehr) erscheint als Königs- 
weg, um sich im internationalen Wett- 
bewerb um Standortvorteile zu behaup- 
ten. Und während man für große Teile 
der Bevölkerung „Sparen“ und „den 
Gürtel enger schnallen“ als Gebot der 
Stunde deklariert, wurden Vorstands- 
und Aufsichtsratsgehälter oder entspre- 
chende Abfindungen um ein Vielfaches 
erhöht und erreichten mitunter - wie im 
Fall Mannesmann/Esser geradezu astro- 
nomische Dimensionen. 

Was heutzutage eine „Reformierung“ des 
Sozialstaats genannt wird, bedeutet für 
die meisten Arbeitskräfte vor allem, dass 
man sie wieder verstärkt und ungeschützt 
den Marktmechanismen aussetzt, wobei 
die Begründungen dafür recht unter- 
schiedlich sein können. Beim Abbau der 
umlagefinanzierten Rente wird vor allem 
„Generationengerechtigkeit“ ins Feld ge- 
führt, als ob eine homogene ältere, gut 
versorgte Generation einer ebenso ho- 
mogenen von Verarmung bedrohten 
jüngeren Generation gegenüberstehen 
würde. Ausgeblendet wird dabei nicht 
nur, dass Armut und Reichtum quer zu 
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den Generationen liegen, auch die jünge- 
re Generation selbst spielt, wie Björn 
Böhning und Kai Burmeister in ihrem 
Artikel deutlich machen, in den Debat- 
ten um Generationengerechtigkeit keine 
Rolle. 

Zu einem wichtigen Stichwortgeber sozi- 
aldemokratischer Sozialpolitik ist in den 
letzten Jahren Gosta Esping-Andersen 
geworden. Mit ihm setzt sich Stephan 
Lessenich kritisch auseinander und hin- 
terfragt dessen so scheinbar frauen- und 
kinderfreundliche Positionen. 

Wenn die Deregulierung von Arbeitsver- 
hältnissen als Voraussetzung für die Sen- 
kung der Arbeitslosigkeit verkündet wird, 
werden soziale Rechte gegen den Zugang 
zu Beschäftigung ausgespielt, was aller- 
dings im besten Fall „Billigjobs“ hervor- 
bringt. Oder beide werden kurzgeschlos- 
sen: „welfare to work“ bedeutet dann, 
dass nur wer die Bereitschaft nachweist, 
jede Arbeit anzunehmen, als Langzeitar- 
beitsloser überhaupt noch öffentliche 
Unterstützung erhält. Auch in Deutsch- 
land haben neoliberale Konzepte bei So- 
zialdemokraten und Grünen längst Ein- 
gang gefunden. Neoliberal inspirierte 
„Reformen“ stellen sie als überfällig und 
unumgänglich dar, wer dagegen oppo- 
niert ist entweder böswillig oder hat 
nichts verstanden. Aus „Rechten“ werden 
immer mehr „Pflichten“, aus unbeding- 
ten Ansprüchen werden Konditionen auf 
der Basis von Quasi-Verträgen, z.B. in 
der Form von Eingliederungsverträgen. 
Soziale Unterstützung wird re-moralisiert, 
und diejenigen, denen man eine Ausbil- 
dung gar nicht erst angeboten oder de- 
ren Arbeitsplätze man wegrationalisiert 
hat, stehen unter dem Generalverdacht 
des „faulen Arbeitslosen“. Doch geht es 
hierbei nicht nur um Umverteilung von 
unten nach oben und um Einsparungen 
beim Sozialbudget. Die Schaffung eines 
Niedriglohnsektors hat auch eine politi- 
sche Dimension - den ohnehin bereits 
massiv geschwächten Gewerkschaften 
noch ein Stück weiter den Boden unter 
den Füßen wegzuziehen. Wie Michael 
Heinrich in seinem Beitrag zeigt, werden 


alle diese Tendenzen insbesondere in 
dem Gesetzespaket „Hartz IV“ deutlich. 

All dies führt nicht nur dazu, dass die 
soziale Spaltung der Gesellschaft vertieft 
wird und Armut, Verelendung sowie Des- 
integration schrittweise zunehmen, son- 
dern es bringt auch neue Widersprüch- 
lichkeiten für die Kapitalseite mit sich. 
Auf der einen Seite verkündet man hoch- 
trabend das Heranbrechen der „Wissens- 
gesellschaft“ und setzt verstärkt auf 
Elitenförderung, auf der anderen zerstört 
man mutwillig vorhandene Qualifikatio- 
nen. Unternehmen, die von ihren Beleg- 
schaften ein Höchstmaß an Einsatz er- 
warten, tun gleichzeitig alles, um diese 
zu verunsichern - sie drohen mit 
schlechteren Arbeitsbedingungen und 
dem Outsourcing von Aufgaben, mit 
Produktionsverlagerungen und Entlas- 
sungen. Management-Berater und Be- 
triebswirtschaftler predigen unverdrossen, 
Vertrauen sei eine zentrale Ressource, 
und beim Umgang mit der Mitarbeiter- 
schaft habe „der Mensch im Mittel- 
punkt“ zu stehen; nur über ausreichende 
Motivation seien Arbeitsleitungen zu 
verbessern und könne bei Dienstleistun- 
gen die angemessene „Kundenorientie- 
rung“ erreicht werden. Im gleichen Zug 
aber steuern die bisherigen cost-cutting 
Programme in der Praxis neuen Höhe- 
punkten zu. Die 5-Minuten-Pause der 
Daimler-Bandarbeiter in Sindelfingen 
wird zum „Luxus“ erklärt; das Siemens- 
Management und andere Konzern- 
Zentralen halten eine Verlängerung der 
Arbeitszeiten für unumgänglich; im Ein- 
zelhandel werden weiterhin Vollzeitar- 
beitsplätze abgebaut und durch Minijobs 
ersetzt. Die Unternehmensleitungen kün- 
digen den bisherigen Sozialvertrag auf 
und setzen unverhohlen auf Druck und 
Erpressung, gleichzeitig erwarten sie 
jedoch, dass ihnen die Früchte des bishe- 
rigen Modells in Form von hoher Ar- 
beitsproduktivität und Qualitätsbewusst- 
sein, von Loyalität und geringer Streikbe- 
reitschaft erhalten bleiben. Die Häufung 
von extrem kostspieligen technischen 
Pannen und missglückten Produktinno- 
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vationen in den letzten Jahren spricht 
eine andere Sprache - man denke an das 
Toll-Collect-Debakel oder an die glücklo- 
se Siemens-Straßenbahn Combino oder 
aber an die dramatisch angestiegene Zahl 
von Rückrufaktionen in der Automobil- 
industrie. 

Dazu kommt das gesamtwirtschaftliche 
Risiko einer Deflation, das von einer Po- 
litik ausgeht, die wie in Deutschland 
darauf ausgerichtet ist, Lohnkosten zu 
senken, was nichts anderes heißt, als dass 
die Masseneinkommen stagnieren oder 
real sinken. Die kombinierte Wirkung 
des Abbaus sozialstaatlicher Leistungen 
und einer stärkeren Spreizung der Löhne 
birgt bei einem Land von der Größe 
Deutschlands erheblichen volkswirt- 
schaftlichen Sprengstoff in sich. Diese 
wirtschaftliche Orientierung setzt auch 
andere Länder unter Druck, der Politik 
des Lohndumpings (noch stärker) zu fol- 
gen - mit unabsehbaren Folgen für die 
wirtschaftliche Stabilität der ganzen Re- 
gion (siehe zu diesem ganzen Problem- 
komplex PROKLA 134 „Die kommende 
Deflationskrise?“, März 2004). 

Was also haben vor solchem Hinter- 
grund wohlfahrtsstaatlich moderierte Va- 
rianten des Kapitalismus in Europa noch 


für Chancen? Die Antwort darauf wird 
politisch in einem erheblichen Maße da- 
von abhängen, ob und unter welchen 
Bedingungen die Mittelklassen, die bis- 
her sowohl als Beitragszahler wie auch 
als Nutznießer des Wohlfahrtsstaates ei- 
ne wichtige Rolle spielten, an diesem 
festhalten wollen. Die sich im Moment 
durchsetzende Kombination von stei- 
genden Beiträgen und sinkenden Lei- 
stungen wird ihre Bereitschaft, an ausrei- 
chenden kollektiven Sicherungssystemen 
festzuhalten, allerdings weiter untergra- 
ben. Individuell „rational“ ist für die 
Mittelklassen dann nämlich der Ausstieg 
in private Versicherungssysteme. Die sich 
anbahnende Zweiteilung - öffentliche 
Grundsicherung auf niedrigem Niveau 
und private Absicherungen darüber hin- 
aus - dürfte dann aber zur Ablehnung 
und immer weiteren Absenkung der 
wohlfahrtsstaatlichen „Restversorgung“ 
führen. 

Noch steht heute nicht das Ende aller 
Sozialstaatlichkeit auf dem Spiel. Wohl 
aber sind Merkmale von Sozialstaatlich- 
keit erheblich gefährdet, die Bourdieu zu 
Recht den zivilisatorischen Errungen- 
schaften zugerechnet hat - mit allen ih- 
ren inneren Widersprüchen. 


PROKLA 137: Bildung und Ausbildung (Dezember 2004) 


Die Feststellung, dass in Deutschland Bildung und Bildungssysteme in einem kriti- 
schen Zustand sind, ist inzwischen zum Gemeinplatz geworden. Politiker aller Cou- 
leur fordern Abhilfe und mehr Geld für die Bildung. Um was für eine Bildung es da- 
bei gehen soll, wird aber genauso wenig diskutiert, wie der Einfluss, den etwa die im 
Welthandelsabkommen GATS vorgesehene Liberalisierung des internationalen Han- 
dels mit Dienstleistungen auf die Träger von Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen 
haben wird. Ausbildungsangebote werden noch weit mehr zur (auf dem Weltmarkt 
gehandelten) Ware werden, als dies bisher der Fall ist. Bildungsinstitutionen (und de- 
ren Export) werden sich zu einer keineswegs unbedeutenden Anlagesphäre von Kapital 
entwickeln. Die längst angelaufene Umstrukturierung sämtlicher Bildungsinstitutionen 
und ihre vielfältigen ökonomischen und sozialen Konsequenzen sollen im Mittel- 
punkt dieses Heftes der PROKLA stehen. 


Tobias Wölfle, Oliver Schöller 


Soziale Disziplinierung im flexiblen Kapitalismus 
Die kommunale „Hilfe zur Arbeit” 


Mit der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe versucht die rot- 
grüne Bundesregierung ihr Leitbild der sozialstaatlichen Aktivierung umfas- 
send umzusetzen. Mit diesem Konzept sollen der „passive Leistungsbezug“ der 
arbeitsfähigen Sozialleistungsempfänger beendet und die Arbeitslosen durch 
scharfe Sanktionen und umfassende Kontrolle auf der einen und rechtlich 
eingeschränkte Beschäftigungsverhältnisse und öffentliche Pflichtarbeit auf der 
anderen Seite diszipliniert und aktiv in den Arbeitsmarkt integriert werden. 
Diese, in der sozialwissenschaftlichen Diskussion unter dem Begriff der Work- 
fare subsumierten Formen der sozialpolitischen Arbeitsdisziplinierung sind 
dabei keineswegs neu (vgl. Bräuer 2004). Neben Überwachung und Kontrolle 
der sozialstaatlichen Leistungen, welche die Vorrangstellung der Lohnarbeit 
passiv absichert, hat die Sozialpolitik auch immer eine treibende, entwickelnde 
Funktion. Diese sozialdisziplinierenden Momente der sozialen Sicherung sind 
eine ständige Begleiterscheinung der kapitalistischen Entwicklungsgeschichte 
und treten seit der Etablierung des kapitalistischen Gesellschaftssystems immer 
wieder dann verstärkt in Erscheinung, wenn die Vergesellschaftung durch 
Lohnarbeit, infolge wirtschaftlicher Krisen ins Stocken gerät. 

Lenhardt/Offe (1977) haben diese Prozesse als aktive Proletarisierung be- 
schrieben. Diese bilden eine Reaktion auf die Prozesse der passiven Proletari- 
sierung: „Die Ausweitung der Konkurrenzbeziehungen auf nationalen und 
schließlich Weltmärkten, die kontinuierliche Einführung arbeitssparenden 
technischen Wandels, die Unterminierung agrarischer Arbeits- und Lebens- 
formen, die Einwirkung zyklischer Krisen haben die gemeinsame Wirkung, die 
bis dahin jeweils vorherrschenden Anwendungsbedingungen der Arbeitskraft 
in mehr oder weniger großem Maßstab zu zerstören“ (Lenhardt/Offe 1977: 
101). Die von diesen Freisetzungsprozessen erfassten Arbeitskräfte tauchen 
dabei nicht automatisch auf der Angebotsseite des Arbeitsmarktes wieder auf, 
d.h. passive Proletarisierung muss nicht automatisch in aktive Proletarisierung 
umschlagen. Um die freigesetzten Arbeitskräfte in den Arbeitsmarkt zu über- 
führen, bedarf es daher der staatlichen Unterstützung des Proletarisierungspro- 
zesses. Kapitalistische Sozialpolitik hat also nicht nur auf die sozialen Proble- 
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me zu reagieren, die sich infolge der kapitalistischen Vergesellschaftung erge- 
ben, sondern muss den Prozess der Vergesellschaftung durch Lohnarbeit aktiv 
forcieren, um die ökonomischen und sozialen Grundlagen (soziale Inklusion) 
des Staates zu sichern. 

Dies geschieht zum einen durch Verbote (Betteln, Schwarzarbeit) bzw. Kon- 
trolle alternativer Subsistenzformen (Sozialleistungen), aber eben auch durch 
direkte Formen der Arbeitsdisziplinierung. Dadurch sind in zunehmendem 
Maße die sozialen Bürgerrechte berührt, die gemeinhin als die jüngste Etappe 
im Zuge der Herausbildung der allgemeinen Menschenrechte angesehen wer- 
den (Bobbio 1999). Zur Disposition stehen all jene gesellschaftlichen Arran- 
gements, die sich historisch nach dem Zweiten Weltkrieg in den sogenannten 
Wohlfahrtsstaaten etabliert haben. Der englische Soziologe Thomas Marshall 
hat die historische Genese des Wohlfahrtsstaates als die schrittweise Etablie- 
rung ziviler, politischer und sozialer Bürgerrechte beschrieben (Marshall 
1992). Nachdem sich im 18. Jahrhundert mit der Formulierung der Men- 
schenrechte in der französischen Verfassung zunächst die zivilen Staatsbürger- 
rechte herausgebildet hatten, die den Schutz der Privatperson garantieren soll- 
ten, folgten im 19. Jahrhundert die politischen Bürgerrechte, um auch die Par- 
tizipation am gesellschaftlichen Entscheidungsprozess zu gewährleisten. Zu- 
gleich wurde immer deutlicher, dass diese Rechte von denjenigen nicht in An- 
spruch genommen werden konnten, die nicht auch über die Mittel verfügten 
sie einzuklagen. Erst die aus den materiellen Ungleichheiten und sozialen 
Verwerfungen resultierenden Klassenkämpfe des 19. Jahrhunderts führten 
schließlich zur allmählichen Durchsetzung sozialer Bürgerrechte, welche durch 
eine materielle Mindestsicherung die Teilnahme aller Gesellschaftsmitglieder 
am zivilen und politischen Leben ermöglichen sollten. Ihren Ausgang nahm 
diese Entwicklung mit den Fürsorgeeinrichtungen auf kommunaler Ebene, be- 
vor es in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts gelang, mit der annähernden 
Verallgemeinerung sozialer Bürgerrechte im Rahmen des modernen Wohl- 
fahrtsstaates ein bis dahin unerreichtes Maß sozialer Inklusion zu realisieren. 
Zugleich zeichnen sich die sozialen Bürgerrechte, welche von den Zeitgenos- 
sInnen als soziale Errungenschaften empfunden wurden, durch einen wider- 
sprüchlichen Charakter aus, indem die von ihnen gewährten materiellen Rech- 
te grundsätzlich an die Pflicht zur Lohnarbeit gebunden blieben. Dennoch er- 
kannte Marshall in den sozialen Bürgerrechten, bei aller Ambivalenz, eine 
fortschrittliche Institution zur Gewährleistung sozialer Integration im Rahmen 
kapitalistischer Vergesellschaftung. Es sind aber gerade die für den gesellschaft- 
lichen Zusammenhalt zentralen sozialen Rechte, die seit den siebziger Jahren 
zunehmend in Frage gestellt werden. Marshall folgend wirkt sich eine solche 
Entwicklung mittelbar auch auf die zivilen und politischen Rechte aus und 
tangiert damit die gesellschaftliche Kultur insgesamt. Schon Mitte der achtzi- 
ger Jahre hatte der Sozialhistoriker Eckard Pankoke die Frage aufgeworfen, ob 
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durch einen Rückzug des Staates aus der sozialen Politik nicht „zwangsläufig 
reaktive gegenüber aktiven, restriktive gegenüber präventiven Interventionsmu- 
stern an Gewicht gewinnen müssen und damit die Entwicklung vom Polizei- 
zum Sozialstaat auf Grenzen stößt“ (Pankoke 1986: 172). 

Am Beispiel der Geschichte der Armenfürsorge als Basisinstitution kapitalisti- 
scher Sozialpolitik kann der innere Zusammenhang von ‚arbeitsmarktnahen 
Sozialleistungen’ und Formen der Arbeitsdisziplinierung rekonstruiert werden. 
Die historische Bedeutung und Kontinuität dieses Zusammenhangs entwickelt 
der folgende Abschnitt, um auf seiner Grundlage eine Einschätzung der ge- 
genwärtigen Arbeitsmarktreformen vorzunehmen. 


1. Geschichte der Armenfürsorge 
Frühkapitalismus 


Die Grundlagen des modernen Fürsorgewesens wurden in der frühen Neuzeit 
gelegt und sind als Reaktion auf frühe Prozesse einer passiven Proletarisierung 
zu verstehen, die aus der frühkapitalistischen Schwächung der feudalen Struk- 
turen resultierten (Sachße/Tennstedt 1986: 15). Durch diese Prozesse entstand 
eine „ständige relative Überbevölkerung“ (Geremek 1986: 69). Die nach Arbeit 
suchenden und bettelnden Menschen konzentrierten sich in den Städten, die 
auf diese Situation mit einer umfassenden Umstrukturierung der Armenfürsor- 
ge reagierten. Die Bettelei wurde verboten und die auswärtigen Armen ausge- 
wiesen. Die einheimischen Armen wurden durch eine kommunale Armenad- 
ministration registriert und entlang festgelegter Bedürftigkeitskriterien ın ar- 
beitsfähige und arbeitsunfähige Arme unterschieden. Während die arbeitsunfä- 
higen Armen allgemein als würdige Fürsorgeempfänger klassifiziert wurden, 
sollten die arbeitsfähigen Armen zur Arbeit angehalten werden (Fischer 1982: 
33). Zu diesem Zweck wurden kommunale Beschäftigungsprogramme initiiert, 
die zumeist in Formen von Zwangsarbeit verliefen (Geremek 1986: 210ff.). Die 
Arbeitsdisziplinierung fügte sich in eine religiös-moralisch legitimierte Verhal- 
tensnormierung der Armen ein, in deren Rahmen Müßiggang, Trinken und 
Spielen den Hilfeempfängern verboten und stattdessen Familienmoral, Spar- 
samkeit und Fleiß verlangt wurden, was der Stabilisierung der bestehenden 
Ordnung dienen sollten (Sachße/Tennstedt 1998: 38). 

Die neuen Strukturen einer kommunalen Fürsorge standen in einem deutli- 
chen Gegensatz zu den mittelalterlichen Strukturen der Armenunterstützung, 
in denen der religiös fundierte „Ethos der Armut“ (Geremek 1986: 86) die 
Armen relativ unabhängig von Unterscheidungskriterien in die feudale Gesell- 
schaft integrierte. Dem auch in dieser Zeit schon geforderten, aber umstritte- 
nen Ausschluss der arbeitsfähigen Bettler von der Armenunterstützung kam 
durch zahlreiche Ausnahmen (z.B. für Bettelorden) und fehlende Kontrollinstan- 
zen kaum praktische Bedeutung zu (vgl. Sachße/Tennstedt 1998: 27ff.). 
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Allerdings wurde auch nach der Neuordnung der Armenfürsorge die Arbeits- 
verpflichtung der arbeitsfähigen Armen nicht umfassend umgesetzt. Teilweise 
wurden auch arbeitsfähige Arme in die Unterstützungssysteme der kommuna- 
len Armenfürsorge integriert. Der Anspruch einer intensiven öffentlichen Ar- 
beitsverpflichtung stand im Gegensatz zur zünftigen Regulation der Arbeit, die 
im wesentlichen auf einem eingeschränkten Zugang zu Arbeitsplätzen beruhte. 
Dennoch lieferte die Umstrukturierung der Armenfürsorge einen Beitrag zur 
Ausweitung frühkapitalistischer Wirtschaftstrukturen bzw. sicherte sie passiv 
ab, indem sie alternative Existenzformen einschränkte und die arbeitsfähigen 
Armen dadurch auf die noch rudimentären Formen „unwürdiger Lohnarbeit“ 
(Castel 2000: 100ff.) verwies. 


Absolutismus 


Ab dem 17. Jahrhundert begannen die absolutistischen Territorialstaaten Ein- 
fluss auf die Regelungshoheit der Armenfürsorge zu nehmen (Sachße/ Tenn- 
stedt 1998: 130). Neben der Problematik der sozialen Kontrolle, die sich aus 
der weiterhin wachsenden Armenpopulation ergaben, waren die staatlichen In- 
terventionen vor allem ökonomisch motiviert (Castel 2000: 153). Das Ar- 
beitspotential der arbeitslosen Armen sollte für die Förderung der gewerbli- 
chen Produktion nutzbar gemacht werden und den Ausbau der staatlichen 
Apparate, insbesondere des Militärs, durch Expansion der Geldwirtschaft fi- 
nanziell absichern (Kurz 2002). Im Rahmen der anvisierten umfassenden Ar- 
beitskräftemobilisierung wurde Arbeit zur verpflichtenden Norm erhoben, die 
eine verstärkte Verurteilung und Verfolgung von Bettelei und Arbeitsverweige- 
rung nach sich zog (Sachße/Tennstedt 1998). Während die kommunale Ar- 
menfürsorge die staatliche Arbeitskräftemobilisierung eher passiv absicherte, 
wurde mit der Errichtung von staatlichen und städtischen Zucht- und Ar- 
beitshäusern eine neue Form der aktiven Arbeitserziehung eingeführt (Gere- 
mek 1986: 268 ff.). Die Einsperrung zielte zuvorderst auf die stark angewach- 
sene Vagabundenpopulation, die infolge der städtischen Exklusionspolitik 
heimatlos wurde und zunehmend als sicherheitspolitisches Problem gesehen 
wurde (Castel 2000: 50). Die Zucht- und Arbeitshäuser dienten direkt der 
merkantilen Wirtschaftsförderung, indem sie als ökonomische Großbetriebe 
genutzt wurden. Dazu wurden sie oftmals an Privatunternehmer verpachtet. 
„im Bereich der Textilproduktion waren die Zwangsanstalten und die neu ent- 
stehenden manufakturellen Großbetriebe häufig untrennbar verzahnt: Nir- 
gends war die für einen Großbetrieb erforderliche Zahl von Arbeitern zur da- 
maligen Zeit leichter zu beschaffen als in den Zwangsanstalten“ (Sachße/ 
Tennstedt 1986: 20; vgl. auch Eisenberg 1999: 46). 

Der Wert der Zwangsarbeit innerhalb wie außerhalb der Arbeitshäuser lag we- 
niger in ihrer unmittelbaren Wirtschaftlichkeit (viele Anstalten blieben von öf- 
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fentlichen Mitteln abhängig, Geremek 1986: 280), als vielmehr in der direkten 
und vermittelt über ihre abschreckende Wirkung indirekten disziplinierenden 
Wirkung für die Aufnahme von Lohnarbeit. Die Drohung der Zwangsarbeit 
stand damit über all jenen Menschen, die keinen Platz mehr in den regulierten 
Formen der Arbeit finden konnten (Castel 2000: 125). Allerdings führt die 
Ausweitung von Zwangs- und Lohnarbeit nicht zu einer Lösung des Armen- 
problems. Vielmehr destabilisierten die wachsenden Formen unregulierter Ar- 
beit im Verlagssystem und den Manufakturen den Sektor der regulierten, zünf- 
tig organisierten Arbeit mittels loehndrückender Konkurrenz. 


Liberalismus 


Die liberalen Wirtschaftsreformen des frühen 19. Jahrhunderts führten zu neu- 
en umfassenden Prozessen der passiven Proletarisierung. Auf dem Land wur- 
den diese Prozesse durch die Bauernbefreiung befördert, die die Zahl der 
Landarmen und Landlosen noch einmal deutlich ansteigen ließ. Parallel dazu 
geriet das protoindustrielle Heimgewerbe, das bis dahin vielen Armen eine 
Arbeitsgelegenheit verschaffte, in eine schwere Krise (Wehler 1997: 27). Die 
Konkurrenz der englischen und zum Teil auch schon einheimischen Industrie 
setzte Massen von Arbeitskräften frei, ohne auch nur annähernd ausreichend 
neue Arbeitsmöglichkeiten zu bieten. Unter den zeitgenössischen Beobachtern 
herrschte Einigkeit darüber „dass es sich um eine historisch neuartige Erschei- 
nung der Massenarmut, nicht mehr um die traditionelle Armut handelte“ 
(Wehler 1987: 283). Die neue Armut ließ die weiterhin bestehende administra- 
tive Arbeitsverpflichtung aus Mangel an Arbeitsstellen weitgehend wirkungslos 
werden (Sachße/Tennstedt 1998: 15). Stattdessen forderte der aufkommende 
Liberalismus die Überwindung der regulierten Wirtschaftsweise zugunsten ei- 
nes „freien Zugangs zur Arbeit“ (Castel 2000: 176). Dadurch würde den ar- 
beitslosen Armen die Möglichkeit eröffnet, selbständig für ihren Unterhalt auf 
zukommen. An die Stelle des absolutistischen Paradigmas der administrativen 
Zwangsarbeit trat somit das Paradigma der „freien Arbeit“, dessen Durchsetzung 
eine Umstrukturierung der Armenfürsorge erforderte. Die für den Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage notwendige Mobilität der potentiellen Arbeits- 
kräfte wurde durch eine Reform der Armenfürsorge geschaffen (Tennstedt 1981: 
42): das Heimatprinzip, nach dem der Geburtsort für die Armenfürsorge zustän- 
dig war, wurde durch die Einführung des Unterstützungswohnsitzes, der durch 
Wohnaufenthalt zu erwerben war, ersetzt (Sachße/Tennstedt 1998: 199 ff.). 

Die Arbeitslöhne in den neuen Industrien erreichten kaum mehr den vormali- 
gen Bedarfssatz, so dass sie in Konkurrenz zu den Hilfsleistungen der kom- 
munalen Fürsorge gerieten. Um die Scheidung zwischen arbeitenden und ar- 
beitslosen Armen weiterhin aufrechtzuerhalten wurde die ohnehin nur das 
physische Existenzminimum sichernde Armenunterstützung weiter gesenkt. 
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Ergänzt wurden diese Maßnahmen durch die rechtliche Diskriminierung der 
Unterstützungsempfänger, so beispielsweise durch Aberkennung des Wahl- 
rechts, durch Ausschluss von Vergnügungsorten und Genussmitteln und 
durch eine intensivierte Kontrolle. Ehrenamtliche Helfer aus dem Bürgertum 
sollten durch eine intensive, individuelle Betreuung und Kontrolle das Verhal- 
ten der städtischen Fürsorgeempfänger entsprechend den bürgerlichen Vorstel- 
lungen beeinflussen, wobei die Arbeitsaufnahme im Vordergrund stand. 

Der Erfolg dieser liberalen Variante einer aktiven Proletarisierung ließ gegen 
Ende des 19. Jahrhunderts ein neue Armutsproblematik entstehen. Die neue 
Armut der arbeitenden Armen, der Proletarier, ließ sich anders als die Armut 
der arbeitslosen Pauper, nicht mehr auf individuelles Fehlverhalten zurückfüh- 
ren (Sachße/Tennstedt 1998: 260). Auf diese „systembedingte Armut“ wurde 
von staatlicher Seite mit der Einführung der Sozialversicherung reagiert. Da- 
durch entstand ein zweites System der Sicherung, dass darauf abzielte, „die 
Lohnarbeiterexistenz so zu sichern, dass ein Absinken der Arbeiterbevölkerung 
in die Armenbevölkerung (also eine Reversibilität der aktiven Proletarisierung) 
generell nicht mehr stattfinden konnte“ (ebd.: 262). Die Sozialversicherung si- 
cherte zwar nicht die notwendigen Bedürfnisse, da sie als „Lohnersatzleistung“ 
nur einen Teil des vorangegangenen Lohnes ausglich, wirkte aber zumindest 
„statussichernd“ indem sie zur Unterscheidung gegenüber den diskriminierten 
Fürsorgeempfängern beitrug. 

Die Arbeiterpolitik beschränkte sich jedoch auf die gehobenen Arbeiterschich- 
ten: „Die eigentliche Schicht der Proletaroiden bleibt ohne jede Unterstützung 
allein auf die Armenpflege angewiesen“ (Volkmann 1968: 96, zitiert nach 
Lampert 1985: 71). Damit entsteht neben den komplementären Lagen des ent- 
rechteten und unterversorgten Fürsorgeempfängers und des arbeitenden Ar- 
men, der bei Verlust seiner Arbeitskraft in den Status des Fürsorgeempfängers 
zurückfällt, eine neue Kategorie des Arbeiters. Für die Masse der arbeitenden 
Armen blieb die Drohung des entrechteten und unterversorgten Status eines 
Fürsorgeempfängers allerdings weiterhin bestehen. 


Weimarer Republik 


Erst in der Weimarer Republik wurde die Fürsorge den paternalistischen Prin- 
zipien des monarchistischen Ständestaats entzogen. Es entstand ein Rechtsan- 
spruch auf Fürsorge, deren Leistung sich nun nicht mehr nur am physischen 
Existenzminimum orientieren, sondern die Teilhabe am gesellschaftlichen Le- 
ben ermöglichen sollte (Schmidt 1998: 50). Allerdings verharrte die Fürsorge, 
entgegen ihrem gesetzlichen Anspruch auf einem niedrigen materiellen Ni- 
veau. Der Bezug von Fürsorgeleistungen war auch weiterhin an eine prinzipiel- 
le Arbeitsbereitschaft gebunden. Um diese zu überprüfen, bestanden neben 
der sogenannten Fürsorgearbeit, die einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme mit 
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privatrechtlichem Arbeitsverhältnis entsprach, Pflichtarbeitsverhältnisse, die als 
Gegenleistung zur Fürsorge verstanden wurden und deshalb keine Arbeitsent- 
lohnung vorsahen. Außer den Vorschriften des gesetzlichen Arbeits(zeit)- 
schutzes fanden arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften auf diese Art von 
Arbeitsgelegenheiten keine Anwendung (Steffen 1994: 78). 

Nun wurden breite Kreise der Arbeiter in den Schutz der Sozialversicherung 
einbezogen, die ab 1927 auch das Risiko der Arbeitslosigkeit versicherte 
(Sachße/Tennstedt 1988: 94 ff.). Die Leistungen der Arbeitslosenunterstützung 
orientierten sich am vorherigen Lohn und konnten dadurch oberhalb des für- 
sorgerischen Existenzminimums liegen. Es bestand die Möglichkeit, aus dem 
Schatten von rechtloser Pflichtarbeit und Existenzminimum herauszutreten 
und mit der Entschärfung des Zwangs zum Verkauf der Arbeitskraft, auch eine 
Milderung der Lohnarbeit zu erreichen. 

Doch bereits mit der Weltwirtschaftskrise wurde die Arbeitslosenversicherung 
weitgehend ausgehöhlt. Nur noch eine Minderheit der Arbeitslosen konnte 
Ansprüche auf Leistungen der Arbeitslosenunterstützung geltend machen, 
während der Großteil der Arbeitslosen auf die Fürsorge verwiesen wurde: „Von 
einer Versicherung konnte am Ende der Weimarer Republik nicht mehr ge- 
sprochen werden“ (Steffen 1994: 57). Die proklamierte Arbeitsverpflichtung 
für arbeitslose Fürsorgeempfänger, die schon in den Jahren relativer Stabilität 
durch Finanzierungsprobleme der Kommunen nur teilweise umgesetzt werden 
konnte, scheiterte am Sparkurs der Regierung. Die Zahl der öffentlichen Ar- 
beitsgelegenheiten fiel in den Krisenjahren sogar wesentlich geringer aus als in 
den Jahren zuvor (Steffen 1994: 87). 


Faschismus 


Nach der nationalsozialistischen Machtübernahme wurden die bestehenden 
Formen der kommunalen Arbeitsverpflichtung im Rahmen der „nationalen 
Arbeitsschlacht“ zunächst stark ausgeweitet (Sachße/Tennstedt 1992: 73). Mit 
dem deutlichen Rückgang der Arbeitslosenzahlen seit 1934 sank auch die Zahl 
der beschäftigten Pflicht- und Fürsorgearbeiter. Die Arbeitsverpflichtung verla- 
gerte sich in den folgenden Jahren immer mehr auf die regulären Beschäfti- 
gungsverhältnisse. Vor dem Hintergrund der intensiven Kriegsvorbereitungen, 
die eine „planmäßige Lenkung der Arbeitskräfte entsprechend den jeweiligen 
staatspolitischen Notwendigkeiten“ (Bracher/Funke/Jacobsen 1993: 148) er- 
forderten, entwickelte sich die zunehmende staatliche Reglementierung all- 
mählich zu einem allgemeinen Arbeitszwang. 

Komplementär zur staatlichen Arbeitsverpflichtung, wurden die repressiven 
Formen der Arbeitsdisziplinierung aufgebaut. Bereits in der Weimarer Repu- 
blik wurde die „Bewahrung“ Arbeitsunwilliger (Bettler, Prostituierte, Landstrei- 
cher, Obdachlose), bei denen die Arbeitserziehung gescheitert war, von ver- 
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schieden Parteien gefordert, deren Umsetzung allerdings an Verfassungsbeden- 
ken scheiterte (Schneider 1999). 

Unter Einbeziehung der neu entstandenen Konzentrationslager begannen eini- 
ge Kommunen auch ohne eine rechtliche Grundlage, die Bewahrung umzuset- 
zen. Die Frage der Bewahrung von ‚Asozialen’ als Aufgabe der Fürsorge verla- 
gerte sich in der Folgezeit immer mehr zu einer Frage der Gefahrenabwehr 
und wurde dem Kompetenzbereich von Polizei und SS zugeordnet. Der ‚Aso- 
ziale’ stand, unter den Bedingungen der totalen Arbeitsmobilisierung, im Ge- 
gensatz zur polizeilichen Aufgabenstellung einer „befehlsmäßigen und 
zwangsweisen Gewährleistung der Gemeinschaftsordnung“ (Sachße/Tennstedt 
1992: 266), so dass dessen Verwahrung mit der vorbeugenden Verbrechensbe- 
kämpfung gerechtfertigt wurde. Dies ermöglichte der Polizei, Einweisungen in 
die Konzentrationslager zu vollstrecken, in denen die ‚Asozialen’ bis Kriegsbe- 
ginn die zahlenmäßig größte Häftlingskategorie stellten. 


2. Die fordistische Sozialhilfe nach dem BSHG 


Die in der Weimarer Republik entstandenen Ansätze einer wohlfahrtsstaatli- 
chen Politik und der unter den Nationalsozialisten praktizierte Staatsinterven- 
tionismus wurden in der Nachkriegszeit zu einem System eines regulierten 
Kapitalismus ausgebaut (Lutz 1989: 186ff.). Erst unter diesen Bedingungen 
konnte die komplementäre Beziehung von prekärer Beschäftigung und Für- 
sorge für die Masse der Beschäftigten durchbrochen werden. An die Stelle 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse trat für einen wachsenden Teil der arbeı- 
tenden Bevölkerung das sozialversicherte und arbeitsrechtlich regulierte 
„Normalarbeitsverhältnis“, das bei Krankheit, Arbeitsunfähigkeit und Arbeits- 
losigkeit durch einen rechtlichen Anspruch auf statusorientierte Sozialleistun- 
gen gesichert wurde. 

In der Fürsorge wurden die verhältnismäßig fortschrittlichen Ansätze der Weima- 
rer Republik wieder aufgegriffen und weiterentwickelt. Entsprechend den günsti- 
gen sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen war die Neuregelung der Fürsorge 
in Form des 1961 verabschiedeten Bundessozialhilfegesetzes mit der Erwartung 
verbunden, „dass sich die Sozialhilfe auf die individuellen, untypischen Notlagen 
konzentrieren könnte und ein ‚Ausfallbürge’ in nicht schematisierbaren Situatio- 
nen bleibt“ (vgl. Bäcker/Bispinck/Hofemann/Naegele 2000: 226). 

Tatsächlich trat nun die eher pädagogisch denn repressiv ausgerichtet Einzel- 
fallbetreuung derjenigen Personengruppen in den Vordergrund, die durch das 
Raster der vorgeschalteten Sicherungssysteme fielen. Dennoch blieben die ın 
der Vergangenheit entwickelten Grundprinzipien der Fürsorge weiterhin beste- 
hen. Dies gilt zum einen für die restriktiven und stigmatisierenden Kontroll- 
verfahren, die mit dem Leistungszugang und -bezug verbunden sind und die 
Rechte der Sozialhilfebezieher gegenüber Beziehern anderer Einkommensarten 
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deutlich einschränken.’ Zum anderen für die verschiedenen Formen der Ar- 
beitsdisziplinierung. Die ökonomische Variante der Arbeitsdisziplinierung fin- 
det sich im Lohnabstandsgebot des BSHG. Danach hat sich die Höhe der So- 
zialhilfeleistungen nicht nur nach dem Bedarf des Empfängers zu richten, 
sondern muss zugleich einen angemessenen Abstand zu den unteren Lohn- 
gruppen des Arbeitsmarktes berücksichtigen (Adamy/Steffen 1998: 34). Das 
Bedarfsdeckungsprinzip der Sozialhilfe wird durch diese Richtlinie also wieder 
eingeschränkt, um den ökonomischen Druck auf die Leistungsbezieher auf 
rechterhalten zu können. 

Auch die Arbeitserziehung durch Verpflichtung zur kommunalen Arbeit („Hil- 
fe zur Arbeit“) ist von Anfang an Bestandteil des BSHG. Die gesetzliche Auf 
gabe der Sozialhilfe, „dem Empfänger der Hilfe die Führung eines Lebens zu 
ermöglichen, das der Würde des Menschen entspricht“, wie es das Bundesso- 
zialhilfegesetz formuliert, ist grundsätzlich an die Forderung gebunden, „seine 
Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensunterhaltes für sich und seine unter- 
haltsberechtigten Angehörigen einzusetzen“ (8$18;1 BSHG). Daher besteht wei- 
terhin die Hauptaufgabe der Fürsorgeträger darin, alle Leistungen so einzusetzen, 
dass der Hilfeempfänger befähigt wird, unabhängig von der Sozialhilfe zu leben. 
Nach der ursprünglichen Intention des Bundessozialhilfegesetzes soll für Hil- 
feempfänger, bei denen eine Vermittlung in den Arbeitsmarkt zunächst nicht 
gelingt, aber grundsätzlich Arbeitsbereitschaft besteht, ein Ersatz für die nor- 
male Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt geschaffen werden. Dabei han- 
delt es sich zunächst um Arbeitsverhältnisse nach der Entgeltvariante, bei der 
Arbeitsgelegenheiten auf der Basis eines regulären Arbeitsvertrags mit einer ta- 
tiflichen beziehungsweise ortsüblichen Entlohnung geschaffen werden (819 
Abs. 1 und Abs. 2.1 Variante BSHG). Erst nach Ausschöpfung dieser Mög- 
lichkeit sollen Arbeitsverhältnisse nach der Mehraufwandsvariante herangezo- 
gen werden, die über die reine Arbeitsbeschaffungsfunktion hinaus zur Prü- 
fung der Arbeitsbereitschaft beziehungsweise Arbeitsgewöhnung_ eingesetzt 
werden sollen. Bei diesen Arbeitsgelegenheiten handelt es sich um öffentlich- 
rechtliche Beschäftigungsverhältnisse, so dass „kollektiv- oder individualrecht- 
liche Normen des Arbeitsrechts keine Geltung haben“ (Adamy/Steffen 1998: 
46). Die Entlohnung besteht aus dem vorherigen Sozialhilfesatz und einer so- 
genannten Mehraufwands-Entschädigung von 1,50 Euro die Stunde (819 Abs. 
2.2. Variante und 820 BSHG). 


1 Dies gilt zunächst für die seit der frühen Neuzeit bestehenden Kontrollmöglichkeiten, bei 
denen auch lebensstilregulierende Aspekte weiterhin eine Rolle spielen. So zum Beispiel die 
in 825 BSHG gerechtfertigte Kontrolle „unwirtschaftlichen Verhaltens“ des Hilfeempfängers 
durch Hausbesuche. Weitere Vergleiche lassen sich mit der Bestimmung 861 SGB I, wonach 
Hilfeempfänger zu mündlichen Erörterungen persönlich im Amt zu erscheinen haben und 
860 SGB I herstellen, der die Zustimmung des Sozialhilfeempfängers zur Erteilung erforder- 
licher Auskünfte durch Dritte im Rahmen des Mitwirkungsgebotes verlangt (Tjaden- 
Steinhauer 1985: 150 ff.). 
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Die Arbeitsaufnahme wird durch die Drohung unterstützt, bei Arbeitsverwei- 
gerung und „unwirtschaftlichem Verhalten“, wie es in 825;2 BSHG heißt, die 
„Hilfe bis auf das zum Lebensunterhalt unerlässliche“ einzuschränken. Eine 
weitere Sanktionsandrohung ist durch die Möglichkeit zur Einweisung in eine 
„Arbeitseinrichtung“ gegeben, deren Ziel es ist, „daß der Untergebrachte sich 
möglichst rasch bereit findet, außerhalb der Anstalt wieder den Lebensunter- 
halt für sich und seine Angehörigen durch Arbeit zu verdienen“ (BT- 
Drs.3/1799,43, zitiert nach Brütt 2001: 274). Allerdings wurden die Arbeitsein- 
richtungen, die noch in den 50er und 60er Jahren zur Einweisung von „Land- 
streichern“ genutzt wurden, in Folge der 68er Proteste geschlossen und der 
entsprechende Artikel im BSHG 1974 gestrichen (Massip/Lohoff 1999: 138). 


3. Von Welfare zu Workfare 


Mit der sich seit Anfang der 80er Jahre verfestigenden Massenarbeitslosigkeit 
offenbarten sich die Grenzen der versicherungsbezogenen Arbeitslosenunter- 
stützung. Der wachsende Anteil derjenigen Arbeitslosen, die aufgrund man- 
gelhafter Arbeitsmarktintegration keine Anspruchsberechtigung auf Arbeitslo- 
senunterstützung erwerben konnten, wurde auf die Sozialhilfe verwiesen (vgl. 
Kronauer 2002: 186). Die Sozialhilfe entwickelte sich dadurch zu einer „Art 
zweiter ‚Regelsicherung’ bei Arbeitslosigkeit“ (Bleses/Vetterlein: 2002: 72). 
Dieser Prozess wurde durch die neoliberale Wende in der Bundespolitik 
noch einmal verschärft. Um den Anreiz zur Erwerbstätigkeit zu erhöhen, 
wurde die Sicherungsfunktion der Arbeitslosenunterstützung durch Lei- 
stungskürzungen und Einschränkung des Kreises der Leistungsberechtigten 
weiter vermindert (Bleses/Vetterlein: 2002: 70). Gleichzeitig wurden die ar- 
beitsdisziplinierenden Elemente der Sozialhilfe in den 1980er und 90er Jahren 
durch die bundespolitische Gesetzgebung weiter ausgebaut (Adamy/Steffen 
1998; Brütt 2001). 

Neben einer stärkeren Betonung des Lohnabstandsgebotes (Gebauer/Pet- 
schauer/Vobruba 2002: 52), geschah dies vor allem durch den arbeitsmarktpo- 
lischen Umbau der „Hilfe zur Arbeit“, die sich in zahlreichen Rechtsänderun- 
gen widerspiegelt. Schon 1982 wurde festgeschrieben, dass ein Qualifikations- 
oder Arbeitsschutz für Hilfeempfänger nicht besteht. Unzumutbar sind für ar- 
beitsfähige Hilfeempfänger letztlich nur noch Tätigkeiten, „bei denen die Er- 
ziehung eines Kindes gefährdet ist oder die notwendige Pflege von Angehöri- 
gen der Ausübung einer Berufstätigkeit entgegensteht“ (Adamy/Steffen 1998: 
99). Anfang der 1990er Jahre kam es zu weiteren Verschärfungen. Mit Inkraft- 
treten des Gesetzes zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms 
(FKPG) 1993 werden die Kommunen aufgefordert, junge arbeitslose Hilfeemp- 
fänger zu kommunalen Arbeiten heranzuziehen. Diese Arbeitsverpflichtung 
wurde 1994 auf alle arbeitslosen Empfänger ausgedehnt. 
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Komplementär zur Erweiterung der Arbeitsverpflichtung wurden die Sankti- 
onsmechanismen der „Hilfe zur Arbeit“ ausgebaut. 1993 wurde die Streichung 
der Sozialhilfe bei Arbeitsverweigerung auf das zum Lebensunterhalt unerläss- 
liche von einer „kann“- zu einer „soll“-Bestimmung umgewandelt. Seit 1996 
muss allen Sozialhilfeempfängern, die eine Arbeit oder Arbeitsgelegenheit ver- 
weigern, die Hilfe um mindestens 25% des entsprechenden Regelsatzes gestri- 
chen werden. Im selben Jahr wurde zudem die Gewährung von Lohnzuschüs- 
sen bis zu 6 Monaten bei Aufnahme einer Arbeitsstelle auf dem ersten Ar- 
beitsmarkt eingeführt. Auch hierbei ist eine Verweigerung mit den erwähnten 
Kürzungen verbunden. Eine Kündigung dieser Stelle nach Ablauf der Zu- 
schusszeit aufgrund des geminderten Arbeitsentgeltes zieht eine 12-wöchige 
Kürzung der Sozialhilfe auf das zum Lebensunterhalt unerlässliche nach sich. 
Die Einschränkung der Sozialhilfe auf das Unerlässliche gilt auch für diejeni- 
gen, welche vom Bezug der Lohnersatzleistungen des Arbeitsamtes aufgrund 
einer Sperrzeit ausgeschlossen wurden und nun auf die Hilfen der Sozialämter 
angewiesen sind. Grundsätzlich kann die Sozialhilfe bei Verweigerung von Ar- 
beit und Arbeitsgelegenheiten auch ganz gestrichen werden. 

Neben der Ausweitung der Zumutbarkeitskriterien und Sanktionsmechanis- 
men hat der Gesetzgeber auch die Einsatzmöglichkeiten der „Hilfe zur Arbeit“ 
stark ausgeweitet: zum einen dadurch, dass die Beschränkung auf zusätzliche 
Arbeit, die gerade die Expansion der kostengünstigen und ungeschützten 
Mehraufwandvariante hemmte, aufgehoben wurde. Zum anderen wurde die 
notwendige Befristung der Arbeitsgelegenheiten durch eine „in der Regel“- 
Bestimmung aufgehoben (Massip/Lohoff 1999: 149). Weiterhin wird die Aus- 
weitung durch die Neuregelung der Ergänzung des 819;1 BSHG „Zur Schaf- 
fung von Arbeitsgelegenheiten können auch Kosten übernommen werden“ 
begünstigt. Dies bedeutet, dass die Schaffung von Arbeitsgelegenheiten durch 
zum Beispiel gemeinnützige Vereine von den Kommunen finanziell unterstützt 
werden kann, wogegen bisher nur die Lohnkosten übernommen wurden. 

Die verstärkte Arbeitsverpflichtung beschränkte sich jedoch nicht auf die So- 
zialhilfe. Auch bei der Arbeitslosenunterstützung wurden die arbeitsdiszipli- 
nierenden Strukturen ausgebaut. So wurden die Zumutbarkeitskriterien für 
Arbeitslosenunterstützungsempfänger, bei gleichzeitig immer restriktiveren 
Sperrzeitenregelungen seit 1975 achtmal verschärft (Oschmiansky/Kull/ 
Schmid 2001: 4ff.; Beier et al. 2002). Allerdings bot das sozialhilferechtliche 
Instrumentarium der „Hilfe zur Arbeit“ die Möglichkeit, relativ restriktive 
Maßnahmen gegen Arbeitslose umzusetzen, ohne auf größeren Wiederstand 
der Öffentlichkeit zu stoßen. Vielmehr trifft eine restriktive Vorgehensweise 
anders als bei den an Anwartschaften geknüpften Leistungen der Arbeitslosen- 
unterstützung häufig auf breite Zustimmung in der Öffentlichkeit (Gebauer/ 
Petschauer/Vobruba 2002: 31). Zugleich ist hier auf den Vorteil der Pflichtar- 
beit zu verweisen. Während sich die Sanktionsmaßnahmen der Arbeitslosen- 
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versicherung angesichts des generellen Mangels an Arbeitsplätzen und häufig 
überlasteten Arbeitsämtern, die zudem die Beweislast der Zumutbarkeit zu tra- 
gen hatten, oftmals als relativ ineffektiv erwiesen, ermöglicht die kommunale 
Pflichtarbeit die direkte Überprüfung der Arbeitsbereitschaft ohne einschrän- 
kende Zumutbarkeitskriterien. Das disziplinierende Instrumentarium der Sozi- 
alhilfe stellt zudem eine kostengünstige Anreiz-Alternative zu den diversen flä- 
chendeckenden Kombi-Lohn- oder Negativsteuer-Modellen dar, bei denen die 
Arbeitskosten durch staatliche Subventionierung gesenkt werden sollen. 


Kommunale Strategien 


Tatsächlich haben sich die kommunalen Arbeitsgelegenheiten in den letzten 
Jahren massiv ausgeweitet. Während nach Angaben des deutschen Städtetages 
1996 noch 200.000 Menschen in Maßnahmen der „HzA“ beschäftigt wurden, 
stieg die Zahl auf über 400.000 im Jahr 2000 (Städtetag 2001a). Bei etwa 
800.000 arbeitslosen Sozialhilfeempfängern ohne reguläre Arbeit (Schätzung 
des Statistischen Bundesamtes, FAZ vom 22.08.2001), wurde demnach etwa 
jeder zweite erwerbsfähige Leistungsempfänger in die kommunalen Arbeitsmaß- 
nahmen einbezogen. Davon entfiel über die Hälfte auf die weitgehend rechtlo- 
sen Arbeitsverhältnisse der Mehraufwandsvariante (vgl. Städtetag 2001a). 

Die Ausweitung der Arbeitsgelegenheiten in den 80er und verstärkt in den 
90er Jahren lässt sich jedoch nicht primär auf die Intentionen bundespoliti- 
scher Arbeitsmarktstrategien zurückführen. Vielmehr folgt die Entwicklung der 
„Hilfe zur Arbeit“ einer kommunalen Eigenlogik, die im wesentlichen durch 
die finanziellen Probleme der Kommunen geleitet ist (Hanesch: 2001: 364). 

So griffen viele Kommunen bereits Anfang der 1980er Jahre auf die öffentlich- 
rechtlichen Arbeitsverhältnisse zurück, um arbeitsfähige Sozialhilfebezieher aus 
dem Leistungsbezug zu drängen (Lohoff/Massip 1999: 142).” Die Maßnahmen 
werden in diesem Zusammenhang als eine Art „zweite Bedarfsprüfung“ (Brütt 
2001: 273) eingesetzt. In einigen Kommunen werden sogar alle Neuantragsstel- 
ler auf die Mehraufwandsvariante verwiesen (Hanesch: 2001: 364). Ein ähnli- 
ches fiskalisches Interesse wird seit Mitte der 1980er Jahre bei der Ausweitung 
der privatrechtlichen Arbeitsverhältnisse verfolgt. Da diese sozialversicherungs- 
pflichtig sind, haben die Betroffenen nach einem Jahr regulärer Arbeit wieder 
Anspruch auf Arbeitslosengeld (Schulze-Böing 2002: 162). Viele Kommunen 
nutzen diese Transfermöglichkeit in den Zuständigkeitsbereich der Arbeitslo- 
senversicherung, um sich so für längere Zeit von den Kosten des Maßnahme- 
teilnehmers zu entlasten (Adamy/Steffen 1998: 103).” In gewisser Weise revan- 


2 „Es wird geschätzt, dass ca. 1/4 der Sozialhilfebezieher die erzwungenen Arbeiten ablehnen wer- 
den oder bereits im Vorfeld ganz auf einen Sozialhilfeantrag verzichten“ (Sommerfeld o.).: 6). 

3 Nach Angaben des Städtetages von April 2000 laufen 63% aller „AzA* Maßnahmen länger 
als ein Jahr (Städtetag 2000). 
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chieren sich die Kommunen damit für die Lastenverschiebung von Seiten der 
Arbeitslosenpolitik, die durch Leistungseinschnitte im Arbeitsförderungsrecht 
ihrerseits die Finanzhaushalte der Kommunen belastet. Adamy/Steffen weisen 
darauf hin, dass durch Ausweitung dieser Arbeitsgelegenheiten aus finanziel- 
lem Interesse die eigentlich intendierte Verstärkung der Arbeitsfähigkeit viel- 
fach unterlaufen werde. So empfinden viele „HzA“-Beschäftigte mit beruflicher 
Qualifikation ihre Tätigkeit als einen sozialen Abstieg. Dies gilt insbesondere 
für die steigende Zahl der Höherqualifizierten unter den Maßnahmeteilneh- 
merInnen. Andererseits sind schwächere Arbeitskräfte durch die Ausübung ei- 
ner Vollzeitstelle vielfach überfordert (Adamy/Steffen 1998: 104). Die Wirkun- 
gen der kommunalen Arbeitsverpflichtung hinsichtlich einer verstärkten Inte- 
gration der arbeitslosen Sozialhilfeempfänger in den ersten Arbeitsmarkt sind 
trotz weitgehend fehlender Evaluationen eher gering einzuschätzen. So urteilt 
der deutsche Städtetag in einer Meldung von August 2001, „dass von den 
rund 400.000 Sozialhilfeempfängern, die durch die Städte in Arbeit vermittelt 
oder qualifiziert werden, nur wenige in den ersten Arbeitsmarkt gelangen, 
zeigt, wie begrenzt die Reichweite der kommunalen Möglichkeiten ist“ (Städ- 
tetag 2001a). Auch die Anwendung der Kombilöhne, die durch finanzielle 
Beihilfen Anreize zur Aufnahme niedrig entlohnter Arbeitsverhältnisse schaf- 
fen soll, führt nach Angaben des Städtetages nur in „relativ wenigen Fällen 
zum Erfolg“ (ebd.). 


4. Das Hartz-Konzept 


Vor dem Hintergrund der bereits bestehenden Ansätze einer umfassenden Ar- 
beitsverpflichtung auf kommunaler Ebene und des kontinuierlichen Abbaus 
statussichernder Elemente der Arbeitslosenunterstützung sind die gegenwärti- 
gen Arbeitsmarktreformen der rot-grünen Regierungskoalition als eine Syste- 
matisierung und Extensivierung der bereits bestehenden Ansätze einer aktiven 
Proletarisierung zu verstehen, durch die bestehende Blockaden der Arbeitsin- 
tegration beseitigt werden sollen (Hötger/Freidinger 2003). Hinsichtlich der 
Zusammenlegung von Arbeits- und Sozialhilfe bezieht sich dies auf verschie- 
dene Punkte: 

- Die bereits in Ansätzen betriebene Integration der Sozialhilfeempfänger in 
den Zuständigkeitsbereich der Arbeitsämter wird nun vollständig umge- 
setzt. Dadurch werden zum einen die vermittlungshemmenden Doppelzu- 
ständigkeiten von Arbeits- und Sozialämtern aufgehoben, zum anderen die 
Sozialhilfeempfänger den eigentlich kompetenten Verwaltungseinheiten der 
Arbeitsmarktpolitik zugeführt. 

- Der „Verschiebebahnhof“ zwischen kommunalen Arbeitsgelegenheiten und 
der Arbeitslosenversicherung, der die betroffenen Arbeitskräfte aus dem 
Zuständigkeitsbereich der „Hilfe zur Arbeit“ beförderte, wird aufgehoben. 
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- Gleichzeitig werden die Langzeitarbeitslosen, die durch statusorientierte 
Leistungen, einkommensorientierte Zumutbarkeitskriterien und die Beweis- 
last der Arbeitsämter noch über einen gewissen Einkommensschutz verfüg- 
ten, nun den disziplinierenden Instrumenten der Sozialhilfe zugeführt. 

- Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe erfolgt in Verbin- 
dung mit einer intensivierten Arbeitsvermittlung, die durch Externalisie- 
rung bestehender Kontrollfunktionen (Umkehr der Beweislast, Eingliede- 
rungsvereinbarung), einen wesentlich effizienteren Zugriff auf den Arbeits- 
losen gewährleisten soll. 


Für einen Großteil der gegenwärtig über zwei Millionen Bezieher von Arbeits- 
losenhilfe bedeutet die Überführung in die Bezugsbedingungen des Arbeitslo- 
sengeld II eine deutliche Verschlechterung ihrer rechtlichen und materiellen 
Situation. Während etwa 44% der Arbeitslosenhilfeempfänger mit deutlich ab- 
gesenkten Leistungen zu rechen haben, werden aufgrund der strengeren Be- 
dürftigkeitsprüfungen über 500.000 Arbeitslosenhilfebezieher vom Leistungs- 
bezug gänzlich ausgeschlossen (DGB-Bundesvorstand 2004: 5). Die Zumut- 
barkeitskriterien und Sanktionen des neuen Arbeitslosengeld II richten sich weit- 
gehend nach den geltenden Kriterien der Sozialhilfe, was neben einer uneinge- 
schränkten Zumutbarkeit und scharfen Sanktionen bis hin zur vollständigen 
Einstellung der Fürsorgeleistungen auch die Vermittlung in die rechtlosen und 
lediglich mit einer Mehraufwandsentschädigung vergüteten Pflichtarbeitsverhält- 
nisse mit einschließt. In Zukunft könnte sich damit die Zahl der sozialrechtlich 
Beschäftigten auf bis zu eine Million erhöhen (DGB-Bundesvorstand 2004: 8). 
Durch die Verbindung einer intensivierten Kontrolle durch die Jobcenter mit 
der uneingeschränkten Zumutbarkeit ist nach Inkrafttreten der Reformen mit 
einem starken Anstieg der sanktionsbedingten Leistungskürzungen zu rechnen. 
Bereits die gegenwärtig gültigen Regelungen der Arbeitsmarktreformen, wie die 
Umkehr der Beweislast, zeigen deutliche Wirkungen. So berichtet die Bundes- 
anstalt für Arbeit, dass die sanktionsbedingten Leistungskürzungsfälle, im Ver- 
gleich zum Vorjahreszeitraum um 101,7% gesteigert wurden (Bundesanstalt für 
Arbeit 2003: 14). Die verschärfte Gangart der Arbeitsvermittlung schlägt sich 
aber nicht nur in einer gesteigerten Anwendung von Sanktionen nieder, son- 
dern auch in einer verstärkten Exklusion von Leistungsempfängern aus dem 
Versorgungssystem der Arbeitslosenunterstützung: „Der Exklusionstrend 
schlägt sich auch deutlich in den Abgängen aus der Arbeitslosigkeit bei der 
Bundesanstalt für Arbeit nieder. Während die BA z.B. für den September 2003 
mit 789.700 Abgängen aus der Arbeitslosigkeit eine Verbesserung von 14,5% 
gegenüber dem Vorjahresmonat zu verzeichnen hat, sind 346.000, d.h. 44 Pro- 
zent (!), dieser Abgänge als Ausscheiden in ‚sonstige Nichterwerbstätigkeit’ ru- 
briziert, was u.a. mit der Nichterneuerung der Meldung oder der Verhängung 
von Sperrzeiten zu tun hat“ (Bundesanstalt für Arbeit 2003: 4). 
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Während die repressiven Bestandteile des BSHG in Form von Sanktionen und 
Pflichtarbeit in das Arbeitslosengeld II übernommen werden, fallen die huma- 
nitären Elemente des BSHG wie das Menschenwürdegebot nach $1 des BSHG 
dem Primat der Arbeitsmobilisierung zum Opfer. Im konkreten Fall schlägt 
sich dies etwa in der Streichung der vor- und nachgehenden familiengerechten 
Hilfen nach 86 und 7 BSHG und dem Wegfall der sozialen Hilfen und Bera- 
tungsleistungen nach 88 und 817 nieder. Beratungsangebote und Hilfsleistun- 
gen konzentrieren sich damit nur noch auf Herstellung der Beschäftigungsfä- 
higkeit der Leistungsempfänger, die mittels Eingliederungsvereinbarungen er- 
reicht werden soll, deren „Freiwilligkeit“ mit Hilfe eines umfassenden Arsenals 
von Sanktionen hergestellt wird (Trube/Wohlfahrt 2004). 

Davon sind auch Personen wie Suchtkranke und Menschen mit psychischen 
Erkrankungen betroffen, die nicht unter die Kategorie der „voll erwerbsge- 
minderten“ Leistungsbezieher fallen, aber wegen ihrer eingeschränkten Er- 
werbsfähigkeit zumeist nicht in den ersten Arbeitsmarkt vermittelt werden 
können. Sie werden vermutlich in die weitgehend rechtlose Pflichtarbeit ver- 
mittelt. Gerade bei diesem Personenkreis wendet sich die Aktivierungslogik 
gegen die Leistungsempfänger: „Bei Nichterbringung eines Willigkeitsbeweises 
fällt der Schaden bezüglich der nicht rechtzeitig angemeldeten bzw. abgehol- 
ten Sozialleistung in die Verantwortung des säumigen Kunden. Damit wird die 
soziale Arbeit letztlich auf den Kopf gestellt, indem sie die eigentlichen Resul- 
tate ihrer Arbeit, wie Motivation, Erwerbsorientierung, Einlassen auf Hilfe und 
Ähnliches kurzerhand zur Voraussetzung ihres Tätigwerdens macht, anstatt sie 
als Ziel der gemeinsamen Anstrengung mit arbeitsmarktlich Ausgegrenzten zu 
begreifen“ (Trube/Wohlfahrt 2004: 6). 

Das Gegenstück zur Rationalisierung und Ausweitung der arbeitsdisziplinie- 
renden Strukturen bildet die Deregulierung der Beschäftigungsverhältnisse in 
Form von PSA/Leiharbeit, Ich-AG, Mini- und Midijobs, sowie erweiterten 
Einsatzmöglichkeiten befristeter Beschäftigungsverhältnisse. Durch die Über- 
windung kosten- (Lohnnebenkosten) und rechtsbedingter (Kündigungsschutz) 
Einstellungsbarrieren des Normalarbeitsverhältnisses, sollen vor allem im Be- 
reich der arbeitsintensiven Dienstleistungen neue Arbeitsplätze erschlossen wer- 
den. Damit soll das zweite große Hemmnis einer aktiven Proletarisierung besei- 
tigt werden. Nicht zuletzt scheiterte die kommunale Arbeitsmarktpolitik trotz 
umfassender Disziplinierungsinstrumente an einem Mangel an Arbeitsstellen im 
ersten Arbeitsmarkt, wodurch die Disziplinarmaßnahmen (zwar finanzpolitisch 
erfolgreich) arbeitsmarktpolitisch oftmals ins Leere liefen. Auch diese Strategie 
setzt an bestehenden, aber vergleichsweise bescheidenen, Reformen der Kohl- 
Regierung an. Infolge dieser bereits bestehenden Deregulierungen arbeiten bereits 
heute 35% der erwerbstätigen Bevölkerung in atypischen Beschäftigungsverhält- 
nissen (DGB-Bundesvorstand 2004: 12), die in den meisten Fällen mit einge- 
schränkten Arbeitnehmerrechten und Niedrigeinkommen verbunden sind. 
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Schluss 


Die gegenwärtige Phase der aktiven Proletarisierung zeigt viele Parallelen zu 
vorangegangenen Epochen auf: Ein verstärkter Kontrollanspruch der Admini- 
stration, der mit einem Verlust von Rechten der Leistungsbezieher einhergeht, 
sowie drastische Leistungskürzungen und Pflichtarbeit als Disziplinierungsin- 
strumente, denen eine Ausweitung prekärer Formen von Lohnarbeit gegenü- 
bersteht. Die Dialektik von Fürsorge und prekärer Lohnarbeit, die für eine 
kurze Zeit durch die vergleichsweise zivilisiertere Variante der Wechselbezie- 
hung von regulierter Beschäftigung und Anspruchsrechten durchbrochen wur- 
de, wird damit für einen großen Teil der Bevölkerung wiederhergestellt. 

Diese Kontinuität auf der Ebene der Mittel lässt sich keineswegs mit einer 
überhistorischen ökonomischen Notwendigkeit begründen, die der Aufrecht- 
erhaltung menschlichen gesellschaftlichen Lebens geschuldet wäre. Bereits die 
ersten beschriebenen Formen des Arbeitszwangs lassen sich schon nicht mehr 
durch eine solche „Notwendigkeit“ begründen. Vielmehr handelt es sich um 
historische Formen des Zwangs, die sich in der gegenwärtigen Etappe der ka- 
pitalistischen Entwicklung in der neoliberalen Argumentation des ökonomi- 
schen „Sachzwangs“ äußern. Indem auf diese Weise den Betroffenen ihr Recht 
auf eine materielle Mindestsicherung schrittweise entzogen wird, vollzieht sich 
ein schleichender Abbau sozialer Bürgerrechte, die bis heute zu einem hohen 
Grad sozialer Integration beigetragen haben. Im gleichen Maß, wie der Staat 
sich aus der Verantwortung zurückzieht, die sozialen Bürgerrechte zu gewähr- 
leisten, gewinnen reaktive gegenüber aktiven, restriktive gegenüber präventiven 
staatlichen Interventionsmustern an Gewicht und bestätigen damit die ein- 
gangs zitierte von dem Sozialhistoriker Eckard Pankoke Mitte der 80er Jahre 
geäußerte Befürchtung. Schließlich verwundert es auch nicht mehr, dass zu- 
nehmend neue Formen gesellschaftlicher Exklusion wahrgenommen werden. 
Hatte doch schon Thomas Marshall erkannt, dass die zivilgesellschaftliche 
und politische Teilhabe erst auf der Grundlage einer gewissen materiellen Si- 
cherung möglich ist, die unter kapitalistischen Vergesellschaftungsbedingun- 
gen für viele Menschen oftmals nur durch die staatliche Garantie sozialer 
Standards, die über eine reine Existenzsicherung hinaus reichen, realisiert wer- 
den kann. Zwar war ihre Gewährung historisch immer an die prinzipielle Be- 
reitschaft zur Arbeitsaufnahme gebunden, gleichwohl ermöglichten erst die 
sozialen Bürgerrechte die historisch-spezifische Kultur des Wohlfahrtsstaates. 
Während auf der einen Seite die damit verbundenen sozialen Errungenschaf- 
ten heute zunehmend unter Druck geraten, wird auf der anderen Seite die Ar- 
beitsbereitschaft weiterhin vorausgesetzt und forciert. 

Die Tatsache, dass die verschiedenen Formen aktiver Proletarisierung lediglich 
durch Zwang durchgesetzt werden konnten, zeigt bereits, dass deren Zwecke 
jenseits der Interessen der der Disziplinierung Unterworfenen liegen. Demge- 
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genüber könnte eine Politik, die diesseits der Bedürfnisse agiert, Formen des 
Arbeitszwangs sicherlich entbehren. Eine alternative Entwicklung zur momen- 
tanen Praxis der Tabula rasa im Sinne eines neuen Gesellschaftsvertrags, der 
die enge Bindung einer materiellen Grundsicherung an eine entsprechende 
Arbeitsleistung löst, ist, zumindest im Bereich der kommunalen Fürsorge, aus 
unserer Sicht nicht zu erkennen. 
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Björn Böhning, Kai Burmeister 


Sozialabbau im Namen der 
Generationengerechtigkeit ?' 


„Die Geschichte ist nichts als die Aufeinanderfolge der einzelnen Genera- 
tionen, von denen Jede die ihr von allen vorhergegangenen übermachten 
Materialen, Kapitalien, Produktionskräfte exploitiert, daher also einerseits 
unter ganz veränderten Umständen die überkommene Tätigkeit fortsetzt 
und andrerseits mit einer ganz veränderten Tätigkeit die alten Umstände 
modifiziert.“ (Karl Marx, Friedrich Engels, Die deutsche Ideologie) 


Die Generationendebatte hat in Deutschland Hochkonjunktur. War Genera- 
tionengerechtigkeit ursprünglich eng mit einem ökologisch inspirierten Nach- 
haltigkeitsdiskurs verbunden, bezieht sich dieser heute eher auf die Finanz- 
und Sozialpolitik. Unter dem Motto der „Generationengerechtigkeit“ hat sich 
hier eine Rhetorik entfaltet, die Begründungen für eine einseitige Haushalts- 
konsolidierung bis hin zur Privatisierung der Sozialsysteme liefert. Vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels werden Ängste geschürt, die junge 
Generation könnte von den Lasten der Sozialversicherungssysteme „erdrückt“ 
werden. 

Nicht alles jedoch, was unter dem Deckmantel von Demografie und Genera- 
tionengerechtigkeit steht, entspricht einem realen Blick auf gesellschaftliche 
Verhältnisse. Schnell werden dabei junge gegen alte, kinderreiche gegen kinder- 
lose und starke gegen schwache Menschen ausgespielt. Die real existierende 
Generationendebatte nimmt dabei die demografische Entwicklung zum Aus- 
gangspunkt für die Infragestellung der gegenwärtigen Sozialordnung. Aus dem 
Blick geraten dabei reale gesellschaftliche Verhältnisse und Spielräume zur Ge- 
staltung des demografischen Wandels. 

Beherrschend dabei ist das Bild „Die Alten rauben die Jungen aus“. Als Folge 
einer kampagnenartigen Medieninszenierung prägt dieses Bild heute den poli- 
tischen Diskurs. „Die Last der Alten“ hat nicht nur die Titelseiten von Stern, 
Spiegel oder FAZ erreicht, sondern mittlerweile auch das Alltagsverständnis 


1 Dieser Beitrag ist Resultat des Projekts „Generationengerechtigkeit in der Diskussion“, das 
von Stipendiaten der Hans-Böckler-Stiftung vom Frühjahr 2003 bis Herbst 2004 durchge- 
führt worden ist. Dieser Beitrag basiert weitgehend auf den Projektergebnissen sowie auf wei- 
teren Artikel zu sozialpolitischen, gesamtwirtschaftlichen und juristischen Aspekten, die in 
dem Buch Generationen & Gerechtigkeit zusammengefasst sind. 
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der sich in Verantwortung befindenden Politikerinnen und Politiker. Doch 
nicht nur hier, sondern auch in Ökonomie, Wissenschaft und Kultur ist die 
Denkfigur eine Konstante geworden. Der - zweifelsohne jahrzehntelang exi- 
stierende und sich verstärkende - demografische Wandel wird dazu verwendet, 
Sozialkürzungen und prozyklische Haushaltskonsolidierung mit den Bedürf- 
nissen und Ansprüchen einer zukünftigen, mithin noch gar nicht lebenden 
Generation zu begründen. Die Bilder einer sich umkehrenden Alterspyramide 
suggerieren eine nüchterne Problembeschreibung. Die Überspitzung und 
Dramatisierung durch Medien, Wissenschaft und Politik sind jedoch Teil ei- 
ner Kampagne gegen Staatlichkeit insgesamt und einer populistischen Inan- 
spruchnahme von Ansprüchen junger Menschen, die sich am deutlichsten in 
der Forderung des Vorsitzenden der Jungen Union nach Ablehnung von Ope- 
rationen für alte Menschen ausdrückt.’ 

In der PROKLA setzte sich in der Nummer 121 Norbert Reuter mit dieser 
Debatte hinsichtlich Staatsverschuldung und Rentenfinanzierung unter finanz- 
wissenschaftlichen Gesichtspunkten kritisch auseinander (Reuter 2000). Wir 
wollen uns im Folgenden der real existierenden Generationendebatte nähern 
und anknüpfend an Reuters gesamtwirtschaftliche Betrachtung populäre 
Muster der Generationendebatte kritisch überprüfen. Die Beantwortung der 
Frage, inwieweit der Klassenkompromiss der sozialstaatlichen Regelungen an 
sein Ende gelangt, hängt neben der ökonomischen Basis auf der ideologischen 
Ebene entscheidend vom Verlauf des kommenden Generationenwechsels ab. 
Hierzu soll abgeschätzt werden, in welchem Maß der Begriff „Generationenge- 
rechtigkeit“ in gesellschaftlichen Debatten dominierend ist und ob junge 
Menschen eigentlich wirklich Träger/innen der Forderung nach Generationen- 
gerechtigkeit sind. 

Den Dramatisierungen der öffentlichen Kampagne zu widersprechen, bedeutet 
nicht, die Herausforderungen des demografischen Wandels auf betrieblicher, 
sektoraler und gesellschaftlicher Ebene zu übersehen. Abschließend sollen 
daher unabhängig von der ideologischen Überhöhung der Generationenge- 
rechtigkeit Elemente beschrieben werden, die den Terminus weniger miss- 
bräuchlich füllen und auf tatsächliche Herausforderungen des demografischen 
Wandels eingehen. 


1. Populäre Mythenbildung 


Ganz wesentlich beruht die Debatte um Generationengerechtigkeit auf der 
Behauptung, dass die ältere Generation über eine zu hohe Einkommensposi- 
tion aufgrund von üppigen Rentenzahlungen verfügen würde. Das sozialstaat- 
liche Generationenverhältnis basiert in modernen Gesellschaften jedoch auf 
einem sich über den Lebensverlauf ausgleichenden Transfersystem (vgl. Abb. 1). 


2 „Keine Hüftgelenkte für die ganz Alten“, Tagesspiegel vom 3. August 2003. 
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Abbildung 1: Die wichtigsten Transferströme zwischen den Generationen 


Staat & Sozialversi- 
cherungen 


Junge Mittlere Alte 


Generation Generation 


Generation 


Quelle: Hauser (2004: 32) 


Die Angehörigen der jeweils mittleren Generation sind überwiegend erwerbstä- 
tig und leben vom direkt erzielten Arbeitseinkommen, sofern kein Kapitalbe- 
sitz besteht. Die jüngste Generation lebt überwiegend von direkten Transfers 
der Eltern. Zwar bestehen mit dem Kindergeld, Kinderbetreuungseinrichtun- 
gen u.ä. einige Öffentliche Förderinstrumente, doch bleiben Kinder im deut- 
schen Sozialstaat weitgehend Privatsache der Eltern. Die jeweils älteste Genera- 
tion hat die eigene aktive Erwerbsphase bereits abgeschlossen und empfängt 
nun Transfereinkommen in Form von Altersrenten, die von der mittleren Ge- 
neration erbracht werden. Dieses Modell firmiert in Deutschland als Genera- 
tionenvertrag und ist über die Umlagefinanzierung der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung (GRV) organisiert. Dieses Verfahren finanziert vornehmlich durch 
die Beiträge der aktiv Beschäftigten die jeweils aktuellen Renten, gleichzeitig 
erwerben die Beitragszahler Anwartschaften auf künftige Rentenzahlungen für 
das eigene Alter.’ Bei diesen Ansprüchen gegenüber der gesetzlichen Renten- 
versicherung handelt es sich um Eigentum, das einem verfassungsrechtlichem 
Schutz unterliegt (Bieback 1997). 

Mit der großen Reform von 1957 ist die gleichberechtigte Teilnahme am ge- 
samtwirtschaftlichen Wohlstand ins Zentrum der Rentenpolitik gerückt. Das 
Ziel der Rentenversicherung ist demnach nicht nur auf die Vermeidung von 
Altersarmut beschränkt, sondern orientiert sich auch auf die Sicherung des 


3 Neben den Sozialversicherungsbeiträgen hat in den letzten Jahren der Bundeszuschuss eine 
immer wichtigere Bedeutung gewonnen, so wurden 2002 31% der Gesamtausgaben der GRV 
durch verschiedene Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt finanziert. Die Rechtfertigung für die 
verschiedenen Formen des Bundeszuschusses finden sich neben der politischen Zielstellung 
der Stabilisierung der Beitragssätze in der Übertragung von allgemeinen sozialen Aufgaben 
auf die Rentenversicherung, denen keine Beitragseinnahmen gegenüberstehen. Beispiele hier- 
für sind Anrechnung von Ausbildungszeiten, Ersatzzeiten, Zahlung von Fremdrenten. 
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Lebensstandards. Über an die Lohnentwicklung gekoppelte Rentenanpassun- 
gen ist diese wichtigste Form von Einkünften der älteren Generation an die 
allgemeine Einkommensentwicklung angebunden. Die Zielstellung der Le- 
bensstandardsicherung ist allerdings u.a. durch die 2001 vorgenommene Ab- 
senkung des Rentenniveaus real weiter aus dem Blickpunkt der Rentenpolitik 
geraten (Bäcker 2004: 82). 
Das Prinzip der GRV beruht auf einer Teilhabeäquivalenz, die in abge- 
schwächter Form die Lohnstruktur wiederspiegelt. Entscheidend für die Höhe 
des individuellen Rente ist die relative Höhe des „verbeitragten“ Bruttoein- 
kommens im Verhältnis zum durchschnittlichen Bruttoeinkommen aller Ver- 
sicherten in den jeweiligen Versicherungsjahren. Hieraus folgt, dass vor allem 
gebrochene Erwerbsbiographien sowie nicht vollerwerbstätige Frauen oftmals 
nur über geringe Rentenanwartschaften verfügen. Ein Ausgleich für erbrachte 
Erziehungsleistungen besteht aber in rentensteigernden Kindererziehungszei- 
ten, durch die vor allem Frauenrenten erhöht werden. 
Die Eckrente für den angenommenen (männlichen) Standardrentner mit 45 Ver- 
sicherungsjahren beträgt nach Abzug der Kranken- und Pflegeversicherungsbei- 
träge 1033,66 Euro und liegt bei angenommenen 69,9% eines vergleichbaren 
Arbeitnehmereinkommens (Statistisches Bundesamt 2003). Die tatsächlich er- 
zielten Renten liegen für die Mehrzahl der Rentner hingegen deutlich unter 
diesem Referenzwert (Bäcker/Koch 2003: 214). Neben der GRV erzielen viele 
Ältere zudem Einkünfte aus Betriebsrenten und aus der privaten Altersvorsor- 
ge, die bei der Betrachtung der tatsächlichen Einkommensposition von Ange- 
hörigen der älteren Generation einzubeziehen sind. Zudem ist anzumerken, 
dass viele über Wohneigentum für den Lebensabend vorgesorgt haben. Die 
Krux der privaten Vorsorge ist heute wie gestern, dass diejenigen mit geringen 
Rentenansprüchen aufgrund der niedrigen Einkommensposition sich häufig 
auch nicht die private Altersvorsorge leisten können. Insgesamt zeigen Studien 
wie der Alters Survey, dass sich eine überzogen hohe Einkommensposition der 
Altenhaushalte nicht feststellen lässt (Kohli/Künemund 2000: 176). 
In der nicht mehr erwerbstätigen Kohorte ist die Einkommenslage vor allem 
bei folgenden Gruppen prekär (Bäcker 2004: 85): 
- Ehemalige Arbeitnehmerhaushalte mit niedriger beruflicher Position des 
Mannes sowie Ehen mit Orientierung auf das Ernährer- und Hausfrauenmodell; 
- Alleinstehende, ledige oder geschiedene Frauen sowie Witwen aus der vor- 
genannten Gruppe; 
- ehemalige „kleine“ Selbständige, die keine ausreichende private Vorsorge 
aufgebaut haben; 
- Migranten, die erst im mittleren Alter in die Bundesrepublik gekommen 
sind und keine ausreichenden Rentenanwartschaften erwerben konnten. 
In der erwerbsfähigen Kohorte können vor allem Haushalte mit mehreren 
Kindern als arm eingestuft werden. Besonders prekär erweist sich die finanziel- 
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le Lage von Alleinerziehenden und ihren Kindern. So erreichen von den Paar- 
Haushalten mit 3 und mehr Kindern knapp 28% ein Pro-Kopf-Einkommen 
von weniger als 50% des Durchschnitts, fast zwei Drittel liegen insgesamt im 
Niedrigeinkommensbereich von unter 75% des gewichteten durchschnittli- 
chen Haushaltseinkommens. Bei Alleinerziehenden beträgt der Anteil derjeni- 
gen mit Einkommen bis zur Hälfte des durchschnittlichen Haushaltseinkom- 
mens ca. 30,6%. Die Wahrscheinlichkeit der Einkommensarmut sinkt rapide, 
wenn keine Kinder im Haushalt vorhanden sind, so gelten nur ca. 3% der 
Haushalte ohne Kinder als einkommensarm. 

Insgesamt existiert eine große Spreizung der Einkommenssituation der priva- 
ten Haushalte. So wenig es „die“ Einkommenslage von Altenhaushalten gibt, 
kann von „der“ Einkommenslage der Haushalte ausgegangen werden, die sich 
in der Erwerbsphase befinden. Insofern sind Zweifel am Versuch angebracht, 
die Gruppe der „Alten“ und der „Jungen“ zu vergleichen und daraus Rück- 
schlüsse für jeweilige Gerechtigkeitsniveaus zu ziehen. 

Abschließend soll der Blick auf die materielle Lage der jungen Generation ge- 
richtet werden. Zwar kann die materielle Lage der meisten Kinder und Jugend- 
lichen als gesichert angesehen werden kann. Eine zunehmende Zahl von Kin- 
dern und Jugendlichen wächst allerdings in einkommensarmen Verhältnissen 
auf, so dass oft von der „Infantilisierung der Armut“ gesprochen wird. Die 
Studie Armut und Ungleichheit in Deutschland kommt zu dem Ergebnis, dass 
ca. 2 Millionen Kinder und Jugendliche und damit mehr als 14% als arm gel- 
ten (Hanesch/Krause/Bäcker/Maschke/Otto 2000). Überproportional sind 
hier Kinder betroffen, die in kinderreichen Familien oder bei Alleinerziehen- 
den aufwachsen. Laut Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung von 
2001 ist die Sozialhilfequote von Kindern fast doppelt so hoch wie beim Be- 
völkerungsdurchschnitt (Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
2001: 78). Es kann insofern von einer massiven intragenerationellen Ungerech- 
tigkeit gesprochen werden, die sicher auch in anderen Generationen festge- 
stellt werden kann (Klundt 2004: 207). 

Angesichts dieser gespaltenen sozialen Lage von Kindern und Jugendlichen ist 
auch das verbreitete Bild der Erbengeneration zu hinterfragen. Schließlich ist 
die „Erbenfreude“ mehr als ungleich verteilt: Das ärmste Drittel wird nichts 
erben, das mittlere Drittel bekommt ein wenig und das reichste Drittel be- 
kommt nahezu alles. Hirschel macht darauf aufmerksam, dass sich durch die 
anstehenden Vermögensübertragungen die Verteilungsverhältnisse noch weiter 
polarisieren werden. „Mit der Zunahme der Erbschaften werden sich auch die 
sozialen Gegensätze vergrößern. Denn Personen aus höheren Bildungsschich- 
ten, die in der Regel schon selbst höhere soziale Positionen erreichen, erben 
höher als Personen mit niedrigerem Bildungsstand“ (Hirschel 2001: 38). 

Eine weitere wesentliche Figur in der Generationendebatte ist der demografi- 
sche Wandel. Eine rückläufige Geburtenrate und eine steigende Lebenserwar- 
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tung führen dazu, dass der Altersaufbau der bundesdeutschen Gesellschaft 
nachhaltig verändert wird. Kommen heute auf einen über 60jährigen 2,27 
Menschen mittleren Alters, so wird sich diese Relation nach der 10. koordi- 
nierten Bevölkerungsvorausberechnung des statistischen Bundesamtes im Jahr 
2050 auf 1,28 verändert haben (Statistisches Bundesamt 2003: 26). Der hieraus 
häufig gezogene Schluss erscheint zunächst nachvollziehbar: Auf die Bevölke- 
rung im arbeitsfähigem Alter kommen höhere Belastungen in Form von stei- 
genden Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung zu. 

Insgesamt muss der Aussagekraft, mit der solche statistischen Rechnereien als 
naturwüchsig dargestellt werden, vorsichtig begegnet werden. Bosbach wertet 
Prognosen mit einer Frist von 50 Jahren als moderne Form der Kaffeesatzlese- 
rei (Bosbach 2004: 96). Schließlich können Prognosen zwar mit optimisti- 
schen und pessimistischen Varianten bestehende Trends fortschreiben, Struk- 
turbrüche können aber kaum vorausgesagt werden. Bosbach illustriert dies 
anhand einer fiktiven Prognose aus dem Jahr 1950. Die Regierung Adenauer 
hätte für ihre Rentenpolitik folgende demografisch relevante Faktoren voraus- 
sagen müssen: Die Antibabypille, die Anwerbung von ausländischen Arbeits- 
kräften, den Trend zur Kleinfamilie sowie die Öffnung der Grenzen in Osteu- 
ropa und die Wiedervereinigung. Mit diesem Beispiel werden sehr genau die 
Möglichkeiten und vor allem die Grenzen statistischer Berechnungen deutlich. 
Man sollte sich daher vergegenwärtigen, dass die vorausgesagten Entwicklun- 
gen immer auch durch aktive Politik zu beeinflussen sind. 


Tabelle 1: Demografische Quotienten 


Jahr Jugendquotient | Altersquotient Gesamtquotient 
1950 59,3 26 85,3 
1955 59 28,2 87,2 
1960 55 29,9 84,9 
1965 57,9 34,8 92,7 
1970 62,7 39 101,7 
1975 60,1 40,2 100,3 
1980 53,3 36,9 90,2 
1985 44,6 37,2 81,8 
1990 39 36,5 75,5 


Quelle: Deutscher Bundestag (1998: 64) 


Auch bei einer genaueren Betrachtung des demografischen Wandels erkennt 
man schnell, dass Hysterie keinesfalls angezeigt ist. So befindet sich, wie Ta- 
belle 1 zeigt, die Bundesrepublik in einem permanenten demografischen 
Wandel. Der Altersquotient, der die Altersgruppe der über 60jährigen in Rela- 
tion zur Bevölkerung im arbeitsfähigem Alter setzt, ıst seit 1950 von einem 
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Wert von 26 bis 1990 auf 36,5 angestiegen. Die erwerbstätige Generation hat 
aber nicht nur die ältere, sondern auch die jüngere Generation zu ernähren. 
Die Tabelle 1 zeigt daher auch den Jugendquotienten sowie den sich hieraus 
ergebenden Gesamtquotienten an. Der Jugendquotient ist von unter 60 auf 
knapp unter 40 gefallen und der wichtigere Gesamtquotient hat sich in diesem 
Zeitraum von 85,3 auf 75,5 reduziert. Die Relation von Menschen im erwerbs- 
fähigem Alter zu denjenigen, die zu versorgen sind, hat sich also entspannt. 
Aus dem veränderten demografischen Aufbau wird häufig auf eine veränderte 
Relation von Beitragszahlern und Leistungsempfängern in der GRV geschlos- 
sen. Zwar ist die demografische Struktur eines Landes ein Hinweis auf die 
Gruppengröße der Beitragszahler, doch wird diese vor allem über die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt bestimmt. Entscheidend ist nicht allein die Relation zwi- 
schen Alten und Jungen, sondern vor allem die Art der Beschäftigung, die 
Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten sowie das Niveau der 
Arbeitslosigkeit. 

Tabelle 2 zeigt die nach Geschlecht differenzierten Erwerbsquoten im Zeitver- 
lauf. Die Erwerbsquote ist zwischen 1960 und 2002 von 47,7% nur um 1,5% 
angestiegen und verharrt knapp unter 50%. Vor allem die im europäischen 
Vergleich niedrige Frauenerwerbstätigenquote ist sowohl aus geschlechterpoli- 
tischen Überlegungen als auch aus sozialpolitischen Gesichtspunkten heraus 
problematisch und zeigt Ansatzpunkte für eine Sozialstaatsreform auf. 


Tabelle 2: Erwerbsquoten in Prozent 


Jahr Insgesamt Männer Frauen 
1960 47,7 63,6 33,6 
1965 46,1 61,8 31,9 
1970 43,9 59,1 30,2 
1975 43,4 57,1 30,9 
1980 44,9 58,4 32,6 
1985 47,6 60,3 35,9 
1990 49,6 60,8 39,2 
1995 49,1 57,8 40,9 
2000 49,1 56,6 41,9 
2002 492 56,2 42,6 


Quelle: Bundesministerrum für Gesundheit und Soziale Sicherung (2003) 


Als größtes Problem der Sozialversicherungen erweist sich die negative Be- 
schäftigungsentwicklung sowie die Massenarbeitslosigkeit, die mit massiven 
Kosten sowohl für die öffentlichen Haushalte als auch für die Betroffenen 
einhergeht und in der Folge zu einer schwachen Binnennachfrage führen. Of 
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fensichtlich scheint sich hier kein sonderliches gesellschaftliches Kostenbe- 
wusstsein entwickelt zu haben. So beziffert die Bundesagentur für Arbeit die 
direkten fiskalischen Kosten der Arbeitslosigkeit für 4,1 Millionen registrierte 
Arbeitslose mit 75 Mrd. Euro pro Jahr (Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts- 
politik 2004: 59). 

Die Behauptung eines ungerecht gewordenen Generationenvertrags in der Al- 
terssicherung übersieht, dass die Abfolge verschiedener Generationen nicht 
statisch verläuft. So ist der Kapitalismus insofern eine Erfolgsgeschichte, als 
sowohl das Produktionsergebnis als auch die Produktivität immer weiter ge- 
steigert werden konnten. Durch diesen dynamischen Prozess wurde die sich 
stetig erweiternde Basis dafür geschaffen, dass die jeweils arbeitende Generati- 
on immer besser die Transferzahlungen an Kinder und Alte leisten kann. Von 
1970 bis 1997 ist das BIP in Preisen von 1991 von 1.543 Mrd. DM auf 3.101 
Mrd. DM angestiegen und hat sich damit verdoppelt. Trotz sich abschwä- 
chender Zuwachsraten ist nicht zu erwarten, dass sich dieser positive Trend 
zukünftig negativ entwickeln wird. Gehen wir pessimistisch von einem jährli- 
chen Anstieg der Arbeitsproduktivität um 1,4% aus, würde sich bei konstanter 
Erwerbstätigenzahl das reale BIP im Verlauf von 50 Jahren immer noch mehr 
als verdoppeln. In der Generationendebatte ist zu bedenken, dass sich die öko- 
nomische Basis für Rententransfers immer wieder erweitert hat und sich dieser 
Trend aller Wahrscheinlichkeit nach in der Zukunft fortsetzt. Fine generationen- 
gerechte Politik hat so primär die Aufgabe, das wirtschaftliche Produktionspo- 
tential weiter zu steigern und es entsprechend auch auszunutzen. Schon auf- 
grund dieser dynamischen Entwicklung erscheint die Forderung der „Gleichbe- 
handlung der verschiedenen Kohorten“, die von Protagonisten der Gene- 
rationengerechtigkeit erhoben wird, als unpräzise und zweifelhaft. So bemerkt 
Welti, dass „die Schicksale, Lasten und Bedürfnisse der Generationen sich nicht 
gegeneinander aufrechnen (lassen). Die Zeit verändert die Maßstäbe der Gleich- 
heit. Das Prinzip der Generationensolidarität setzt gerade voraus, dass sich die 
Generationen in ihrer Verschiedenheit in der Zeit anerkennen“ (Welti 2004: 123). 
Unabhängig davon, ob die Rentenfinanzierung durch ein Umlage- oder über 
ein Kapitaldeckungsverfahren organisiert ist, sind die jeweils laufenden Ren- 
tenzahlungen wie alle anderen Sozialtransfers an die jeweilige wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit eines Landes gebunden. Auch das größte Geldbündel ist 
wertlos, wenn dem Geld kein entsprechend aktuell produzierter Gegenwert ge- 
genübersteht. Dies wusste Gerhard Mackenroth bereits in den 1950ern: 


„Nun gilt der einfache und klare Satz, dass aller Sozialaufwand immer aus dem Volkseinkommen 
der laufenden Periode gedeckt werden muss. Es gibt keine andere Quelle und es hat nie eine an- 
dere Quelle gegeben, aus der Sozialaufwand fließen könnte, es gibt keine Ansammlung von Fonds, 
keine Übertragung von Einkommensteilen von Periode zu Periode, kein ‚Sparen’ im privatwirt- 
schaftlichen - es gibt einfach gar nichts anderes als das laufende Volkseinkommen als Quelle für 
den Sozialaufwand. Das ist auch nicht eine besondere Tücke unserer Zeit, die von der Hand in den 
Mund lebt, sondern das ist immer so gewesen und kann nie anders sein“ (Mackenroth 1952). 
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Man sollte sich daher vergegenwärtigen, dass unabhängig davon, ob die Rente 
über eine Umlage oder über Kapitaldeckung organisiert wird, beide Formen 
immer an die realwirtschaftliche Entwicklung gebunden sind. Auch die Rendi- 
ten von Kapitalanlagen müssen erst einmal produziert werden. So stellte Reu- 
ter fest, „sollten sich aus dem demografischen Wandel zusätzliche Belastungen 
für die arbeitende Bevölkerung ergeben, so birgt die Stärkung der kapitalge- 
deckten Rente keine Gewähr für die Verbesserung der Lage (Reuter 2000: 564). 
Der Unterschied zwischen privater Kapitaldeckung und öffentlicher Umlage 
besteht vielmehr darin, dass die Rentenhöhe bei der Umlage das Resultat einer 
politisch-demokratischen Entscheidung ist und bei der Kapitaldeckung „ano- 
nyme“ Marktprozesse entscheiden (Bäcker/Koch 2003: 214). Auch bringen die 
zyklisch auftretenden Berg- und Talfahrten auf den Finanzmärkten erhebliche 
Probleme der Kapitaldeckung hervor. Nicht zuletzt der jüngste Börsencrash 
dürfte angesichts vieler überzogener Erwartungen an die Sicherheit und lang- 
fristige Renditeentwicklung von Rentenfonds zur Ernüchterung geführt haben. 


2. Generationendebatte gestern und heute 


Der Diskurs um Generationen und Gerechtigkeit hat sich zwar erst in den 
späten 1990ern entfaltet, doch schon in Otto Helmuts Volk ın Gefahr - Der 
Geburtenrückgang zu seine Folgen für Deutschlands Zukunft lassen sich die 
Grundmuster der heutigen Debatte wiederfinden. Schon 1934 wurde der 
Rückgang von Geburten und Sterbefällen beklagt. Wurden 1890 auf 1000 
Einwohner noch 36 Neugeborene und 24,5 Sterbefälle verzeichnet, so halbier- 
te sich bis 1930 sowohl die Zahl der Neugeborenen auf 17,5 als auch die 
Sterbefälle auf 11 (Helmut 1934: 11). Auch hier wurde beklagt, dass das deut- 
sche Volk insgesamt schrumpfen und zudem vergreisen würde. Als „Massen- 
grab des Volkes“ wurden die Großstädte und hier besonders Berlin erkannt. 
So wurde vorhergesagt, dass die Hauptstadt mit seinen damals knapp 4 Mio. 
Einwohnern bis 1955 auf 3 Millionen und 2015 auf insgesamt 0,5 Millionen 
Einwohner zusammenschrumpfen würde. 

Ganz ähnlich wie heute hieß es: „Die Überalterung der Volkes bringt wie wir 
wissen, ein immer stärkeres Anwachsen der alten nicht mehr erwerbsfähigen 
Bevölkerungsteile mit sich, während die Zahl der Werktätigen zurückgeht. 
Hierdurch erhöhen sich einerseits die zum Unterhalt der Arbeitsinvaliden 
notwendigen Ausgaben, während anderseits die Hände zur Beschaffung der- 
selben immer weniger werden“ (Helmut 1934: 30). Die Ursachen des Gebur- 
tenrückgangs werden auch thematisiert. So wird beklagt, dass die mit Kindern 
verbundene Opferbereitschaft nicht mehr vorhanden sei, vielmehr wolle die 
Frau von heute ihr Leben genießen. 

Wie verlief nun der Aufstieg des Generationendiskurses in den 1990ern? In 
überregionalen Zeitungen wurde (entsprechend den Recherchen in Presseda- 
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tenbanken) 1997 „Generationengerechtigkeit“ erstmals verwendet. Seit 1999 
verbreitete sich der Begriff im Kontext der Rentendiskussion sprunghaft, um 
schließlich in der sozialpolitischen Debatte des Jahres 2003 fast überall aufzu- 
treten. Nullmeyer weist darauf hin, dass der Aufstieg mit einer bestimmten 
richtungspolitischen Konjunktur einherging (Nullmeyer 2004: 62). Der Er- 
folgsfaktor des Begriffs liegt in seiner Flexibilität, der vielen politischen Akteu- 
ren begriffspolitische Chancen eröffnet. 

Derzeit scheint es so, dass das Aufrufen der Generationensemantik im öffent- 
lichen Diskurs kaum zur Lösung von sozialen Problemen beiträgt. Vielmehr 
wird oftmals eine Instrumentalisierung generationaler und demografischer 
Sachverhalte betrieben, bei der aber die massiven sozialen Ungleichheiten und 
geschlechterstrukturellen Bedingungen außen vor bleiben (Lange 2004: 207). 
Elemente der skizzierten Generationendebatte finden sich bei nahezu allen im 
Bundestag vertretenen Parteien. Ein Blick in deren Wahlprogramme macht 
dies deutlich. So ist für die CDU „Generationengerechtigkeit die größte sozi- 
alpolitische Aufgabe der vor uns liegenden Jahre“. Die FDP möchte, „um Ge- 
nerationengerechtigkeit wiederherzustellen, dringend Reformen der Sozialversi- 
cherungen“ durchführen. Für die Grünen bleibt „Haushaltskonsolidierung 
Daueraufgabe [da] die Partei der Generationengerechtigkeit verpflichtet ist“. 
Für die SPD schafft eine „solide Finanzpolitik Gestaltungsspielräume für Inve- 
stitionen in wichtige Zukunftsfelder und verbessert die Lebenschancen künfti- 
ger Generationen“. 

Während seiner Regierungserklärung am 14. März 2003 begründete Bundes- 
kanzler Schröder die Agenda 2010 vor allem auch mit dem Ziel, „den nach- 
folgenden Generationen die Chancen auf ein gutes Leben nicht zu verbauen“ 
und auch in einer in diesem Winter auf allen Bahnhöfen verteilten Broschüre 
der Bundesregierung heißt es „Gerecht ist, künftigen Generationen keine unfi- 
nanzierbaren Sozialsysteme zu hinterlassen“ (Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung 2003: 10). In dem Aufruf „Den Aufbruch wagen!“, der von 
100 WirtschaftswissenschaftlerInnen zur Unterstützung der Agenda 2010 un- 
terschrieben wurde, findet sich eine Beschreibung des weiter angestrebten 
Pfads: „Leitgedanke einer nachhaltigen Rentenpolitik muss die Generationen- 
gerechtigkeit sein. Die Abschaffung von Frühverrentung und die Anhebung 
des Renteneintrittsalters ersetzen kein umfassendes Reformkonzept wie die 
Ausweitung kapitalgedeckter Systeme.“ Interessant ist dabei, dass zusammen 
mit der Forderung nach „der“ Generationengerechtigkeit auch gleich eine 
Medizin aus dem Arzneikasten neoliberaler Politik mitgeliefert wird. 


Gesellschaft im fortwährenden Generationenwechsel 


Generationenkonflikte sind historisch betrachtet immer wieder aufgetreten. 
Sowohl auf der persönlichen als auch auf der abstrakt gesellschaftlichen Ebene 
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weiß wohl jede heute lebende Generation über die Auseinandersetzungen mit 
den jeweils Älteren und Jüngeren etwas zu berichten. 

Kurz und knapp haben schon Karl Marx und Friedrich Engels die gesell- 
schaftliche und ökonomische Bedeutung des Wechsels verschiedener Genera- 
tionen beschrieben: „Jede Generation [erbt] ... eine Masse von Produktivkräf- 
ten, Kapitalien und Umständen, die zwar einerseits von der neuen Generation 
modifiziert wird, ihr aber auch andtrerseits ihre eigenen Lebensbedingungen 
vorschreibt und ihr eine bestimmte Entwicklung, einen speziellen Charakter 
gibt“ (MEW 3: 38). Alle Angehörigen der jeweils jüngsten Generation finden 
die Welt entsprechend so vor, wie sie von den vorangegangenen Generationen 
gestaltet wurde und hierdurch sind die kollektiven Lebensbedingungen weit- 
gehend vorgegeben. Dieser allmählich erwachsen werdenden Generation ob- 
liegt es dann, die Welt nach ihren Vorstellungen zu gestalten. 

Dieser Prozess kann als Generationenwechsel beschrieben werden. Prägendes 
gemeinsames Merkmal der heute etwa 15- bis 30-jährigen sind vor allem über 
Bildungsinstitutionen vermittelte gemeinsame Erfahrungen. Diese reichen von 
der gemeinsamen Grundschule und dann zunehmend differenziert über die 
weiterführenden Schulen bis hin zu betrieblicher Berufsausbildung und Studi- 
um. Diese eigenständige Lebensphase „Jugend“ steckt für jede Generation ein 
Feld gemeinsamer Erfahrungen, Anschauungen und Erlebnisse ab. Breiter ge- 
fasst entwickelt jede Generation hieraus eigene Ausdrucks- und Gestaltungs- 
formen aus dem Set von ökonomischen, sozialen, politischen und ideologi- 
schen Formen ihrer Zeit sowie in der Auseinandersetzung mit der Erwachse- 
nengeneration. Die Basis gemeinsamer Erfahrungen und Erlebnisse wird dabei 
durch Zugehörigkeit entsprechend der Herkunft und des Geschlechts differen- 
ziert bzw. gebrochen, aber häufig prägen die Bilder einer Generation in der 
langen Frist über Klassengrenzen hinweg. Die Generation liegt damit schein- 
bar quer zum marxistischen Klassenbegriff; der Kampf um die Deutung des 
Generationenwechsels kann aber leicht in marxistischen Kategorien interpre- 
tiert werden. 

Der heute ablaufende Generationenwechsel und die Interpretationshoheit über 
diesen Prozess sind maßgeblich für die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse im 
Jahr 2020. Entsprechend ideologisch umkämpft gestaltet sich der Generatio- 
nenwechsel zwischen den verschiedenen tonangebenden Gruppen innerhalb 
der jungen Generation. In diesem Kontext muss auch die aktuelle Debatte um 
Generationen gedacht werden. Die derzeitige Debatte ist Teil eines politischen 
Kulturkampfes um die politische Hegemonie innerhalb der jungen Genera- 
tion. 

Bleibt das angebotene Bild der wenigen Jungen, die für die Rente der Alten 
buckeln müssen, in den Köpfen hängen, wird auf der Ebene des Generatio- 
nenwechsels der Anspruch auf Sozialstaatlichkeit untergraben. Dabei ist es bis 
zu einem gewissen Grad nicht entscheidend, ob denn das Bild in den Köpfen 
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den realen Gegebenheiten entspricht. Entscheidend ist vielmehr das Gefühl, 
dass es mit dem bisherigen Niveau an Sozialstaatlichkeit eben nicht mehr geht 
und gehandelt werden muss. Dann kann heute und verstärkt morgen unter 
dem Deckmantel der Reform das Rentenniveau weiter abgesenkt und weitere 
Zuzahlungen in der GKV durchgesetzt werden, was dann öffentlich als Beitrag 
zur Gerechtigkeit zwischen den Generationen verkauft wird. 

Doch nicht nur der Generationenwechsel ist umkämpft, sondern auch der Be- 
griff Generationengerechtigkeit. Mit groß angelegten Kampagnen versuchen 
verschiedene Lobbygruppen das Thema Generationengerechtigkeit für sich zu 
gewinnen. Zum Beispiel warb der Verband der privaten Krankenversicherun- 
gen monatelang auf ganzseitigen Anzeigen in nahezu allen überregionalen Ta- 
geszeitungen unter dem Deckmantel der Generationengerechtigkeit für die Ab- 
schaffung der bisherigen gesetzlichen Krankenversicherung und für die Privati- 
sierung der Krankheitskosten. Junge Menschen werden somit in Haftung ge- 
nommen für die Forderungen von interessengeleiteten Wirtschaftslobbyisten. 


Jugend und „Generationengerechtigkeit” 


Der Begriff der „Generationengerechtigkeit“ suggeriert, dass in dessen Namen 
gestaltete Reformen nicht nur jungen Menschen dienen, sondern geradezu im 
Auftrage junger Menschen stehen. Es herrscht eine Vorstellung, Generationen- 
gerechtigkeit sei per se positiv für „unsere Kinder“. 

Der aus der Öko-Bewegung resultierende Nachhaltigkeitsdiskurs war zwei- 
felsohne ein Projekt einer jüngeren Generation vor allem in den 80er Jahren. 
Heute allerdings stellt sich die Frage, ob die herrschende Generationendebatte 
und die Forderung nach mehr Generationengerechtigkeit eine zentrale Forde- 
rung der Mehrheit junger Menschen ist. 

Sich dieser Fragestellung zu nähern, gerät schnell an Grenzen. Denn interes- 
sant ist, dass keine uns bekannte Jugendstudie sich explizit mit dieser Frage- 
stellung beschäftigt. „Generationengerechtigkeit“ spielt in der Jugendforschung 
kaum eine Rolle. Dies mag nach Arthur Fischer daran liegen, dass die Jugend- 
forschung „die einzige Disziplin ist, [...] die an ihrem Gegenstand eigentlich 
gar nicht interessiert ist“ (Schindler 2004: 29). Es könnte aber auch daran lie- 
gen, dass das Thema in der Lebensrealität junger Menschen nicht verankert 
ist. So bezeichnen laut einer Studie des BAT-Freizeitforschungsinstituts 94% 
der Befragten die Aussage „Die Alten leben auf Kosten der Jungen“ als unzu- 
treffend (Frankfurter Rundschau, 18.12. 2003). Die IG Metall-Jugendstudie be- 
legt sogar, dass das Band der Generationen innerhalb der Familie deutlich fe- 
ster wird. So würde die Herkunftsfamilie für jüngere ArbeitnehmerInnen wie- 
der wichtiger, wenngleich sich das Verhältnis auch wandelt: „Die Eltern stellen 
nicht mehr nur die alte Generation dar, die versucht, die Erfahrung der Jünge- 
ren durch Belehrungen vorwegzunehmen, sondern sie sind Partner in einer ato- 
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misierten Welt und einer allgemein unsicheren Zukunft“ (IG Metall, 2002: 150). 
Die Shell-Jugendstudie (Deutsche Shell 2002) unterstreicht, dass Werte wie 
Familie und Zusammenhalt wieder an Bedeutung innerhalb der jungen Gene- 
ration gewinnen. Dies deutet schon an, dass ein Kampf „Junge gegen Alte“ 
mit dem Wertehorizont junger Menschen nicht wirklich übereinstimmt. Die 
Jugendforscherin Yvonne Fritzsche stellt fest: „Generationenkonflikt[e] auf der 
konkreten Alltagsebene scheinen abgeschwächt“ (Fritsche 2004). 

Die angesprochene Fragestellung kann also nach vorliegenden Studien nur 
andeutungsweise beantwortet werden. Die Shell-Jugendstudie 2002 belegt ei- 
nen deutlich nüchterneren Blick, als es geläufige Etikettierungen der jungen 
Generation vortäuschen. Diese Studie verzeichnet eine tiefe Spaltung inner- 
halb der jungen Generation zwischen „selbstbewussten Machern und pragma- 
tischen Idealisten“ auf der einen sowie „robusten Materialisten und Unauffäl- 
ligen“ auf der anderen Seite. Während erstere sich durch eine äußerst positive 
Zukunftserwartung auszeichnen und gleichfalls einiges an Rüstzeug für die 
Herausforderungen insbesondere auf dem Arbeitsmarkt mitbringen, sind letz- 
tere eher pessimistisch, haben schlechtere Chancen im Bildungssystem und 
weniger Aussichten auf Karriere im Beruf. Diese sind es auch, die zukünftig 
eher in prekären Verhältnissen arbeiten und leben werden. Dass letztere, die 
häufig einen schwierigeren Einstieg ins Erwerbsleben finden, sich weniger So- 
zialstaatlichkeit im Namen von „Generationengerechtigkeit“ wünschen, mag 
kaum einleuchten. Sie sind vielmehr auf soziale Sicherung in einer wandeln- 
den Gesellschaft angewiesen, um nicht dauerhaft ausgeschlossen zu werden 
oder am Rande zu stehen. Wenn, dann könnte höchstens die Gruppe der 
selbstbewussten Macher oder der pragmatischen Idealisten sich mit einem auf 
Sozialabbau gemünzten Diskurs anfreunden. Beide sind Teil der „Leistungs- 
und Engagementelite der Jugend“ (Deutsche Shell 2002: 20). Beide Gruppen 
zeichnen sich allerdings in unterschiedlicher Intensität darin aus, dass ihnen 
sowohl Leistung als auch Sicherheit wichtig sind. Der soziale Gedanke spielt 
bei ihnen - ebenso wie der Leistungsgedanke - eine herausgehobene Rolle. Sie 
sind es, die - angesichts mangelnder Zukunftschancen - zunehmend indivi- 
dualistischere gesellschaftliche Behauptungsstrategien wählen und ihren Erfolg 
suchen. Zusammengefasst müssen sich die Jugendlichen in der gegenwärtigen 
Lage hohen Leistungsanforderungen stellen und sind dabei gleichzeitig erhöh- 
ten Risiken ausgesetzt. 

Diese jungen Menschen zum Träger der derzeitigen neoliberalen Generatio- 
nendebatte zu machen, wäre vorschnell. Sicherlich ist der Wertewandel zu ei- 
ner flexibel-pragmatischen Haltung in der Jugend für ein neoliberales Projekt 
instrumentalisierbar. Wieso sollte diese aber nicht auch für eine solidarische 
Politik nutzbar sein? 

Der erzieherisch-paternalistische Impetus, den die Debatte um Generationen- 
gerechtigkeit in sich trägt, kommt vor allem im politischen Raum zum Aus- 
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druck. In seiner Rede auf dem SPD-Sonderparteitag in Berlin postulierte Bun- 
deskanzler Schröder die Agenda 2010 als Reformbeitrag für künftige Genera- 
tionen. Applaus kam dann vor allem von der Elterngeneration nach dem Mot- 
to: „Mein Kind soll es mal besser haben als ich selbst (und erst recht nicht 
schlechter)“. Dieses Argumentationsmuster hat mit der Lebenssituation und 
den Lebensentwürfen junger Menschen rein gar nichts mehr zu tun. Denn mit 
der Behauptung, Reformen für zukünftig, noch gar nicht lebende 
Generationen zu machen, sind die Wertvorstellungen einer solchen Politik 
vollends aus dem Alltagsverständnis junger Menschen entrückt. Dies unter- 
streicht Fritzsche, wenn sie schreibt: „Die abstrakten Verteilungskonflikte zwi- 
schen den Generationen spielen in der Wahrnehmung der meisten jungen 
Leute (noch) keine relevante Rolle. Die (politischen) Diskursinhalte sind 
schier ‚meilenweit von ihnen und ihren Alltagssorgen entfernt“ (Fritzsche 
2004). 

Auffallend ist, dass sich junge Menschen (obwohl Politikerinnen und Politiker 
allerorts behaupten, Reformen genau für „diese Jungen“ zu machen) zuneh- 
mend von dieser Art politischer Vereinnahmung verabschieden - und das zu 
Recht. Alle hier verwendeten Jugendstudien zeigen, dass sich junge Menschen 
von der derzeitigen Politik nicht mehr repräsentiert fühlen. Daraus speist sich 
ein großer Teil der „Parteienverdrossenheit“ junger Menschen. Jugendliche 
lehnen die Art und Weise von Politik, wie sie derzeit ist oder „gemacht wird“, 
ab. Mit anderen Worten: Zwischen der heutigen Politikergeneration und den 
Ansprüchen und Lebenswelten jungen Menschen klafft eine erhebliche Lücke, 
was im Übrigen nicht daran liegt, dass zu wenig Junge in der Politik wären, 
sondern an der Politik selbst. Diese Form der Entfremdung verstärkt sich aber 
noch, wenn jetzt dieselben Politiker auch noch vorgeben, im Namen junger 
Menschen zu sprechen. An dieser Stelle wird der derzeitige Generationendis- 
kurs paradox: Ohne junge Menschen und deren Erwartungen zu repräsentie- 
ren, versucht ein großer Teile der derzeitigen Politik, der von Seiten der Jun- 
gen mit großer Skepsis begegnet wird, für eben diese junge Generation zu 
sprechen. Es offenbart sich, dass ein großer Teil der real existierenden Genera- 
tionendebatte ein Diskurs über - und nicht von der jungen Generation ist. 


Eine Generationendebatte ohne Kern? 


Solange also der Generationendiskurs nicht im Alltagsverständnis junger Men- 
schen ankommt, ihre Erwartungen, Ansprüche oder Lebensrealitäten nicht wi- 
derspiegelt, wird er eine Debatte innerhalb der Feuilletons bleiben. Was aller- 
dings nicht heißt, dass er keine politische Wirkungsmacht entfalten würde. 
Dies ist zweifelsohne der Fall. Denn Politik und Medien versuchen zwei- 
felsohne, junge Menschen für die derzeitigen „Sozialreformen“ in Haftung zu 
nehmen. Hier bekommt die neoliberale Generationendebatte strategischen 
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Charakter. Vordergründig geht es um einen Begründungszusammenhang für 
die marktkonforme Umstrukturierung des Sozialstaats. Doch „um Loyalität in 
den Fraktionen und um Akzeptanz in der Öffentlichkeit“ (Rock 2004: 29) zu 
erzeugen, bedarf es auch einer gesellschaftlichen Legitimation einer bestimm- 
ten Politik. Dazu bedienen sich die Agenturen konservativ-neoliberaler Politik 
eben dieser Generationendebatte: Denn um in großen Teilen der mittleren 
und älteren Generationen die Akzeptanzrate für Sozialabbaumaßnahmen zu 
steigern, wird suggeriert, ihr „Opfer“ stünde in einem quasi höherem Auftrage: 
Nämlich für die nachwachsenden - mitunter noch gar nicht geborenen - Ge- 
nerationen. Der Appell: „Denkt auch an eure Kinder!“ wird so gezielt genutzt, 
gesellschaftliche und politische Widerstände zu brechen und Zustimmung für 
„Verzicht“ und Sozialkürzungen in breiten gesellschaftlichen Milieus zu ge- 
winnen. Damit offenbart sich die neoliberale Generationendebatte als strategi- 
scher Argumentationszusammenhang für die Meinungshoheit über sozialstaat- 
liche Reformkonzeptionen und Entwicklungspfade. Dies wird umso deutli- 
cher, wenn vor Augen geführt wird, dass ja diejenigen, für die Privatisierung 
des Sozialstaats angeblich durchgeführt wird („zukünftige Generationen“) ge- 
rade jene sind, die zukünftig nicht mehr durch sozialen Leistungen abgesichert 
sind. Damit ist die neoliberale Generationendebatte schlicht eine Debatte oh- 
ne Kern: Junge Menschen, die nicht Promotoren der Argumente von Gene- 
rationengerechtigkeit sind, müssen gleichfalls als Begründung für Sozial- 
kürzungen herhalten, deren Folge massive Unsicherheiten für diese heran- 
wachsende Generation sind. Gerade deshalb ist es auch im Interesse der jun- 
gen Menschen notwendig, diesen strategischen Charakter der neoliberalen 
Generationendebatte zu benennen, um sich dem Thema Generationen und 
Gerechtigkeit solidarisch zu nähern. Denn nur „wer die Jugend [wirklich] ver- 
steht, ist auf die Zukunft vorbereitet“ (Schindler 2004: 29, Ergänzung durch 
die Autoren). 


3. Ein neuer Generationenvertrag 


Was bleibt aber nun von der Kategorie „Generationengerechtigkeit“, wenn sie 
weder im Bewusstsein der jungen Menschen eine herausgehobene Rolle spielt 
noch einer sachlichen Analyse standhält, stattdessen aber umso mehr in der 
veröffentlichten Meinung ideologiebildend wirkt? Ob man dieser Kategorie 
positiv oder negativ gegenübersteht, die Generationendebatte ist (und bleibt) 
existent. Und sie ist darüber hinaus auch für ein progressives, solidarisches Po- 
litikprojekt nutzbar, und zwar dann, wenn die Generationendebatte nicht 
mehr als Stellvertreterdebatte gegen soziale Institutionen in die Waagschale 
geworfen wird, sondern für die Zukunftschancen derer „instrumentalisiert“ 
wird, denen sie vorgibt zu dienen: den jungen Menschen. Das würde bedeu- 
ten, dass allen jungen Menschen und allen Kindern heute eine Perspektive in 
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Leben, Arbeiten und Wirtschaften geboten wird. Das wird ohne die Solidarität 
aller Generationen, vor allem aber ohne solidarische gesellschaftliche Umver- 
teilung nicht gelingen können. Ein nüchterner, aber ernüchternder Blick zeigt: 
Heute leben mehr als 1 Million Kinder in Sozialhilfe. Tausende junger Men- 
schen finden keinen Ausbildungsplatz. 10% aller Menschen unter 25 Jahren 
haben keinen einzigen qualifizierenden Abschluss. Und wir leisten uns in 
Deutschland ein Bildungssystem, das durch frühe Selektion und Finanzie- 
rungsmisere ausgezehrt ist. Das ist die Bilanz, einer Generationendebatte, die 
die Gerechtigkeitsfrage zwischen den Menschen nicht mehr tangiert. 

Junge Menschen betreiben ein „aktives „Umweltmonitoring“. Das heißt, sie 
überprüfen ihre soziale Umwelt auf Chancen und Risiken, wobei sie Chancen 
ergreifen und Risiken minimieren wollen. Mit anderen Worten, sie suchen ihre 
Umgebung nach Chancen und Möglichkeiten der persönlichen Entfaltung 
und der Karriereaussichten ab. Diese Lebensrealität ist es, die eine solidarische 
Generationendebatte aufgreifen müsste. „Generationengerechtigkeit“ wird in 
der derzeitigen Reformdiskussion meist damit begründet, dass heutige Refor- 
men jungen Menschen in der Zukunft eine Perspektive geben. Diese Sicht ist 
nicht einmal innerhalb der jungen Generation mehrheitsfähig. So verzeichnet 
die IG Metall-Jugendstudie eine starke „Gegenwartsorientierung“ junger Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer (IG Metall 2002: 148). Demnach wären junge 
Menschen eher für ein politisches Projekt mobilisierbar, das nicht mit einer 
Abbauperspektive über den Generationenwechsel hinweg verbunden ist, sondern 
- im Gegenteil - mit einer positiven Vision eines guten Arbeitens und Lebens. 
Daraus müsste sich ein neues Sozialstaatsverständnis ableiten, welches die 
Gleichung „Leistung gegen Teilhabe“ auflöst. Der Sozialstaat müsste die Form 
eines „flexiblen Lebenslaufbegleiters“ annehmen, der nicht nur in Risikozeiten 
Sicherheit bereithält, sondern auch Hilfestellungen in der Bildungs- und Fr- 
werbslaufbahn vorhält. Flexibilität und Mobilität müssten mit dem individuel- 
len Anspruch an Sicherheit und Selbstbestimmung verbunden werden. Denn 
die Ergebnisse der Jugendstudien zeigen: Wenn Sozialstaatlichkeit wieder in 
der Lebensrealität aller Jugendlichen erfahrbar wird, ist ein erheblicher Teil 
seiner Legitimationslücke geschlossen. 

Trotz aller Argumente der neoliberalen Generationendebatte müsste ein sol- 
cher Sozialstaat aus der aktuellen Wertschöpfung finanziert werden. Eine in- 
teressante Wendung würde die Generationendebatte dann annehmen, wenn 
über den demografischen Wandel auf dem Arbeitsmarkt und dessen Auswir- 
kungen gesprochen würde. Es sollte entlang dem skandinavischen Vorbild 
auch in Deutschland erreicht werden, Kinder und Beruf durch eine auszubau- 
ende Kinderbetreuung sowie durch eine flexible Arbeitszeitpolitik der Unter- 
nehmen endlich vereinbaren zu können. Sollte die Einwanderungspolitik wei- 
ter so restriktiv bleiben wie bisher, ist zu erwarten, dass die Erwerbsgesellschaft 
insgesamt altert. Die Frage stellt sich, wie in einer alternden Erwerbsgesell- 
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schaft weiter eine hohe Arbeitsproduktivität erreicht werden kann bezie- 
hungsweise wie ein nachhaltiges Wachstum mit in der Mehrzahl älteren Be- 
schäftigten erzielt werden kann. Dazu müsste in Deutschland und Europa 
endlich eine politische Debatte um gesetzliche oder tarifliche Maßnahmen zur 
Finanzierung und Organisation des lebensbegleitenden Lernens einsetzen. 
Gleichzeitig bräuchten wir mehr Initiativen für Gesundheit in der Arbeitswelt, 
um der „Arbeit wieder ein gesundes Maß“ zu geben (Schmitthenner 2001: 
229). Eine moderne Weiterbildungspolitik sowie eine umverteilende und nicht 
verlängernde Arbeitszeitpolitik als Nukleus eines gesunden Arbeitsplatzes wä- 
ren für eine fortschrittliche Reaktion auf den demografischen Wandel geeignet. 
Die neoliberale Generationendebatte jedoch kapituliert vor diesen entschei- 
denden gesellschaftlichen Herausforderungen. 
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Heiner Ganßmann 


Rheinische vs. atlantische Wohlfahrtsstaaten: 
stabile Gegensätze oder verschwindende 
Unterschiede?' 


Üblicherweise unterscheidet man drei Typen von Wohlfahrtsstaaten, liberale, 
konservative und sozialdemokratische. Der US-amerikanische Wohlfahrtsstaat 
gehört zum liberalen Typ. Die europäischen Verhältnisse sind etwas kompli- 
zierter, weil sich dort alle drei Typen von Wohlfahrtsstaaten finden, wenn 
nicht sogar noch mehr. Sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten begegnen wir 
in Skandinavien (S, N, SF, DK), konservativen auf dem Kontinent (F, D, B, A, 
CH), während Großbritannien als Mutterland des liberalen Typs gelten kann, 
mit empiregezeugten Nachkömmlingen in AUS, NZ, CAN. In den Diskussio- 
nen um Esping-Andersens (1990) einflussreiche Typologie wurde gefragt, ob sie 
erweitert oder modifiziert werden müsse, um nicht ganz passende Fälle abzu- 
decken, z.B. AUS, NZ (Castles/Mitchell 1992) oder Japan oder südeuropäische 
Länder wie Italien, Spanien, Portugal und Griechenland. Ansonsten tauchte das 
Problem auf, ob einige Wohlfahrtsstaaten - wie die Niederlande (de Beer et al. 
2001) - sich seit den 1980er Jahren so verändert hätten, dass sie nicht mehr in 
das Kästchen passen, ın das Esping-Andersen sie ursprünglich gesteckt hatte. 
Diese Diskussionen um Klassifikationen sind für die folgenden Überlegungen 
nicht direkt relevant. Ich erwähne sie nur, um zu unterstreichen, dass die Dis- 
kussion der Differenzen zwischen den Wohlfahrtsstaaten Europas und der 
USA eine Verständigung darüber voraussetzt, was „Europa“ heißen soll. Euro- 
pa ist mehr als die EU, aber nicht einmal die alte EU stellte ein „optimales 
Sozialpolitik-Areal“ dar (um einen Ausdruck aus der Geldpolitik zu borgen). 
Offensichtlich ergäbe sich der stärkste Kontrast zwischen Europa und den 
USA, wenn man letzteren die skandinavischen Länder gegenüberstellte. Sie 
spielen zwar eine Hauptrolle in der Literatur zum Wohlfahrtsstaatenvergleich, 
aber auf der Weltkarte sind sie eine kleine Enklave, wie das abgelegene Dorf 
von Asterix und Obelix im großen römischen Imperium. Wenn wir - trotz ih- 
rer normativen Anziehungskraft - die skandinavischen Wohlfahrtsstaaten nicht 
überbewerten wollen, bleiben zwei Optionen. 


1 Überarbeiteter Beitrag zum Symposium: „Europe vs. the United States - the (Other) Clash 
of Civilizations?“ März 2003, University of British Columbia, Vancouver. Ich danke Klaus 
Müller für hilfreiche Kommentare. 
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Entweder man vergleicht die alte EU als Ganze mit den USA - mit dem 
Nachteil, dass sich die gemeinsamen Merkmale, die dem oft beschworenen 
„europäischen Sozialmodell“ zugrunde liegen sollen, zwischen Portugal und 
Griechenland einerseits und Schweden oder Dänemark andererseits in Luft 
auflösen. Außer der Mitgliedschaft in der EU haben diese Länder als Wohl- 
fahrtsstaaten wenig Gemeinsames, so dass die EU, die man mit den USA ver- 
gliche, ein statistisch-administratives Artefakt darstellte, vor allem solange die 
EU-Organe selbst kaum sozialpolitische Kompetenz besitzen. 

Oder wir abstrahieren von den sozialpolitischen europäischen Ausreißern und 
kontrastieren den Rest mit dem US-amerikanischen Wohlfahrtsstaat, unter 
Einbezug der liberalen Wohlfahrtsstaaten Kanadas und Großbritanniens. Wie 
der Gegensatz „Rheinisch vs. Atlantisch“ anzeigt, will ich das im Folgenden 
tun. Ohne Begründungsaufwand möchte ich die südeuropäischen EU- 
Mitglieder (Griechenland, Portugal, Spanien) als Ausreißer aus dem Vergleich 
ausschließen und nur gelegentlich auf die skandinavischen Länder eingehen 
(Dänemark, Finnland und Schweden). Irland würde - als Nachrücker in einem 
erstaunlichen Aufholprozess - eine Sonderrolle verdienen, ganz abgesehen von 
den allerneusten EU-Mitgliedern aus der ehemaligen 2. Welt. Ich werde mich 
aber auf den Rest der EU, das sind dann die kontinentaleuropäischen Wohl- 
fahrtsstaaten’, konzentrieren und sie den USA gegenüberstellen. Es sollte of- 
fensichtlich sein, dass eine solche Vorgehensweise zur weit gehenden Ausblen- 
dung europäischer Vielfalt führt. Aber sie ermöglicht umgekehrt als Gewinn 
die Konzentration auf die Frage, inwieweit den Unterschieden zwischen den 
Wohlfahrtsstaaten solche zwischen den rheinischen und atlantischen Kapita- 
lismusvarianten (Albert 1993) entsprechen. Ich beginne mit der Skizze eines 
theoretischen Bezugsrahmens zum Verhältnis Wohlfahrtsstaat und Kapitalis- 
mus (1.), dann beschreibe ich den Gegensatz der rheinischen und atlantischen 
Kapitalismen (frei nach Soskice 1999) als einen von koordinierten und libera- 
len Marktwirtschaften (2.). Es folgen eine grobe Skizze von Stand und Ent- 
wicklung der verglichenen Ökonomien (3.), eine detailliertere Darstellung der 
wohlfahrtsstaatlichen Leistungen (4.) und eine kurze Analyse der unterschied- 
lichen Zusammenhänge von Arbeitsmarkt und Sozialpolitik (5.). Abschließend 
diskutiere ich die Frage der Konvergenz (6.). 


1. Wohlfahrtsstaaten und kapitalistische Ökonomien 


Die Koexistenz von Kapitalismus und Staat impliziert einen andauernden 
Konflikt zwischen Demokratie, Autokratie und Plutokratie. Häufig gilt der 
Wohlfahrtsstaat als demokratisch hergestellter Weg zur „Zähmung kapitali- 
stischer Exzesse“. Wenn die Plutokratie die Demokratie aufkauft, kommt 
der Wohlfahrtsstaat unter Druck, gewöhnlich nach dem Muster: „Den Sozi- 


2 Weil die erforderlichen Daten fehlen, wird Österreich bei einigen Vergleichen nicht auftauchen. 
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alklimbim können wir uns nicht (mehr) leisten“. Dahinter steckt, dass sozi- 
alstaatliche Umverteilung zu viele Ressourcen beansprucht, die sich auch 
zugunsten der Reichen verteilen lassen. Gewinnt hingegen die Autokratie 
die Überhand über die Demokratie, kommt der Wohlfahrtsstaat zwar eben- 
falls unter Druck, aber er kann auch benutzt werden, um Massenloyalität zu 
sichern. Bonaparte leistete in dieser Hinsicht Pionierarbeit. Bismarck folgte 
mit dem Rezept von „Zuckerbrot und Peitsche“, indem er den Wohlfahrts- 
staat benutzte, um seinem autoritären Regime bei gleichzeitigem Verbot so- 
zialdemokratischer Bestrebungen breite Unterstützung zu sichern. Die lang- 
fristigen historischen Trends zeigen, dass sich in Ländern mit liberaler Tra- 
dition der Hauptkonflikt zwischen Plutokratie und Demokratie abspielt, der 
den Wohlfahrtsstaat schlank hält; in Ländern mit konservativer Tradition 
dominiert hingegen der Konflikt zwischen Autokratie und Demokratie, mit 
dem Ergebnis, dass den relativ breit ausgebauten Wohlfahrtsstaaten neben 
ihren sozialen Sicherungsleistungen strukturkonservierende Funktionen zu- 
gedacht werden. 
Gegenwärtig stehen alle Wohlfahrtsstaaten unter Druck, weil sie Hauptan- 
griffsziel des neoliberalen Projekts sind. Als neoliberales Projekt verstehe ich 
alle politischen Bestrebungen, Staatsinterventionen insgesamt zu schwächen, 
die wirtschaftlichen Funktionen des Staates auf ein Minimum zu reduzieren 
und die Wirtschaftspolitik durch Regelbindung oder durch ihre Delegation 
an Organe zu beschränken, die außerhalb der Reichweite des normalen po- 
litischen Prozesses liegen. Dem neoliberalen Projekt zufolge „muss der Staat 
institutionell so eingebunden werden, dass er politischen Versuchungen 
nicht mehr nachgeben kann“ (Przeworski 1996). Da das neoliberale Projekt 
gewöhnlich mit einer Reihe von Maßnahmen verbunden ist, die Robin 
Hood (der von den Reichen nımmt und den Armen gibt) auf den Kopf stel- 
len, wie Steuerkürzungen, Privatisierungen, Deregulierungen mit folgenden 
Einkommenseinbußen für die weniger Wohlhabenden, lässt es sich als die 
jüngste Variante der Angriffe auf den Wohlfahrtsstaat verstehen. Allerdings 
kann sich die Opposition gegen dieses Projekt nicht darauf beschränken, es 
einfach zu negieren. Der Schutz der Eigentumsrechte durch den Staat ist ei- 
ne wesentliche Voraussetzung für eine funktionierende Wirtschaft. Deshalb 
kann sich die Kritik am neoliberalen Projekt nicht auf eine schlichte Alter- 
native von individuellen Eigentumsrechten vs. gleichheitsfördernden Staats- 
interventionen beschränken. Vielmehr geht es um die optimal wohlfahrts- 
fördernde Mischung von beiden. 

Was sollen Wohlfahrtsstaaten leisten? Die erklärten Ziele sind: 

- Schutz vor den Wohlfahrtsverlusten, die mit den typischen Arbeitsmarktri- 
siken im Kapitalismus einhergehen, d.h. vor allem Schutz im Fall der Un- 
fähigkeit, bezahlte Arbeit zu leisten, sei es wegen Alter, Krankheit, Behin- 
derung oder Arbeitslosigkeit. 
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- Vermeidung oder Milderung von Armut. Der Staat gewährt Geld-, Dienst- 
oder Sachleistungen und übernimmt einen Großteil der traditionellen Rol- 
len von Gemeinden und Kirchen bei der Armenfürsorge. 

- Mehr Einkommensgleichheit. 

Das Ziel, die Gleichheit von Menschen- und Bürgerrechten material in Rich- 

tung sozialer Rechte und damit einer größeren Einkommensgleichheit auszu- 

dehnen, ist in Europa ein Erbe der sozialistischen Tradition, aber man kann es 
als auch Implikation der Etablierung von Menschen- und Bürgerrechten ver- 
stehen, insofern diese nur auf der Grundlage eines Minimums an materialer 

Versorgung überhaupt wahrnehmbar sind (vgl. Marshall 1949). 

Was tun Wohlfahrtsstaaten? Die staatlichen Aktivitäten zur Erreichung dieser 

Ziele lassen sich als Antworten verstehen auf Forderungen nach wirtschaftli- 

cher Sicherheit und Zugang zu den Ressourcen, die die Wahrnehmung der 

Staatsbürgerrolle ermöglichen. Sie beruhen auf einer moralisch relativ an- 

spruchslosen Solidarität, die eine Umverteilung stützt. Sie läuft auf eine Art 

Versicherung hinaus: Tue heute für jemand in Not das, was Du von andern 

erwartest, wenn Du selbst in Not bist. Das zugrunde liegende Problem ist, 

dass man sich auf den Beistand anderer verlassen können muss, wenn man 

(oder die eigene Familie) nicht für sich selbst sorgen kann. Deshalb ist soziale 

Sicherheit in wirtschaftlicher Hinsicht eine Funktion der Ansprüche, die man 

andern gegenüber geltend machen kann, wenn man bedürftig wird. Solche 

Ansprüche lassen sich erwerben: 

- privat in der Familie (Nachbarschaft, Gemeinde) aufgrund moralischer Ver- 
pflichtungen; 

- privat auf dem Markt (durch Akkumulation von Ersparnissen, Kauf einer 
Versicherung usw.) aufgrund vertragsmäßig regulierter wirtschaftlicher 
Tauschakte; 

- öffentlich gegenüber dem Staat (durch Beiträge, Erfüllung von 
Bürgerpflichten) aufgrund von Rechten. 

Welche dieser Möglichkeiten genutzt wird, um wirtschaftliche Sicherheit zu 

gewinnen, wird normalerweise in Analogie zum Prinzip der Subsidiarität er- 

klärt: Der Staat tritt als Gewährleister wirtschaftlicher Sicherheit erst dann auf, 
wenn erstens Familien, Nachbarschaften, Selbsthilfegemeinschaften und zwei- 
tens Marktanbieter versagen. Historisch haben sich öffentliche Wohlfahrtssy- 
steme entwickelt, nachdem traditionelle Familien- und Gemeinschaftsbindun- 
gen sich unter dem Druck der weit reichenden sozialen Umbrüche aufgelöst 
hatten, die mit der industriellen Revolution und der Durchsetzung der kapita- 
listischen Produktionsweise einhergingen.’ Auch jenseits der Armenfürsorge 
sind funktional äquivalente Marktangebote privater Versicherungen be- 


3 Eine Variante der Wohlfahrtsstaatsgeschichte verweist darauf, dass der Staat mit herrschaftlichen 
Mitteln erfolgreich gegen autonome Selbsthilfeorganisationen konkurrierte (Rodenstein 1978). 
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schränkt, weil die Risiken, auf die Wohlfahrtsstaaten reagieren, nicht oder nur 
begrenzt die Form privat versicherbarer Risiken haben. Soziale und regionale 
Mobilität, Migration, Urbanisation, Individualisierung sind auch gegenwärtig 
noch relevante und u.U. steigerbare Merkmale des sozialen Wandels, die Si- 
cherheitsbedürfnisse erzeugen, gleichviel ob man sie aus Faktoren erklärt, die in- 
nerhalb der Grenzen nationaler Wirtschaften (Iversen/Cusack 1998) wirken oder 
von außen, durch deren Öffnung zu den Weltmärkten (Katzenstein 1985). 

Wie tun die Wohlfahrtsstaaten das, was sie tun? Nur Staaten haben die Mög- 
lichkeit, auf ihrem Territorium allgemein verbindliche Regeln zu setzen und 
durchzusetzen. Im Großen und Ganzen verfolgen die Wohlfahrtsstaaten ihre 
Ziele durch rechtlich regulierte Redistribution. Geldströme werden durch 
Steuern oder Beiträge zu Zwangsversicherungen in die Staatskassen und ent- 
weder weiter zu den Wohlfahrtsstaatsklienten geleitet oder für die Bereitstel- 
lung von steuer- und abgabenfinanzierten Dienstleistungen ausgegeben. 
Warum lassen sich Staaten auf diese Aufgaben ein? Insoweit es um Regelset- 
zung als eine Funktion auch der Wohlfahrtsstaaten geht, zeigt sich schon früh 
(man vergleiche die Konflikte um Arbeitszeiten im 19. Jahrhundert), dass der 
Staat auf die Forderungen sowohl der Arbeiter- als auch der Unternehmeror- 
ganisationen eingeht, die sich in Pattsituationen im Stile von Gefangenendi- 
lemmata verstricken. Insoweit es um Umverteilungen geht, gibt es eine Stan- 
dardargumentation, der zufolge Staaten, den Forderungen breiter Volksmassen 
folgend, eine Risikoabschirmung bei Einkommensverlusten oder Verarmung 
aufbauen. Diese Argumentation ist etwas zu schlicht, vor allem, weil die Ei- 
geninteressen der staatlichen Akteure vernachlässigt werden. 

Wer macht was? Die grundlegende Akteurskonstellation im Wohlfahrtsstaat 
umfasst drei mehr oder weniger autonome Gruppen von Akteuren. Das Volk 
oder die Bürgerinnen und Bürger (nach ökonomischen Kriterien unterteilbar 
in Unternehmer, abhängig Beschäftigte und den Rest, inklusive der meisten 
Wohlfahrtsstaatsklienten), die Regierung und die Verwaltung (oder Bürokratie). 
Wie Neokonservative und Libertäre Sozialdemokraten und Liberale belehrten, 
ist der Staat nicht von vornherein ein „benevolenter“ Akteur. Die Eigenziele 
von Politikern und Bürokraten (rent seeking, Legitimationsbeschaffung, Wahl- 
stimmenmaximierung) können die Orientierung des Wohlfahrtsstaats an seı- 
nen deklarierten Zielen überlagern. Wenn autokratische Verselbständigungen 
verhindert werden sollen, müssen die Bürgerinnen und Bürger Regierung und 
Bürokratie kontrollieren können. Regierung und Verwaltung müssen ihrerseits 
in der Lage sein, effektiv in den Wirtschaftsprozess einzugreifen und soweit 
das Wirtschaftshandeln der Privatleute zu kontrollieren, dass sie den Wohl- 
fahrtsstaatsklienten die versprochene Sicherheit gewähren können. Dazu muss 
der Staat normalerweise die erforderlichen Ressourcen erst aneignen. Die 
Blaupause des demokratischen Prozesses stellt deshalb einen Kreislauf dar: 
Bürgerinnen und Bürger wählen sich eine Regierung, die ihre Interessen wahr- 
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zunehmen verspricht. Die Regierung bedient diese Interessen, indem sie die 
Bürokratie in Bewegung setzt, deren Auftrag darin besteht, Ressourcen den 
Mehrheitsinteressen gemäß umzulenken. Praktische Erfahrungen mit der De- 
mokratie legen allerdings nahe, dass es wenigstens noch einen zweiten, infor- 
mellen Kreislauf gibt, der in der umgekehrten Richtung fließt. Bürgerinnen 
und Bürger wenden sich direkt an die Bürokratie (Man vergießt „Tränen im 
Amtszimmer“), die Bürokratie bestimmt die Agenda der Regierung, die Regie- 
rung besorgt die Zustimmung der Wählerschaft zu dem, was die Bürokratie 
tut (Luhmann 1981). 

Was immer Wohlfahrtsstaaten tun, spielt sich in Grenzen ab, die von vier Re- 
striktionen gesetzt werden: Einer konstitutionellen, einer funktionalen, einer 
Budgetrestriktion und einer Akzeptanzrestriktion. Diese vier Restriktionen set- 
zen keine festen Grenzen für Wohlfahrtsstaatsaktivitäten, vielmehr sind sie das 
Ergebnis dauernder Konflikte mit wechselndem Ausgang. 

- Die konstitutionelle Restriktion ergibt sich aus dem Konflikt zwischen indi- 
viduellen Eigentumsrechten und Mehrheitsentscheidungen. Gemäß der libera- 
len Tradition haben die mit der kapitalistischen Ökonomie koexistierenden 
Staaten zunächst und vor allem die Funktion, das Privateigentum zu schüt- 
zen.’ Das Recht auf Eigentum ist ein individuelles Recht, dem gegenübersteht, 
dass auf Mehrheitswillen beruhende politische Entscheidungen Eigentums- 
rechte suspendieren können. Eigentum kann enteignet, Einkommen umverteilt 
werden. Die vom Wohlfahrtsstaat veranstaltete Umverteilung beinhaltet Ent- 
und Aneignungen ohne individuelle Zustimmung. 

- Die funktionale Restriktion ergibt sich aus dem Konflikt um die Dekom- 
modifizierung der Arbeitskraft. Wohlfahrtsstaaten müssen sicherstellen, dass 
hinreichend viele Arbeitskräfte auch dann Waren bleiben, also auf dem 
Arbeitsmarkt zum Verkauf angeboten werden wenn sie das (Über-)Leben nicht 
arbeitender Individuen sichern. Wenn erwerbsfähigen Individuen eine wirkliche 
Wahl zwischen dem Bezug von wohlfahrtsstaatlichen Leistungen und dem Ar- 
beiten gegen Bezahlung eingeräumt wird, kann die staatlich organisierte Umver- 
teilung die Anreize zum Verkauf der eigenen Arbeitskraft in der Tat unterminie- 
ren. Diese Anreize müssen also erhalten bleiben, obwohl wohlfahrtsstaatliche 
Transfers in einer partiellen Dekommodifizierung der Arbeitskraft resultieren. 

- Die Budgetrestriktion ergibt sich aus dem Konflikt um die Schaffung, An- 
eignung und Umverteilung von Einkommen. Das Ausmaß der möglichen 
Umverteilung hängt von der Produktivität der Wirtschaft ab, die wiederum 


4 „For one very rich man, there must be at least five hundred poor... The affluence of the rich ex- 
cites the indignation of the poor, who are often both driven by want, and prompted by envy to 
invade his possessions. It is only under the shelter of the civil magistrate that the owner of that 
valuable property, which is acquired by the labour of many years ... can sleep a single night in secu- 
rity. He is at all times surrounded by unknown enemies... The acquisition of valuable and extensive 
property, therefore, necessarily requires the establishment of civil government.“ (Smith 1776: 710) 


Rheinische vs. atlantische Wohlfahrtsstaaten 381 


nicht zuletzt davon abhängt, welches Arbeitsvolumen über den Arbeitsmarkt 
mobilisiert werden kann. Kompliziert wird das alles durch Rückwirkungen: 
Die staatlichen Operationen beeinflussen ihrerseits das Aktivitätsniveau der 
Wirtschaft und die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarkts. In erster Näherung 
lässt sich die Budgetrestriktion für Wohlfahrtsstaaten schreiben als tY =B 
wobei t der durchschnittliche Steuersatz (inkl. Sozialabgaben) ist, Y das 
Volkseinkommen und B der Gesamtwert der sozialstaatlichen Leistungen. Die 
Aggregate Y und B lassen sich wie folgt zerlegen, so dass - auf eine immer 
noch grobe Weise - die entscheidenden Faktoren sichtbar werden, von de- 
nen wohlfahrtsstaatliche Leistungen ökonomisch abhängen: 


t (Y/H * HE * E/N) = C/N * B/C 


(H - Arbeitsstunden, E - Beschäftigtenzahl, N - Bevölkerung, C - Wohlfahrts- 
staatsklienten, jeweils Jahresdurchschnitte). Wie die linke Seite der Gleichung 
zeigt, hängen die wohlfahrtsstaatlichen Einnahmen vom Steuersatz t, der 
Stundenproduktivität der Arbeit (Y/H), den Arbeitsstunden pro Beschäftigten 
(H/E) und der Beschäftigtenrate (E/N) ab. Die wohlfahrtsstaatlichen Ausga- 
ben sind das Produkt aus dem Anteil der Leistungsbezieher an der Bevölke- 
rung (C/N) und den Leistungen‘ pro Klient (B/C). 

- Die Akzeptanztestriktion ergibt sich aus den Beziehungen zwischen Bürge- 
rinnen und Bürgern und Wohlfahrtsstaaten. Als Umverteilungsagenturen ha- 
ben sie eine parasitäre Stellung gegenüber der Privatwirtschaft. Daraus ergeben 
sich permanente, im günstigen Fall moralisch gebremste, Ressentiments. Die- 
jenigen, die glauben, sie seien die (Netto-)Zahler der Leistungen an andere, 
opponieren gegen die ganze Umverteilungsübung. Die Nutznießer unterstüt- 
zen sie. Dieser Gegensatz wird jedoch durch zwei Faktoren gedämpft. Erstens 
besteht Unsicherheit darüber, ob man nicht in eine soziale und ökonomische 
Lage rutschen könnte, in der man auf Hilfe des Wohlfahrtsstaates angewiesen 


5 Eine differenziertere Betrachtung müsste auf der Einnahmeseite Gewinn- und Arbeitseinkom- 
men, auf der Ausgabenseite die Hauptklientengruppen (Rentner, Kranke, Arbeitslose usw.) un- 
terscheiden. 

6 Gemeint sind hier Sach- und Geldleistungen. 

7 Die Mechanik von Einnahmen und Ausgaben lässt sich wie folgt illustrieren: Nehmen wir 
einen Arbeitslosigkeitsschock an. Die Abhängigkeitsrate C/N wächst, während die Beschäf- 
tigtenrate E/N abnimmt. Das entstehende Ungleichgewicht kann ohne Änderung des Abga- 
bensatzes t oder der durchschnittlichen Leistungen B/C nur aufgefangen werden, wenn die 
Arbeitsproduktivität oder die Arbeitszeit oder die Beschäftigtenquote genügend erhöht wer- 
den. Wenn, wie in Kontinentaleuropa geschehen, die Reaktion auf wachsende Arbeitslosig- 
keit darin besteht, dass die Durchschnittsarbeitszeit fällt (z.T. um die verbliebenen Arbeits- 
plätze auf mehr Personen zu verteilen) und Frühverrentung zunimmt (damit die Alten den 
nachrückenden Jungen Platz machen), bleibt als Kompensationsfaktor für das Ungleichge- 
wicht zwischen Einnahmen und Ausgaben nur das Produktivitätswachstum Y/H - abgesehen 
vom Unterlaufen der Budgetrestriktion durch wachsende Verschuldung. Je mehr das Ar- 
beitsvolumen (H/E * E/N) relativ zur Bevölkerung sinkt, umso unwahrscheinlicher ist es, 
dass das Ungleichgewicht allein durch Produktivitätszuwächse abgefangen werden kann. 
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ist. Zweitens rechnen die meisten gegenwärtigen Zahler damit, früher oder spä- 
ter, an mehr oder weniger genau kalkulierbaren Punkten im Lebenslauf, zu 
Nutznießern zu werden. Insoweit können Zahlungen an den Wohlfahrtsstaat 
subjektiv als Teil eines Versicherungsarrangements gesehen werden, weil durch 
sie Ansprüche auf zukünftige Leistungen entstehen. Abgesehen von den Ver- 
suchungen des Trittbrettfahrens wird der Widerstand gegen Zahlungsverpflich- 
tungen mit dem erwarteten Saldo von Leistungen und Gegenleistungen variie- 
ren. Zahlungsverpflichtungen können zu hoch, empfangene Leistungen zu 
niedrig ausfallen, die Inzidenz beider kann als ungerecht angesehen, manche 
können ganz ausgeschlossen werden, andere empfinden sich als ausgeschlos- 
sen usw. Wenn für zu viele Beteiligte die Kosten wachsen und die erwartbaren 
Nutzen fallen, kommt der Wohlfahrtsstaat in Schwierigkeiten, jedenfalls soweit 
er auf breite politische Unterstützung angewiesen ist. 

Wenn wir über Wohlfahrtsstaaten sprechen, sprechen wir über die institutio- 
nalisierten Ergebnisse lang andauernder sozialer Konflikte mit kontingenten 
Ausgängen. Deshalb ist es nicht überraschend, dass - in ihren jeweiligen na- 
tionalen Rahmen - Bürger, kapitalistische Unternehmen und Staaten unter- 
schiedliche Dinge unterschiedlich tun, auch wenn sie unter ähnlichen Parame- 
tern operieren. Die Parameter, die mich im folgenden interessieren, werden 
durch die Grundregeln kapitalistischen Wirtschaftens gesetzt. Private Unter- 
nehmen streben nach maximalen Gewinnen auf (mehr oder weniger) kompeti- 
tiven, (mehr oder weniger) offenen Märkten. Wohlfahrtsstaaten hängen von 
privaten Unternehmen als Einkommen erzeugende Maschinen ab, sei es di- 
rekt, indem sie Gewinne besteuern, oder sei es indirekt, in dem sie die Ein- 
kommen derjenigen besteuern, deren Arbeitskraft von privaten Unternehmen 
genutzt wird. Man kann sich wohl den öffentlichen Sektor als Gegengewicht 
(Goldscheid 1926) zur „strukturellen Abhängigkeit des Staates vom Kapital“ 
(Przeworski/Wallerstein 1988) denken. Aber wenngleich es so etwas wie eine 
reine kapitalistische Ökonomie nicht gibt - private Unternehmen mussten 
immer mit einem gewichtigen öffentlichen Sektor koexistieren -, ist der öffent- 
liche Sektor nicht eigenständig. Deshalb hängen Ausmaß und Stabilität der 
Wohlfahrtsstaaten, die unter den oben genannten Restriktionen operieren, von 
ihrer Fähigkeit ab, sich mit den privaten Unternehmen zu arrangieren. 
Nachdem der starke Kontrast der realsozialistischen Ökonomien verschwun- 
den ist, gilt inzwischen ein wachsender Teil der Kapitalismusliteratur dem 
Nachweis, dass es nicht nur zwischen den westlichen Wohlfahrtsstaaten, son- 
dern auch zwischen den kapitalistischen Ökonomien bemerkenswerte Unter- 
schiede gibt. Die Grundregeln des Privateigentums und der Kapitalakkumula- 
tion lassen eine Menge Spielraum für Differenzen in der Art der Unterneh- 
mensführung. Daraus entsteht die Frage: Verfestigen sich solche Differenzen 
zu unterscheidbaren, dauerhaften Mustern oder entsteht aus der Weltmarkt- 
konkurrenz ein unaufhaltsamer Druck zur Konvergenz? In vielen neueren 
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Analysen werden die Nationalstaaten, von denen meist ausgegangen wird, 
entweder nach Wohlfahrtsregimetypen (Esping-Andersen 1990) oder als unter- 
schiedliche Kapitalismusvarianten (Albert 1993, Hall/Soskice 2001, Whitley 
2001) relativ einheitlich gruppiert. Die Konvergenzfrage wird demgegenüber 
nicht einheitlich beantwortet. Viele fürchten oder begrüßen die Globalisierung 
als den großen Gleichmacher, während für andere die beobachtete Pfadabhän- 
gigkeit oder die Existenz komparativer institutioneller Vorteile die Vermutung 
einer stabilen Vielfalt stützt. 

Da ich hier nicht erneut die Frage aufwerfen will, ob die vielen Wohlfahrts- 
staaten und Kapitalismen sinnvoll nach wenigen Typen oder „Modellen“ ge- 
ordnet werden können (skeptisch äußern sich Baldwin 1996, Ringen 1991), 
werde ich im folgenden zur Beschreibung einiger wichtiger Differenzen zwi- 
schen den Kapitalismen der USA und Kontinentaleuropas die Unterscheidung 
zwischen liberalen und koordinierten Marktökonomien benutzen, wie sie Da- 
vid Soskice mit verschiedenen Koautoren ausgearbeitet hat. Dann werde ich 
die wichtigsten Unterschiede zwischen den jeweiligen Wohlfahrtsstaaten dar- 
stellen, und zwar nicht in Bezug auf ihre institutionelle Gestaltung und deren 
politische Hintergründe, sondern in Bezug auf Ergebnisse bezüglich der oben 
beschriebenen Ziele. Vor diesem Hintergrund lässt sich die Konvergenzfrage 
als eine Frage nach politischen Optionen behandeln, die sich für die betroffe- 
nen Bevölkerungen im Licht ihrer Wohlfahrtsinteressen eröffnen (sollten). 


2. Liberale und koordinierte Marktwirtschaften 


Soskice (1999) und Hall/Soskice (2001) erklären ihre einfache, aber sehr 
zweckmäßige Unterscheidung zwischen liberalen (LMWs) und koordinierten 
Marktwirtschaften (KMWs) ausgehend von der Rolle der Unternehmen und 
ihren typischen Koordinationsproblemen. Demnach hängt der Unterneh- 
menserfolg von der Fähigkeit ab, Koordinationsleistungen in vier verschiede- 
nen Bereichen zu erbringen. 

1) Industrielle Beziehungen: Hier geht es a) auf der Makroebene um die insti- 
tutionellen Rahmen, in denen Löhne und Arbeitsbedingungen, mit Auswir- 
kungen auf Arbeitskosten und Produktivität, ausgehandelt werden. Der 
Hauptunterschied zwischen LMWs und KMWs besteht in Ausmaß und 
Reichweite gewerkschaftlicher Organisation und im Zentralisationsgrad von 
Tarifverhandlungen. In LMWs sind sowohl Organisations- als auch Zentrali- 
sierungsgrad niedrig. b) Auf der Mikroebene geht es um die Gestaltung der 
Beziehungen zu den eigenen Beschäftigten, um die Verteilung von Kompeten- 
zen und den Willen zur Kooperation im Betrieb, das Ausmaß, in dem die Ar- 
beitsfähigkeit der Beschäftigten in effektive Arbeit umgesetzt wird. Die Mitar- 
beiter verfügen nicht nur über spezielles Produzentenwissen, sondern können 
diese Informationen und generell ihre Leistungspotentiale zurückhalten. Von 
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den Kooperations- und Konsensniveaus hängen die Kompetenzen und die 
Produktmarktstrategien der Unternehmen ab. Die Unternehmen können sich 
zur Setzung von Arbeitsanreizen auf unterschiedliche Mischungen von Loyalı- 
tät, Entlohnung und Kontrolle stützen, je nach dem, was sie mit welchen Zie- 
len produzieren. Dabei ist das Hauptziel kapitalistischer Unternehmen selbst- 
verständlich die Gewinnmaximierung. Aber die Wege zu diesem Ziel fallen un- 
terschiedlich aus, je nachdem ob das Unternehmen Qualitäts- oder Massen- 
produkte herstellt, welches Macht- und Kontrollniveau die Unternehmenslei- 
tung anstrebt, in welchen traditionellen oder innovativen Produktmärkten es 
engagiert ist. Qualitätsproduktion erfordert Fähigkeiten der Beschäftigten und 
Organisationsformen, die eher mit Loyalität und Bindung an das Unterneh- 
men assoziiert sind, während effiziente Massenproduktion durch Kostenmi- 
nimierung, flexible Anpassung in der Unternehmensumwelt und berechenbare 
Leistung bei hoher Kontrolle gewährleistet werden kann. Macht ist erforder- 
lich, um eine Organisation zu erhalten, den Organisationsablauf zu kontrollie- 
ren und Verlässlichkeit zu gewährleisten, aber Machtgewinn kann sich als Ziel 
auch verselbständigen. Aus all diesen Gründen gibt es keine beliebigen Mi- 
schungen von Management-Prioritäten und Anreizen für die Beschäftigten. 
Unternehmen in KMWs verfolgen eher Strategien der Qualitätsproduktion 
und tendieren deshalb dazu, sich auf die Loyalität und das Engagement ihrer 
Beschäftigten zu verlassen, während Unternehmen in LMWs eher auf Entloh- 
nungsanreize und Kontrolle setzen, weil sie sich vordringlich in standardisier- 
ter Massenproduktion engagieren oder, alternativ, lose Organisationen für ra- 
dikale Innovationen benutzen. 

2) Berufsausbildung und Erziehung: Hier geht es um die Verfügbarkeit über 
Arbeitskräfte mit den für das Unternehmen wichtigen Qualifikationen, wobei 
sowohl Arbeitskräfte wie Unternehmen über Investitionen in Humankapital 
entscheiden. Von der Humankapitalausstattung hängt wiederum die Konkur- 
renzfähigkeit der gesamten Wirtschaft ab. In LMWs bestehen wenig Anreize 
für die Unternehmen, in Qualifikationen zu investieren, weil sie diese Investi- 
tionen nicht schützen können. Die Arbeitskräfte wiederum investieren eher in 
allgemeine, übertragbare Qualifikationen, im Gegensatz zu den KMWs, wo sie 
eher in industrie- oder firmenspezifische Qualifikationen investieren. Damit 
solche Investitionen aussichtsreich sind, müssen die Arbeitskräfte durch wohl- 
fahrtsstaatliche (Arbeitslosenversicherung) oder unternehmenseigene (Beschäf- 
tigungsgarantien) Institutionen vor Humankapitalverlusten geschützt werden. 
Die Unternehmen in KMWs können ihrerseits solche Investitionen über ihre Ver- 
bände vor Wilderern aus den eigenen Reihen schützen (Estevez-Abe et al. 2001). 

3) Corporate Governance: Hier geht es um den Zugang zu Finanzmitteln von 
Investoren, die Erträge auf ihre Investitionen gewährleistet schen wollen. Je 
nach Quelle der Finanzmittel, in LMKs typischerweise die Börse, in KMWs 
die (Haus-)Banken oder Finanzierungen mit staatlichen Garantien, haben 
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Transparenz des Unternehmensgeschehens, lang- und kurzfristige Orientierun- 
gen und Innovationskapazitäten eine unterschiedliche Bedeutung. In LMWs 
herrschen shareholder-, in KMWs stakeholder-Orientierungen vor. 

4) Beziehungen der Unternehmen zueinander: Hier geht es um Beziehungen 
zu Kunden und Lieferanten, um den Absatz zu stabilisieren, die Verfügbarkeit 
der Vorprodukte zu garantieren, den Zugang zu Technologien zu gewährlei- 
sten. Wichtige Problemfelder sind Standardsetzungen, Technologietransfers, 
Forschungs- und Entwicklungskooperation. Dabei brauchen die Unternehmen 
einerseits Zugang zu Informationen, andererseits versuchen sie sich vor dem 
Risiko der Ausbeutung durch ihre Partner in joint ventures zu schützen. Von 
der Lösung dieser Probleme hängt allgemein die Konkurrenzfähigkeit und ins- 
besondere die Fähigkeit ab, neue technische Möglichkeiten zu nutzen. 

Die grundlegende Differenz zwischen LMWs und KMWs besteht darin, dass 
sich die Unternehmen in LMWs fast ausschließlich auf Tauschbeziehungen 
auf Märkten verlassen, wenn es darum geht, ihre Koordinationsprobleme zu 
lösen. Im Gegensatz dazu operieren Unternehmen in KMWfs in institutionel- 
len Rahmen, die über die Märkte hinausreichen und die Marktkoordination 
teils ergänzen, teils ersetzen. Dabei können außermarktliche Institutionen die 
Unsicherheit der Akteure in Bezug auf das Verhalten der anderen verringern 
und es so erlauben, dass man auch bei gegensätzlichen Interessen glaubhaft 
wechselseitige Verpflichtungen eingeht. Handlungskoordination lässt sich im 
wesentlichen durch die Nutzung von drei Möglichkeiten verbessern: (1) den 
Austausch von Informationen, (2) das wechselseitige Beobachten der Aktivitä- 
ten und (3) das Sanktionieren derjenigen, die aus den kooperativen Zusam- 
menhängen ausscheren. Wie man an den typischen korporatistischen Institu- 
tionen der Interessenvermittlung zwischen Verbänden ablesen kann, geben sie 
den potentiell kooperationsfähigen Akteuren die Möglichkeiten des Ver- und 
Aushandelns, so dass die Akteure auf hohe Niveaus gemeinsamen Wissens zu- 
rückgreifen können. Deshalb verstärken deliberative Institutionen die Fähig- 
keit der Akteure, strategisch auf neue oder unbekannte Herausforderungen zu 
reagieren (Hall/Soskice 2001: 10ff.). 


3. Der wirtschaftliche Hintergrund 


Um das wirtschaftliche Wohlfahrtsniveau einer Bevölkerung einzuschätzen, ist 
das Sozialprodukt pro Kopf eine erste Ausschlag gebende Größe. Wenn wir 
der Einfachheit halber die bekannten Mess- und Vergleichsprobleme vernach- 
lässigen, definiert das Sozialprodukt die wirtschaftlichen Möglichkeiten, die 
sich aus den Leistungen der formellen Ökonomie ergeben. 

Luxemburg ist eindeutig das reichste unter den reichen OECD-Ländern, aber 
es ist wegen seiner hohen Bankiersdichte ein Sonderfall. Ansonsten besteht ein 
deutlicher Abstand zwischen den USA als reichstem Land und dem Rest. 
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Tabelle 1: Wirtschaftliche Grunddaten 2001 


BIP Jährliches Jahres- Beschäfti- Arbeitsmobili- 

pro Kopf Wachstum, durchschnitt. gungsrate ® sierung ” 

($PPP) 1991-2001 Arbeitsstunden in Prozent in Prozent 
Österreich 27800 2.1 68.9 
Belgien 26900 2.1 1528 59.7 43.86 
Kanada !° 28800 3.2 1801 70.9 61.39 
Dänemark 29900 2.3 1482 75.9 54.08 
Finnland 25900 2.9 1691 67.7 55.04 
Frankreich 25100 1.9 1532 62.0 45.67 
Deutschland 26500 1.5 1467 65.9 46.48 
Griechenland 17800 2.4 1921 55.6 51.35 
Irland 31400 7.7 1674 65.0 52.31 
Italien 26100 1.6 1606 54.9 42.39 
Luxemburg 49800 5.8 63.0 
Niederlande 28600 2.8 1346 74.1 47.95 
Portugal 18700 2.5 68.7 
Spanien 21000 2.6 1816 58.8 51.34 
Schweden 25600 2.0 1603 75.3 58.03 
UK 25400 2.7 1711 71.3 58.65 
USA 36500 3.4 1821 73.1 64.00 


Quelle: OECD (2002; 2002a) eigene Berechnungen 


Abgesehen von Italien sind die südeuropäischen Länder am ärmsten, obwohl 
dort hohe Arbeitszeiten vorherrschen. Irland mit seinen enormen Wachstums- 
raten wird nicht umsonst der keltische Tiger genannt, aber seine Wachstums- 
strategie beruht auf hoher Unterstützung und einer Sonderrolle innerhalb der 
EU. Eine interessante Frage ist, ob der Vorsprung der USA beim BIP pro 
Kopf auf höhere Produktivität und höheres Wachstum zurückzuführen ist - 
wie es Neoliberale gern behaupten - oder auf höhere Arbeitszeiten und einen 
höheren Beschäftigungsgrad. Der kombinierte Effekt von jahresdurchschnittli- 
chen Arbeitszeiten und Beschäftigungsraten wird mit dem Arbeitsmobilisie- 
rungsindex (in der letzten Spalte) erfasst. Die USA und Kanada halten hier die 
Spitze, gefolgt von Großbritannien und den skandinavischen Ländern. Offen- 
bar haben die kontinentaleuropäischen Länder - mit ihren sowohl niedrigen 
Arbeitszeiten als auch geringen Beschäftigungsraten - Probleme bei der Aktı- 
vierung ihres Arbeitspotentials. Wäre die niedrige Arbeitsmobilisierung eine 
Frage der freien Wahl", könnte man beim Vergleich Deutschland - USA be- 
haupten, die Deutschen zögen mehr Freizeit einem höheren Einkommen vor. 
Die niedrigere Arbeitsmobilisierung in Deutschland (73% des US-Niveaus) 


8 Beschäftigte im Verhältnis zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15 bis 64). 

9 Der Index der Arbeitsmobilisierung wird (siehe Nickell 1997) als Produkt der Beschäfti- 
gungsrate und der jahresdurchschnittlichen Arbeitsstunden dividiert durch eine maximal an- 
genommene Jahresarbeitsstundenzahl (52 Wochen ä 40 Stunden = 2080 Stunden). Weder 
unbezahlte Arbeit noch Arbeit im informellen Sektor werden berücksichtigt. 

10 Arbeitsstunden von 2000 für Kanada. 

11 Was angesichts der hohen unfreiwilligen Arbeitslosigkeit bestenfalls teilweise der Fall ist. 
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entspricht exakt der Differenz im BIP pro Kopf. In Deutschland wird also 
weniger gearbeitet, während die (Stunden-)Arbeitsproduktivität wie in den 
meisten europäischen Ländern auf dem gleichen Niveau wie in den USA liegt: 
„in the year 2000, productivity levels compared to the U.S. were 6 percent 
higher in Belgium, 4 percent higher in France, 2 percent higher in the Nether- 
lands, and virtually tied in Germany“ (Gordon 2002: 39). 

Die übliche neoliberale Behauptung, die herausragend reiche amerikanische 
Wirtschaft verdanke ihre hohe Produktivität und ihr hohes Wachstum dem 
niedrigen Niveau staatlicher Eingriffe, ist also einfach falsch. Genauso falsch, 
wenn nicht sogar lächerlich, ist die verbreitete „Can't afford“-Haltung gegen- 
über sozialstaatlich gewährter Sicherheit in den USA (oder die kopierte „Das 
können wir uns nicht mehr leisten“-Haltung in Europa). Mit Ausnahme Süd- 
europas, das im Kreis der reichen Länder ein wenig zurückliegt, sind all diese 
Wirtschaften fantastische Maschinen der Einkommensproduktion. Mit dem 
hohen wirtschaftlichen Leistungsniveau ist allerdings überhaupt nicht ent- 
schieden, wie viel von diesem Einkommen bei wem ankommt, wie viel für 
staatlich organisierte soziale Sicherheit benutzt wird. Das sind keine Fragen 
des Sich-Leisten-Könnens, sondern Fragen der politischen Gestaltung oder Ab- 
stinenz. Natürlich erlaubt es allein der politische Wille nicht, die Grenzen zu 
überspringen, die wohlfahrtsstaatlicher Umverteilung gesetzt sind. Aber an den 
Unterschieden der Sozialausgabenniveaus, die in den 90er Jahren in den USA 
bei ca. 15% des BIP, in Kanada bei ca. 20% und in den kontinentaleuropäi- 
schen Staaten zwischen 25% und 35% (mit leicht sinkender Tendenz) lagen, 
kann man die Spannweite des sozialpolitisch Möglichen ablesen. Offensicht- 
lich resultiert das wesentlich kleinere Sozialausgabenniveau in den USA nicht 
aus einem Mangel an Ressourcen, sondern aus deren anderer Verteilung. 


4. Ziele und Leistungen der Wohlfahrtsstaaten 


Wie oben vermerkt, verfolgen Wohlfahrtsstaaten drei miteinander verbundene 
Hauptziele, die Reduzierung der wirtschaftlichen Unsicherheit, der Armut und 
der Einkommensungleichheit. Unterschiede in den (relativen) Ausgabenni- 
veaus sagen nicht unbedingt etwas über die effektive Erreichung dieser Ziele. 
Die wohlfahrtsstaatlichen Eingriffe können mehr oder weniger zielgerecht er- 
folgen. Man kann u.U. mit wenig Ressourcen viel erreichen, aber auch mit gut 
gemeinten Interventionen soziale Spaltungen oder Ausgrenzungen vertiefen. 

Gemessen am jeweiligen prozentualen Anteil der einzelnen Sozialausgaben am 
Bruttoinlandsprodukt (vgl. zu den Daten OECD 2001) sind die zwei wichtig- 
sten Posten die Ausgaben für Alterseinkommen (wofür Italien relativ am mei- 
sten ausgibt, gefolgt von Frankreich, Deutschland, Österreich und Großbri- 
tannien, mit den USA und Kanada als Schlusslichtern) und für Gesundheit 
(wofür Deutschland am meisten ausgibt, gefolgt von Frankreich, Dänemark, 
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Schweden, Kanada, mit Finnland und Italien als Schlusslichtern. Im allgemei- 
nen sind die Ausgaben für Berufsunfälle und -krankheiten und Wohnen am 
geringsten (wobei letztere in Großbritannien ausnehmend hoch sind). Die 
skandinavischen Wohlfahrtsstaaten haben nicht nur die höchsten Ausgabeni- 
veaus (wobei Finnland in den späten 1990er Jahren aus dieser Gruppe aus- 
schied), sondern sie erbringen auch sehr viel mehr Dienstleistungen als die 
anderen, was sich in hohen Anteilen öffentlicher Beschäftigung niederschlägt. 
Sie sind außerdem sehr viel stärker engagiert in der aktiven Arbeitsmarktpoli- 
tik, wobei sich hier die rheinischen Wohlfahrtsstaaten (Belgien, die Niederlan- 
de, Frankreich und Deutschland) allmählich anschließen. 


4.1 Einkommenssicherheit 


Geht man von den Ausgabenanteilen aus, dann ist der Schutz der Individuen 
und Familien vor Einkommensverlusten bei Nichtbeschäftigung das dominan- 
te Ziel der meisten Wohlfahrtsstaaten. Dabei geben sie für die Einkommens- 
stabilisierung im Alter und die Kompensation von Einkommensverlusten bei 
gesundheitlichen Problemen mit Abstand am meisten aus. 

Alter: In den europäischen Ländern fließt der größte Anteil der Sozialausga- 
ben - mit wachsender Tendenz - in die Altersversorgung. Hier hält Italien den 
Rekord, mehr als die Hälfte der Sozialausgaben fließen an Rentner und Pen- 
sionäre. Das Ausgabenniveau der USA für Alterseinkommen ist zwar nicht 
ungewöhnlich niedrig, aber wenig effektiv für die Verhinderung von Altersar- 
mut. Wenn man eine (sehr niedrige) Armutsgrenze von 40 % des Medians der 
verfügbaren Einkommen ansetzt, bleibt die Armutsquote der Alten in den 
USA nach der Umverteilung bei 12 % - im Vergleich zu 1,2 % in Kanada und 
europäischen Altersarmutsquoten zwischen 0,7 % in Schweden, 4,7 in Italien 
und - erstaunlich hohen - 6,8 % in Österreich (Smeeding et al. 2000). 
Gesundheit: Den zweitgrößten Posten bilden in den meisten Wohlfahrtsstaa- 
ten die Ausgaben für Gesundheit. Ausnahmen sind Kanada und die USA, wo 
die Gesundheitsausgaben sogar einen größeren Anteil haben als die für die Al- 
tersversorgung. Allerdings führen höhere Ausgaben für Gesundheit nicht not- 
wendigerweise zu einem besseren Gesundheitszustand der Bevölkerung. Wenn 
wir als Indikator für letzteren die „gesunde Lebenserwartung“ (das heißt die 
Lebenserwartung abzüglich der Krankheitszeiten) heranziehen, scheint es keine 
Korrelation zwischen Gesundheitsausgaben und Gesundheit zu geben. Wäh- 
rend (im Jahr 2000) die gesunde Lebenserwartung in Schweden am höchsten 
war (71,8 Jahre bei einem Ausgabenniveau von 7,9 % des BIP), war sie in den 
USA am niedrigsten (67,6 Jahre), obwohl dort - private und öffentliche Aus- 
gaben zusammengenommen - ein Rekordanteil von 13 % des BIP für Ge- 
sundheit ausgegeben wurde (wobei noch berücksichtigt werden muss, dass das 
schwedische BIP pro Kopf nur bei 70 % des amerikanischen lag). Das Pro- 
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blem ist wohl, dass in den USA ein großer Teil der Bevölkerung nicht nur 
nicht krankenversichert ist, sondern auch keinen Zugang zu einer adäquaten 
Gesundheitsversorgung hat. Obwohl es eine staatliche Krankenversicherung 
für die Alten (Medicare) und für die Armen (Medicaid) gibt, ist nur etwa ein 
Viertel der US-Bevölkerung in diesen öffentlichen Programmen versichert. Wie 
die Diskussion um die Übernahme der Medikamentenkosten durch Medicare 
gezeigt hat, decken aber auch diese Programme einen wesentlichen Teil der 
Krankheitskosten nicht ab. Nach einer neueren Untersuchung waren „ap- 
proximately 74.7 million people under the age of 65 - nearly one out of three 
(30.1 percent) - ... without health insurance for all or part of 2001 and 2002. 
Of these 74.7 million uninsured individuals, almost two-thirds were uninsured 
for six months and more“ (Families USA 2003). Demgegenüber haben Smee- 
ding et al. (2000) behauptet: „More than 85 per cent of Americans are cov- 
ered by health insurance... For a large majority of low-income Americans, in- 
surance ıs provided for free through the Medicaid program or at reduced cost 
under Medicare“. Aber sie unterstreichen ebenfalls, dass „the United States 
probably has the highest final consumption prices for medical care of all 
OECD countries“ (Smeeding et al. 2000: 24f.). Ob der Anteil der Unversicher- 
ten nun größer ist oder nicht, jedenfalls machen diese wenigen Zahlen deut- 
lich, dass das US-amerikanische Gesundheitssystem deutlich weniger effektiv 
und umfassend, dafür aber wesentlich teurer ist als seine europäischen oder 
kanadischen Gegenstücke. 

Arbeitslosigkeit: Ein wesentlicher Teil der Diskussion um die Vor- und 
Nachteile der rheinischen und atlantischen Kapitalismusvarianten dreht sich 
um die Arbeitslosigkeit. Angeblich ist die Arbeitslosigkeit im rheinischen Ka- 
pitalismus so hoch, weil er dank allzu großzügiger Wohlfahrtsstaaten der Eu- 
rosklerose anheim fiel, wogegen die flexiblen Arbeitsmärkte des atlantischen 
Kapitalismus die Arbeitslosigkeit niedrig hielten. 

Der entscheidende Schwachpunkt dieser neoliberalen Standardargumentation 
(Siebert 1998) ist, dass sie Großzügigkeit des Wohlfahrtsstaats mit Arbeits- 
marktrigidität gleichsetzt (Ganßmann 2000). Dabei wird übersehen, dass die 
europäischen Wohlfahrtsstaaten ganz unterschiedlich auf die Arbeitslosig- 
keits„schocks“ reagiert haben, die mit den Ölpreiserhöhungen der 1970er und 
1980er Jahren assoziiert werden. Besonders die kleinen EU Länder waren bei 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sehr erfolgreich, z.T. genau dadurch, dass 
sie wohlfahrtsstaatliche Programme benutzten, um mit höherer Flexibilität der 
Arbeitsmärkte verbundene Risiken zu vermindern. Im Gegensatz dazu beruht 
der „high pressure US labor market“ (Katz/Krueger 1999) immer noch auf der 
altkapitalistischen Verelendungsdrohung. Die aufgrund dieser Drohung weit 
verbreitete Bereitschaft zum Arbeiten auch für niedrigste Löhne führt zu der 
einmaligen Kombination von maximaler Armutsrate (10,7 %), maximalem 
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Niedriglohnempfängeranteil (25 %)'” und höchstem pro Kopf BIP (vgl. Smee- 
ding et al. (2000), table 2, figure 2). 

Wie die Wohlfahrtsstaaten auf Arbeitslosigkeit reagieren, lässt sich auch an 
den Veränderungen der Leistungen an Arbeitslose mit Umfang und Dauer der 
Arbeitslosigkeit ablesen. Tabelle 2 zeigt die Geldleistungen an Arbeitslose (als 
Anteil am BIP, nach OECD 2001) dividiert durch die Arbeitslosenquoten 
(Quelle: OECD 2002a). Die Zahlen in der Tabelle geben also an, wie hoch 
(gemessen in Prozent des BIP) die Leistungen je Prozent Arbeitslosigkeit sind. 


Tabelle 2: Geldleistungen an Arbeitslose relativ zur Arbeitslosigkeit 


1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 


Österreich 0,35 0,37 0,27 0,23 0,21 0,20 
Belgien 0,39 0,42 0,40 0,35 0,29 0,28 0,29 0,29 0,26 
Dänemark 0,59 0,58 0,56 0,56 0,64 0,65 0,66 0,72 0,69 
Finnland 0,35 0,32 0,32 0,29 0,27 0,26 0,25 0,25 0,22 
Frankreich 0,21 0,21 0,20 0,18 0,16 0,16 0,15 0,16 0,16 
Deutschland 0,13 0,34 0,23 0,25 0,22 0,19 0,18 0,15 0,14 
Italien 0,09 0,10 0,12 0,11 0,10 0,07 0,08 0,07 0,06 
Niederlande 0,43 0,46 0,49 0,47 0,45 0,44 0,58 0,63 0,68 
Schweden 0,52 0,52 0,47 0,30 0,27 0,25 0,23 0,21 0,23 
UK 0,10 0,12 0,13 0,12 0,11 0,10 0,08 0,07 0,05 
Kanada 0,24 0,22 0,20 0,17 0,15 0,14 0,12 0,11 0,12 


USA 0,08 0,07 0,09 0,09 0,07 0,06 0,06 0,05 0,06 


Mit zwei Ausnahmen, Dänemark und die Niederlande, bei denen die Geldlei- 
stungen an Arbeitslose relativ zur Arbeitslosigkeit im Kontext sehr erfolgrei- 
cher beschäftigungspolitischer Maßnahmen anstiegen, haben die Ausgaben für 
Arbeitslose nicht Schritt gehalten mit dem Problem der Arbeitslosigkeit. Da- 
bei waren die atlantischen Wohlfahrtsstaaten bei weitem am geizigsten. 


4.2 Armut 


Wie die üblichen Liga-Tabellen der Armutsquoten (bezogen auf Äquivalenz- 
einkommen von Individuen in Haushalten) zeigen, bringt die Kombination 
von atlantischem Kapitalismus und liberalem Wohlfahrtsstaat nach wie vor 
Spitzenplätze (vgl zu den Daten Smeeding et al. 2000: 37). Allerdings hat sich 
neuerdings Italien mit nach vorn gedrängt. 

Die USA sınd das zeitgenössische Hauptexemplar des Keynesschen „paradox 
of poverty in the midst of plenty“. Armut hat soziale Konsequenzen. Es gibt 
den bekannten Zusammenhang zwischen Armut und Kriminalität, aber eine 


12 Als Niedrigeinkommen gelten weniger als 65 % des Medianeinkommens für Vollzeitbeschäftigte. 
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einzigartige Reaktion auf diesen Zusammenhang in den USA, wo „the prison 
population has witnessed a huge jump that bears no historical comparison, 
with a population ın 2000 four times as high as in the early 1970s... When com- 
paring prison populations... the United States stands far above the norm with an 
incarceration rate 5 times as high as the OECD average... More than 1.2 million 
convicted American adults are in gaol (a little less than two million when pre- 
trial and non-guilty offenders are included), which may have a significant dis- 
torting role on the labour market for young males.“ (OECD 2003: 82f.) 

Ein zweites Beispiel für die widrigen Folgen der Armut ist die Zerstörung von 
Mustern des familialen Zusammenlebens. Die USA haben den bei weitem 
höchsten Anteil von Müttern im Teenageralter, mit 52,1 Geburten pro Tau- 
send Frauen unter 20 Jahren. Die atlantische Allianz wird dadurch gestärkt, 
dass Großbritannien mit 30,8 Geburten den zweiten Platz einnimmt, bei ei- 
nem OECD-Durchschnitt von 16 (OECD 2003: 80). 


4.3 Einkommensungleichheit 


Tabelle 3 zeigt die Gini-Koeffizienten und die P90/P10 Dezilquotienten für 
die hier verglichenen Länder. Nach dem Gini-Koeffizienten ist Italien inzwi- 
schen das Land mit der höchsten Einkommensungleichheit, gefolgt von den 
USA und dem Vereinigten Königreich. Beim Dezilquotienten, dem Verhältnis 
der Einkommen der obersten 10 zu dem der untersten 10 Prozent der Haus- 
halte, ist die Ungleichheit in den USA am höchsten, mit einem deutlichen 
Abstand zu Italien auf Platz 2. Die skandinavischen Länder haben die niedrig- 
ste Einkommensungleichheit, mit einem bemerkenswerten Rückgang in Dä- 
nemark und deutlichen Zuwächsen in Finnland und Schweden nach den dor- 
tigen Arbeitslosigkeitsschocks Anfang der 1990er Jahre. Die Niederlande 
scheinen die Verbesserungen bei der Beschäftigung mit einer ebenso deutli- 
chen Zunahme bei der Einkommensgleichheit „erkauft“ zu haben 

Im Gegensatz zum moderaten Anstieg der Einkommensungleichheit in den 
USA, den diese OECD Daten zeigen, haben Piketty/Saez (2003) auf der Basis 
von Einkommenssteuerdaten einen dramatischen Zuwachs der Einkommens- 
ungleichheit in den USA seit den 1980er Jahren nachgewiesen. Er geht haupt- 
sächlich auf den steilen Anstieg des Einkommensanteils der Spitzenverdiener 
zurück. Bis 1998 war der Einkommensanteil der obersten 0,01 % (d.h. des 
obersten Zehntausendstel) auf 2,5 % des Gesamteinkommens gestiegen, ein 
Wert, den es zuletzt vor dem New Deal gab. Die durchschnittlichen Ein- 
kommen aus abhängiger Beschäftigung haben sich von 1970 bis 1996 nicht 
viel verändert, wogegen die durchschnittliche Bezahlung der Topmanager von 
1,3 auf über 30 Millionen US-Dollar anschwoll. 
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Tabelle 3: Einkommensungleichheit" 


Niveau Veränderung 
Gini P90/P10 Gini P90/P10 
Belgien 27.2 3.2 1.2 0.0 
Dänemark 21.7 2.7. -11 0.2 
Finnland 22.8 2.8 2.1 0.1 
Frankreich 27.8 3.4 0.3 0.1 
Deutschland 28.2 3.7 1.7 0.4 
Italien 34.5 4.6 3,9 0.8 
Niederlande 25.5 3.2 2.1 0.4 
Schweden 23.0 2.7 1.4 0.1 
UK 31.2 4.1 2.5 0.5 
Kanada 28.5 3.7 -0.4 -0.2 
USA 34.4 IS) 0.4 -0.2 


Dieser Anstieg der Einkommensungleichheit war unter den reichen Ländern 
einmalig, wie der Vergleich der Einkommensanteile der Spitzenverdiener zwi- 
schen den USA, Frankreich und Großbritannien zeigt (vgl. Piketty/Saez 2003). 
Offensichtlich ergab sich aber in anderen Ländern bei denjenigen, die sich 
von einem „Modellwechsel“ ähnliche Einkommensschübe erhofften, ein star- 
ker Drang zur Nachahmung des American Way. Hans Tietmeyer, früherer 
Bundesbankpräsident und Leitfigur der Werbekampagne für die „Neue soziale 
Marktwirtschaft“, meinte zwar, wir sollten „nicht den Fehler begehen, den 
amerikanischen oder angelsächsischen Weg einfach zu kopieren“, aber was an 
Unterschied bleiben soll, konnte er nicht recht erklären: „Die Neue Soziale 
Marktwirtschaft ist also identisch mit dem angelsächsischen, dem amerikani- 
schen Prinzip“ (Tietmeyer 2001:22). 


5. Das Arbeitsmarktgeschehen als Schranke der Sozialpolitik 


Arbeitslosigkeit und Nichtbeschäftigung vermindern die Einnahmen und er- 
höhen die Ausgaben der Wohlfahrtsstaaten, wie wir oben anhand der Budget- 
restriktion gesehen haben. Wohlfahrtsstaaten sind um so eher wirtschaftlich 
tragbar, je höher das Niveau der Arbeitsmobilisierung ist. In reichen Ländern 
sehen sich die Wohlfahrtsstaaten jedoch in einem Dilemma. Einerseits können 
sie, solange die Wirtschaft auf einem halbwegs normalen Niveau funktioniert, 
ohne großen Aufwand! ein einigermaßen kommodes Überleben all derer ga- 


13 Verfügbare Einkommen der gesamten Bevölkerung gewichtet nach Haushaltszusammenset- 
zung. Veränderungen von Mitte der 1980er bis Mitte der 1990er Jahre. Quelle: Förster/Pel- 
lizari (2000: 75). 

14 Nach Förster (1994: 20) wären in den reichen OECD Ländern öffentliche Ausgaben in der 
Größenordnung von 0,3% (in Österreich, Belgien, Deutschland und Luxemburg) bis 1,5 % 
(in den USA) des BIP ausreichend gewesen, um die Armutsbevölkerung über die Armuts- 
grenze (50% des Medianeinkommens) zu heben, wobei damals die Armutsquote in den USA 
bei 18,7 % lag. 
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rantieren, die aus welchen Gründen auch immer nicht arbeiten. Auf der ande- 
ren Seite müssen diese Überlebensgarantien die Arbeitsanreize intakt belassen 
auch dann, wenn die Verelendungsdrohung, auf die sich kapitalistische Öko- 
nomien traditionell verlassen haben,'° der Bevölkerung nicht mehr als legitim 
gilt. Unterschiede im Ausmaß der Dekommodifizierung der Arbeitskraft be- 
deuten, dass die Anreize zur Arbeitsaufnahme variieren müssen - von der alt- 
modischen „Hungerpeitsche“ (Max Weber) über die rein monetären Lohnan- 
reize bis zum Angebot auf Selbstverwirklichung durch Arbeit. 

Das erstaunliche Ausmaß, in dem die ausnehmend reiche US-Wirtschaft - und 
in etwas geringerem Ausmaß die anderen atlantischen Kapitalismen - sich auf 
die alte Abschreckung durch Armut verlassen, um so viel billige Arbeitskräfte 
wie möglich zu mobilisieren, lässt sich im internationalen Vergleich an der rela- 
tiven Einkommensposition von Haushalten mit erwerbsfähigen, aber nicht be- 
schäftigten Erwachsenen ablesen. Das relative verfügbare Einkommen in solchen 
Haushalten liegt in den USA bei 39,3 % des Medians, also klar unter der Ar- 
mutsgrenze von 50 % des Medians (betroffen sind 6,2 % der Bevölkerung). Es 
liegt bei 46,8 % in Kanada (7,5 % der Bevölkerung) und bei 50,8 % in Italien 
(10 % der Bevölkerung). Bei den großzügigen Wohlfahrtsstaaten liegt Österreich 
an der Spitze, wo diese Nichtbeschäftigten-Haushalte (11,3 % der Bevölkerung) 
immerhin über 77,1 % des Medianeinkommens verfügen. Die anderen europäi- 
schen Länder liegen bei diesen Werten zwischen Österreich und Italien (För- 
ster/Pellizari 2000: 82). Dass er sich offensichtlich immer noch auf die alte Ver- 
elendungsdrohung verlassen kann, ist eines der Wunder des atlantischen Kapita- 
lismus, allen voran des amerikanischen. Offenbar wird das „paradox of poverty 
in the midst of plenty“ nicht als solches wahrgenommen, so lange es sowohl ei- 
nen kontinuierlichen Zustrom von armen Migranten, die vom Versprechen öko- 
nomischer Aufwärtsmobilität angelockt werden, als auch eine urbane Unterklasse 
gibt, die nicht als legitimer Teil der Gesellschaft gilt (Alesina et al. 2001). 

Wenn wir noch einmal zur Budget-Restriktionsgleichung zurückgehen, lassen 
sich die spezifischen Entwicklungspfade der Kapitalismusvarianten einfach 
charakterisieren: Das rheinische Europa bewegt sich auf einem Pfad mit hoher 
Produktivität, hohen Löhnen und niedriger Arbeitsmobilisation und verlässt 
sich dabei auf a) weniger wirtschaftlichen Druck und mehr positive Anreize 
zur Stimulierung des Arbeitsangebots und b) hohe Investitionen in Qualifika- 
tionen und Loyalität, um sich schwergewichtig auf Qualitätsproduktion zu 
spezialisieren. Im Gegensatz dazu bewegen sich die atlantischen Kapitalismen 
auf einem Pfad mit hoher Erwerbsbeteiligung, niedrigerem Produktivitäts- 
wachstum (Gordon 2002), langen Arbeitszeiten und hoher Kontrolldichte des 


15 Nach Richard Tawney (1954: 224) gab es folgenden Konsens der Experten im Frühkapitalismus: 
„on moral no less than on economic grounds, it was vital that wages should be reduced. The 
doctrine (was) afterwards expressed by Arthur Young, when he wrote, "every one but an idiot 
knows that the lower classes must be kept poor, or they will never be industrious.’ * 
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Arbeitsprozesses. Sie rekrutieren Arbeitskräfte über einen segmentierten Ar- 
beitsmarkt, in dessen unterem Segment hoher wirtschaftlicher Druck dadurch 
herrscht, dass Nichtbeschäftigung schnell zur Verarmung führt. Die hohen 
Arbeitszeiten und die wachsende Erwerbsbeteiligung werden von den Niedrig- 
qualifizierten benutzt, um die (Stunden-)Lohnverluste auszugleichen, denen sie 
von der monetaristischen Wende Ende der 1970er Jahre bis zum Boom Ende 
der 1990er Jahre ausgesetzt waren. Gleichzeitig bieten diejenigen Unterneh- 
men, die in ihren Produktmarktstrategien auf schnelle, radikale Innovationen 
setzen, ihren breit qualifizierten Beschäftigten im obersten Qualifikationsseg- 
ment Spitzengratifikationen, um sie zu einem Tausch von hoher Flexibilität 
gegen hohe Einkommen zu bewegen. 


6. Konvergenz? 


Bleibt die gegenwärtige Vielfalt der Kombinationen von Kapitalismus und 
Wohlfahrtsstaat erhalten oder werden die Optionen auf die atlantische Varian- 
te des Kapitalismus mit liberalem, rudimentärem Wohlfahrtsstaat zusammen- 
schrumpfen? Dazu werden vor dem Hintergrund der Globalisierung im we- 
sentlichen drei Hypothesen gehandelt. 

Die funktionalistische Hypothese: Aus der Konkurrenz der „Modelle“ ergibt 
sich ein Set von optimalen Institutionen, die allmählich identifiziert, als über- 
legen anerkannt und in einem evolutionären sozialen Prozess verbreitet wer- 
den (zur grundsätzlichen theoretischen Argumentation vgl. Parsons 1964). 

Die Macht-Hypothese: Kämpfe um Hegemonie resultieren in Homogenität, 
nach dem Motto: An unsrem Wesen soll die Welt genesen. In globalem Maß- 
stab wird, mit allen Mitteln der Politik, der Finanzkraft oder des Marketing, 
Druck ausgeübt, um diejenigen Alternativen zum US-System zu beseitigen, die 
seine Legitimität gefährden könnten. 

Die Pfadabhängigkeits-Hypothese: Die Akteure in Wirtschaft und Politik ver- 
suchen, ihre jeweils spezifische, historisch gewordene institutionelle Umwelt 
als Ressource zu nutzen, um „komparative institutionelle Vorteile“ (Hall/ 
Soskice 2001) zu realisieren. Damit verstärken oder stabilisieren sich die Un- 
terschiede zwischen den Varianten mehr als dass sie abschleifen. 

Wie stellen sich Funktionalisten den evolutionären Konkurrenzprozess vor, der 
zu Konvergenz führen kann? Ohne Frage: Unternehmen konkurrieren. Solche 
Marktkonkurrenz (deren Anschauung Darwin allererst zu seiner Evolutionstheo- 
rie inspirierte) läuft auf einen Dauerkampf ums Überleben hinaus. Aber in wel- 
chem Ausmaß und wie konkurrieren National- oder Wohlfahrtsstaaten? 

Was die direkte Konkurrenz angeht, können wir glücklicherweise zur Zeit ei- 
nen militärischen Konflikt zwischen den reichen Ländern ausschließen. Dafür 
wurde eine andere Variante der Konkurrenz mit dem militaristischen Titel „battle 
of ideas“ versehen: Welches Paket aus Kapitalismus plus Wohlfahrtsstaat ist 
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für wen am attraktivsten? Und was folgt daraus? Angenommen, die meisten 
von uns einigten sich darauf, dass Dänemark das attraktivste Paket geschnürt 
hat. Was würde aus diesem Sieg Dänemarks in der „Schlacht der Ideen“ fol- 
gen? Es ist unwahrscheinlich, dass daraufhin eine Massenmigration einsetzte, 
die Dänemark vergrößern, wenn nicht bereichern könnte. Stattdessen wäre für 
diejenigen, die zu der Ansicht kommen, dass so etwas wie die dänische Kom- 
bination von erfolgreichem Kapitalismus und umfassender sozialer Sicherheit 
attraktiv ist, der wahrscheinlichste nächste Schritt: Man versucht im jeweiligen 
nationalstaatlichen Rahmen politischen Druck auszuüben für einen Wandel in 
Richtung dänisches „Modell“. Unmittelbare, spürbare Folgen im Sinne eines 
Institutionenwandels kann das kaum haben, wohl aber mittel- bis langfristige. 
Der internationale Konkurrenzprozess, der sich um politische Optionen ab- 
spielt, verläuft demgemäss anders als der kapitalistische Konkurrenzprozess, 
bei dem innerhalb weniger Jahre die erfolgreichen „Modelle“ der Produktions- 
und Vermarktungsorganisation weltweit kopiert werden. 

Es gibt jedoch einen wichtigen indirekten Weg, auf dem Nationalstaaten kon- 
kurrieren und daher - mit Bezug auf Institutionen und Programme - konver- 
gieren können. Im Zeitalter der Globalisierung, so ein verbreitetes Argument, 
müssen die Nationalstaaten konkurrieren, weil die Unternehmen konkurrieren. 
Im Zuge ihrer Gewinnmaximierungsstrategien wählen die Unternehmen dieje- 
nigen Standorte, an denen sie sich die höchsten Nettogewinne versprechen. 
Da Regierungen für ihr Überleben auf eine funktionierende Wirtschaft ange- 
wiesen sind und diese Funktionsfähigkeit davon abhängt, dass private Unter- 
nehmen ausreichend investieren, konkurrieren Nationalstaaten als Anbieter 
von Unternehmensstandorten um Investitionen. Die Mittel, mit der diese 
Konkurrenz betrieben werden kann, sind allerdings in ihrer Vielfalt unüber- 
sichtlich, weil es für die Unternehmen um die Maximierung der Nettoerträge 
auf das eingesetzte Kapital geht. Der politische Beitrag dazu kann ebenso gut 
aus Forschungs-, Entwicklungs- und Ausbildungsunterstützungen bestehen, die 
sich in erhöhter Produktivität niederschlagen, aus öffentlichen Infrastrukturin- 
vestitionen, aus Erleichterungen beim Marktzugang, wie aus direkter Kosten- 
entlastung der Unternehmen durch Steuerentlastungen auf Kapitaleinkommen 
oder indirekter durch Senkung der Lohn(neben)kosten. Aus dieser Konkurrenz 
würde sich nur dann das bekannte Konvergenzszenario „race to the bottom“ 
ableiten lassen, wenn einerseits die Unternehmen von der Politik fordern 
könnten: „Wir wollen alles“, und andererseits die genannten politischen Stütz- 
leistungen tatsächlich als in sich konsistentes Gesamtbündel anbietbar wären. 
Tatsächlich zeigen aber empirische Untersuchungen (Weiss 1998, Boix 1998, 
Garett 1998, McBride/Williams 2001, Mosley 2003, Minnich 2003, Lindert 
2003), dass es auch in der nationalstaatlichen Konkurrenz um Investitionen 
deutlich unterscheidbare, bisher stabile Alternativen gibt. Die Nationalstaaten 
stellen sich nicht einfach stromlinienförmig hinter den Unternehmen auf, um 


396 Heiner Ganßmann 


sie in der Weltmarktkonkurrenz zu unterstützen. Wer keine angemessene Infra- 
struktur bieten kann, muss eben mit geringeren Gewinnsteuern locken. Wenn 
das Bildungsumfeld für High-Tech-Unternehmen fehlt, helfen auch allernied- 
rigste Lohnkosten nicht. Die Loyalität der Beschäftigten lässt sich weder ein- 
fach kaufen noch beliebig belasten usw. Weil selbst diejenigen Regierungen, 
die sich auf den Kotau vor Investoren spezialisiert haben, nicht alles und 
nicht alles gleich und sofort bieten können, bleiben unterschiedliche Kombi- 
nationen von Kapitalismus und Wohlfahrtsstaat erhalten. 

Wieweit lässt sich diese Divergenz mit den Macht- und Pfadabhängigkeits- 
hypothesen erklären? Die Machthypothese wird erst dann interessant, wenn 
man sie vom globalen Kampf um Hegemonie auf die nationalstaatliche Ebene 
ausdehnt. Auf den jeweiligen nationalstaatlichen Bühnen treten Akteure mit 
unterschiedlichen Interessen und Machtressourcen auf, die versuchen ihre po- 
litischen Projekte durchzusetzen. Daraus entsteht im Kontext unterschiedli- 
cher Traditionen, Institutionen und Kräfteverhältnisse, also wegen Pfadabhän- 
gigkeit, Heterogenität. Zur Beantwortung der Konvergenzfrage scheint sich al- 
so eine Kombination aller drei Hypothesen anzubieten, mit dem Ergebnis, 
dass sich die Frage nicht eindeutig beantworten lässt. Zwar werden in einem 
mit evolutionistischem Vokabular gut beschreibbaren Prozess tradierte institu- 
tionelle Konstellationen eliminiert, weil sie sich angesichts tragfähigerer Alter- 
nativen als entwicklungshemmend herausstellen. Aber dieser Prozess wird - 
manchmal bis zur Unkenntlichkeit - überlagert von Konflikten, in denen Un- 
ternehmen, Verbände, Parteien, soziale Bewegungen, Nationalstaaten um 
knappe ökonomische und politische Ressourcen konkurrieren und um Hege- 
monialpositionen kämpfen, so dass neue institutionelle Konstellationen nicht 
wegen ihrer optimalen Eigenschaften zur Lösung neuer ökonomischer oder poli- 
tischer Probleme, sondern als Ergebnis gewonnener Machtkämpfe realisiert wer- 
den. In diesen Kämpfen versuchen die Akteure, die ihnen zugänglichen Ressour- 
cen, und dazu gehören auch „komparative institutionelle Vorteile“, optimal zu 
nutzen. Diese dritte Komponente verstärkt existierende Differenzen zwischen 
Nationalstaaten und Kapitalismusvarianten, während die erste in Richtung Kon- 
vergenz wirkt und das Ergebnis der zweiten, der Machtkämpfe, kontingent ist. 
Wie lassen sich diese abstrakten Erwägungen auf die Frage anwenden, wie sta- 
bil die Unterschiede zwischen rheinischen und atlantischen Wohlfahrtsstaaten 
sind? Zunächst müssen wir wohl davon ausgehen, dass über die Zukunft der 
Wohlfahrtsstaaten kaum auf dem einfachen Weg einer demokratischen Politik, 
die sich auf Mehrheitswünsche stützt, entschieden wird. Den ausgebauten 
rheinischen Wohlfahrtsstaaten mangelt es nicht an politischer Unterstützung 
durch Bevölkerungsmehrheiten. Sie stehen vielmehr unter enormem Druck, 
weil ihre wirtschaftliche Grundlage schmäler geworden ist. Das wiederum kann 
nicht an einem Absinken des allgemeinen Wohlstandsniveaus liegen, wenn das 
Volkseinkommen weiterhin im Trend steigt. Die Verteilung des Volksein- 
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kommens ändert sich so, dass die Wohlfahrtsstaaten, unabhängig von ihrem 
Finanzierungsmodus über Sozialversicherungsbeiträge oder Steuern'‘, weniger 
einnehmen. Wenn die Einkommen aus abhängiger Beschäftigung, aus denen 
die sozialen Sicherungsprogramme finanziert werden, langsamer wachsen als 
die Ansprüche an diese Programme, rutschen die Wohlfahrtsstaaten ins Defi- 
zit. Dabei kann das Defizit durch angebotspolitisch gerechtfertigte Steuersen- 
kungen beliebig gesteigert werden. Dass die Einkommen aus abhängiger Beschäf- 
tigung langsamer als die Produktivität wachsen und sich damit die Verteilung 
zugunsten der steuerlich weniger belasteten Unternehmer- und Vermögensein- 
kommen verschiebt, ergibt sich aus der geschwächten Verhandlungsposition der 
Gewerkschaften. Die Abwanderungsoption und der damit verbundene Verlust 
von Arbeitsplätzen, die reale oder drohende Arbeitslosigkeit, die durchlässigeren 
sozialen Sicherheitsnetze ermöglichen es den Unternehmen, ihre Interessen - an- 
gefangen bei den Einkommensinteressen - effektiver durchzusetzen. Dabei gibt 
es in Europa genügend Protagonisten der Unternehmensinteressen, die sich eine 
weitere Annäherung an den liberalen Wohlfahrtsstaat und den atlantischen Kapi- 
taliimus wünschen, schon allein wegen der attraktiven Verdienstmöglichkeiten 
von Top-Managern”. Aber gestützt auf die Hall/Soskice-Hypothese von den 
komparativen institutionellen Vorteilen läßt sich dieser Interessenzurechnung 
entgegenhalten, dass sie zu einfach ist: Die Einzelunternehmen versuchen nicht 
vordringlich, den jeweils vorgefundenen institutionellen Rahmen, in dem sie 
operieren, zu verändern, sondern optimal zu nutzen, in dem sie ihre Produkti- 
ons- und Produktstrategien an diese Bedingungen anpassen. Diese Anpassungen 
erfordern Investitionen und das Eingehen von Bindungen und Verpflichtungen, 
die sich nicht von heute auf morgen liquidieren oder auflösen lassen. Die Frage 
nach der Zukunft der rheinischen Wohlfahrtsstaaten entscheidet sich also da- 
nach, wie wichtig und breit die komparativen institutionellen Vorteile sind, die 
von diesen Wohlfahrtsstaaten selbst mitgetragen werden. 

Abschließend will ich deshalb die von Soskice unterschiedenen vier Felder der 
Unternehmenskoordination (siehe oben Teil 2) im Hinblick auf die Stabilität 
der spezifisch rheinischen Koordinationsmuster durchgehen, wobei ich mich 
auf den deutschen Fall beschränke. 


16 Im Großen und Ganzen verhält sich die Steuerlast für die Unternehmen umgekehrt 
proportional zum Niveau der Sozialausgaben (Lindert 2003), d.h. die Wohlfahrtsstaaten 
finanzieren sich nicht über Umverteilung von Kapital zu Arbeit, sondern über die Belastung 
der Arbeitseinkommen. 

17 In den USA war auf dem Höhepunkt des Booms von 2000 das Einkommen der Topmana- 
ger der 500 größten Unternehmen durchschnittlich 475 mal so hoch wie das eines Indu- 
striebeschäftigten, in Großbritannien war es 23, in Italien und Kanada 20 und in Deutsch- 
land und Schweden ungefähr 13 mal so hoch. Die amerikanische Businessklasse demon- 
strierte damit dem Rest der Welt, welche Einkommenszuwächse und -ungleichheiten im Ge- 
genwartskapitalismus möglich sind. Das Vorbild wirkte. Nachdem aus Daimler Daimler- 
Chrysler geworden war, erhöhten sich die Einkommen der Vorstandsmitglieder um 422% 
(Höpner 2001). 
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Was 1. die industriellen Beziehungen angeht, so sind a) auf der Makroebene 
einige traditionelle Institutionen der deutschen koordinierten Marktwirtschaft 
unter Druck. Sowohl die Gewerkschaften als auch die Unternehmensverbände 
verlieren Mitglieder, so dass einerseits die Verhandlungsposition der Gewerk- 
schaften geschwächt wird und andererseits Tarifverträge ihre Bindungskraft ver- 
lieren. In der öffentlichen Diskussion wird der Flächentarifvertrag als Flexibili- 
tätshindernis dargestellt, ohne dass die Nachteile einer dezentralisierten Lohn- 
bildung auch nur erwähnt werden. b) Auf der Mikroebene operieren einerseits 
viele Unternehmen mit der Abwanderungsdrohung gegenüber ihren eigenen 
Beschäftigten, um Zugeständnisse in Bezug auf Löhne und Arbeitszeiten zu 
erzwingen, andererseits erhöhen sich die Leistungsanforderungen im Rahmen 
der unternehmensinternen Einführung von Marktstrukturen. Bei denjenigen 
Unternehmen, die sich verstärkt über Kapitalmärkte finanzieren, wird die Ba- 
lance zwischen den dort vorgegebenen Gewinnzielen und den traditionellen, 
Loyalität verbürgenden Verpflichtungen gegenüber den Beschäftigten prekär. 

2. Das deutsche Ausbildungssystem kann wohl kaum noch komparative Vor- 
teile versprechen. Die Pisa-Ergebnisse sind miserabel. Viele Unternehmen wol- 
len aus dem dualen System der Berufsausbildung aussteigen, zugleich klagen 
viele über einen Mangel an passend qualifizierten Arbeitskräften. Die Univer- 
sitäten sind in einem traurigen Zustand. Bei den Bildungsausgaben liegt 
Deutschland unter dem OECD-Durchschnitt (OECD 2002). 

3. Banken verabschieden sich mehr und mehr aus ihrer Rolle als Hausbanken, 
verkaufen ihre Aktienbestände und lösen sich damit aus traditionellen, langfri- 
stig angelegten Kooperationsbeziehung mit produzierenden Unternehmen. 
Letztere stellen sich - mit einigen prominenten Ausnahmen - auf Börsenfi- 
nanzierung und damit auf eine Orientierung an Shareholder-Werten um, ob- 
wohl das Ende des Aktienbooms hier einige Abkühlung brachte. 

4. Auch in den Beziehungen zwischen den Unternehmen deuten sich einige 
Änderungen vor allem auf dem Feld der Beziehungen zu Zulieferern an, deren 
Abhängigkeit von Grossabnehmern härter ausgenutzt wird. 

Nimmt man in diese Skizze noch die politischen „Reformen“ auf, die in Rich- 
tung Deregulierung, Liberalisierung und niedrigeren Sozialleistungen gehen, 
kommt man zumindest für Deutschland als eines der Kernländer des rheini- 
schen Kapitalismus nicht an der Schlussfolgerung vorbei, dass es eine starke 
Tendenz zur Annäherung an das atlantische Muster mit residualem Wohl- 
fahrtsstaat gibt. Allerdings ist dabei bedenkenswert - und die oben dargestell- 
ten Unterschiede in Niveau und Effektivität der wohlfahrtsstaatlichen Leistun- 
gen machen das deutlich - dass der Abstand zwischen rheinischen und atlan- 
tischen Wohlfahrtsstaaten immer noch gewaltig ist. Darüber, ob er unaufhalt- 
sam weiter schrumpft, entscheiden die Zwischenergebnisse des laufenden Kon- 
flikts zwischen Plutokratie und Demokratie. Dass die etablierten Volksparteien 
das neoliberale Projekt als alternativlos darstellen, kann sich dabei gegen sie 
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selbst richten, weil sie damit selbst den Raum öffnen für politische Alternativen. 
Auf lange Sicht wirkt allerdings noch ein wichtiger zusätzlicher Faktor für 
Konvergenz: Die gewachsenen Institutionen der außermarktlichen Koordinati- 
on sind in zeitlicher, sachlicher und sozialer Hinsicht anspruchsvoller als reine 
Marktkoordination. Letztere stellt deshalb so etwas wie eine „default“-Option 
für Koordinationsprozesse dar, solange die entsprechenden Minimalbedingun- 
gen (durchsetzbare Eigentumsrechte und Vertragsfreiheit) vorliegen. Auf Ko- 
ordination über Tausch kann man im Zweifelsfall zurückfallen, obwohl auch 
Märkte besser funktionieren, wenn sich die Akteure vertrauen und Vertrauen 
durch eine gemeinsame Kultur gestützt wird. Demgegenüber lassen sich die 
kulturellen und politischen Traditionen, die bisher die außermarktlichen Ko- 
ordinationsprozesse und -institutionen in koordinierten Marktökonomien ge- 
tragen haben, nur schwer ersetzen, wenn sie einmal erodiert sind. Als Folge 
dieser Erosion verlieren die ausgebauten Wohlfahrtsstaaten ihre kulturellen, 
politischen und ökonomischen Grundlagen. 
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Michael B. Katz 


Der US-amerikanische Wohlfahrtsstaat: 
Strukturen und Trends 


Im Jahre 1949 rieten die Herausgeber der Saturday Evening Post den Kritikern 
des US-Präsidenten Harry Truman, der die Systeme der sozialen Sicherung 
ausdehnen wollte, den Begriff Wohlfahrt zu vermeiden. „Die Gegner eines sol- 
chen Plans“, schrieb die Zeitung, „haben hervorragende Argumente, aber sie 
tun sich keinen Gefallen, wenn sie ausgerechnet die Begriffe benutzen, die die- 
sen Plan in einem positiven Licht erscheinen lassen: ‚Wohlfahrt‘ ist das 
Schlüsselwort. Wer ist schon gegen Wohlfahrt? Niemand ... Wer in einem Wahl- 
kampf gegen Wohlfahrt argumentiert, kann dem Gegner auch gleich höhnisch 
vorwerfen, er sei in einer Blockhütte geboren“ (Saturday Evening Post 1949). 
Wie sich doch die Zeiten ändern. Die Warnung ım Editorial der Post an die 
Kritiker Trumans verweist auf einen wichtigen Aspekt: Die in den USA ge- 
genwärtig geläufige, enge und abwertende Definition von Wohlfahrt und 
Wohlfahrtsstaat stammt aus den Jahren nach 1950. Damals, in den 50er und 
60er Jahren, verlor der Begriff „Wohlfahrt“ seinen positiven Klang und wan- 
delte sich zu dem am meisten stigmatisierten und verachteten Begriff in der 
öffentlichen Diskussion. Dies hatte sowohl mit dem Kalten Krieg zu tun als 
auch damit, dass sich die Zusammensetzung der Empfänger der Unterstützung 
verändert hatte. 

Dieser Wandel wirft einige Fragen auf. Worin genau besteht der US- 
amerikanische Wohlfahrtsstaat? Wie hat er sich in den vergangenen Jahren 
verändert? Welche Konsequenzen haben diese Veränderungen für die Bedeu- 
tung des Status als Bürger - was bedeutet es also, Amerikaner zu sein? Diese 
Fragen habe ich versucht, in meinem Buch The Price of Citizenship: Redefi- 
ning the American Welfare State (Katz 2001) zu beantworten. Sie sind wichtig, 
allein schon aus Gründen des Umfangs und der Reichweite des US- 
amerikanischen Wohlfahrtsstaates. Er kostet jährlich einige Hundert Milliar- 
den Dollar und er betrifft jedes einzelne Individuum. Seine Reichweite ist uni- 
versell. Daher geht seine Zukunft und seine Gestaltung auch alle an. 

Meine Antworten auf diese Fragen gliedern sich in drei Teile. Erstens haben 
die USA einen ausgedehnten und kompliziert verfassten Wohlfahrtsstaat. Mit 
den Kategorien privat und öffentlich lässt er sich aber nur unzureichend ver- 
stehen. Zweitens haben sich in den vergangenen Jahrzehnten die Programme, 
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die den Wohlfahrtsstaat ausmachen, verändert. Die Ursache dieser Verände- 
rungen sehe ich in drei verschiedenen Kräften, auf die ich noch zurückkom- 
men werde: Es sind dies der Kampf gegen die Abhängigkeit von Unterstüt- 
zungszahlungen, die Dezentralisierung der Befugnisse und die Orientierung an 
marktförmigen Prozessen. Drittens haben diese Veränderungen bedeutende 
Auswirkungen auf den Status als Bürger. Im Jahre 1950 beschrieb der britische 
Soziologe T.H. Marshall den Triumph des Wohlfahrtsstaates noch als die 
„Unterordnung des Marktpreises unter die soziale Gerechtigkeit“ (Marshall 
1992). In den letzten Jahrzehnten jedoch hat sich dieses Verhältnis umgekehrt. 
Während das Spannungsverhältnis zwischen Kapitalismus und Egalität wirk- 
sam ist wie eh und je, ist die soziale Gerechtigkeit heutzutage den Erfordernis- 
sen des Marktes untergeordnet. Daher auch der Titel meines Buches. 

Im vorliegenden Artikel werde ich auf jeden der drei genannten Punkte einge- 
hen. Aber zunächst zum Definitorischen. Ich verstehe Wohlfahrt und Wohl- 
fahrtsstaat in einem weiten Sinne als ein Bündel von Programmen, deren 
Zweck es ist, die wirtschaftliche Sicherheit aller Bürger auf dem Niveau le- 
bensnotwendiger Grundbedürfnisse zu garantieren. Das umschließt Nah- 
rungsmittel, Unterkunft, Gesundheitsversorgung, Absicherung im Kindes- und 
Rentenalter. Oder andersherum: Der Wohlfahrtsstaat ist die Absicherung ge- 
gen die Risiken des menschlichen Lebens - Arbeitslosigkeit, Armut, Krankheit 
und Alter, die uns allen auf die ein oder andere Art und Weise drohen. Um 
das System der staatlichen Wohlfahrtssicherung zu verstehen, müssen wir mit 
seinen Aufgaben - letztlich mit den Problemen - beginnen, und fragen, wie sie 
angegangen werden, ob vom öffentlichen oder vom privaten Sektor oder einer 
Mischung aus beidem. 


1. Die komplexe Struktur des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates 


„Wohlfahrt“ - und es ist interessant, nochmals daran zu erinnern - hat seinen 
Ursprung als positiv besetzter Begriff im frühen 20. Jahrhundert. Zu dieser 
Zeit wurde versucht, ältere Formen von Fürsorge und Barmherzigkeit zu pro- 
fessionalisieren und zu modernisieren. Dies schlug sich unter anderem in neu- 
en Namen der öffentlichen Einrichtungen und Organisationen nieder: State 
Boards of Public Charities wurde ersetzt durch State Departments of Welfare 
oder die New York State Superintendents of the Poor durch New York Asso- 
ciation of Public Welfare. Das progressive Moment zeigte sich aber auch in 
der Entstehung ganz neuer Einrichtungen wie der City Departments of Public 
Welfare, wovon das erste ım Jahre 1919 in Kansas City, Missouri, eröffnet 
wurde. Der positive Klang der Begriffe Wohlfahrt und Wohlfahrtsstaat hatte 
während des New Deal der 1930er Jahre und sogar noch in den 1940ern Be- 
stand. Er geriet in zwei Schritten ins Kreuzfeuer: Zunächst in den späten 40er 
und 50er Jahren, als im Rahmen des Kalten Krieges der Wohlfahrtsstaat von 
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seinen Gegnern mit europäischem Sozialismus und „unamerikanischen“ Ideen 
assoziiert wurde. Dann, in den 60er Jahren, als unverheiratete, schwarze Müt- 
ter zur dominierenden Gruppe der Unterstützungsempfänger wurden, zog sich 
der Begriff ein Stigma zu, behaftet mit Merkmalen wie Rasse, Geschlecht und 
außerehelicher Sexualität. Unverheiratete, alleinerziehende Frauen wurden da- 
mit zu den neuen unwürdigen Armen, die keine Unterstützung verdienten. 
Der US-amerikanische Wohlfahrtsstaat hat eine spezifische, viel umfassendere 
Architektur als man üblicherweise denkt. Er besteht aus zwei großen Abtei- 
lungen, jede mit mehreren Unterabteilungen. Was Zeit und Ort der Entste- 
hung dieser Abteilungen angeht, so hat jede ihre eigene Wurzel in der ameri- 
kanischen Geschichte und dementsprechend haben sie sich nach je eigener 
Logik entwickelt. Daher ist die entstandene Struktur so fragil und so mangel- 
haft koordiniert. 


Der „öffentliche“ Wohlfahrtsstaat 


Die erste große Abteilung ist der öffentliche Wohlfahrtsstaat. Seine Unterab- 
teilungen sind die Sozialhilfe (public assistance), die Sozialversicherung (social 
insurance) und das Steuerwesen (taxation). Die Sozialhilfe umfasst Programme, 
deren Leistungen von der Bedürftigkeit der unterstützten Personen abhängen. 
Sie stellt die älteste Form der „Wohlfahrt“ dar. Ihre Ursprünge liegen in den 
elisabethanischen Armengesetzen, die die Kolonisten im 17. Jahrhundert mit- 
brachten. Sie hat eine lange und kontroverse Geschichte. Verschiedene Grup- 
pen versuchten immer wieder, sie zu beseitigen. Zwischen den späten 70er bis 
in die 90er Jahre des 19. Jahrhunderts wurde sie in 10 von 40 der größten 
Städte abgeschafft und fast überall dramatisch gekürzt. Aber nirgendwo ver- 
schwand sie auf Dauer. Nicht einmal mit der Einführung von Armenhäusern, 
die davon abschrecken sollten, Sozialhilfe zu beantragen, konnte ihr Wach- 
stum eingedämmt werden. Stattdessen bekamen öffentliche Hilfen dadurch 
noch eine unangenehme institutionelle Komponente. Obwohl die Sozialhilfe 
Gegenstand der einzelstaatlichen Gesetzgebung war, wurde sie, mit einigen 
Ausnahmen, lokal verwaltet, und zwar in der Regel von den Landkreisen. Zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts wurden dann auch in den Einzelstaaten Instru- 
mente der Sozialhilfe eingeführt. Konkret geschah dies mit der Etablierung 
von Mütterrenten. Eine beschränkte Anzahl „ehrenwerter“ Witwen erhielt ei- 
nen geringen Geldbetrag in bar. Im New Deal der 1930er Jahre führte die 
Bundesregierung zwei Sozialhilfeprogramme ein, die aus entsprechenden föde- 
ralen Töpfen finanziert wurden. Zum einen handelte es sich dabei um die Hil- 
fen für Alte (Old Age Assistance), das lange Zeit bei weitem umfangreichste 


1 Diese Geschichte erzähle ich in der Einleitung zu Katz (2001). Wenn nicht anders vermerkt, 
dann beziehe ich mich in der historischen Darstellung auf dieses Buch, wo sich die kom- 
pletten Nachweise finden. Das 19. Jahrhundert habe ich in Katz (1996) behandelt. 
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Programm. Zum anderen betraf es die „Hilfe für abhängige Kinder“ (Aid to 
Dependent Children), aus der die „Hilfe für Familien mit abhängigen Kin- 
dern“ (Aid to Families with Dependent Children, AFDC) hervorging, die von 
den Amerikanern im Allgemeinen mit welfare bezeichnet wird und woraus 
1966 die „vorübergehende Hilfe für bedürftige Familien“ (Temporary Aid to 
Needy Families, TANF) wurde. 

Die Sozialversicherung ist der zweite Teilbereich des US-amerikanischen 
Wohlfahrtsstaates. Ihre Wurzeln liegen im Europa des 19. Jahrhunderts und es 
hat lange gedauert, bis sie den Weg in die Vereinigten Staaten fand. Sozialver- 
sicherungsprogramme sind nicht vermögensabhängig. Ihre Leistungen kom- 
men all jenen zugute, die bestimmte Kriterien erfüllen, wie etwa die Alters- 
grenze von 65 Jahren. Es handelt sich um eine Art von Versicherungssystem, 
weil die potentiellen Leistungsempfänger Beiträge im Voraus einzahlen. Die 
Programme sind entweder auf einzel- oder auf bundesstaatlicher Ebene veran- 
kert. Die Leistungen der Sozialversicherungen waren schon immer üppiger als 
die der Sozialhilfe und sie stiegen auch über die Jahre schneller an, was zur 
Folge hatte, dass die Kluft zwischen Sozialversicherung und Sozialhilfe zu- 
nehmend größer wurde. Die erste Form der Sozialversicherung in den Verei- 
nigten Staaten war die Arbeiterunfallversicherung, die die meisten Staaten im 
frühen 20. Jahrhundert einführten. In einigen Staaten entwickelte man auch 
eine Renten- und Arbeitslosenversicherung. Der Economic Security Act aus 
dem Jahre 1935 schuf schließlich mit einem Schlag den bundesweiten Wohl- 
fahrtsstaat. Er führte eine komplizierte bundesstaatliche Arbeitslosenversiche- 
tung und eine bundesstaatliche Rentenversicherung ein. Diese beiden Sozial- 
versicherungen werden als Social Security bezeichnet. Zu Beginn waren beide 
Programme sehr restriktiv. Landarbeiter und Hausangestellte und damit die 
meisten Afro-Amerikaner und viele Frauen blieben ausgeschlossen. Außerdem 
gab es vor 1940 keine Auszahlungen. Das Leistungsniveau war zunächst sehr 
niedrig. Im Laufe der Zeit wurde die Zahl der Leistungsberechtigten erweitert 
und das Zahlungsniveau angehoben; in den 1970er Jahren wurde es an die In- 
flationsrate gekoppelt. Social Security war die effektivste bundesstaatliche 
Maßnahme öffentlicher Sozialversorgung in der US-amerikanischen Geschich- 
te. Es war weitgehend ihr Erfolg, dass die Alten, die in den späten 1960er Jah- 
ren noch eine dreimal höhere Armutsrate aufwiesen als jede andere Alters- 
gruppe, am Ende der 70er Jahre eine geringere Armutsrate hatten als alle ande- 
ren US-Amerikaner. 

Den dritten Bereich des öffentlichen Wohlfahrtsstaates bildet das Steuerwesen. 
Die wenigsten Menschen berücksichtigen, wie viele Hilfsleistungen in den 
Vereinigten Staaten über das Steuersystem erfolgen (vgl. dazu Howard 1997). 
Hierbei handelt es sich nicht nur um Zuwendungen an Arme. Auch die Mit- 
telklasse erhält umfangreiche Vergünstigungen durch die Möglichkeit, Zinszah- 
lungen auf Hypotheken für Eigenheime von der Einkommenssteuer abzuset- 
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zen. Dieser Steuernachlass übersteigt bei weitem die Mittel, mit denen die 
Bundesregierung den sozialen Wohnungsbau fördert. Auch Unternehmen 
kommen in den Genuss riesiger Steuererleichterungen. Menschen mit niedri- 
gen Einkommen haben einen indirekten Vorteil, wenn Unternehmen und 
Bauträger für die Förderung von Beschäftigung und Wohnungsbau in armen 
Gegenden Steuergeschenke erhalten. Aber das wichtigste Programm ist sicher- 
lich eine Art „negativer Einkommenssteuer“ (Earned Income Tax Credit, 
E.LT.C.). Das Programm aus dem Jahre 1975 wurde unter Bill Clinton in den 
1990er Jahren massıv ausgeweitet. Es bezuschusst die Einkommen von Arbei- 
tern, deren Lohn unter eine festgesetzte Schwelle sinkt und kostet mehr als 
AFDC jemals gekostet hat oder TANF derzeit kostet. Es hat verhindert, dass 
viele Menschen unter die Armutsschwelle geraten sind. Es steht außer Frage, 
dass E.I.T.C. auch dazu beigetragen hat, die Kinderarmut abzumildern. Faszi- 
nierend ist, dass dieses Programm die Unterstützung beider Parteien im Kon- 
gress hatte und dass es ausgerechnet zu einem Zeitpunkt ausgeweitet wurde, 
als andere Wohlfahrtsprogramme unter Beschuss standen. Der Grund dafür 
liegt darin, dass die Lohnzuschüsse die Folgen des Widerspruchs zwischen der 
Glorifizierung der Arbeit einerseits und sinkenden Löhne andererseits soziali- 
sieren. In den letzten Dekaden des 20. Jahrhunderts setzte sich nämlich die 
Idee durch, dass sich der Einzelne auf dem regulären Arbeitsmarkt selbst zu 
helfen hätte - Abhängigkeit von Unterstützung galt als moralisch verwerflich. 
Aber genau in diesen Jahren sanken die Reallöhne der arbeitenden Bevölke- 
rung. Wie aber konnte man von den Menschen verlangen, hart in unange- 
nehmen Jobs zu arbeiten, wenn nicht einmal der notwendige Lebensunterhalt 
dabei heraussprang? Höhere gesetzliche Mindestlöhne und bessere Löhne in 
der Privatwirtschaft wären eine Möglichkeit gewesen. Man entschied sich da- 
gegen und setzte stattdessen auf die Aufstockung niedriger Löhne und die 
Umlage der entstehenden Kosten auf die Allgemeinheit über das Steuersystem. 


Die „private” Wohlfahrtssicherung 


Das private System der Wohlfahrtssicherung hat zwei wichtige Unterbereiche. 
Zum einen sind es die Wohltätigkeitsorganisationen und Sozialdienste, die je- 
weils ihre eigene lange Geschichte haben. Manche sind sehr alt, ihre Wurzeln 
reichen weit in die US-amerikanische Geschichte zurück; andere sind viel jün- 
geren Datums. Sozialdienste gewannen vor allem in den 1960er Jahren an Be- 
deutung, als sie staatliche Gelder erhielten. Die US-Regierung betreibt nur ver- 
gleichsweise wenige solcher Dienste selbst. Stattdessen setzt sie auf das, was 
der Politikwissenschaftler Alan Wolfe franchise state genannt hat (Wolfe 1975: 
108-175). Sozialdienste werden auf dieselbe Art und Weise betrieben wie Rü- 
stungsproduktion oder gegenwärtig Kriegführung: über die Finanzierung priva- 
ter Firmen und Agenturen. Zwei Aspekte dieses privaten Systems wohlfahrts- 
staatlicher Sicherung sind besonders bemerkenswert. Erstens war dieses System 
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entgegen allen amerikanischen Mythen nie in der Lage seine Abhängigkeit von 
staatlichen Hilfen zu überwinden. Freiwilligenverbände waren nie aus eigener 
Kraft und ohne Unterstützung der Regierung im Stande, hilfsbedürftige Ein- 
zelpersonen oder Familien zu versorgen. Der Gedanke, dass sie das einst gelei- 
stet hätten oder irgendwann in der Zukunft leisten könnten, ist reine Fantasie. 
Zweitens hat sich der Charakter formal privater Agenturen und Sozialdienste 
in den vergangenen Jahrzehnten grundlegend verändert, denn sie beziehen 
immer größere Teile ihres Budgets direkt vom Staat. Ohne diese Finanzierung 
müssten die meisten schließen. Tatsächlich handelt es sich bei ihnen mittler- 
weile um staatliche Subunternehmer. 

Den zweiten Teilbereich des privaten Systems der Wohlfahrtssicherung bilden 
die Arbeitgeberleistungen. Mehr als 60 Prozent der US-Amerikaner erhalten 
ihre Krankenversicherung durch den Arbeitgeber. Viele bekommen darüber 
hinaus auch Betriebsrenten. Zwar zahlten auch schon vor dem Zweiten Welt- 
krieg einige Firmen Betriebsrenten, eine größere Ausdehnung erfuhren derarti- 
ge Arbeitgeberleistungen aber erst in den 1940er und 50er Jahren. Die Ge- 
werkschaften hatten dafür gekämpft und waren staatlicherseits durch Ent- 
scheidungen des National Labor Relations Board unterstützt worden. Die Ar- 
beitgeber wurden verpflichtet über Leistungen an Arbeitnehmer zu verhandeln 
(wenn auch nicht dazu, sie zu gewährleisten). Die meisten Arbeitskämpfe der 
1950er Jahre entzündeten sich an diesem Thema. Aus verschiedenen Gründen 
passen die Leistungen der Arbeitgeber gut in das Konzept des Wohlfahrtsstaa- 
tes. Ohne sie würden die öffentlichen Sozialleistungen zweifellos ganz anders 
aussehen; die Bundesregierung hat sie gefördert, indem sie den Arbeitgebern 
ermöglichte, ihre Leistungen von den Steuern abzusetzen; und sie sind weitge- 
hend staatlich reguliert, obgleich nicht weitgehend genug, wie die aktuellen 
Skandale bei Enron und anderen gezeigt haben. Indem die Gewerkschaften 
auf das private System der Wohlfahrtssicherung setzten, das von einem Be- 
schäftigungsverhältnis abhängig ist, haben sie den Kampf für einen universel- 
len, öffentlichen Wohlfahrtsstaat vernachlässigt. Das war eine folgenschwere 
Entscheidung, die zwar angesichts der politischen Realitäten verständlich war, 
jedoch nun zum Ergebnis hat, dass jedes Jahr Millionen von US-Amerikanern 
keine Krankenversicherung haben und auch keine Betriebsrente, die die Lei- 
stungen aus der öffentlichen Alterssicherung ergänzen könnte. 


Charakteristische Eigenschaften des 
US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates 


Einige allgemeine Aspekte des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates verdienen 
besondere Betonung. Erstens hat jeder Teilbereich, wie bereits erwähnt, seine 
eigene Geschichte, jeder entstand unter ganz bestimmten Umständen. Daher 
scheint vieles so schlecht koordiniert und teilweise sogar irrational zu sein, 
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zum besseren Verständnis benötigt man daher einen historischen Zugang. 
Zweitens ist der US-amerikanische Wohlfahrtstaat - auch das wurde schon klar 
- weder öffentlich noch privat; beide Sphären vermischen sich. Drittens 
schlägt sich der US-amerikanische Föderalismus in dessen Struktur nieder. Die 
in der amerikanischen Verfassung festgeschriebene Gewaltenteilung beeinfluss- 
te die Gestaltung der öffentlichen Programme sehr stark. Daher gibt es lokale, 
einzel- und bundesstaatliche Programme. Tatsächlich war es eine der größten 
Herausforderungen für Präsident Franklin D. Roosevelt während des New 
Deal, die neuen Programme verfassungskonform zu entwerfen. Viertens waren 
die Leistungen des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates immer schon sehr 
eng an eine Beschäftigung auf dem regulären Arbeitsmarkt gebunden. Diese 
Abhängigkeit hat sich in den vergangenen Jahrzehnten noch verstärkt. Man 
benötigt eine Arbeitsbiographie, um in den Genuss der Vorzüge des Wohl- 
fahrtsstaates zu kommen bzw. meistens um überhaupt irgendetwas zu be- 
kommen. 

Fünftens: Der US-amerikanische Wohlfahrtsstaat ist im Vergleich zu anderen 
demokratischen Industriestaaten nicht unbedingt schwach, eher ist er anders. 
In einer Rangliste der Nationalstaaten, geordnet nach den Sozialausgaben, be- 
legen die Vereinigten Staaten und Japan mit großem Abstand die Plätze am 
unteren Ende. Rechnet man jedoch die Leistungen des privaten Sektors hinzu, 
bleibt zwar die Reihenfolge gleich, aber der Abstand reduziert sich erheblich 
(Adema/Einerhand 1998). Rechnet man die Steuervergünstigungen hinzu, 
würde der Abstand sogar noch geringer werden. Das wichtigste am US- 
amerikanischen Wohlfahrtsstaat ist das ihm eigene Verfahren, nach dem die 
Leistungen verteilt werden.’ Sechstens: Der US-amerikanische Wohlfahrtsstaat 
hatte immer schon eine komplexe Beziehung zur ethnischen Herkunft und 
zum Geschlecht. Mittlerweile gibt es einige Literatur zum Thema, die ich hier 
nicht zusammenfassen kann. Man kann allerdings nicht oft genug wiederho- 
len, dass das Sozialversicherungssystem Afro-Amerikaner und Frauen lange 
Zeit diskriminiert hat. Zwar hat die Ausweitung der Leistungen die Situation 
wesentlich verbessert, aber die Merkmale ethnische Herkunft und Geschlecht 
spielen noch immer eine Rolle, sowohl was die öffentlichen als auch die priva- 
ten Leistungen betrifft (Brown 1999; Lieberman 1988; Skocpol 1992; Gordon 
1994; Quadagno 1994). 

Ein Großteil der Literatur über den US-amerikanischen Wohlfahrtsstaat betont 
dessen Lücken und Grenzen. Und in der Tat: Sehr viele Menschen genießen 
keinen Krankenversicherungsschutz; Frauen und Minderheiten haben im Rah- 
men wichtiger Programme weniger Zuwendungen erhalten als Männer und 


2  Interessanterweise lagen die USA bezüglich ihrer Sozialausgaben nicht schon immer hinter 
den anderen Nationen. In den 1930er Jahren gehörten die USA zu den Staaten mit den 
weltweit höchsten Sozialausgaben (Amenta 1998).) 
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Weiße und die Nation gibt einen geringeren Teil ihres BIP für soziale Maß- 
nahmen aus als andere vergleichbare Demokratien. Diese ausschließlich nega- 
tive und kritische Darstellung verlangt aber Ergänzungen. Erstens mangelt es 
ihr an einem historischen Ansatz. Übersehen werden hier die beträchtlichen 
Errungenschaften des Wohlfahrtsstaates, wie z.B. die Verringerung der Alters- 
armut, die Milderung der Härten von Arbeitslosigkeit oder die Bereitstellung 
von bis dato noch nicht vorhandenen Renten- und Gesundheitsleistungen für 
Millionen regulär Beschäftigter, die damit einen Lebensstandard hatten, von 
dem ihre Großeltern nie zu träumen gewagt hätten. Zweitens nährt diese Dar- 
stellung die konservative Kritik, dass der Staat ineffizient sei. Indem die Erfol- 
ge des Wohlfahrtsstaates gering geschätzt oder ausgeblendet werden, wird Kri- 
tikern in die Hand gespielt, die behaupten, der Staat habe nicht die Fähigkeit, 
die Lebensbedingungen seiner Bürger zu verbessern, sondern mache in Wirk- 
lichkeit alles noch viel schlimmer. So war es jedenfalls in dem berüchtigten, 
unseriösen, aber außerordentlich einflussreichen Buch von Charles Murray zu 
lesen, dessen Titel Losing Ground schon für sich spricht (Murray 1980). Da- 
bei ist genau das Gegenteil der Fall. Der Staat hat bewiesen, dass er mit Ar- 
mut, Hunger, Krankheit und Not umgehen kann. Ohne staatliche Eingriffe 
wäre auf diesen Feldern wenig passiert. Es waren gerade die Institutionen des 
Staates und des Arbeitsmarkts, die nach dem zweiten Weltkrieg mit Unterstüt- 
zung der Regierung den Nachkommen von Einwanderern und Arbeitern sozia- 
le Sicherheit verschafften und soziale Mobilität ermöglichten. Ebenso wurden 
nach den 60er Jahren Hindernisse, mit denen Afro-Amerikaner und Frauen 
konfrontiert waren, abgebaut. Dieser Fortschritt ist nun von einer Politik be- 
droht, die eine Ideologie der Inkompetenz des Staates hochhält, wobei dies 
leider ebenso von progressiven wie von konservativen Kräften verbreitet wird. 


2. Die Transformation des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates 


Seit den 1980er Jahren befindet sich der Riese Wohlfahrtsstaat in den Verei- 
nigten Staaten in einer Umwälzung. In dieser Zeit wurde die Sozialpolitik auf 
drei große Ziele ausgerichtet, die letztlich den Ausgangspunkt für die Neuge- 
staltung des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates bildeten. Für diese Rich- 
tungsänderung bestand durchaus ein breiter Konsens über alle politischen Dif- 
ferenzen hinweg. Das erste dieser drei Ziele bestand darin, die Abhängigkeit 
von Unterstützungszahlungen zu beenden. Damit zielte man nicht nur auf die 
Abhängigkeit junger, unverheirateter Mütter von Sozialhilfe, sondern auf alle 
Formen von Abhängigkeit sowohl von staatlicher als auch von privater Unter- 
stützung und auch jene vom Paternalismus der Arbeitgeber. Zweites Ziel war 
die Dezentralisierung von Befugnissen, ihre Übertragung von der Bundesregie- 
rung zu den Einzelstaaten, von diesen zu den Landkreisen und vom staatli- 
chen an den privaten Sektor. Drittes Ziel war die Etablierung von Marktme- 
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chanismen innerhalb der Sozialpolitik. Überall hatte sich die Idee vom Markt 
als Vorlage für einen neuartigen Wohlfahrtsstaat durchgesetzt. Der Markt im 
weitesten Sinne wurde häufig unreflektiert als ein bloßes Organisationsmodell 
gesehen, dem gemäß auch öffentliche Programme zu funktionieren hätten. 
Konkurrenz, Privatisierung und die Mechanismen von Angebot und Nachfra- 
ge zur Steuerung von Politik und Prioritätsentscheidungen erhielten dement- 
sprechend ein großes Gewicht. Keine dieser Ideen hatte ihren Ursprung in den 
80er Jahren, aber damals setzten sie sich mit Macht gegen ältere Tendenzen 
durch und verschmolzen zu einer einflussreichen Strömung, die von beiden 
Parteien weitgehend unterstützt wurde. Dies führte dazu, dass es in den politi- 
schen Auseinandersetzungen um den Wohlfahrtsstaat mittlerweile - mit weni- 
gen Ausnahmen - nur noch um technische Details geht, nicht aber um 
Grundprinzipien. Eine Ausnahme bildet der unter Präsident George Bush ent- 
brannte Streit um die Institutionen der Gesundheitsversorgung und der Ren- 
tenversicherung, Medicare und Social Security. Beide Programme sollen nach 
Meinung der Konservativen verstärkt privatisiert werden, was deren ursprüng- 
liche Konzeption grundlegend verändern würde. 

Die Geschichte dieses Politikwechsels war von Vorstellungen begleitet, die ich 
die „Große Erzählung von der Sozialreform in Amerika“ nennen möchte. Sie 
hat fünf Kapitel: (1) Die Identifizierung des Problems als Kostenkrise. Dies ist 
nur teilweise gerechtfertigt, weckt aber Sorgen und dient dazu, dass der Poli- 
tikwechsel Unterstützung findet. (2) Die Individualisierung der Schuld: Irgend- 
jemand muss schließlich schuld sein, wobei die Kritiker des Wohlfahrtsstaates 
dazu neigen, Probleme durch das Fehlverhalten Einzelner zu erklären: Krank- 
heiten simulierende Arbeiter, die die Kosten der Lohnfortzahlung in die Höhe 
treiben; faule Frauen, die nicht arbeiten wollen; gierige Rentner, die nur auf 
ihren eigenen Vorteil bedacht sind. (3) Bei der Umsetzung der Reformen wer- 
den eher die Zugangsmöglichkeiten beschnitten als die Leistungen verringert: 
Statt um Kosten zu reduzieren, die Hilfsleistungen schlicht zu kürzen, scheint 
es leichter den individuellen Zugang zu den Leistungen zu erschweren oder 
die jeweiligen Ansprüche durch neue Regelungen ganz zu streichen. (4) Er- 
folgsmeldungen: Wenn Menschen durch solche Regeln von Leistungen ausge- 
schlossen werden oder gar nicht erst bezugsberechtigt sind, dann geht die Zahl 
der Leistungsempfänger zurück. Dies wird dann als Erfolg gefeiert. (5) Vorsätz- 
liche Ignoranz: Es wird geflissentlich vermieden, etwas über das Schicksal der- 
jenigen herauszufinden, die keine Unterstützung mehr bekommen. Die „Sozi- 
alreform“ von 1996, die zeitliche Beschränkungen und andere Hürden bei der 
Inanspruchnahme von Sozialleistungen einführte, strich den vorgeschriebenen 
Bundesbericht. Dadurch blieb es den Einzelstaaten und privaten Institutionen 
überlassen, die Auswirkungen der neuen Gesetzgebung puzzleartig auszuwer- 
ten. Ein eindeutiger landesweiter Überblick darüber fehlt bis heute. 

Da ich es für sehr wichtig halte, will ich noch ein wenig beim neuen Sozialhil- 
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ferecht von 1996 bleiben. Es handelt sich dabei um den Personal Responsibili- 
ty and Work Opportunity Reconciliation Act, der mit überwältigender Mehrheit 
beider Parteien sowohl im Repräsentantenhaus als auch im Senat beschlossen 
und von Präsident Bill Clinton am 22. August 1996 unterzeichnet wurde. Die- 
ses Gesetz stand am Ende eines langen Verhandlungsprozesses zwischen Clin- 
ton und dem Kongress. Es stützte sich auf eine weit verbreitete Abneigung ge- 
gen staatliche Unterstützung, die von den US-Amerikanern in einer engen 
Auslegung als „Wohlfahrt“ definiert wurde. Dieses Gesetz, welches das grund- 
sätzliche Recht auf staatliche Unterstützung letztlich abschaffte, spiegelt alle 
drei oben genannten Ziele der Reform des Wohlfahrtsstaates wider: den 
Kampf gegen die Abhängigkeit von Hilfsleistungen, die Dezentralisierung von 
Befugnissen und die Durchsetzung von Marktmechanismen. Das übergreifen- 
de Ziel des neuen Gesetzes, das die staatliche Fürsorge entlang des Konzepts 
„Arbeit statt Abhängigkeit“ neu organisierte, war eine Beschäftigung im regu- 
lären Arbeitsmarkt. 

Das neue Gesetz schuf die Unterstützungsleistungen für Familien mit Kindern 
(Aid to Families with Dependent Children) ab und ersetzte die Temporary 
Assistance for Needy Families (TANF). TANF hatte zwei wesentliche Kompo- 
nenten, beides waren Zuschussprogramme für die Bundesstaaten, mit denen 
Familien aus der Sozialhilfe herausgeholt werden sollten. Im einen Fall beka- 
men Familien in Not Geld, um ihre Kinder versorgen zu können, während sie 
sich um Arbeit bemühten. Damit sollte auch ein Anreiz gesetzt werden, auf 
weitere außereheliche Kinder zu verzichten. Im anderen Fall wurde Geld für 
wichtige Kinderfürsorge-Programme gebündelt, das einkommensschwachen 
Familien zugute kam. Zwei Merkmale des neuen Gesetzeswerks sorgten für be- 
sondere Aufmerksamkeit: Zum einen wurde die staatliche Unterstützung auf 
eine einmalige Periode von fünf Jahren im Leben beschränkt, wobei das Ge- 
setz den Einzelstaaten die Festlegung kürzerer Laufzeiten erlaubte. Zum ande- 
ren erhielten legalisierte Einwanderer, die noch keine fünf Jahre in den USA 
waren, keine Hilfsleistungen mehr. Auch hier konnten Einzelstaaten noch här- 
tere Restriktionen festlegen. (Auf Veranlassung Präsident Clintons stellte der 
Kongress 1997 und 1998 einige, aber bei weitem nicht alle Rechte der Ein- 
wanderer wieder her.) Darüber hinaus sollte das Gesetz verstärkt Druck auf die 
Zahlungsmoral von Vätern unterhaltsbedürftiger Kinder ausüben. Es wurden 
mehr als 50 Änderungen der bestehenden Gesetze zur Unterstützung von 
Kindern vorgenommen, unter anderem mussten Arbeitgeber dem Staat Neu- 
einstellungen ab sofort melden. Mit der Etablierung dieses bundesweiten „Lo- 
kalisierungsdienstes für Elternteile“ (Federal Parent Locator Service) wurde ei- 
ne neue Verfolgungsmöglichkeit geschaffen, beabsichtigt war eine riesige na- 
tionale Datenbank.’ 


3 Vgl. Katz (2001: 321-340). Dort sind alle Nachweise bis zum Datum der Drucklegung nach- 
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Wie funktionierten diese neuen Gesetze in der Praxis? Die Antwort darauf ist 
nicht einfach und nach wie vor unsicher. Offensichtlich blieb das flächendek- 
kende Desaster aus, das viele Gegner der Neuerungen angekündigt hatten. 
Dies hatte seinen Grund teilweise darin, dass flexible Arbeitsmärkte in der La- 
ge waren, die früheren Sozialhilfeempfänger aufzunehmen, teilweise aber auch, 
weil die Bundesstaaten die härtesten Folgen der Reform abmilderten, indem 
sie beispielsweise die Laufzeiten ausweiteten. Die drastischste Auswirkung war 
jedoch die Halbierung der Zahl der Leistungsempfänger. Unterstützer dieser 
„Wohlfahrtsreform“ führten dies als Beleg für den durchschlagenden Erfolg 
der Novellierungen an. Andere waren sich da weniger sicher. Bei einer vorsich- 
tigen Beurteilung lassen sich drei verschiedene Einflussfaktoren unterscheiden: 
der Beschäftigungsboom in einer florierenden Ökonomie; die Entmutigung 
der Menschen, Anträge auf Hilfsleistungen zu stellen bzw. die Streichung von 
Ansprüchen und die in den Gesetzesänderungen als Arbeitsanreiz gedachten 
Regelungen. Es zeigte sich jedoch deutlich, dass das Ausscheiden aus dem 
Kreise der Wohlfahrtsempfänger und das Entkommen aus der Armut zwei 
ganz verschiedene Dinge waren. Viele der Jobs, die jetzt von früheren Hilfe- 
empfängern erledigt werden, bringen nur Armutslöhne ein, ohne Krankenver- 
sicherung oder spätere Rentenansprüche. Darüber hinaus bieten viele dieser 
Jobs keinerlei Aufstiegsmöglichkeit. Kurz, ein sehr großer Teil der alleinerzie- 
henden, bedürftigen Mütter tauschte die staatliche Unterstützung gegen eine 
Arbeit in Armut. 

Es gibt noch viele andere bezeichnende Beispiele für den Umbau des Wohl- 
fahrtsstaates, von denen ich einige in The Price of Citizenship dargestellt ha- 
be. Ich will hier nur ein weiteres bemühen, um die Veränderungen bei den 
Leistungen für Arbeitnehmer zu verdeutlichen, nämlich die Rentenfinanzie- 
rung. Früher wurden garantierte Renten aus Pensionsfonds der Arbeitgeber ge- 
zahlt. Jetzt werden feste Beiträgen der Arbeitgeber und der Arbeiternehmer in 
die Fonds eingezahlt und diese werden von den Arbeitnehmern kontrolliert, 
was nichts anderes bedeutet, als dass die Renten von der individuellen Investi- 
tionsentscheidung der Lohnempfänger abhängen. Begleitet wurden diese Ver- 
änderungen durch Reduzierungen ım Leistungsumfang der Gesundheitsversor- 
gung bei steigenden Beiträgen und dem Wechsel zum System der managed ca- 
re, bei dem die Arbeitnehmer an die Gesundheitsdienstleistungen bestimmter 
Anbieter gebunden sind, mit denen ihre Arbeitgeber Verträge abgeschlossen 
haben. All diese Entwicklungen werden begleitet vom Ruf nach dem „Ende 
des Paternalismus“, der darauf abstellt, dass sich die Arbeitsbeziehungen geän- 
dert haben. Nicht die mittel- oder längerfristigen Beschäftigungsverhältnisse 


lesbar. Seitdem hat es eine Flut von Untersuchungen und Studien zum Thema gegeben. 
Zwei Websites dazu sind besonders empfehlenswert: http://www.mdrc.org und 
http;//www.financeprojectinfo.org/win/ 
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sind typisch für das Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber, sondern 
die kurzfristigen, in welchen die Verantwortlichkeit der Arbeitgeber entsprechend 
verringert ist. Folglich müssen die Beschäftigten lernen, für ihr gegenwärtiges und 
zukünftiges Wohlergehen selbständig Verantwortung zu übernehmen. 

Was ist nun vom US-amerikanischen Wohlfahrtsstaat geblieben? Tragischer- 
weise liefern die Ereignisse des 11. Septembers 2001 einige wichtige Lektionen. 
Die erste Auswirkung auf den Wohlfahrtsstaat war eine steuerliche: Das Geld 
für den Krieg gegen den Terror und gegen den Irak muss irgendwoher kom- 
men, und es kommt aus den Töpfen für soziale Programme und für Hilfszah- 
lungen an die Bundesstaaten. Diese befinden sich inmitten einer ernsthaften 
Finanzkrise, so dass sie, ganz egal, was ihre Präferenzen sind, die Ausgaben für 
staatliche Programme kürzen müssen. Mit dem Ende des Budgetüberschusses 
des Bundesstaates fiel das Geld weg, mit dem die Staatsverschuldung verringert 
und das künftige System sozialer Sicherung finanziert werden sollte. Zweitens 
gab es einen Wechsel in der Prioritätensetzung. Es ist schwerer geworden, 
wichtige Sozialstaatsthemen auf die politische Agenda zu bekommen. Der 
Ausbau der Leistungen für Arbeitslose war eine Ausnahme; Fragen der Kran- 
kenversicherung scheinen als weitere Ausnahme im Wahlkampf 2004 eine Rolle 
zu spielen. Präsident George Bush schob den Bericht seiner Kommission zum 
Thema soziale Sicherung erst einmal auf die lange Bank - obwohl er wahr- 
scheinlich im Falle seiner Wiederwahl darauf zurückkommen wird. Auch die 
Diskussion um die Aufnahme der staatlichen Förderung von sozialen Einrich- 
tungen mit religiösem Hintergrund verebbte mit weniger Wirkung als von ihm 
versprochen. Der Bedarf ist nach wie vor groß, aber nach dem 11. September 
veränderten sich die staatlichen Prioritäten sehr. 

Drittens: Die Notwendigkeit für ein soziales Netz ist stärker geworden und 
sowohl seine Stärken als auch seine Lücken haben sich deutlich gezeigt. Einer- 
seits wurden viele Überlebende und hinterbliebene Familien finanziell unter- 
stützte, indem Invaliden- sowie Altersrenten gezahlt werden. Die Arbeiterun- 
fallversicherung springt ein, wenn der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ums Le- 
ben gekommen ist, die Rentenversicherung zahlt unabhängig davon, wo genau 
der Todesfall eingetreten ist. Die Arbeiterunfallversicherung ist eine einzel- 
staatliche, die Rentenversicherung eine nationale Angelegenheit. Wenige Mo- 
nate nach dem 9.11. hatten 4.976 Hinterbliebene von ca. 1800 Opfern Beihil- 
fen der Sozialversicherung beantragt. Bald darauf gab es 4.700 Bewilligungen 
mit einer durchschnittlichen Höhe von 1.675 US-Dollar monatlich für ver- 
witwete Elternteile mit zwei Kindern. Die Hilfen aus der Arbeiterunfallversi- 
cherung unterschieden sich erheblich, waren aber immer noch beträchtlich 
(Mont, et al. 2002). Hier wurde beispielhaft deutlich, welche äußerst wichtige 
Rolle der Wohlfahrtsstaat und sein soziales Netz hat. 

Auf der anderen Seite gab es jedoch keinerlei soziales Netz für Tausende von 
Beschäftigten, die ihre Arbeit verloren als Restaurants, Hotels und andere 


Der US-amerikanische Wohlfahrtsstaat: Strukturen und Trends 413 


Dienstleister als Folge der Anschläge vom 11. 9. bankrott gingen. Die öko- 
nomische Rezession, die bereits im Gange war, wurde beschleunigt, was dazu 
führte, dass noch mehr Menschen ihre Arbeit verloren und ohne Krankenver- 
sicherung dastanden. Obdachlosigkeit und Hunger griffen um sich, während 
es kaum staatliche Programme gab, die sich all dieser Probleme hätten an- 
nehmen können. 


3. Wohlfahrtsstaat, Bürgerstatus und Demokratie 


Wohin führen uns diese jüngsten Entwicklungen? Zuallererst sind die Implika- 
tionen marktwirtschaftlich orientierter Modelle zu bedenken. Märkte sind für 
viele Zwecke gut geeignet, aber manchmal kollidieren sie mit wichtigen sozia- 
len Zielsetzungen. Die Idee, dass Menschen etwas bekommen, was sie sich 
nicht individuell verdient haben, widerspricht den Grundbedingungen, die für 
funktionierende Märkte gelten. Die Verteidiger einer marktbasierten Politik 
wollen häufig nicht anerkennen, dass es große Machtungleichgewichte gibt, 
die einen freien und gleichen Austausch verzerren. Dieser ist allerdings die 
Voraussetzung für einen funktionierenden Markt. Es kann jedoch keinen frei- 
en und gleichen Tausch zwischen den jeweiligen Parteien geben, wenn die eine 
Seite erheblich mehr Ressourcen kontrolliert als die andere. Es gibt Fällen bei 
denen Menschen von Marktprozessen ernsthaft geschädigt werden. Nehmen 
wir beispielsweise managed health care. Von seinen Befürwortern wurde vor- 
ausgesetzt, dass die Einführung der Marktlogik in das Krankenversicherungssy- 
stem die Kosten senken und die Qualität steigern würde. Als jedoch die Kran- 
kenversicherungen entsprechend reorganisiert wurden, beschwerten sich die 
Konsumenten lautstark. Ihre Beschwerden spiegelten jedoch keineswegs das 
wider, was Ökonomen Marktversagen nennen. Im Gegenteil, bei managed 
health care handelte sich um einen Markterfolg, denn die „wirklichen“ Kon- 
sumenten waren keineswegs die Versicherten selbst, sondern die Firmen, die 
die Krankenversicherung für ihre Angestellten bezahlten und den dazu erfor- 
derlichen Aufwand senken wollten. Zunächst hat ihnen managed health care 
auch ganz gut genutzt, obgleich die Kosten mittlerweile wieder gestiegen sind. 
Ein Markt für Gesundheitsversorgung, bei dem die Versicherten die Kontrolle 
hätten, würde erheblich anders aussehen.‘ 

Wir brauchen also eine sorgfältige, sachliche Analyse und müssen untersu- 
chen, wo Märkte funktionieren und wo nicht; wem sie in bestimmten Fällen 
helfen und wem sie schaden. Im Großen und Ganzen ist diese Debatte aus 
der Politik verschwunden, nur im Bereich der Bildung hat sie noch etwas 
Staub aufgewirbelt. Aufgrund der Bilanzfälschungsskandale bei Enron und den 
Konsequenzen für die Arbeitnehmer, die ihre Rentenansprüche und Erspar- 


4 Eine sehr scharfe Kritik des US-amerikanischen Gesundheitssystems und eine erschreckende 
Vision seiner Zukunft, falls ernsthafte Reformen ausbleiben, liefert Hillary Clinton (2004). 
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nisse verloren haben, ist sie jetzt wenigstens wieder in den öffentlichen Raum 
zurückgekehrt. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt, der bei der Betrachtung der Marktlogik zu be- 
rücksichtigen ist, sind die von Märkten beförderten Individualisierungsprozes- 
se. Märkte können menschliche Beziehungen in Waren verwandeln. Sie kön- 
nen Verhaltensstandards, die auf der Anerkennung des anderen als eines Bür- 
gers oder auf einem allgemein geteilten Humanismus beruhen, untergraben. 
Märkte begünstigen das Gegenteil jener Umgangsformen, die wir aus dem 
Kreise der Familie oder unter Freunden gewohnt sind. Wir reagieren ungehal- 
ten auf Versuche, unsere Familienbeziehungen marktförmig zu gestalten; wir 
messen Freundschaft nicht anhand von marktwirtschaftlichen Kriterien - zu- 
mindest nicht in der Theorie. Worauf ich hinaus will ist folgendes: Marktme- 
chanismen sind nicht die einzig vorstellbare Art und Weise soziale Verpflich- 
tungen zu erfüllen; es gibt auch andere Modelle wie z.B. der Umgang inner- 
halb der Familie, mit Freunden und oder guten Bekannten. Marktmodelle 
scheinen uns dort angebracht zu sein, wo wir es mit Fremden zu tun haben, 
wo wir eher auf ein unbekanntes Kollektiv stoßen als auf ein uns vertrautes 
Individuum. Wir knüpfen die Hilfe für Fremde an Bedingungen, die wir für 
unsere Familie und Freunde nicht aufstellen würden. Die Veränderungen des 
Wohlfahrtsstaates laufen darauf hinaus, dass Fremde nur aufgrund von (be- 
zahlter) Arbeit zu Teilen der nationalen Familie werden, zu Bürgern, die unse- 
re Sympathie und Hilfe verdient haben. Da (bezahlte) Arbeit zunehmend zur 
Voraussetzung für den vollen Bürgerstatus wird, werden zumindest zeitweise 
immer mehr US-Amerikaner zu Fremden in ihrem eigenen Land. 

All dies zusammen genommen führt zu einer Neudefinition des Status als 
Bürger entlang der Fragen: Was kann ein Bürger noch von seiner Regierung 
erwarten und wer kann die Vorteile des Status als Bürger überhaupt in An- 
spruch nehmen? Auf die erste Frage lautet die Antwort: Man kann eher weni- 
ger erwarten - es sei denn man hat eine Arbeit, so dass eine ganze Reihe von 
neuen oder erweiterter Unterstützungsleistungen greift. Auf die zweite Frage 
lautet die Antwort, dass die gesamten Vorteile die dem Status eines Bürgers 
entspringen, nur den Bürgern erster Klasse zustehen. Der Status als Bürger 
spaltet sich nämlich zunehmend in eine erste und eine zweite Klasse auf. Zur 
ersten Klasse gehören nur diejenigen, die eine bezahlte Arbeit auf dem regulä- 
ren Arbeitsmarkt vorweisen können. Die Politikwissenschaftlerin Judith Shklar 
schreibt dazu: „Die Verpflichtung zur Arbeit hat nichts mit Ökonomie zu 
tun. Hier geht es um den Status als Bürger und die Frage, ob erwerbsfähige 
Erwachsene, die kein Geld verdienen, als vollwertige Bürger anerkannt werden 
können. Wenn man sie nicht als solche anerkennt, darf man sie dann nicht 


5 Einen wichtigen Beitrag zur Diskussion der Vor- und Nachteile des Marktes liefert Kuttner 
(1997). 
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auch gleich - wie es derzeit oft geschieht - mit dieser Mischung aus Bevor- 
mundung und Geringschätzung behandeln, wie sie denjenigen, die auf Unter- 
stützung angewiesen sind, schon immer entgegengebracht wurde? Sie sind kei- 
ne Bürger der Zivilgesellschaft und sie werden auch nicht als solche akzep- 
tiert“ (Shklar 1991: 62-63). 

Diese Definition des Bürgerstatus ist bedeutsam, da er so eng mit der Defini- 
tion von Arbeit und ihrer Zukunft verbunden ist. Viele gesellschaftlich wichti- 
ge Tätigkeiten, die nicht über den Markt vermittelt werden, gelten nicht als 
Arbeit. Dies gilt für Kinder- und Altenbetreuung, für ehrenamtliches Engage- 
ment und für unbezahlte Arbeit im kreativ-künstlerischen Bereich. Keine die- 
ser Aktivitäten wird als Arbeit anerkannt und erhält daher auch keine staatli- 
chen Zuwendungen. Hinzu kommen die widersprüchlichen Entwicklungen 
innerhalb der regulären Erwerbsarbeit: Zum einen gibt es aufgrund technolo- 
gischer Innovationen eine verringerte Nachfrage nach menschlicher Arbeits- 
kraft; zum anderen wird ein großer Teil wichtiger Arbeiten außerhalb des 
Marktes erledigt und darüber hinaus sind mit den immer flexibler und kurzfri- 
stiger werdenden Beschäftigungsverhältnissen keine sozialen Leistungen mehr 
verbunden. Gleichzeitig werden die Leistungen des Wohlfahrtsstaates immer 
enger an Arbeit gekoppelt. Es ist daher zu erwarten, dass die Zukunft der Ar- 
beit und die Entwicklungen der wohlfahrtsstaatlichen Leistungen zu einem ge- 
sellschaftlichen Desaster führen werden. In Gestalt der 43 Millionen Men- 
schen ohne Krankenversicherung ist dies schon jetzt sichtbar. 

Dem Ganzen liegt die noch radikalere Frage zugrunde, ob der Status als Bür- 
ger eigentlich erst erworben werden muss oder ob er ein Status ist, den je- 
mand von Geburt an besitzt? Falls er aber erst erworben werden muss, dann 
wie? Ist es akzeptabel, dass man auf diese Frage mit nur einer einzigen Dimen- 
sion des menschlichen Lebens antwortet? Ist also eine Beschäftigung auf dem 
regulären Arbeitsmarkt alles, was einen erwachsenen Menschen zum vollstän- 
digen Bürger macht? 

Die Entwicklung des Wohlfahrtsstaates hat auch Auswirkungen auf eine ver- 
wandte Thematik - die Praxis der Demokratie. Auf der einen Seite wird De- 
mokratie durch die Vermarktlichung aller Lebensbereiche eingeschränkt. Und 
unter dem Einfluss des Marktes wird sie zunehmend mit der Wahlfreiheit von 
Konsumenten gleichgesetzt.‘ Gleichzeitig beschädigt die Transformation des 
Wohlfahrtsstaates die Demokratie, denn ohne ausreichende Versorgung mit 
dem Notwendigsten zum Leben - was T.H. Marshall zu Recht betonte - ist 
eine effektive Teilhabe und -nahme am demokratischen Leben unmöglich. Der 
Wohlfahrtsstaat ist eine notwendige Bedingung für Demokratie. Die Umge- 
staltung der Demokratie und des Status als Bürger nach den Gesetzen des 


6 Eine gelungene historische Untersuchung über die Gleichsetzung von Demokratie und Kon- 
sumentenfreiheit liefert Cohen (2003). 
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Marktes ist das eigentlich entscheidende Thema, um das es bei der Reform des 
Wohlfahrtsstaates geht. 
Übersetzung aus dem Amerikanischen: Markus Euskirchen und Sabine Nuss 
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Stephan Lessenich 


Ökonomismus zum Wohlfühlen: 
Gosta Esping-Andersen und die neue Architektur 


des Sozialstaats 


„[A]ll social welfare schemes are part of a specific historical environment: from 
the historian’s point of view they are neither right or wrong, but simply peri- 
scopes into the mind, morality and power structures of a given period.“ 


Die europäischen Wohlfahrtsstaaten 
durchleben eine Phase weitreichender 
Veränderungen und Umbrüche. Inner- 
halb kürzester Zeit ist praktisch überall 
in Europa das Konzept der „Sozialinve- 
stition“ zum neuen Leitbild sozialpoliti- 
scher Intervention erhoben worden. „In- 
vesting in people“, Kernstück der gesell- 
schaftspolitischen Programmatik der eu- 
ropäischen Sozialdemokratie, steht nun- 
mehr auch in Deutschland ganz oben 
auf der sozialpolitischen Agenda. War es 
zunächst der britische Soziologe Antho- 
ny Giddens, der diesbezüglich als wich- 
tigster oder jedenfalls sichtbarster Stich- 
wortgeber ins Rampenlicht der - soweit 
es sie gibt - europäischen Öffentlichkeit 
trat (vgl. Giddens 1998), so leuchtet in 
jüngster Zeit ein neuer Stern am polı- 
tisch-akademischen Expertenhimmel. Mit 
dem dänischen Soziologen Gosta Esping- 
Andersen ward ein Star der europäischen 
Politikberatung geboren, dessen kome- 
tenhafter Aufstieg alle (jedenfalls hierzu- 
lande regelmäßig wiederkehrenden) Un- 
kenrufe über die gesellschaftlich-politi- 
sche Rat- und Bedeutungslosigkeit der 
Soziologie nachhaltig Lügen straft. 

Bis vor wenigen Jahren nur hauptberuf 
lichen Wohlfahrtsstaatsforschern und -for- 
scherinnen bekannt, ist Esping-Andersen 
binnen kürzester Zeit zum intellektuellen 


Jose Harris (1996: 138) 


Bezugspunkt eines großen Teils jener po- 
litischen Akteure geworden, die sich 
programmatisch einer den gewandelten 
ökonomischen und gesellschaftlichen Be- 
dingungen Rechnung tragenden Reform 
des europäischen Wohlfahrtsstaates ver- 
schrieben haben. Offensichtlich gab und 
gibt es zumal in der europäischen Sozi- 
aldemokratie einen dringenden Bedarf an 
Ideen, die dazu geeignet sind, einen als 
unumgänglich wahrgenommenen und 
für viele Menschen mit unbestreitbaren 
Statusverlusten einhergehenden Umbau 
des Wohlfahrtsstaates gleichwohl poli- 
tisch progressiv und gesellschaftlich at- 
traktiv erscheinen zu lassen - und 
Esping-Andersen war der Überbringer 
der guten Nachricht. Er ist der lang her- 
beigesehnte Weise aus dem Akademiker- 
land, dessen Bild von der Architektur ei- 
nes „neuen Wohlfahrtsstaats“ (Esping- 
Andersen 2002a) - anders als die her- 
kömmlichen Sachzwanglitaneien und 
Marktgesellschaftsutopien neoliberaler 
Ökonomieprofessoren - nicht Angst und 
Schrecken hervorruft, sondern dazu ge- 
eignet ist, sinnstiftend auf die Träger und 
(so jedenfalls die Hoffnung) Adressaten 
der sozialpolitischen Restrukturierung zu 
wirken. 

Dem Geheimnis von Gosta Esping- 
Andersens Erfolg möchte ich im Folgen- 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 136, 34. Jg., 2004, Nr. 3, 469-476 


470 


Stephan Lessenich 


den etwas genauer nachspüren. Dabei 
geht es keineswegs um aus (verständli- 
cher) Bewunderung für den oder aber 
(ebenso nachvollziehbarem) Neid an 
dem Kollegen geborenen Personenkult. 
Vielmehr scheint mir Esping-Andersens 
Projekt einer „neuen Wohlfahrtsarchitek- 
tur“ und dessen politische Popularität 
der ideale Ansatzpunkt zu sein, um - 
ganz im Sinne des Eingangszitats der bri- 
tischen Historikerin Jose Harris - einen 
ersten Einblick zu gewinnen in die 
Ideenwelt, die Wertvorstellungen und die 
Machtverhältnisse der gegenwärtigen So- 
zialreform. 


Being Gosta Esping-Andersen: 
Im Kopf des Architekten 


„Ever wanted to be someone else’ Now 
you can.“ Mit dieser Schlagzeile wurde 
im Jahr 1999 für Spike Jonzes und Char- 
lie Kaufmans skurrile Kinoproduktion 
„Being John Malkovich“ geworben, die 
die Geschichte eines arbeitslosen Pup- 
penspielers erzählt, der in seiner Not ei- 
nen etwas merkwürdigen Bürojob an- 
nimmt und an seinem neuen Arbeits- 
platz, hinter einem alten Aktenschrank, 
die Entdeckung seines Lebens macht: ein 
Loch in der Wand und einen Tunnel, 
der direkt in das Hirn von John Malko- 
vich führt. Fasziniert von seinem ersten 
viertelstündigen Aufenthalt im Kopf des 
berühmten Schauspielers, verwandelt er 
seine - offensichtlich süchtig machende 
- Reiseerfahrung in ein (zumindest zeit- 
weilig) florierendes Privatunternehmen, 
indem er nach Büroschluss den privile- 
gierten Zugang zum Bewusstsein des 
Filmstars gegen ein nicht unerhebliches 
Entgelt auch der interessierten Öffent- 
lichkeit gewährt. 

„Ever wanted to be someone else?“ Nun 
ist es nicht mehr nur im Kino möglich: 
Gosta Esping-Andersen ist der „John Mal- 
kovich“ des gegenwärtigen politischen 
Lebens. Vermutlich der bedeutsamste 
Einzelakteur der „kognitiven Harmoni- 
sierung“ (Mandin/Palier 2004) der euro- 
päischen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, 


steht Esping-Andersen der Drehbuchver- 
sion von John Malkovich an intellektuel- 
ler Erotik in nichts nach. Nicht nur jeder 
einschlägig arbeitende Sozialwissenschaft- 
ler, sondern eben auch jeder mit sozial- 
politischem Problemstau konfrontierte 
Politiker würde gern in seinem Kopf 
stecken und wissen, welche Parole für die 
internationale Wohlfahrtsstaatsforschung 
bzw. für die europäische Sozialpolitik 
der Meisterdenker als nächstes ausgibt. 
Und verfolgt man die aktuellen Debat- 
ten um die „Zukunft des Sozialstaats“ in 
Deutschland und Europa, so scheint tat- 
sächlich auch jeder von ihnen schon 
einmal im Inneren des Meisterhirns ge- 
wesen oder aber zumindest von jeman- 
dem instruiert worden zu sein, der sei- 
nerseits bereits dort gewesen ist: Esping- 
Andersens Analyse der wohlfahrtsstaatli- 
chen Pathologien und seine darauf auf 
bauenden Politikempfehlungen sind 
buchstäblich in aller Munde. 

Nachdem die EU-Administration Esping- 
Andersens Expertise bereits vor einiger 
Zeit schätzen gelernt und sowohl die 
portugiesische wie die belgische Ratsprä- 
sidentschaft mit nicht unerheblicher Re- 
sonanz seine Gutachterdienste in An- 
spruch genommen hatten, sind die Poli- 
tikberatungsaktivitäten des 1947 gebore- 
nen und derzeit an der Universitat Pom- 
peu Fabra in Barcelona tätigen Dänen in 
jüngster Zeit auch in Deutschland bzw. 
bei der deutschen Sozialdemokratie an- 
gekommen. Bei einer hochkarätig besetz- 
ten Parteiklausur in Weimar zu Beginn 
dieses Jahres hielt Esping-Andersen das 
zentrale „Impuls-Referat“ und inspirierte 
die SPD-Oberen mit seiner Vision einer 
„neuen Architektur“ des Sozialstaats. 

Die Grundzüge dieser Vision sind relativ 
einfach (vgl. Esping-Andersen 2002a): 
Der demographische und familiale Wan- 
del, der Übergang zu einem „wissensba- 
sierten Produktionssystem“, schließlich 
auch die „unsichtbare Klassengesell- 
schaft“ der Dienstleistungsökonomie ma- 
chen ein neues, nämlich investives Ver- 
ständnis von Sozialpolitik nötig. Die In- 
terventionen des Wohlfahrtsstaates sind 
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im Sinne von Investitionen in die Pro- 
duktivität seiner Bürgerinnen und Bürger 
neu auszurichten - Investitionen, deren 
Erträge die individuelle und gesellschaft- 
liche Wohlfahrt gleichermaßen zu stei- 
gern vermögen. Dieses doppelte Ziel 
wird erreicht, wenn insbesondere in Kin- 
der und Frauen investiert wird. Beide In- 
vestitionsstrategien hängen dabei unmit- 
telbar miteinander zusammen. Denn 
Frauen stellen in den allermeisten Wohl- 
fahrtsstaaten ein noch zu erheblichen 
Teilen unausgeschöpftes Produktivitäts- 
reservoir dar, dessen Nutzbarmachung 
eine forcierte Politik der „Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf“, sprich einen 
Ausbau unterschiedlichster Kinderbe- 
treuungsangebote, erforderlich macht. 
Der verstärkte Rückgriff auf extrafamilia- 
le Formen der Erziehung von Kindern 
im Schul- und Vorschulalter wiederum 
sorgt - indem die biographisch bedeut- 
samen Defizite (früh)kindlicher Qualıfi- 
kationsvermittlung insbesondere bil- 
dungsarmer Haushalte auf breiter Basis 
kompensiert werden - für eine vergleich- 
bare bzw. vergleichbar hohe Humanka- 
pitalausstattung der „nachwachsenden 
Generationen“. Auf diese Weise schlägt 
der Sozialinvestitionsstaat gleich mehrere 
gesellschaftspolitische Fliegen mit einer 
Klappe: Der intergenerationalen Verer- 
bung von familialem Bildungskapital wird 
entgegen gesteuert, die sozialen Mobili- 
tätschancen von Kindern aus bildungs- 
fernen Haushalten werden damit durch- 
greifend verbessert; die umfangreichen 
bereits getätigten gesellschaftlichen Inve- 
stiionen in die Humankapitalausstat- 
tung von Frauen werden in sinnvoller 
Weise genutzt, damit zugleich auch der 
Strukturwandel von der industriellen zur 
postindustriellen Ökonomie vorangetrie- 
ben; nicht zuletzt wird der in vielen 
Haushalten durchaus vorhandene Kin- 
derwunsch (bzw. die Option auf ein 
zweites oder gar drittes Kind) politisch 
ermöglicht - und durch die langfristige 
Zunahme produktiver Beschäftigung von 
humankapitalreichen Frauen und Kin- 
dern (als Erwachsenen) zudem auch 


noch das sozialpolitische Megaproblem 
der zukünftigen Finanzierung der Alters- 
sicherung entschärft. 

Esping-Andersens Vorstellung eines sol- 
chen sozialinvestiven virtuous circle ist 
hierzulande insbesondere in regierungs- 
nah-,reformorientierten“ Medien wie der 
Wochenzeitung DIE ZEIT als „Politik 
vom Wickeltisch“ popularisiert worden: 
„immer geht es bei ihm zuerst um die 
Familie, um Kinder und Erziehung - 
und daraus ergeben sich dann Schluss- 
folgerungen für andere Bereiche“ (Nie- 
jahr 2003). Über die Frage, ob es sich 
hierbei tatsächlich um eine - wie in dem 
Zitat suggeriert - normative Vorrangstel- 
lung von „Familie, Kindern und Erzie- 
hung“ in Esping-Andersens Entwurf 
handelt, lässt sich nun durchaus streiten 
- ich komme darauf noch zurück. Wo- 
mit die ZEIT-Autorin allerdings ganz of- 
fenkundig - um im Bild zu bleiben - 
schief gewickelt ist, ist die Aussage, 
„immer“ gehe es bei ihm um ‘Frauen 
und Kinder zuerst’. Dies mag - jedenfalls 
an der Oberfläche - mittlerweile so sein; 
es ist jedoch keineswegs „immer“ so ge- 
wesen. Lange Zeit nämlich ging es bei 
Esping-Andersen um ganz andere Dinge: 
nicht um die Familie, sondern um Klas- 
sen; nicht um Kinder, sondern um Män- 
ner; nicht um Erziehung, sondern um 
soziale Rechte. In einem Wort: um die 
Werkbank statt um den Wickeltisch. 
Vielleicht ist es sinnvoll, an diese Vorge- 
schichte kurz zu erinnern. 

Gemeinsam mit seinem schwedischen 
Kollegen Walter Korpi hat sich Gosta 
Esping-Andersen seit den 1980er Jahren 
in der vergleichenden Wohlfahrtsstaats- 
forschung als Vertreter des so genannten 
Machtressourcen-Ansatzes einen Namen 
gemacht (vgl. Lessenich 2000). Seine bei- 
den Hauptwerke Politics against Markets 
(1985) und The Three Worlds of Welfare 
Capitalism (1990) gehen länderverglei- 
chend der Frage nach, welche gesell- 
schaftlichen Akteure, verstanden als Re- 
präsentanten sozialer Klassen bzw. Klas- 
senbewegungen, historisch für welche 
spezifische Gestalt des modernen Wohl- 
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fahrtsstaates gekämpft haben - und mit 
welchem Erfolg. Es sei, so lautet eine 
zentrale Sentenz in Esping-Andersens 
Werk, „difficult to imagine that anyone 
struggled for spending per se“ (1990: 21). 
In der Geschichte des Wohlfahrtsstaates 
ging es den handelnden Personen dem- 
nach keineswegs bloß darum, Geld aus- 
zugeben (oder aber zu sparen), sondern 
vielmehr um die machtgestützte, in je 
unterschiedlichen politisch-sozialen Ko- 
alitionsbildungen erstrittene Durchset- 
zung konkurrierender, klassenpolitisch 
ausdifferenzierter Vorstellungen von ei- 
ner „guten Gesellschaft“. Die jeweilige 
Gestalt real existierender nationaler 
Wohlfahrtsstaaten ist für den „frühen“ 
Esping-Andersen im Kern ein Ergebnis 
der Frage, inwieweit es den „arbeitenden 
Klassen“ historisch gelungen ist, den 
Staat und dessen Gesetzgebung auf die 
institutionelle Garantie sozialer Rechte 
festzulegen - und zwar verstanden als öf- 
fentlich gewährter Rechtsanspruch auf 
marktunabhängige, arbeitsmarktexterne 
Formen der Existenzsicherung bzw., in 
Esping-Andersens damaliger spätmarxisti- 
scher Terminologie, als Recht auf „De- 
kommodifizierung“. Diejenigen Wohl- 
fahrtsstaaten, die auf diesem Weg am 
weitesten vorangeschritten sind und de- 
nen es damit gelungen ist, die kapitalisti- 
sche Klassenstruktur in hohem Maße so- 
zialpolitisch zu konterkarieren (sprich zu 
„destratifizieren“), bezeichnete Esping- 
Andersen in seinem modernen Klassiker 
zu den „Welten des Wohfahrtskapitalis- 
mus“ (vgl. auch ders. 1998) folgerichtig 
als „sozialdemokratisch“ und grenzte sie 
idealtypisch von den Marktungleichhei- 
ten akzeptierenden „liberalen“ sowie den 
Statusunterschiede reproduzierenden 
„konservativen“ Wohlfahrtsstaaten ab. 

Nun, die Hochzeiten der „Dekommodi- 
fizierung“ sind vorbei - in der realen 
Welt des Wohlfahrtskapitalismus ebenso 
wie in Esping-Andersens Publikationen. 
Im Jahr 1990 - der Staatssozialismus war 
bei Drucklegung wohl noch nicht end- 
gültig zusammengebrochen - definierte 
Esping-Andersen seine Vorstellung von 


der normativen Substanz moderner 
Wohlfahrtsstaatlichkeit noch ganz kapi- 
talismusfern: „A minimal [!] definition 
must entail that citizens can freely, and 
without potential loss of job, income, or 
general welfare, opt out of work when 
they themselves consider it necessary.“ 
(1990: 23; vgl. ebd.: 35-54.) In seinen 
jüngsten Veröffentlichungen hingegen 
nimmt der ideale Wohlfahrtsstaat eine 
ganz andere Gestalt an, und das D-word 
ist praktisch vollkommen aus Esping- 
Andersens wissenschaftlichem Vokabular 
verschwunden. Gewiss, noch immer fa- 
vorisiert er den sozialdemokratischen 
(d.h. skandinavischen) Wohlfahrtsstaat 
strukturell gegenüber dessen (angelsäch- 
sischen bzw. kontinentaleuropäischen) 
Konkurrenten - aber nicht mehr als 
Ausgeburt des starken Arms der Arbei- 
terbewegung, sondern nun aus ganz an- 
deren Gründen. Noch immer (und ganz 
ausdrücklich) geht es ihm um die Suche 
nach der good society, aber nunmehr 
aus der Perspektive - so will es jedenfalls 
scheinen - nicht der arbeitenden, son- 
dern der „krabbelnden Klassen“ (Niejahr 
2003). Die 1990er Jahre haben aus Gosta 
Esping-Andersen wenn nicht einen ande- 
ren Menschen, so doch einen anderen 
Wohlfahrtsstaatsanalytiker werden lassen. 
„Ever wanted to be someone else? Now 
you can.“ 

Seither ist nicht mehr der würdevolle 
Abgang der Bürgerinnen und Bürger aus 
der Erwerbsarbeit - „for the duration 
that the individual deems necessary“ 
(Esping-Andersen 1990: 23) - angesagt, 
sondern der kraftvolle Zugang der Indi- 
viduen zum Arbeitsmarkt gefragt - doch 
„[olur existing systems of social protec- 
tion may hinder rather than promote 
employment growth“ (2002a: 4). Seither 
geht es bei ihm, wie bereits gehört, „im- 
mer [...| zuerst um die Familie“ (Niejahr 
2003) oder - genauer - um die arbeiten- 
de Familie bzw. - noch genauer - um 
gegenwärtig erwerbstätige Frauen und 
zukünftig erwerbstätige Kinder, um Frau- 
en und Kinder als potentiell produktive 
Mitglieder der arbeitenden Gesellschaft. 
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Esping-Andersens „neuer“ Wohlfahrts- 
staat (vgl. kongenial auch Ferrera et al. 
2000) hat dementsprechend ein strategi- 
sches Doppelziel zu verfolgen: Arbeit 
und Bildung. Zum einen gilt es - ganz in 
Übereinstimmung mit den Leitlinien der 
europäischen Beschäftigungspolitik - die 
weibliche Erwerbsquote nachhaltig zu 
erhöhen. Die Förderung der Frauenbe- 
schäftigung aber ist gleichbedeutend mit 
der „Defamiliarisierung“ weiblicher (er- 
zieherischer, pflegerischer, sorgender) Tä- 
tigkeiten und ihrer Überführung vom 
Privathaushalt in die öffentlichen Sphä- 
ren markt- oder staatsförmiger Organisa- 
tion. Zum anderen müssen die wohl- 
fahrtsstaatlichen Anstrengungen mit 
Blick auf das Ziel „lebenslangen Ler- 
nens“ - im wahrsten Sinne des Wortes: 
von Kindesbeinen auf - massiv gesteigert 
werden. Auch hier steht „Defamiliarisie- 
rung“ auf der sozialpolitischen Agenda, 
wenn die verbreiteten - aber sozial un- 
gleich verteilten - Fälle von „Familien- 
versagen“ in Sachen Bildung und Erzie- 
hung kompensiert und allen Kindern, 
über mit ganz unterschiedlichen Res- 
sourcen ausgestattete Familienhaushalte 
hinweg, vergleichbare Lebenschancen 
gewährleistet werden sollen (vgl. Esping- 
Andersen 2002b; Ostner 2004). 

Arbeit, Bildung, Chancengleichheit: Kein 
Wunder, dass diese wohlfahrtsstaatliche 
Programmatik das von der Durchfüh- 
rung „unabweisbarer Reformen“ ge- 
schundene sozialdemokratische Herz 
höher schlagen lässt. Sie ist insbesondere 
von den jungen, aufstrebenden Teilen 
der deutschen Sozialdemokratie - in de- 
ren Verlautbarungsorgan Berliner Repu- 
blik der intellektuelle Wachwechsel von 
Giddens zu Esping-Andersen von einem 
Heft aufs andere vollzogen wurde (vgl. 
Behnisch 2003; Esping-Andersen 2003) - 
auf der Suche nach offensiven Begrün- 
dungsmustern des „Umbaus des Sozial- 
staats“ begierig aufgenommen worden. 
Und wie durch einen Zufall hat der „Er- 
finder“ der neuen Programmatik auch 
noch einen Namen, der „in seiner Skan- 
dinavität sozialdemokratischer gar nicht 


klingen kann“ (Geyer 2004). Aber Vor- 
sicht: Gosta Esping-Andersens politischer 
sex appeal geht noch deutlich weiter, er 
reicht hierzulande bis weit in die GRÜN- 
affınen, bildungsbürgerlichen Mittel- 
schichten hinein. Denn Gosta Esping- 
Andersen ist nicht nur ein Stichwortge- 
ber der neuen Sozialdemokratie. Der 
„Kinderdenker“ (ebd.) ist auch ein 
Freund der Frauen. 


Kapitalismus mit feministischem 
Antlitz: Zur Soziologie der Sozial- 
investition 


In dem Plädoyer für Chancengleichheit 
in Arbeit und Bildung spiegelt sich 
Esping-Andersens mit der Zeit zuneh- 
mend radikalisierte Kritik am „Familia- 
lismus“ des „konservativen“ - und zumal 
des deutschen - Wohlfahrtsstaatsmodells. 
Mit seinen überkommenen Anreizme- 
chanismen zugunsten der „Ernährerehe“ 
und zulasten weiblicher Erwerbstätigkeit 
stelle dieses eine Bremse des wirtschaftli- 
chen Strukturwandels hin zur Dienstlei- 
stungsökonomie dar - und zugleich ei- 
nen Motor der strukturellen Benachteili- 
gung von Frauen (Esping-Andersen 1996; 
1999: 60-67). Insbesondere in den konti- 
nentaleuropäischen Wohlfahrtsstaaten 
müsse es daher künftig darum gehen, den 
weiblichen Teil der Bevölkerung von „fal- 
scher Arbeit“ - also von privater Haus-, 
Erziehungs- und Pflegearbeit - zu befreien. 
Dass die - in ihrem diskriminierungs- 
feindlichen Impuls entwaffnende - Kritik 
am „konservativen“ Wohlfahrtsstaat in 
progressiven Kreisen verfängt, ist nicht 
weiter verwunderlich. Was das rot-grüne 
juste milieu dabei allerdings verdrängt, 
ist die eigentlich unverkennbare Tatsa- 
che, dass der Salonfeminismus Esping- 
Andersens produktivistisch motiviert ist. 
Frauen interessieren den wohlfahrtspoli- 
tischen Vordenker nicht als der unterpri- 
vilegierte Part des modernen Geschlech- 
terverhältnisses, sondern der ökonomi- 
schen und sozialen Erträge ihrer potenti- 
ellen Erwerbstätigkeit wegen. Diese Er- 
werbstätigkeit aber wird - so ist gegen 
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Esping-Andersen zu vermuten - in der 
Regel unter wenig attraktiven Bedingun- 
gen stattfinden müssen. Die postindus- 
trielle Beschäftigungsstrategie des „neu- 
en“ Wohlfahrtsstaats beruht ja ganz we- 
sentlich auf dem Ausbau eines Dienstlei- 
stungssektors, der den Haushaltsfüh- 
rungs- und Kinderversorgungsbedarf er- 
werbstätiger Eltern befriedigt. Man muss 
weder bösartig noch Prophet sein, um 
davon auszugehen, dass diese neuen 
Dienstleistungen (a) ganz überwiegend 
von Frauen erbracht, (b) ganz überwie- 
gend schlecht entlohnt und (c) - Esping- 
Andersens Forderung nach „guarantees 
against entrapment in deprivation“ 
(2002a: 22) in Ehren - auch ganz über- 
wiegend zur Endstation weiblicher Er- 
werbskarrieren werden dürften. 

Wer aus Esping-Andersens frauenfreund- 
lichen Sirenenrufen nicht die Grundme- 
lodie ökonomischer Rationalität (das 
basso continuo namens it’s the econo- 
my, stupid!) heraus hören kann, wird 
dies partout nicht wollen - und diese 
Rationalität stattdessen beizeiten fühlen 
müssen. Man kann dem Soziologen je- 
denfalls nicht die professionstypische 
Unverständlichkeit seiner Botschaft vor- 
werfen. Vielmehr wird er hier - wie auch 
sonst - ganz deutlich. Natürlich spre- 
chen auch Gerechtigkeitserwägungen für 
gleiche Zugangschancen zum Arbeits- 
markt für Frauen. Aber der springende 
Punkt diesbezüglich ist doch ein anderer: 
„Ideological predilections asıde, it should 
be evident to all that we cannot afford 
not to be egalitarians in the advanced 
economies of the twenty-first century.“ 
(Ebd.: 3) So also wird ein Schuh (!) aus 
des wissenschaftlichen Politikberaters 
Parteinahme für die Frauen: Wir können 
uns Geschlechterungleichheit vor dem 
Markt schlichtweg nicht mehr leisten. 
Und genau dieselbe ernüchternde Reali- 
tät, genau derselbe nüchterne Ökono- 
mismus steht hinter Esping-Andersens 
sympathischer „Kinderdenke“: Sicher, 
wer würde nicht für Chancengleichheit 
im Bildungswesen votieren. Aber worum 
es wirklich geht, ist wohl eher die Tatsa- 


che, dass für die gealterten Gesellschaften 
von morgen Schulabbrecher oder gar 
Analphabeten - weil zwangsläufig min- 
der oder gar nicht produktiv - ökono- 
misch nicht mehr tragbar sein werden. 
Das Motto, welches Esping-Andersens 
„Why We Need a New Welfare State“ 
vorangestellt ist, ist diesbezüglich schla- 
gend: „For today’s children who will 
provide for our welfare when we are old. 
It is for you - and hence for ourselves - 
that we desire the best possible welfare 
state.“ Wenn das keine Kinderliebe ist. 

Die hidden agenda der von Esping- 
Andersen propagierten Wohlfahrtsstaats- 
reform ist also in Wahrheit ziemlich of- 
fensichtlich: Es geht um Frauen und 
Kinder - als Investitionsgüter. Doch 
während sich die Kinder von heute ge- 
gen ihre fürsorgliche Belagerung nicht 
wehren können, muss der Zuspruch, den 
Esping-Andersens Programmatik selbst 
von Seiten als kritisch sich verstehender 
Sozialwissenschaftlerinnen erfährt, ange- 
sichts der den Frauen zugedachten Rolle 
„als Objekte der Hoffnung auf steigende 
Renditen“ (Ostner 2004: 215) doch ver- 
wundern. Hier zeigt sich die normative 
Kraft von Esping-Andersens progressiv 
gewendetem Produktivismus in ihrem 
ganzen legitimatorischen Potential: Der 
Visionär des „neuen Wohlfahrtsstaates“, 
wie vor ihm Giddens mit dem seltenen 
„Blick für die Lücke auf dem Markt der 
Ideen“ (Behnisch 2003: 78) gesegnet, lie- 
fert denen, die „so dringend nach einer 
Idee, einer Linie, einer Botschaft suchen, 
die das Reformieren erträglicher macht“ 
(Niejahr 2003), die ersehnte Rechtferti- 
gung einer im Kern unpopulären Politik 
- einen Ökonomismus zum Wohlfühlen. 
Vielleicht sollte es das geneigte Publikum 
stutzig machen, mit welcher Selbstver- 
ständlichkeit Esping-Andersen „linke Par- 
teien und Regierungen [...] und nebenher 
auch noch die Weltbank berät“ (ebd.). 
Womöglich klingt die Diskrepanz aber 
auch eklatanter als sie tatsächlich ist. Die 
Weltbank jedenfalls dürfte mit dem sich 
abzeichnenden Umbau des deutschen 
Sozialstaates, in Angriff genommen von 


Ökonomismus zum Wohlfühlen 


475 


einer linken Partei und Regierung, 
durchaus zufrieden sein - und zugleich 
lässt er dänische Wohlfahrtsarchitekten- 
herzen höher schlagen. „Die größte Kür- 
zung von Sozialleistungen seit 1949“ 
(Soldt 2004) durch das vierte „Hartz- 
Gesetz“ geht hier Hand in Hand mit 
dem Beschluss eines „Tagesbetreuungs- 
ausbaugesetzes“ (vgl. FAZ 2004), die 
durch die Rückführung der Arbeitslo- 
senhilfe auf Sozialhilfeniveau gesparten 
Mittel fließen direkt in die Schaffung ei- 
nes flächendeckenden Betreuungsange- 
bots für Kinder unter drei Jahren. Und 
das im ach so „konservativen“ Wohl- 
fahrtsstaat - wer hätte das gedacht? 

Künftige Historiker und Historikerinnen 
werden es bei ihren Tiefenbohrungen in 
die Geschichte der deutschen „Sozialre- 
form“ mit ihrer Fachkollegin Jose Harris 
halten und die sozialinvestive Wende der 
deutschen Sozialpolitik nicht für „rich- 
tig“ oder „falsch“ befinden, sondern als 
Ausdruck der Ideenwelten, Wertvorstel- 
lungen und Machtverhältnisse zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts rekonstruieren - als 
Ausdruck einer Programmatik der Radı- 
kalisierung des Zukunftsbezugs sozialpo- 
litischer Intervention zulasten des Ge- 
genwartsbezugs sozialpolitischen Han- 
delns. Die Erwerbslosen von heute for- 
dern, die Erwerbstätigen von morgen 
fördern: das ist die kombinierte Logik 
von „Hartz IV“ und „Schmidt I“ (oder 
hat die Bundesfamilienministerin zuvor 
schon irgend etwas anderes initiiert?), die 
produktivistische Reinterpretation des 
wohlfahrtsstaatlichen „Generationenver- 
trags“, welche die historische Sozialpoli- 
tikforschung dereinst rückblickend dia- 
gnostizieren wird. Den zeitgenössischen 
Beobachtern und Beobachterinnen dieser 
sozialinvestiven Wende hingegen sollte 
es schwerer fallen, ihr sine ira et studio 
zu begegnen. Sie sollten diese durchaus 
nach historiographiefremden Maßstäben 
des „right or wrong“ (Harris) zu beurtei- 
len versuchen - und damit letztlich nach 
Esping-Andersens eigenen Wertmaßstä- 
ben: Führt uns die neue Architektur des 
Sozialstaats tatsächlich „Towards the 


Good Society, Once Again?“ Zweifler al- 
ler Länder, vereinigt Euch. 


Nachtrag 


In „Being John Malkovich“ endet der 
bewusstseinserweiternde Aufenthalt im 
Hirn des Schauspielers für die Reisenden 
nach einer Viertelstunde mit einem Sturz 
in den Straßengraben irgendwo am Ran- 
de des New Jersey Turnpike, wo sie völ- 
lig verdreckt und derangiert landen. Ob 
die deutsche und europäische Sozialde- 
mokratie weiß, worauf sie sich mit 
„Being Gosta Esping-Andersen“ einlässt? 
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Agenda 2010 und Hartz IV 


Vom rot-grünen Neoliberalismus zum Protest 


Seit dem ersten „Haushaltsstrukturge- 
setz, mit dem Helmut Schmidts 
SPD/FDP Koalition auf die Krise von 
1974/75 reagierte, gab es in der Bundes- 
republik immer wieder Einschnitte ins 
soziale Netz. Diese stießen jedes Mal auf 
heftige Kritik von Gewerkschaften, Sozi- 
alverbänden und - sofern sie in der Op- 
position waren - auch von SPD und 
Grünen. Nicht selten wurde bei mancher 
graduellen Verschlechterung schon der 
große qualitative Bruch im westdeut- 
schen Sozialstaat beschworen. Mit der 
von der rot-grünen Bundesregierung be- 
schlossenen „Agenda 2010“ könnte sich 
eine solche Einschätzung allerdings als 
gerechtfertigt erweisen. Umgesetzt wurde 
bereits die so genannte Gesundheitsre- 
form: während die gut verdienenden Tei- 
le des Gesundheitssystems, wie die Phar- 
maindustrie geschont wurden, müssen 
Versicherte und Patienten höhere Lasten 
tragen (Praxisgebühr, erhöhte Zuzahlun- 
gen, Ausgliederung des Zahnersatzes ab 
2005 und des Krankengeldes ab 2006 aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung), 
um die Arbeitgeber bei den Lohnneben- 
kosten zu entlasten. Neben dieser „Ge- 
sundheitsreform“ bildet das gerade be- 
schlossene „Hartz IV“ Paket das Kern- 
stück der Agenda 2010. Es stellt nicht 
nur, wie die FAZ am 30.6.2004 titelte, 
„Die größte Kürzung von Sozialleistun- 
gen seit 1949“ dar, es wird darüber hin- 
aus auch erhebliche Auswirkungen auf 
Arbeitslose wie auf Beschäftigte haben 
und vielleicht auch eine einschneidende 
Veränderung der (partei)politischen 
Landschaft einleiten. 


Dabei folgte Hartz IV von seiner Entste- 
hung her keineswegs einem Masterplan 
zum grundlegenden Umbau des Sozial- 
staats. Entstanden ist der Prozess, an 
dessen Endpunkt jetzt die Hartz IV Ge- 
setze stehen, eher zufällig, aus dem 
Skandal um geschönte Vermittlungszah- 
len bei den Arbeitsämtern im Frühjahr 
2002. Dieser Skandal führte zur Einset- 
zung der nach ihrem Vorsitzenden be- 
nannten „Hartz-Kommission“, die Vor- 
schläge zur Modernisierung der Arbeits- 
vermittlung und zum Umbau des Ar- 
beitsamtes machen sollte. Im Wahljahr 
2002 stand die rot-grüne Bundesregie- 
rung aber auch unter erheblichem Legi- 
timationsdruck: wollte sie sich doch, wie 
dies Gerhard Schröder beim Regierungs- 
antritt 1998 vollmundig verkündet hatte, 
an der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
messen lassen - und da gab es alles an- 
dere als Erfolgsmeldungen. Als die 
Hartz-Kommission ihren ursprünglichen 
Auftrag ausweitete und kurz vor dem 
Wahltermin umfassende Arbeitsmarktre- 
formen vorschlug, wurde dies von der 
Regierung dankbar aufgenommen: ge- 
betsmühlenartig wurde die „Eins zu Eins 
Umsetzung“ der Kommissionsvorschläge 
als ultimative Lösung aller Probleme 
wiederholt, die nicht „zerredet“ werden 
dürfte. Bereits damals war Rot-Grün in 
der Tradition des deutschen Obrigkeits- 
staates angekommen: was von oben 
kommt, haben die unten ohne Diskussi- 
on zu schlucken. 

Nicht ganz so zufällig wie das Zustande- 
kommen der Hartz-Kommission war der 
Inhalt ihrer Vorschläge. Entsprechend 
dem bis weit in Sozialdemokratie und 
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Grüne vorgedrungenen neoliberalen Zeit- 
geist und den (zumindest kurzfristigen) 
Interessen der Unternehmer wurde einer- 
seits die Verbilligung der Arbeitskraft an- 
gestrebt - gemäß dem Credo der neoklas- 
sischen Theorie, dass niedrigere Löhne 
oder Lohnnebenkosten zu mehr Einstel- 
lungen führen würden - und andererseits 
wurden die Arbeitslosen selbst für ihre 
Arbeitslosigkeit verantwortlich gemacht, 
da sie zu unflexibel seien, sich zu wenig 
um einen Job bemühen würden oder 
nicht bereit wären, zu einem niedrigen 
Lohn zu arbeiten. Damit hatte man auch 
gleich die Lösung parat: mehr Druck auf 
die arbeitslosen Leistungsbezieher. Dass 
es angesichts der Millionen von Arbeits- 
losen viel zu wenige freie Stellen gab, 
wurde dabei geflissentlich ausgeblendet. 

Den Unternehmern kam vor allem der 
Versuch entgegen, die Lohnnebenkosten 
zu senken. Aufgrund der anhaltenden 
Massenarbeitslosigkeit waren die Ge- 
werkschaften bereits erheblich ge 
schwächt und konnten seit Jahren nur 
relativ geringe Tariferhöhungen durch- 
setzen. Seit Mitte der 90er Jahre stiegen 
die Löhne in Deutschland langsamer als 
in den meisten westeuropäischen Län- 
dern. Zudem wurden die meisten Tarif- 
verträge mit Öffnungsklauseln versehen 
und in vielen Unternehmen galt nicht 
mehr der Flächentarif sondern ein zuwei- 
len erheblich schlechterer Haustarif. Der 
Anstieg der Tariflöhne bildete für die 
Unternehmen also kein Problem. Der 
Entwicklung der Lohnnebenkosten war 
durch die Schwäche der Gewerkschaften 
aber nicht beizukommen, wurden doch 
hier von den Sozialversicherungen die 
Kosten auf die von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern zu zahlenden Beiträge um- 
gelegt. Daher der dauernde Ruf nach Be- 
grenzung der Lohnnebenkosten, was von 
Rot-Grün mit Renten- und Gesundheits- 
reform denn auch angegangen wurde: de 
facto wurde vom Prinzip der paritäti- 
schen Finanzierung der Sozialversiche- 
rungen durch Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber immer weiter abgegangen, indem 
den Arbeitnehmern durch den Zwang 
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zur „privaten Vorsorge“ zunächst für die 
Rente und jetzt auch für eine Reihe von 
Gesundheitsleistungen immer höhere 
Kostenanteile aufgebürdet wurden. Ne- 
benbei wurden damit attraktive Ge- 
schäftsfelder für Banken und Versiche- 
rungen geschaffen. 

Hartz IV nimmt mit der Zusammenlegung 
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe 
und den verschärften Zumutbarkeitsre- 
geln sowohl den Kosten- als auch den 
Verantwortungsdiskurs auf. Allerdings 
werden die Konsequenzen erheblich ein- 
schneidender sein als bei allen vorange- 
gangenen rot-grünen „Reform“vorhaben. 


Die gewollte Verarmung 
der Empfänger staatlicher Hilfen 


Auch bei langandauernder Arbeitslosig- 
keit rutschte man bisher nicht automa- 
tisch in Armut ab (nach einer gängigen 
Definition ist ein Haushalt arm, wenn er 
weniger als 50% des durchschnittlichen 
Haushaltseinkommens zur Verfügung 
hat). Je nach Beschäftigungsdauer und 
Lebensalter wurde bis zu 32 Monate lang 
Arbeitslosengeld bezahlt, das bei ca. 60% 
des früheren Netto-Arbeitseinkommens lag 
und als reine Versicherungsleistung un- 
abhängig vom eigenen Vermögen oder 
vom Einkommen des Lebenspartners ge- 
zahlt wurde. Darauf folgte die Arbeitslo- 
senhilfe, die ebenfalls noch an das frühe- 
re Arbeitseinkommen gekoppelt war (wenn 
auch mit niedrigeren Prozentsätzen) und 
deren Bewilligung in gewissem Umfang 
vom eigenen Vermögen und vom Ein- 
kommen des Lebenspartners abhing. Der 
finanzielle Abstieg bei längerer Arbeitslo- 
sigkeit war damit einigermaßen abgemil- 
dert und zeitlich verzögert. 

Mit Hartz IV ändert sich diese Situation 
grundlegend: das Arbeitslosengeld wird 
für Beschäftigte unter 53 Jahren auf ma- 
ximal 12 Monate begrenzt (wer älter als 
53 ıst, erhält maximal 18 Monate Ar- 
beitslosengeld) und danach gibt es - un- 
ter Umständen - das neue Arbeitslosen- 
geld II, das aus der Zusammenlegung 
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe 
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hervorgegangen ist. Allerdings wurde mit 
dieser Zusammenlegung de facto die Ar- 
beitslosenhilfe abgeschafft: die Höhe des 
Arbeitslosengeld II hängt nicht mehr 
vom früheren Arbeitseinkommen ab, 
sondern wurde auf Sozialhilfeniveau ge- 
senkt (d.h. Kosten für „angemessenen“ 
Wohnraum plus 345 Euro in West- und 
331 Euro in Ostdeutschland). Für die 
Anrechnung von Vermögen und Partner- 
einkommen gelten die erheblich schärfe- 
ren Regelungen der Sozialhilfe. (Für bis- 
herige Sozialhilfeempfänger gibt es an 
einigen Punkten Verbesserungen, aber 
auch einige Verschlechterungen.) 

Konkret bedeutet dies für einen z.B. 
52jährigen Arbeitnehmer, der vielleicht 
30 oder mehr Jahre gearbeitet und Sozi- 
alversicherungsbeiträge gezahlt hat, dass 
er bei Arbeitslosigkeit gerade mal 12 
Monate Arbeitslosengeld erhält, danach 
gezwungen ist, sein Vermögen bis auf re- 
lativ geringe Freibeträge (die vor allem 
der Altersvorsorge dienen sollen) aufzu- 
brauchen und dann auf Sozialhilfeniveau 
weiterleben muss. Hat sein Lebenspart- 
ner jedoch einen auch nur mäßigen Ver- 
dienst erhält er nicht einmal diesen Sozi- 
alhilfesatz. 

Aufgrund der verschärften Anrechnungs- 
regeln wird ein erheblicher Teil der bis- 
herigen Bezieher von Arbeitslosenhilfe 
überhaupt kein Arbeitslosengeld II oder 
einen geringeren Betrag als bisher be- 
kommen. Ein Großteil der schlechter 
Gestellten werden Frauen sein, da das 
Einkommen ihrer Partner den eigenen 
Leistungsbezug verhindert. Mit anderen 
Worten: Weil Männer in dieser Gesell- 
schaft die höheren Löhne erhalten, wird 
bei Frauen die Leistung im Schnitt stär- 
ker gekürzt. Dass unter dem Gesetzestext 
von Hartz IV der Satz steht: „Dieses Ge- 
setz berücksichtigt die Prinzipien des 
Gender Mainstreaming“ (also die Aus- 
wirkungen auf die unterschiedlichen Le- 
bensbedingungen der Geschlechter) ist 
der reine Hohn. 

Die mit Hartz IV eintretende Verarmung 
der Leistungsbezieher ist keineswegs ein 
Unfall oder eine „handwerkliche Schwä- 
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che“ des Gesetzes sondern dessen Ziel: 
Einerseits soll getreu dem Glaubenssatz, 
die Arbeitslosen seien selber Schuld an 
ihrer Arbeitslosigkeit, Druck auf die Lei- 
stungsbezieher ausgeübt werden, jede 
Arbeit anzunehmen, und diejenigen, die 
noch Arbeit haben, sollen ruhig noch 
mehr Angst davor bekommen, was pas- 
siert, wenn sie diese Arbeit verlieren. An- 
dererseits soll mit Hartz IV aber auch ef- 
fektiv Geld eingespart werden. 


Umverteilung von unten nach oben 


Was mit dem eingesparten Geld ge- 
schieht, wird besonders deutlich ange- 
sichts der nächsten Stufe der Steuerre- 
form, die am 1. Januar 2005 gleichzeitig 
mit Hartz IV in Kraft treten soll. Wie 
üblich profitieren höhere Einkommens- 
gruppen von den Steuersenkungen am 
stärksten, was diesmal allerdings beson- 
ders deutlich ausfällt: Während der Ein- 
gangssteuersatz von 16% auf 15% sinkt, 
soll der Spitzensteuersatz von 45% auf 
42% sinken. Für einen Einkommensmil- 
lionär, der etwas mehr als eine Million 
Euro im Jahr bezieht, bedeutet die Sen- 
kung des Spitzensteuersatzes eine Steuer- 
ersparnis von 30.000 Euro jährlich. Diese 
Steuergeschenke werden zu einem guten 
Teil durch die Arbeitslosen finanziert 
werden: Die 30.000 Euro z.B. entspre- 
chen der Summe, die man erhält, wenn 
man bei 30 Arbeitslosen die monatlichen 
Zahlungen um etwas mehr als 80 Euro 
kürzt. 

Insofern erleben wir eine ganz unver- 
schleierte Umverteilung von unten nach 
oben. Daran würde auch die von einigen 
geforderte Verschiebung der Senkung des 
Spitzensteuersatzes nichts ändern. So- 
wohl unter der Kohl-Regierung als auch 
unter Rot-Grün wurde durch immer neue 
milliardenschwere Steuergeschenke an 
Großverdiener und Unternehmen die 
Einnahmebasis des Staats geschmälert. 
Geht man von den real gezahlten Steu- 
ern aus (berücksichtigt also nicht nur die 
nominellen Steuersätze, sondern auch 
die weit reichenden Abschreibungsmög- 


480 


lichkeiten), dann ist Deutschland im 
westeuropäischen Vergleich inzwischen 
ein Niedrigsteuerland. Nachdem man die 
Staatseinnahmen gezielt verringert hat, 
liefert die Staatsverschuldung das einfa- 
che Argument für einen quasi natürli- 
chen Sparzwang. Wenn die rot-grüne Re- 
gierung unter dem Beifall der Arbeitge- 
berverbände als Begründung für ihre 
Kürzungspolitik anführt, dass „der Sozi- 
alstaat in der bisherigen Form nicht 
mehr finanzierbar sei“, dann hat sie dies 
selbst herbeigeführt. 

Wie ein schlechter Witz klingt es, wenn 
Grüne und SPD die Senkung der Steuer- 
sätze damit rechtfertigen, dass mehr Geld 
in die Taschen der Haushalte fließen müs- 
se, um Konsum und Konjunktur anzu- 
kurbeln: das Geld, das man den Arbeitslo- 
sen mit der Kürzung ihrer Bezüge aus den 
sowieso schon fast leeren Taschen nimmt, 
ist für die Konjunktur offensichtlich nicht 
nötig, sondern nur das Geld, das man den 
Wohlhabenden durch Steuergeschenke zu- 
sätzlich in ihre gut gefüllten Taschen 
steckt. Wer den Schaden hat, braucht für 
den Spott bekanntlich nicht zu sorgen. 


Die Schaffung einer Schicht von 
„working poor” 


Mit Hartz IV droht für alle von Arbeits- 
losigkeit Betroffenen nach einem Jahr 
Arbeitslosengeld der ungebremste Ab- 
sturz in die Sozialhilfe, was nicht nur ein 
finanzielles Problem ist. Den Betroffenen 
wird damit deutlich gemacht: ihr seid 
jetzt ganz unten angelangt und habt kei- 
nerlei Ansprüche mehr zu stellen. Um 
staatliche Unterstützung zu erhalten sind 
nicht nur alle Vermögens- und Lebens- 
verhältnisse offen zu legen, vor allem 
muss jetzt - nach den mit Hartz IV er- 
heblich verschärften „Zumutbarkeitsrege- 
lungen“ - jede Arbeit angenommen wer- 
den, sonst wird die Unterstützung ge- 
kürzt oder ganz gestrichen. Das physi- 
sche Überleben - und nicht vielmehr 
wird von der Sozialhilfe oder dem Ar- 
beitslosengeld II gesichert - wird nur ga- 
rantiert, wenn man bereit ist, seine Ar- 
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beitskraft auch zu schlechtesten Bedin- 
gungen auf den Markt zu werfen. 

Das bedeutet einerseits, dass man ge- 
zwungen ist, die nach dem Gesetz zu 
schaffenden „im öffentlichen Interesse 
liegenden, zusätzlichen Arbeiten“, die 
mit einem oder zwei Euro pro Stunde 
entlohnt werden („Entschädigung für 
Mehraufwendungen“), anzunehmen. Die- 
se Arbeitsgelegenheiten dienen in erster 
Linie dazu, die „Arbeitswilligkeit“ der 
Leistungsempfänger zu testen und sie ge- 
gebenenfalls vom Leistungsbezug auszu- 
schließen. Sie haben also in erster Linie 
eine repressive Funktion. Wenn aber, wie 
angekündigt, Kommunen und Wohl- 
fahrtsverbände solche Ein-Euro-Jobs (die 
es bereits jetzt in gewissem Umfang für 
Sozialhilfeempfänger gibt) in größerem 
Umfang schaffen, dann werden dadurch 
nicht nur mit Sicherheit reguläre Stellen 
abgebaut, es fällt auch die (im Moment 
noch teilweise vorhandene) Hemmung 
weg, solche Jobs anzubieten. Ein extre- 
mer Niedriglohnsektor wird damit gesell- 
schaftsfähig. 

Ergänzend wird mit den verschärften 
Zumutbarkeitsregeln für die Bezieher 
von Arbeitslosengeld II jede auf dem 
Arbeitsmarkt angebotene Arbeit als zu- 
mutbar erklärt. Sie muss angenommen 
werden, egal wie unqualifiziert, egal wie 
schlecht bezahlt sie ist. Die einzige noch 
bestehende Grenze ist die „Sittenwidrig- 
keit“ der Bezahlung und die besteht erst 
dann, wenn die Bezahlung um mehr als 
30% unter dem ortsüblichen Tarif liegt. 
Wenn die Tariflöhne in strukturschwa- 
chen Gebieten sowieso schon niedrig 
sind, im Sicherheits- und Bewachungsge- 
werbe liegen sie z.B. je nach Region zwi- 
schen 4,5 und 6 Euro brutto pro Stunde, 
und man dann nochmals 30% abzieht, 
erreicht man mit einer Vollzeitstelle ge- 
rade mal ein Bruttoeinkommen von 700- 
800 Euro. Nur zum Vergleich: die Pfän- 
dungsgrenze, also das, was zum Leben 
als unbedingt erforderlich gilt, und wo- 
von dem Gläubiger daher auch nichts 
abgegeben werden muss, liegt derzeit für 
eine Einzelperson bei 930 Euro. 
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Menschen, die nicht aufgrund fehlender 
Beschäftigung arm sind, sondern trotz 
einer Vollzeitbeschäftigung, bezeichnet 
man als working poor. Bisher arbeiten 
„nur“ 12% der Vollzeitbeschäftigten in 
der BRD zu Armutslöhnen (vgl. Claus 
Schäfer, Effektiv gezahlte Niedriglöhne 
in Deutschland, in: WSI-Mitteilungen 
7/2003). Mit Hartz IV wird sich dies 
bald ändern: die letzten Schamgrenzen, 
Arbeitsplätze zu Hungerlöhnen anzubie- 
ten, werden fallen und von Rot-Grün 
werden die Arbeitslosen in genau diese 
Beschäftigungsverhältnisse hineingezwun- 
gen. Die working poor, mit allen aus an- 
deren Ländern gut bekannten Konse- 
quenzen wie z.B. den erheblich schlech- 
teren Bildungschancen für deren Kinder, 
werden bald zur gesellschaftlichen Nor- 
malıtät der Bundesrepublik gehören. 


Konsequenzen für die 
Gewerkschaften 


Schon jetzt sind die Gewerkschaften an- 
gesichts zurückgehender Mitgliederzah- 
len und hoher Arbeitslosigkeit ge- 
schwächt und das System der Flächenta- 
rifverträge befindet sich in einem Erosi- 
onsprozess. In Zukunft werden Gewerk- 
schaften aber nicht nur mit dem allge- 
meinen Druck der Arbeitslosigkeit kon- 
frontiert sein, der ihre Verhandlungsposi- 
tion schwächt, zukünftig werden die Ar- 
beitslosen - gezwungen durch die Gesetze 
der rot-grünen Regierung - zu Tarifbre- 
chern werden. Das Tarifgefüge wird sich 
damit noch weiter absenken, wodurch 
sich auch die Löhne der „zumutbaren“ 
Arbeit (30% unter Tarif) weiter verrin- 
gern werden: eine einzige Rutschbahn 
nach unten. 

Diese Rutschbahn ist auch auf internatio- 
naler Ebene wirksam. Wenn ausgerechnet 
beim Exportweltmeister Deutschland ein 
wachsender Bereich von Armutslöhnen 
und sinkenden Tarifen eingeführt wird, 
dann wird allen anderen, am Weltmarkt 
weniger erfolgreichen Ökonomien nicht 
viel anderes übrig bleiben als Ähnliches 
zu versuchen. Was der US-amerikanische 
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Ökonom Paul Krugman schon vor Jah- 
ren den „Wettlauf der Besessenen“ nann- 
te, einen Wettlauf hin zu immer schlech- 
teren Bedingungen, wird durch die rot- 
grüne Politik kräftig angekurbelt. 

In der Geschichte der Bundesrepublik 
wurde die Position der Gewerkschaften 
wahrscheinlich von keiner anderen Re- 
gierung so stark unterminiert, wie durch 
die von der rot-grünen Koalition be- 
schlossenen Zumutbarkeitsregelungen. 
Trotzdem stehen die Führungen von 
DGB und Einzelgewerkschaften, wenn 
auch häufig nur noch zähneknirschend, 
treu zur Regierung. Und wenn doch 
einmal ein Gewerkschaftsvorsitzender wie 
jüngst ver.di-Chef Frank Bsirske, den of- 
fensichtlichen Sachverhalt, dass die Re- 
gierung bei der Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit gescheitert ist, öffentlich aus- 
spricht, wird er gleich gezwungen zu- 
rückzurudern. Wie einst im Realsozialis- 
mus der DDR gilt anscheinend auch bei 
Rot-Grün das Aussprechen allseits be- 
kannter Wahrheiten als Majestätsbeleidi- 
gung. 

Dass die Gewerkschaftsführungen nach 
wie vor zur Regierung stehen und ihre 
Kritik äußerst moderat bleibt, liegt wohl 
daran, dass sie glauben, wenigstens noch 
über so viel Einfluss zu verfügen, um 
„das Schlimmste zu verhindern“ - wobei 
aber das, was gestern noch als „das 
Schlimmste“ erschien, heute bereits zum 
„kleineren Übel“ wird, das man gegen 
noch Schlimmeres verteidigt. Dass die 
CDU zuweilen noch größere Grausam- 
keiten fordert als Rot-Grün den Bürgern 
zumutet, mag diese Haltung verstärken. 
Allerdings sollte man nicht übersehen, 
dass die rot-grüne Bundesregierung mit 
ihrem immer schärferen neoliberalen 
Kurs die Union geradezu vor sich her 
treibt: um sich überhaupt noch von Rot- 
Grün zu unterscheiden, bleibt der CDU 
nichts anderes übrig, als immer noch ein 
bisschen mehr Sozialabbau zu fordern, 
als von Rot-Grün selbst schon bewerk- 
stelligt wird. 
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Unterhalb der Führungsebenen sieht es 
in vielen Gewerkschaften häufig ganz 
anders aus. Der angestaute Frust von 
Gewerkschaftsmitgliedern und mittleren 
Funktionären ist enorm. Und sie lassen 
sich auch nicht mehr mit dem Verweis 
auf die noch schlimmere CDU bei der 
rot-grünen Stange halten. Während Rot- 
Grün in der noch einigermaßen wohlha- 
benden „neuen Mitte“ punkten kann, 
beginnt das traditionelle sozialdemokra- 
tisch-gewerkschaftliche Klientel der SPD 
die Loyalität aufzukündigen. 

Der Unmut artikuliert sich zunehmend 
öffentlich, in vermehrten Demonstratio- 
nen, in Wahlenthaltungen und Parteiaus- 
tritten vor allem der SPD Basis, in Par- 
teigründungsinitiativen. Bis weit in die 
Mittelschichten hinein ist inzwischen die 
Angst vor Arbeitslosigkeit und sozialem 
Abstieg verbreitet. Die Mär vom „faulen 
Arbeitslosen“ taugt nicht mehr, wenn 
Arbeitslosigkeit an sich selbst oder an 
nahen Bekannten und Verwandten erfah- 
ren wird und wenn ins allgemeine Be- 
wusstsein dringt, dass (wie im Juli 2004) 
den über 4,3 Millionen arbeitslos gemel- 
deten Personen gerade mal 300.000 ge- 
meldete offene Stellen gegenüberstehen 
(von denen die meisten in kürzester Zeit 
besetzt werden). Und dass Hartz IV den 
Abstieg der von Arbeitslosigkeit Betrof- 
fenen beschleunigt, ist inzwischen auch 
bei vielen Menschen angekommen. Dass 
dieser Abstieg gerade von der Sozialde- 
mokratie, die bislang als der Anwalt der 
„kleinen Leute“ galt, organisiert wird, 
macht die Sache nicht besser. 

Bei den bisherigen Wahlen kamen die 
Grünen noch ungeschoren davon oder 
konnten sogar Zuwächse verbuchen. Da 
soziale Fragen noch nie im Zentrum 
grüner Politik standen, macht man die 
Grünen weit weniger als die SPD für den 
Sozialabbau verantwortlich, obwohl sie 
häufig noch stärker neoliberal argumen- 
tieren. Ihren linken Rand haben die 
Grünen jedenfalls schon lange verloren. 
Hinzu kommt: inzwischen sind sie (ne- 
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ben der FDP) die Partei der „Besserver- 
dienenden“ und derjenigen, die darauf 
hoffen, dies bald zu sein. Insofern ma- 
chen die Grünen, denen merkwürdiger- 
weise immer noch der Ruf anhaftet, 
„postmaterialistische Werte“ zu vertreten, 
eine knallhart „materialistische“ Interes- 
senpolitik für ihr gutverdienendes Klien- 
tel: es profitiert von der Steuerreform 
und braucht 10 Euro Praxisgebühr nicht 
zu fürchten. 

Wahlpolitisch entlädt sich der Unmut 
über die Regierungspolitik vor allem bei 
der SPD. Bei der Europawahl hat das 
traditionelle sozialdemokratische Klientel 
zu einem großen Teil mit Wahlenthal- 
tung reagiert und der SPD mit 21% der 
abgegebenen Stimmen (weniger als 10% 
der Wahlberechtigten!) das mit großem 
Abstand schlechteste Ergebnis beschert, 
das sie jemals in einer bundesweiten Wahl 
erreichte. Es gehört nicht viel Phantasie 
dazu, weitere Einbrüche bei den näch- 
sten Wahlen vorauszusagen. Inzwischen 
wählen mehr Arbeiter und Arbeiterinnen 
CDU als SPD. Dass die CDU trotzdem 
von der Schwäche der SPD bisher nicht 
richtig profitieren konnte, sondern eben- 
falls wenn auch weit kleinere Stimmen- 
verluste hinnehmen musste, deutet dar- 
auf hin, dass den frustrierten SPD Wäh- 
lern klar ist, dass von der CDU auch 
keine andere Politik zu erwarten ist. 

Die PDS, die im Westen Deutschlands 
auch 14 Jahre nach der Vereinigung nicht 
wirklich angekommen ist (sie ist nicht 
nur in keinem einzigen westdeutschen 
Landesparlament vertreten, sie kandidiert 
nicht einmal), und dort wo sie mitregiert, 
wie ım Land Berlin, die sozialdemokrati- 
sche Politik voll und geradezu mit Begei- 
sterung (um ihre Regierungstauglichkeit 
zu beweisen) mitträgt, kommt als Auf 
fangbecken der Unzufriedenheit allenfalls 
noch in Teilen Ostdeutschlands in Frage. 
Von daher sind die Versuche zur Grün- 
dung einer neuen „Linkspartei“ wenig 
überraschend. Überraschend ist vielmehr 
wie schnell und wie breit dieser Versuch 
auf Zustimmung gestoßen ist. Noch be- 
vor sich eine solche Partei auch nur ge- 
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gründet hat, über ihr Programm nur so- 
viel klar ist, dass sie sozialstaatliche Si- 
cherungen erhalten und die Bezieher 
höherer Einkommen stärker zur Finan- 
zierung heranziehen will, und ohne auch 
nur einen einzigen etwas prominenteren 
Kopf aufweisen zu können, erklären in 
Umfragen 6% dass sie diese Partei sicher 
und 18%, dass sie sie vielleicht wählen 
würden. Offensichtlich ist das parteipoli- 
tische System der Bundesrepublik in ei- 
nem ähnlichen Zustand wie während der 
Gründungsphase der Grünen Ende der 
70er Jahre: der Unmut über die etablier- 
ten Parteien und insbesondere über die 
sozialdemokratisch geführte Regierung, 
ist dermaßen groß, dass sich die Wähler 
nicht mehr von der ewigen Leier des „klei- 
neren Übels“, der „verlorenen Stimmen“ 
oder der „Spaltung der Linken“ davon 
abhalten lassen, eine neue Partei zu wäh- 
len - auch wenn diese Partei ein zu- 
nächst noch verworrenes Bild abgibt. 

Drastischer als Ende der 70er Jahre ist 
heute allerdings der Niedergang der SPD. 
Es ist nicht mehr nur ein kleiner linker 
Rand, der sich von der SPD abnabelt, 
sondern der traditionelle sozialdemokra- 
tische Kern, der sich enttäuscht von 
„seiner“ Partei abwendet. Die hilflosen 
Beschwörungen der SPD-Führungsriege, 
die Menschen hätten ihre Politik bloß 
nicht verstanden, können daran nichts än- 
dern. Die Verluste der SPD dürften daher 
(egal ob mit oder ohne neue Linkspartei) 
erheblich stärker ausfallen als in den 80er 
Jahren und sie dürften wahrscheinlich 
auch langfristiger sein: es ist kaum zu 
erwarten, dass die Mehrheit der langjäh- 
rigen Anhänger und Wähler, die sich 
jetzt schwer enttäuscht von der SPD ab- 
wenden, sich ihr wieder zuwenden, wenn 
sie ab 2006 in der Opposition genau die 
Politik vollmundig kritisiert, die sie als 
Regierungspartei selbst betrieben hat. 
Die einzige Hoffnung der gegenwärtigen 
SPD-Führung, dass ein wirtschaftlicher 
Aufschwung die sozialen Härten verges- 
sen macht und als Erfolg der eigenen Po- 
litik ausgegeben werden kann, wird sich 
wohl kaum erfüllen. Stattdessen dürfte die 
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SPD aufgrund der Politik von Schröder, 
Clement und Müntefering auf lange Zeit 
beschädigt bleiben. 

Mit der Agenda 2010 und Hartz IV wird 
nicht nur ein erheblicher sozioökonomi- 
scher Umbau eingeleitet, von dem noch 
nicht alle Konsequenzen abzusehen sind, 
es zeigen sich auch Verwerfungen im 
parteipolitischen System, deren weitere 
Entwicklung offen ist. Dies sollte wenig- 
stens die Linke dazu motivieren, nicht 
nur zu versuchen, die jeweils letzte Ver- 
schlechterung zu verhindern, sondern 
auch wieder grundsätzliche Fragen auf 
zuwerfen. Der materielle Reichtum in 
Deutschland war noch nie so groß wie 
jetzt. Gleichzeitig sollen die umfang- 
reichsten Sozialkürzungen der bundes- 
deutschen Geschichte stattfinden. Der 
einzige Ausweg, den die herrschende Po- 
litik angesichts von millionenfacher Ar- 
beitslosigkeit kennt, besteht darin, die 
Reichen noch reicher zu machen, auf 
dass vielleicht ein paar Brosamen für die 
Armen abfallen. Ein stärkeres Wirt- 
schaftswachstum, ungeachtet aller davon 
verursachten ökologischen Probleme und 
gestützt auf längere und unbezahlte Ar- 
beitszeiten, bei bereits erheblich gestie- 
genen Gewinnen, wird als notwendige 
Maßnahme zur „Standortsicherung“ pro- 
pagiert. Angesichts dessen sollte man 
sich die Frage stellen, wie lange man ein 
System ertragen will, das einerseits einen 
noch nie da gewesenen Reichtum er- 
zeugt, andererseits aber nur durch äußer- 
ste Anspannung der Arbeitskraft und 
fortschreitende Zerstörung der Natur ein 
für die Mehrheit einigermaßen erträgli- 
ches Auskommen ermöglicht (in den 
„entwickelten“ Ländern wohlgemerkt - 
von der sogenannten 3. Welt ganz zu 
schweigen). Vielleicht sollte man endlich 
wieder anfangen, nicht mehr nur über 
Alternativen im Kapitalismus, sondern 
auch über Alternativen zum Kapitalis- 
mus zu diskutieren - selbst wenn letztere 
wahrscheinlich noch lange auf sich war- 
ten lassen und man selbst erst einmal als 
„Utopist“ verschrieen wird. 


Jürgen Hoffmann 


Deutschland - eine „Basarökonomie”? 
Globalisierung, „global sourcing” und das 
„Modell Deutschland”' 


Deutschland verkommt ökonomisch zu einer „Basarökonomie“; der Standort 
Deutschland wird immer mehr ein Produktionsstandort, der große Segmente 
seiner Produktion aufgrund der hohen heimischen Kostenstrukturen in Nied- 
riglohnländer ausgelagert hat und deshalb nun gezwungen ist, kostengünstige 
Vorprodukte aus aller Herren Länder zusammenzukaufen und -bauen, aber die 
Produkte „made in Germany“ letztlich nicht mehr als Ganzes produziert (also 
zu einer „screwdriver - manufacturing economy“ mutiert, ein Etikett, für das 
unter Ökonomen bislang eher die britische Wirtschaft stand). Der „added va- 
lue“, die Wertschöpfungspotenz des „Exportweltmeisters“, sinkt deshalb dra- 
matisch, denn immer mehr Vorproduktionen und Arbeitsplätze werden im 
lohnkostengünstigeren Ausland angesiedelt. Hinzu kommt, dass das Rentensy- 
stem marode ist, die Bildung - „Pisa!“ - darnieder liegt und die Verschuldung 
Rekordhöhen erreicht hat - Deutschland ist daher längst der „kranke Mann 
Europas“! Diese wiederholten beunruhigenden und öffentlichkeitswirksamen 
Erkenntnisse aus dem Munde des Leiters des Münchener Ifo-Instituts, Hans- 
Werner Sinn (zusammengefasst in: Sinn 2003) kursieren seit längerem in den 
Gazetten. Die politischen Schlussfolgerungen aus dieser Analyse lassen sich 
dann leicht in den mainstream der gegenwärtigen Standortdiskussion einpas- 
sen und begründen die Forderungen nach Senkung des Lohn- und Sozial- 
staatsniveaus und nach der Deregulierung des zu „sklerotischen“ Arbeitsmark- 
tes, also nach „mehr Markt“ - die Banalität des „Neoliberalismus“. 

Die hier beschriebene pessimistische Sicht wird auch durch die Nachrichten 
bestätigt, die aus den Paradeunternehmen des „Modells Deutschland“, der 
Siemens AG und der Daimler-Chrysler AG, kommen: Massenauslagerungen 
von Tausenden der Siemens-Arbeitsplätze in das scheinbar kostengünstigere 
Ausland werden angekündigt, wobei das für viele eigentlich Beunruhigende ist, 


1 Für hilfreiche Kommentare und Literaturhinweise danke ich Thomas R. Günther und Otto 
Jacobi. Ich möchte außerdem auf die Ausstellung und meinen Beitrag in: Oswalt, Ph. 
(Hrsg.), Katalog zur Ausstellung „Schrumpfende Städte - shrinking cities“ (erscheint Sep- 
tember 2004 im Hatje Cantz Verlag) und darüber hinaus auf das zum Thema sehr informa- 


tiven Heft Nr. 3/2004 der Zeitschrift MITBESTIMMUNG verweisen. 
PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 136, 34. Jg., 2004, Nr. 3, 417-433 
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dass diesmal auch hoch qualifizierte Arbeitsplätze der Software-Entwicklung im 
großen Umfang betroffen sind. Und Daimler-Chrysler versucht ganz unver- 
blümt, seine Belegschaft mit der Drohung der Auslagerung der Qualitätsproduk- 
tion nach Südafrika zu erpressen. Auch kleinere und mittlere Unternehmen - als 
Zulieferer selbst oft von den Auslagerungen, den global sourcing-Strategien der 
Großen, negativ betroffen - beginnen zunehmend, kostengünstige Auslands- 
standorte für Investitionen oder Produktionsauslagerungen ins Auge zu fassen. 
Hintergrund dieser Hiobsbotschaften für den Standort Deutschland ist die all- 
seits beschworene „Globalisierung“, die es den Unternehmen ermöglicht, Op- 
tionen wahrzunehmen, international jeweils die kostengünstigsten Standorte 
zur Produktion auszuwählen und dadurch Hochlohn-Standorte bzw. kosten- 
trächtige Sozialstaaten zu umgehen bzw. geradezu auszuhebeln. Wenn die o.a. 
Nachrichten richtig sind, dann kommen auf das „Modell Deutschland“, auf 
den früher so erfolgreichen „Rheinischen Kapitalismus“, schwere Zeiten zu. 
Denn die Trias der wirtschaftlichen Stärke des deutschen Exporterfolgs, die 
high quality-, high qualification- und high wage-production (Streeck 1997), 
stimmte dann nicht mehr und der produktive Zusammenhang in den regiona- 
len Netzwerken der Ökonomie würde ausgedünnt bzw. drohte zu zerreißen 
(Hoffmann 1998). Stehen wir damit am Beginn der Entwicklung einer neuen 
internationalen Arbeitsteilung, an deren Ende für die deutsche Wirtschaft nur 
noch die Perspektive einer Niedriglohnökonomie übrig bleibt? 

Im folgenden Essay wird versucht, die gegenwärtig in der veröffentlichten 
Meinung hoch gehandelten Diskurse auf dem Hintergrund einer Analyse des 
ökonomischen Strukturwandels auf den Boden der Tatsachen zurückzuholen. 
Drei weitgehend in der veröffentlichen Meinung unhinterfragte Thesen prägen 
den gegenwärtigen Diskurs in Deutschland. 

Erstens: Der Prozess der Globalisierung ist durch eine hohe, tendenziell unbe- 
grenzte Mobilität des Kapitals und der Unternehmen charakterisiert - das Un- 
ternehmen als „footloose company“ und das Kapital als „scheues Reh“ - und 
setzt das „Hochlohnland“ Deutschland, das zudem durch eine hohe Regulie- 
rungsdichte gekennzeichnet ist, unter einen wachsenden Konkurrenzdruck. 
Diesem Konkurrenzdruck müssen zweitens die Unternehmen durch Auslage- 
rungen der lohnintensiven Produktion begegnen, wobei immer mehr die 
Niedriglohnländer in der Dritten Welt, China und die osteuropäischen Länder 
Ziel von Verlagerungen werden. Hinzu kommt, dass auch forschungs- und 
entwicklungsintensive Produktionen und Dienstleistungen auf Basis der Inter- 
netökonomie und des Vorhandenseins von hoch qualifizierten Arbeitskräften 
in z.B. Indien und den osteuropäischen Ländern ausgelagert werden. Dies zu- 
sammengenommen wiederum führt dann drittens dazu, dass die Wertschöp- 
fung beim „Exportweltmeister“ Deutschland sinkt, weil die Produktion immer 
mehr auf importierten Vorprodukten aus diesen Niedriglohnländern besteht - 
die Alternative ist dann die Senkung des Lohn- und Sozialstaatsniveaus, um so 
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in der Konkurrenz mithalten zu können und den Standort Deutschland wie- 
der attraktiv für Kapitalanlagen zu machen. 

Wenn diese Thesen stimmen, dann würde der Standort durch outsourcing- 
und global sourcing - Prozesse der Unternehmen, durch Auslandsinvestitio- 
nen tendenziell untergraben werden, zugleich würden damit regionale produk- 
tive Netzwerke von Klein-, Mittel- und Großunternehmen ausgedünnt und 
letztlich ökonomisch ausgehebelt werden - beides in einen kumulativen Ab- 
wärtsprozess mündend. Die lokale und regionale Ebene ist in diesem Szenario 
ebenso Opfer der Globalisierung wie das einmal erreichte Niveau der sozialen 
Sicherung und Beschäftigung. Aber ist diese Diagnose realitätstüchtig? 


1. Globalisierung 


Sicherlich ist kaum zu bestreiten, dass sich seit den 70er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts der Prozess der ökonomischen Internationalisierung enorm be- 
schleunigt hat und diese Internationalisierung dabei nicht zuletzt von jenen 
„losgetreten“ wurde, die sich heute oftmals gerne als Opfer der „Globalisie- 
rung“ darstellen: nämlich den Nationalstaaten selbst, die durch die Liberalisie- 
rung der Geld-, Kapital- und Handelsströme erst eine Grundlage dafür geschaf- 
fen haben. Ein weiterer und wesentlicher Anstoß erfolgte seitens ökonomisch- 
technologischer Innovationen nach 1975: Der auf Basis neuer Informations- 
und Kommunikationstechnologien mögliche Übergang zu flexibleren und de- 
zentraleren Produktionsformen einer flexibilisierten Massenproduktion - oft als 
„Postfordismus“ bezeichnet - und der Bedeutungszuwachs des tertiären Sek- 
tors und hier besonders der Informationsdienstleistungen schufen neue Mög- 
lichkeiten grenzüberschreitender Formen der Ökonomie. Und last not least 
rissen die politischen Prozesse der Integration von Nationalstaaten in überna- 
tionale Makroregionen - wie die der Europäischen Union, des Mercosur und 
der NAFTA - und das Ende des Ost-West-Konflikts die politischen Barrieren 
nieder, die ökonomische Internationalisierungsprozesse bis dahin behinderten. 

Dieser Prozess der Internationalisierung darf aber auch nicht überbewertet 
werden, wie dies in vielen Positionen zur „Globalisierung“ geschieht (vgl. dazu 
kritisch: Hoffmann 2001): Er ist im Kern keineswegs ein globaler Prozess, 
sondern auf die Länder der „Triade“ konzentriert - Westeuropa, Nordamerika 
und Südostasien, dort allerdings führt dies zu einer schnellen Integration der 
nationalen Ökonomien in die Makroregionen und zu einer intensivierten 
Konkurrenz durch globale Formen des „benchmarking“ und den Übergang 
von einer „komplementären“ zu einer „substitutiven“ Konkurrenzform (Hüb- 
ner 1998) - also der Auflösung der klassischen industriellen Arbeitsteilung 
zwischen den Industrienationen -, während die Makroregionen, die nicht zu 
den Ländern der „Triade“ gehören, durch eben diese Prozesse aus der Globali- 
sierung ausgeschlossen werden. Diese „Triadisierung“ lässt sich anhand der 
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Handelsströme und der Auslandsdirektinvestitionen aufzeigen: So schwankt 
der Anteil des Handels der EU mit Nicht-EU Mitgliedern - gemessen am EU- 
Bruttoinlandsprodukt - zwischen 8% und 10%; der Anteil der EU ist an den 
weltweit abgeflossenen Direktinvestitionen 1980 - 2000 von 41,3% auf 52,5% 
gestiegen, wobei interessanterweise - bezogen auf die Ausgangsthese von der 
„Basarökonomie“-Deutschland - das Vereinigte Königreich und die Nieder- 
lande anteilsbezogen an Bedeutung sogar verloren haben. Die Länder der EU 
konnten zugleich als Empfänger von ausländischen Direktinvestitionen zulegen 
(Köhler 2004: 35). Der Anteil der Umsätze ausländischer Tochterfirmen an der 
inländischen Produktion ist in den Ländern der EU weiterhin hoch (und teilwei- 
se, wie in Schweden, UK und den Niederlanden, dramatisch steigend) - wieder- 
um kein hinreichender Indikator für lohnkostenbedingte Investitionsentschei- 
dungen, denn neben dem immer wieder als Beispiel erwähnten Niedriglohnland 
Irland, das mit 74,9% hier an der Spitze liegt, sind dramatische Zuwächse auch 
in den klassischen Hochlohnländern Schweden (1999: 39,5%) und den Nieder- 
landen (1994: 46,5%) zu verzeichnen, während Deutschland? und Österreich mit 
etwa einem Viertel ebenfalls attraktive Standorte zu sein scheinen. 

Der in den 90er Jahren erreichte Internationalisierungsgrad ist historisch gese- 
hen nicht neu - der Grad der ökonomischen Internationalisierung - gemessen 
am Anteil des Exports am Bruttoinlandsprodukt - war vor 1914 ähnlich hoch 
wie Anfang der 90er Jahre (wenngleich auf imperialistische Nationalstaaten ge- 
gründet, so dass sich transnationale Produktionssysteme nicht entwickeln 
konnten). Das starke Wachstum der Exportströme und der Auslandsdirektin- 
vestitionen ist zudem zu einem hohen Maße durch den westeuropäischen In- 
tegrationsprozess statistisch erklärbar, was auch den überaus hohen und wei- 
terhin steigenden Anteil der EU an den globalen Handels- und Auslandsinve- 
stitionsströmen erklärt. Und auch die Weltfinanzströme sind sehr unterschied- 
lich internationalisiert, wenngleich sicherlich das Ausmaß des Spekulationska- 
pitals auf dem Weltmarkt inzwischen enorm und bedrohlich gewachsen ist. 
Zugleich wird - durch den Bedeutungszuwachs von institutionellen Anlegern 
(Fonds) forciert - dadurch auch Druck auf Unternehmen ausgeübt, so genannte 
shareholder value-Strategien der Unternehmensführung zu übernehmen (Höp- 
ner 2003), was die Unternehmenskulturen (die Formen der corporate gover- 
nance) in Kontinentaleuropa unter Stress setzt (Hoffmann 2004a). 

Bei allen hier erwähnten Kritikpunkten an einer „starken Globalisierungsthese“ 
und der These vom Übergang in eine „Basarökonomie“ muss allerdings fest- 


2 Dass dabei auf (West-)Deutschland in den 80er und 90er Jahren ein relativ niedriger Anteil 
des Zustroms ausländischer Direktinvestitionen entfiel, wird von Hübner (1998) auf Fakto- 
ren wie die Hochbewertung der DM, die Enge des Marktes aufgrund des hohen Niveaus der 
inländischen Produktion und die für Angelsachsen oft unverständlichen komplexen rechtli- 
chen Voraussetzungen von Investitionen zurückgeführt - auch hier spielt das Lohnkosten- 
motiv eine geringe Rolle. 
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gehalten werden, dass durch diese Internationalisierungsprozesse die Exit- 
Optionen (Hirschman 1970) von Unternehmen enorm angewachsen sind, 
nämlich die Möglichkeiten, aus regionalen ökonomischen Zusammenhängen 
und nationalen Regulierungssystemen „aussteigen“ zu können (was auch als 
„Entbettung“ bezeichnet wird) und damit diese Systeme unter Druck zu set- 
zen. Aber: Nicht alle ökonomischen Akteure (Unternehmen, Kapitaleigner) 
können diese Option wahrnehmen und nicht alle, die sie wahrnehmen kön- 
nen, nehmen sie wahr. Aber alle können damit drohen (oder meinen dies zu 
können) und sie können so als Akteure ihr Gewicht in den politischen Arenen 
der Nationalstaaten in fast erpresserischer Weise erhöhen. Darin liegt die poli- 
tische Brisanz des „Globalisierungsprozesses“! Exemplarisch lässt sich dies am 
Beispiel der Arbeitsmärkte und der industriellen Beziehungen aufzeigen: Da 
die „Ware Arbeitskraft“ i.d.R. territorial gebunden ist, ergibt sich bei gleichzei- 
tiger europaweiter und globaler Zunahme der Mobilität auf Seiten des Kapi- 
tals in seinen verschiedenen funktionalen Formen ein „Mobilitätsdifferential“ 
(Hübner 1995), das die Interessenvertreter der Arbeitnehmer wie auch die po- 
litischen Träger der nationalen Demokratien zu Gefangenen dieses Wider- 
spruchs macht - die „Standortdebatten“ legen dafür Zeugnis ab (ebd.). 


2. Internationalisierung der Produktion 


In den Internationalisierungsprozessen spielt die Entfaltung international inte- 
grierter Produktion eine prominente Rolle, weil hier nicht nur die o.a. Formen 
der Internationalisierung (Warenströme und Auslandsdirektinvestitionen) zu- 
sammengeführt sind, sondern zugleich die Unternehmen oft ihre nationale 
Hülle abgestreift haben und als global player weltweit agieren. Eine interna- 
tionale Dimension war zwar der kapitalistischen Produktionsweise schon im- 
mer inhärent, wie die Arbeiten von Immanuel Wallerstein - Kapitalismus als 
Weltsystem - eindrucksvoll gezeigt haben. Die neue Qualität der international 
integrierten Produktion in „transnationalen Konzernen“ (TNKs) ist aber erst 
durch die Trias von postfordistischer (dezentralisierter) Produktion, neuen 
Transport-, Informations- und Kommunikationstechnologien und Liberalisie- 
rung der Märkte real geworden. Dadurch wurde es den Unternehmen möglich, 
Strategien der internen Flexibilisierung (z.B. der computergestützten Produkti- 
on) mit solchen der externen Flexibilisierung (Konzentration auf die Kernfer- 
tigung, outsourcing, Just-in-time-Produktion) zu verbinden und die outsour- 
cing-Strategien bis hin zum global sourcing auszuweiten. Diese Unternehmen 
lagern i.d.R. die Herstellung jener Vorprodukte aus, die standardisiert und zu- 
gleich lohnkostenintensiv sind und die durch Auslagerung kostengünstiger 
von spezialisierten Zulieferern erstellt werden können - das gilt auch für Teile 
der unternehmensnahen Dienstleistungen. Diese Zulieferer produzieren selb- 
ständig, sind aber via Internet zugleich integraler Bestandteil der Kernproduk- 
tion, und die Transportkosten sind dank der Transporttechnologien („Contai- 
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nerrevolution“) zu einer zu vernachlässigenden Größe geworden. An dieser Stelle 
greift die Exit-Option: Denn die Produktion solcher Vorprodukte ist oft nicht 
an regionale Strukturen (Qualifikation, Arbeitskultur, Vernetzungen) gebunden 
und damit auch gegenüber global sourcing-Strategien geöffnet. Diese Strategi- 
en werden dabei durch die Übernahme von shareholder value-Strategien im 
Management noch radikalisiert: Die Konzentration auf das Kerngeschäft, die 
Eliminierung von Formen der Quersubventionierung, der kurzfristige Gewinn 
zur besseren Performance an der Börse stehen hier im Zentrum des Unterneh- 
mensziels - und nicht langfristig gesichertes Wachstum und Beschäftigung; out- 
sourcing-Strategien machen das Unternehmen flexibler, es kann so dem Druck 
der intensivierten Konkurrenz betriebswirtschaftlich gesehen besser entgegentre- 
ten (Höpner 2003). Die Formen der international integrierten Produktion von 
global player werden im Internationalisierungsprozess immer mehr durch 
schlichte Auslagerungen ergänzt: Ganze Produktionen werden - selbst von klei- 
nen und mittleren Unternehmen (KMUs) - in kostengünstigere Produktions- 
standorte in Niedriglohnländern verlagert‘, wobei auch qualifizierte Tätigkeiten 
verlagert werden können, wenn entsprechende Qualifikationen - z.B. in Indien 
in der Internetökonomie oder in Osteuropa in der Fertigung - vorhanden sind. 
Insgesamt kann man von einer zunehmenden Vernetzung der nationalen Pro- 
duktionen durch transnationale Produktionssysteme sprechen: Der Anteil der 
von ausländischen Konzernen im jeweiligen Inland beschäftigten Arbeitneh- 
mer ist in den 80er und 90er Jahren stark angewachsen, in Deutschland, Itali- 
en, UK und den USA schwankt dieser Anteil zwischen 14% und 18% (Köhler 
2004: 36, 38). Die international integrierte Produktion, die in diesen Daten 
deutlich wird, konzentriert sich dabei auch wieder auf die entwickelten Indu- 
strieländer, zu denen gleichermaßen Länder des liberalen Kapitalismusmodells 
(UK, USA) gehören wie auch Länder eines stärker regulierten, koordinierten 
Modells (Deutschland, Frankreich, Schweden)‘, auch wenn gerade in einigen 
Schwellenländern von einer absoluten Dominanz ausländischer transnationa- 
ler Produktionssysteme auf den inländischen Arbeitsmärkten gesprochen wer- 
den kann (ebd.). Die hier beschriebene internationale Restrukturierung der 
Ökonomien schlägt dabei besonders auf die Arbeitsmärkte jener Regionen ne- 
gativ durch, die bislang und dabei lange Zeit erfolgreich von altindustrieller 
oder fordistischer Produktion geprägt wurden und die jetzt unter dem Druck 
oder „im Schatten“ der Globalisierung stehen. 


3 Unter dem Begriff der Auslagerung wird in der politischen Diskussion gemeinhin die räum- 
liche Verlagerung der Produktion verstanden, dahinter kann sich aber auch die Fremdverga- 
be von Vorproduktionen an externe Zulieferer verbergen. Letzteres würde sich nicht in den 
Auslandsinvestitionen quantitativ ausdrücken, die - wie unten dargestellt werden wird - so- 
wieso nicht zum Beweis einer Produktionsverlagerung dienen können, auch wenn sie immer 
wieder dafür herhalten müssen. 

4 Zur Unterscheidung des institutionellen Kontextes in einer liberal market economy von 
dem in einer co-ordinated market economy vgl. Hall/Soskice (2001). 
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In diesen Entwicklungen spiegeln sich einerseits unterschiedliche Kostenstruk- 
turen und komparative Vorteile der verschiedenen Produktionsstandorte wi- 
der; zuallererst ist dies aber ein Ausdruck einer wachsenden Integration des 
Weltmarkts, zumal die Produktionsstandorte in den Regionen, in die ausgela- 
gert wird, zunächst auf der Basis von ı.d.R. importierten Investitionsgütern aus 
den Industrieländern ausgebaut worden sind und die Integration dieser Länder 
in den Weltmarkt den Exporterfolg nicht zuletzt der deutschen Industrie mit 
ermöglicht hat. Dies gilt besonders für die aktuellen Wachstumsregionen der 
mittel- und osteuropäischen Länder und die Volksrepublik China: Wachstum 
und Integration in den Weltmarkt heißt hier nicht nur Auslandsdirektinvesti- 
tionen (FDIs) in Niedriglohnproduktion, sondern hohe Importe dieser Länder 
von Investitionsgütern und hochwertigeren Konsumgütern aus eben jenen 
Ländern wie der Bundesrepublik, die zugleich hier durch outsourcing neue 
Produktionsstätten aufbauen. Besonders jene global player, die ihre Konzern- 
zentralen selbst im Ausland oder aber sich weitgehend in ihrer Unternehmens- 
führung von einzelnen Standorten emanzipiert haben - dafür können Philipps 
und Siemens beispielhaft stehen -, versuchen, durch strategische Streuung von 
Produktionsstandorten nach jeweiligen Kostenstrukturen zu reorganisieren, 
hier aber wird i.d.R. nicht ausgelagert im Sinne einer räumlichen Verlagerung 
der Produktion, sondern durch Investitionsentscheidungen werden Standorte 
im Inland zurückgefahren oder geschlossen und andere im Ausland auf oder 
ausgebaut (vgl. dazu u.a. Beese u.a. 2004). 


3. Outsourcing und Arbeitsmärkte 


Die Auslandsdirektinvestitionen werden allgemein - zumindest trifft dies em- 
pirisch auf Deutschland, die Schweiz, Schweden und die Niederlande zu (vgl. 
Köhler 2004: 41) - keineswegs vorrangig zum Zwecke der Auslagerung arbeits- 
und damit lohnintensiver Produktion getätigt, sondern immer noch mehrheit- 
lich aus Motiven der Marktsicherung und Markterweiterung, wie dies u.a. aus- 
gerechnet eine empirische Studie des Ifo-Instituts (deren Leiter heute der o.a. 
Hans-Werner Sinn ist) schon Mitte der 90er Jahre herausstellte - nach dieser 
Studie machten die Lohnkostenmotive gerade einmal rund 10% der Motive 
von Unternehmen aus, die ım Ausland neue Produktionsstätten aufbauten 
oder übernahmen (Ifo 1996) - ein Befund, der aktuell durch die Arbeiten von 
Wortmann (FAST-Studie) und Dörrenbächer (2003) erhärtet wird.’ Dies erklärt 


5 Nach der oben zitierten empirischen Studie von Köhler trifft die These von der Auslagerung 
arbeitsintensiver Produktionen ausgerechnet auf jene Länder zu, die immer als positive Refe- 
renzländer mit flexiblen Arbeitsmärkten und niedrigen Lohnkosten in dem hier kritisierten 
neoliberalen Diskurs hervorgehoben werden: UK und USA! (Köhler 2004: 41). Dies kann 
darin seinen Grund haben, dass in diesen Ländern „hire-and-fire“-Arbeitsmärkte dominieren, 
die viel stärker unter dem Konkurrenzdruck von Niedriglohnländern stehen als regulierte 
„high qualification - high quality - high wage“-Produktionssysteme wie die des industriellen 
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auch die o.a. starke Konzentration der Handels - und der Investitionsströme 
auf die Länder der Triade. Allerdings geschieht diese Marktsicherung/Markt- 
ausweitung in den meisten Fällen nicht durch den Aufbau neuer Produktions- 
stätten, sondern i.d.R. durch Übernahmen bzw. Fusionen, die den größten An- 
teil an den deutschen Direktinvestitionen im Ausland haben (Wortmann 2004) 
und deren Kosten statistisch in den Auslandsdirektinvestitionen versteckt sind. 
Die eben genannten Zahlen und Hintergründe lassen allein schon Zweifel 
aufkommen, ob es sich denn bei den Prozessen des outsourcings vorrangig 
um „Arbeitsplatzexporte“ handelt. Wenn dies im Folgenden weiter - auf Basis 
empirischer Untersuchungen - angezweifelt wird, dann sind allerdings die Re- 
lationen zu beachten. Natürlich gibt es auch in Deutschland deutliche Ten- 
denzen, standardisierte und niedrig qualifizierte Arbeiten in Niedriglohnländer 
auszulagern (so Dörrenbächer 2004) und die Folgen sind für diese Segmente 
des Arbeitsmarkts auch dramatisch - zumal die davon betroffenen niedrig quali- 
fizierten Arbeitskräfte den größten Anteil der Langzeitarbeitslosen ausmachen 
und daher kaum Chancen auf eine Wiederbeschäftigung haben. Und es gibt 
auch Tendenzen, im Sektor der Informationsdienstleistungen bestimmte quali- 
fizierte Tätigkeiten, soweit sie - z.B. als weitgehend standardisierte Tätigkeiten - 
auslagerbar sind, auch auszulagern. Diese Entwicklungen sind aber für die 
deutsche Ökonomie als Ganzes keineswegs dominant, auch wenn in Wirt- 
schaft und Politik stets andersgeartete Botschaften verbreitet werden: Nach 
Daten der Bundesbank (zit. bei Wortmann 2004) gibt es zwar in den neunzi- 
ger Jahren und danach einen Boom in der Auslandsbeschäftigung bei deut- 
schen Multinationalen Konzernen, die Zuwachsraten konzentrieren sich aber 
keineswegs auf Drittweltländer, sondern auf Westeuropa und Nordamerika, 
darunter besonders auf jene, die zu den Hochlohnländern zählen. Dies würde 
zunächst auch wieder die o.a. Charakterisierung der Globalisierung als „Triadi- 
sierung“ bestätigen. Zwar können auch Osteuropa (48%) und Ostasien 
(+4,5%) besonders nach dem Jahr 2000 hohe Zuwachsraten aufweisen, West- 
europa aber liegt mit knapp +18% und USA/Kanada mit über +8% 2001 vorn 
- interessant ist dabei auch, dass der Dienstleistungsbereich allein etwa die 
Hälfte der Zuwachsraten in Westeuropa ausmacht. Die (niedrigen) Zuwachsra- 
ten für Lateinamerika gehen krisenbedingt sogar zurück. 

Die Auslandsbeschäftigung ist also konzentriert in den Hauptabsatzmärkten 
der deutschen Unternehmen und vieles spricht daher dafür, dass die o.a. 
Marktsicherung und Markterweiterung weiterhin Hauptmotive dabei sind.‘ In 


Kerns in Deutschland. Diese Vermutung wird auch durch die empirischen Ergebnisse bei 
Ruigrok/v. Tulder (1995) gestützt. 

6 Dies gilt auch für bisher als „Niedriglohnstandorte“ geltende Regionen wie Tschechien, Po- 
len und Ungarn, in denen längst für Auslandsinvestitionen nicht mehr das Lohnkostenmotiv 
eine zentrale Rolle spielt, sondern die Präsenz im Markt, die Markterschließung, vorrangiges 
Motiv der Investitionen ist, wie neuere Forschungsergebnisse zeigen, während die „Lohnko- 
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diesen Fällen werden zwar bestimmte Arbeitsmarktsegmente negativ betroffen 
sein, aber viele Fallanalysen sprechen dafür, dass diese Auslandsinvestitionen 
einerseits die Nachfrage im Exportbereich mit erhöhen (Investitionsgüternach- 
frage) und andererseits die Arbeitsplätze in der Bundesrepublik sicherer ma- 
chen, indem durch in- und ausländische Re-Allokation der Tätigkeiten die 
Produktivität und Profitabiliät der Unternehmen gestärkt wird und/oder die 
ausländischen Standorte mit deutschen Produkten beliefert werden (dies lässt 
sich besonders für die osteuropäischen Standorte, die i.d.R. auf keine regiona- 
len Zulieferer-Netzwerke aufbauen können, zeigen). Durch Auslandsinvesti- 
tionen und den Übergang zu einer international integrierten Produktion kann 
so mittelfristig der „Standort Deutschland“ und damit das darin verankerte 
Arbeitsplatzangebot sogar gestärkt werden. Typisch für einen solchen Effekt 
war die Reorganisation der deutschen Automobilproduktionen nach 1990, die 
die „German Big Three“ (VW, BMW, Daimler) zum Ende der neunziger Jahre 
durch den Übergang zu einer international integrierten Produktion weltweit 
wieder zu den Spitzenreitern im Automobilsektor gemacht hat (so die Analyse 
von Pries). Selbst im IT-Bereich sprechen die Daten eine andere Sprache als 
die aus den öffentlichen Diskursen gewohnte: Zwar ist dort allein in 2003 der 
outsourcing-Markt um über 50% gewachsen - aber davon waren nur 1,4% 
offshore-outsourcing, d.h. Verlagerung in Billiglohnländer (so Rohde 2004, vgl. 
auch Conrady 2004). Soweit offshoring praktiziert wird, gilt dies für Tätigkei- 
ten, die standardisierbar sind (Conrady 2004). Hinzu kommt, dass große Be- 
reiche des Dienstleistungssektors - nämlich das personenbezogene Segment - 
kaum auslagerbar sind, eben weil an persönliche Dienstleistungen gebunden 
(hier gibt es eher die Tendenz, Arbeitskräfte zu importieren, also Migran- 
ten/innen - zu Niedriglöhnen und oft illegal - zu beschäftigen). 

Ein weiteres Indiz für die Fragwürdigkeit der hier zur Diskussion stehenden 
These ist die nicht erst seit BMWs Rückzug aus Großbritannien bekannte 
Tendenz deutscher Unternehmen, nach verlustreichen Auslandsinvestitionen 
in angeblich kostengünstigere Standorte sich aus eben diesen wieder zurück- 
zuziehen und sich erneut auf den Produktionsstandort Deutschland zu 
konzentrieren. Allgemein gilt, dass auch Auslandsinvestitionen und damit 
mögliche Auslagerungen von Arbeitsplätzen der zyklischen Bewegung in der 
Weltökonomie folgen, wie auch das o.a. Beispiel Lateinamerikas zeigt. Rob v. 
Tulder, der zusammen mit seinem Kollegen Winfried Ruigrok eine umfassende 
empirische Studie zu Globalisierungsstrategien von Konzernen verfasst hat, 
geht für die neunziger Jahre auf Basis des World Investment Reports davon 
aus, dass ein Viertel der global tätigen Konzerne ihre globalen Aktivitäten sogar 
eingeschränkt haben. Der allseits und sehr pauschal beklagte Mangel an 
Auslandsinvestitionen in Deutschland wiederum erfuhr um die 


stenveredelung“ in die weiter östlich liegenden Länder auswandert - im Sinne eines „border 
hopping“ (vgl. Krätke/Borst 2004). 
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investitionen in Deutschland wiederum erfuhr um die Jahrhundertwende eine 
dramatische Umkehrung - Hintergrund war (wie Wortmann 2004 zeigen 
kann) die Übernahme,schlacht“ um Mannesmann. Umgekehrt war lange Zeit 
das Ungleichgewicht in den Inlands-/Auslandsdirektinvestitionen in Deutschland 
wesentlich durch die starke DM bestimmt (Hübner 1998). Insofern - dies zeigen 
all diese Daten - ist es absurd, die jeweiligen, auf wenige Jahre beschränkten Zah- 
lenreihen auf monokausale Ursachen wie die angeblich zu hohen Lohnkosten 
oder die vermeintliche Überregulierung in Deutschland zurückzuführen. 


4. Die Region als produktiver Anker im Globalisierungsprozess 


Auf der Basis von empirischen Untersuchungen und organisationssoziologi- 
schen Überlegungen können auch Gründe für die widersprüchlichen Tenden- 
zen in den internationalen Aktionen deutscher Unternehmen gefunden wer- 
den. Aus der Sicht des Autors können fünf Argumentationsstränge die aktuel- 
len Entwicklungen erklären helfen. Im Zentrum steht dabei die Region’, deren 
Stellung und Bedeutung unterhalb des Nationalstaates und gegenüber der öko- 
nomischen Internationalisierung paradoxerweise durch eben diese Internatio- 
nalisierung („Globalisierung“) als Form der produktiven Einbettung interna- 
tional agierender Unternehmen gestärkt wird. Transaktionskosten, Unterneh- 
menskulturen und die Notwendigkeit von face to face-Kontakten (nicht nur) 
in der Dienstleistungs- und Internetökonomie sind weitere Gründe. 

Inzwischen hat eine Vielzahl von empirischen Untersuchungen die Bedeutung 
der Region für das Sich-Behaupten von Unternehmen im Globalisierungspro- 
zess dargestellt (vgl. besonders die Arbeiten von Läpple, Eckart u.a., Pries). 
Pries (2002a; 2002b) stellt insbesondere die „Lokalisierungsfaktoren“ heraus, 
die international tätige Unternehmen an die Region binden, also die regional 
vorhandenen Investitionen als fixes Kapital, die vorhandene materielle und 
immaterielle Infrastruktur etc. Dieter Läpple (1998; 2001) hat in seinen Unter- 
suchungen ebenso wie Pries gezeigt, dass die produktiven Formen der Vernet- 
zung und Einbettung von vielen global agierenden Unternehmen in der Regi- 
on eine wesentliche Voraussetzung dafür ist, dass diese als global player erfolg- 
reich sein können. Denn - so das Ergebnis mehrerer empirischer Studien, die 
bei Eckart u.a. (1999) dokumentiert werden - die regionale Infrastruktur und 


7 Der Begriff der „Region“ - der in der Regionalökonomie heftig umstritten ist - wird hier 
hilfsweise ökonomisch als räumlich konzentrierte und abgegrenzte Formen der Vernetzung 
von Klein-, Mittel- und Großbetrieben auf der Basis von dominanten Produktionsclustern 
definiert; damit definieren aber auch Formen regionsspezifischer Qualifikationen und kon- 
textabhängige Formen des tacit knowledge (i.e. Erfahrungswissen) die Region. Etwas weiter 
gefasst wird Region hier mit Läpple (1991: 17) weder als „passiver Resonanzkörper gesamt- 
wirtschaftlicher Entwicklung“ noch als autonome Wirtschaftseinheit, sondern als eine Me- 
soebene, als eine „intermediäre Gesellschaftsebene räumlicher Arbeits- und Lebenszusam- 
menhänge mit vielfältigen endogenen Potentialen“ verstanden. 
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die in den regionalen Netzwerken? enthaltenen Erfahrungen (Erfahrungswissen, 
tacıt knowledge), Routinen, die vorhandene Qualifikationsstruktur (z.B. auf 
Basis des dualen Ausbildungssystems in Deutschland, das eine hohe interne 
Flexibilität der Arbeitskräfte in den Unternehmen ermöglicht) und die Erwar- 
tungssicherheiten von und zwischen Klein-, Mittel- und Großunternehmen 
sind selbst eine nicht zu überschätzende Quelle von Produktivität. Dadurch 
sind wiederum ökonomische Sicherheiten möglich oder gegeben, derer inter- 
national in einem globalen, instabilen „Kasinokapitalismus“ (Susan Strange) 
tätige Unternehmen in einem hohem Maße bedürfen. Was sie übrigens auf 
grund von einzelwirtschaftlichen Kurzfrist-Interessen (nicht zuletzt unter den 
Imperativen einer shareholder-value corporate governance) nicht daran hin- 
dern muss, diese regionalen Netzwerke durch global sourcing auszudünnen. 
Aber empirische Untersuchungen solcher Versuche, kostengünstiger durch 
global sourcing zu produzieren mit dem Effekt, dass regionale Netzwerke aus- 
gedünnt werden, zeigen auch, dass dies andersgeartete und unerwartete Folge- 
kosten nach sich ziehen kann: Daimler-Chrysler musste und muss aufwendige 
Konferenzen mit einheimischen und ausländischen Zulieferern nach der Aus- 
dünnung des eigenen Zulieferernetzwerks in Baden-Württemberg organisieren 
(das so genannte „Tandem-Modell“), in denen dann das Erfahrungswissen der 
einheimischen Zulieferer den ausländischen Kontraktpartnern weitervermittelt 
werden soll, um so die Qualitätsstandards der Vorproduktion zu erhalten 
(Glassmann 1999). Und viele Klein- und Mittelunternehmen wurden bei out- 
sourcing-Abenteuern im Ausland plötzlich mit Kostenfaktoren ganz anderer 
Art konfrontiert, die nicht nur in die Kategorie „Transport- und Transaktions- 
kosten“ fielen: Rechtsunsicherheiten, mangelnde Infrastruktur, Schmiergeld- 
zahlungen, hierarchische Arbeitskulturen, Management- und Organisations- 
probleme, mangelnde Zulieferernetze etc. (Hirsch-Kreinsen/Schulz 2002, 2004) 
machten die Bilanzen gar nicht mehr so positiv, wie dies erwartet wurde, und 
führten oft zu aufwendigen Rückverlagerungen. 

Damit sind wir bei einem weiteren und entscheidenden Faktor, der auf out- 
sourcing-Prozesse retardierend wirkt: Unternehmen - dies haben Ruigrok/ 
v. Tulder (1995) empirisch ermittelt - entwickeln jeweils Normen und Routi- 
nen (concepts of control), mit denen sie den jeweiligen ökonomischen Akteu- 
ren, mit denen sie konfrontiert sind (Banken, Zulieferer, Arbeitnehmer/innen 
und Gewerkschaften, Abnehmer und Regierungen), gegenübertreten und mit ih- 
nen die Bedingungen der Zusammenarbeit aushandeln. Diese Kulturen des 
bargaining, des Aushandelns, sind je nach Unternehmen, Region oder Land 
ganz unterschiedlich gestaltet (hierarchisch, marktmäßig, kooperativ etc.) und 


8 Eine differenzierte Betrachtung von Netzwerken (vgl. Glassmann 1999) kann hier nicht vor- 
genommen werden. Besonders regionale Netzwerke von kleinen und mittleren Unternehmen 
scheinen dabei über hohe Markteintritts- und Marktaustrittsschranken zu verfügen. 
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binden das Handeln dieser ökonomischen Akteure in Handlungskorridore, 
das Handeln wird - soziologisch ausgedrückt - pfadabhängig. Zugleich erhö- 
hen sich dadurch die Erwartungssicherheiten, was wiederum die Pfadabhän- 
gigkeit rekursiv bestätigt. Auf dieser Basis sind unterschiedliche ökonomische 
Akteure ganz unterschiedlich in der Lage, Globalisierungsoptionen wahrzu- 
nehmen. Hall und Soskice (2001) haben ihrerseits in der Zusammenfassung 
der Diskussion um Kapitalismusmodelle - Varieties of Capitalism - gezeigt, 
dass solcherart Pfadabhängigkeit für ganze Wirtschaftssysteme - z.B. den deut- 
schen kooperativ-korporatistischen Rheinischen Kapitalismus im Unterschied 
zur angelsächsischen Liberal Market Economy - gelten kann. Unternehmen, 
wenn sie denn ins Ausland gehen, exportieren daher oft ihre Unternehmens- 
kultur und ihre concepts of control des bargainings (deutsche Unternehmen 
wie VW arbeiten, ohne gesetzlich gezwungen zu sein, in Mexiko und Brasilien 
mit dem deutschen Betriebsratsmodell!), weil sie sich davon hohe Erwartungs- 
sicherheit und Produktivität versprechen). Treffen sie dann ım Ausland Bedin- 
gungen an, die diesen Unternehmenskulturen nicht entsprechen, dann muss 
daran zwar das Auslandsengagement nicht unbedingt scheitern, wohl aber sind 
Anpassungsanstrengungen erforderlich, die unerwartete Kosten nach sich zie- 
hen können. Oder aber sie verzichten auf Investitionen im Ausland und redu- 
zieren den Status eines global player auf den global organisierten Vertrieb der 
Produktion, die ihrerseits zentral im Inland verbleibt. 

Diese Überlegungen scheinen für den Sektor der unternehmensnahen Dienst- 
leistungen und besonders für den Sektor der Informationsdienstleistungen und 
der Internetökonomie nicht zuzutreffen - siehe auch das o.a. Beispiel von 
Siemens. Dies ist aber ein Fehlschluss und es ist noch gar nicht ausgemacht, 
ob nicht auch Unternehmen wie Siemens hier noch ihr Lehrgeld zahlen wer- 
den: Nicht von ungefähr werden die Internetdienstleistungen, die Kreativität 
und anwendungsbezogene Innovation jenseits von standardisierbarer Pro- 
grammierarbeit verlangen, in den Zentren der Industrienationen konzentriert - 
die auf einen Stadtteil konzentrierte „Silicon alley“ in New York steht da ebenso 
als Beispiel wie das „Schanzenviertel“ in Hamburg, in denen jeweils ein sehr 
produktives Netzwerk von Internetdienstleistungen aufgebaut und in ein 
Stadtmilieu eingebettet ist, selbst wenn die Krise der e-economy inzwischen 
die Höhenflüge vieler Unternehmen zurechtgestutzt hat. Hintergrund ist hier, 
dass diese Art von Entwicklung und Erstellung von Internetdienstleistungen 
paradoxerweise gerade nicht via Internet über Tausende von Kilometern kom- 
munizierbar ist, sondern eine face to face-Kommunikation auf Basis einer ge- 
meinsam geteilten Arbeitskultur - und oft auch Lebenswelt - erfordert (Läpple/ 
Thiel 2003), die erst jene kommunikative Kreativität freisetzt, die von diesen 
Arbeitskräften verlangt wird. Es sind dies regionale und kommunale „Rückbet- 
tungsfaktoren“ (ebd.), die diese Tätigkeiten lokal oder regional verankern und 
Bedingungen ihres Erfolgs darstellen. Und auch die soziale Sicherheit, die die li- 
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beralen Marktmodelle und die Niedriglohnökonomien i.d.R. nicht in dem 
Ausmaß bieten können, wie dies die kontinentalen Sozialstaaten tun, ist hier 
ein die Kreativität steigernder Faktor, wenn sie die erforderliche Mobilität zwi- 
schen Arbeitsplätzen und Statuszuweisungen (selbständig oder abhängig) ab- 
federn (Christopherson 2003). Flexibilität und Mobilität jenseits sozialer Sı- 
cherheit zu denken, ist in der langen Frist eine Sackgasse: Nachhaltige, kreati- 
ve Mobilität und Flexibilität bedarf der sozialen Absicherung. 

Generell gilt - wie Baethge (2000) und Oberbeck (1997) gezeigt haben - für 
viele unternehmens- und konsumnahe Dienstleistungen, dass sie nicht nach dem 
Muster industrieller Produktion rationalisierbar bzw. standardisierbar sind und 
entsprechend ausgelagert werden können, wenn man nicht „Misserfolgskreis- 
läufe“ riskieren will - die verzweifelten Gesichter (nicht nur älterer) Bahn- und 
Bankkunden vor Fahrschein- und Geldautomaten legen davon tagtäglich Zeugnis 
ab. Viele Dienstleistungen beruhen eben auf dem persönlichen Kontakt und sind 
dann produktiv, wenn dieser Kontakt mit sozialer und kultureller Kompetenz 
der Dienstleistenden ausgefüllt wird. Etwas, was via Internet schlicht nicht her- 
stellbar ist und was wohl auch den geringen Stellenwert von offshore-outsour- 
cing im IT-Dienstleistungsbereich mit erklärt, von dem oben die Rede war. 
Allerdings: Dieses „Plädoyer“ für die Region heißt nicht, dass diese Gründe, 
die für die Region und den deutschen („Rheinischen“) Kapitalismustyp spre- 
chen, von den relevanten Akteuren - hier: den Unternehmen - auch in glei- 
cher Weise so gesehen werden müssen; es gibt genauso Hinweise darauf, dass 
eben jene produktiven Ressourcen von Regionen durch kurzfristig-einzelwirt- 
schaftlich geleitetes Handeln zerstört und dadurch dann Fxit-Optionen ver- 
bliebener Unternehmen weiter verstärkt wurden und werden, wozu dann auch 
die Kommentare des nahezu unisono neoliberal orientierten deutschen Wirt- 
schaftsjournalismus kräftig beitragen. Die „komparativen Vorteile“ der deut- 
schen Unternehmen, die durch die Institutionen des Rheinischen Kapitalismus 
bereitgestellt werden (Hall/Soskice 2001), sind jedenfalls „leicht zu verlieren, 
aber schwer wiederherzustellen“ wie Ganßmann (2004: 180) zu Recht betont. 
Ebenfalls erweist sich die Region dann als ein schwieriges ökonomisches Ter- 
rain, wenn sie durch Altindustrien (z.B. Montanindustrien, altfordistische Pro- 
duktionen) dominiert und strukturiert ist und so jene Lokalisierungsfaktoren, 
von denen oben die Rede war, gar nicht erst anbieten kann (vgl. dazu Beese 
u.a. 2004). Was allerdings dann auch eine Aufgabe der Politik definiert, die 
Bedingungen für produktive regionale Netze zu fördern oder herzustellen. 


5. „Distance still matters!” 


Diese Aussage des Harvard Professors Pankaj Ghemawat (zit. bei Hirsch- 
Kreinsen/Schulz 2004) kann als Fazit der o.a. Überlegungen dienen. Die Illu- 
sion des Globalisierungsdiskurses und der darauf oft basierenden euphori- 
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schen Aussagen neoliberaler Marktapologeten, dass der Weltmarkt nun ohne 
Barrieren und ohne lästige Bindungen an Regionen, Staaten oder gar Men- 
schen (!) funktionieren könnte, zerbricht angesichts der Empirie der Globali- 
sierung. Trotz rapide gesunkener Transport- und Telefonkosten, trotz Internet- 
und Containertechnologien, trotz aller Liberalisierungspolitiken bleiben die 
regionalen und sozialen Faktoren wesentliche Bedingungen der Produktivität 
in einer Ökonomie, die aber im Modell der shareholder value Betriebswirtschaft 
allein auf die Gesetze der spekulativen Finanzwirtschaft, auf das „money makes 
the world go around“ reduziert wird. Selbstverständlich verändert sich die Stel- 
lung der deutschen Wirtschaft im Prozess der europäisch und international inte- 
grierten Produktion und selbstverständlich führen komparative Kostenvorteile zu 
einer Re-Allokation in den einzelnen nationalen Wirtschaften. Diese Entwicklun- 
gen folgen der ökonomischen Logik des international integrierten Marktes im 
„real existierenden Kapitalismus“ und es macht wenig Sinn, sie auf ein „unpa- 
triotisches“ Handeln von Unternehmern zurückzuführen - „patriotische“ Unter- 
nehmer hatte Deutschland in der Phase des klassischen Imperialismus genug 
und weder die Deutschen noch der Rest der Welt sind gut damit gefahren. 
Wenn diese Internationalisierungstendenzen linear interpretiert und verabsolu- 
tiert werden und wenn daraus Schlussfolgerungen gezogen werden, die - poli- 
tisch umgesetzt - die komparativen Vorteile der deutschen Ökonomie in 
Form einer hohen infrastrukturellen Ausstattung, hohen Erwartungssicherheit 
und hohen Qualifikationsstruktur zerstören, statt sie zu fördern, dann wäre 
dies ökonomischer Selbstmord. Deutschland hat zur Zeit die niedrigste Steu- 
erquote seiner Geschichte, die Steuerbelastung der Unternehmen liegt westeu- 
ropaweit im Vergleich an zweitletzter Stelle und in der Abgabenquote liegt die 
deutsche Wirtschaft nur im Mittelfeld (DIW 2002); die Nettorealeinkommen 
entsprechen im Jahre 2002 dem Stand des Jahres 1978 (Ganßmann 2004: 172) 
und das Niveau der Lohnstückkosten ist durchschnittlich niedriger als das der 
Hauptkonkurrenten in den Industrienationen (ebd.: 175). 

Die Ursachen der gegenwärtigen stagnativen Phase des deutschen Kapitalismus 
sind nicht in einer „(Lohn-)Kostenmisere“ der deutschen Industrie oder in den 
„sklerotischen“ industriellen Arbeitsmärkten zu sehen, sondern - neben der 
zyklischen Krise und der mangelnden Dynamik im Dienstleistungssektor’- in 
der verfehlten Vereinigungspolitik und der Belastung der sozialversicherungs- 


9 Vgl. dazu Baethge (2000), der nicht nur - wie Esping-Andersen (1990) - die deutsche patriar- 
chalische „Selbstbedienungsgesellschaft“ mit einer niedrigen Frauenerwerbsquote für die 
mangelnde Dynamik verantwortlich macht, sondern vor allem die Einbindung der Dienstlei- 
stungen in typisch industrialistische Formen der Regulierung und der Unternehmenskultu- 
ren. Die mangelnde Dynamik drückt sich darin aus, dass im Vergleich zu anderen Industrie- 
nationen zu wenig zusätzliche Arbeitsplätze im konsumnahen Dienstleistungsbereich ge- 
schaffen werden, während bei den unternehmensnahen Dienstleistungen Deutschland per 
saldo sogar zu einem Importland geworden ist. Dadurch kann nur ein Teil der in der Indu- 
strie freigesetzten Arbeit im Dienstleistungssektor absorbiert werden. 
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pflichtigen Lohnempfänger durch deren Kosten zu verorten. Diese Gemenge- 
lage führt wiederum zu einem einzelwirtschaftlichen Handeln der Unterneh- 
men, die Investitionen im „Standort“ Deutschland runterzufahren und damit 
einen Teufelskreis einzuleiten: Die sinkenden Investitionen schwächen die 
Binnennachfrage (gegenüber den Waren beider volkswirtschaftlichen Abteilun- 
gen - Produktionsmittel- und Konsumgüterproduktion) und die dadurch sin- 
kenden Steuereinnahmen und die damit verbundenen Einschränkungen bei 
den öffentlichen Haushalten gefährden den Erhalt der materiellen und imma- 
teriellen Infrastruktur und damit die Grundlagen des hochproduktiven Kapita- 
lismusmodells in Deutschland. Zugleich werden die Ecksteine des Korpora- 
tismus durch Aufkündigung der Kooperation in Einzelunternehmen und Ver- 
bandsflucht brüchig, die ökonomischen und sozialen Bedingungen des „Rhei- 
nischen Kapitalismus“ werden geschliffen - mit Folgen für die bis dahin exi- 
stierenden produktiven Netzwerke der Qualitätsproduktion. Dies macht dann 
wiederum Investitionen unattraktiver. 

Ein sozialpolitisches „race to the bottom“ als Antwort auf die Misere würde 
allerdings nicht nur die ökonomischen Konkurrenzvorteile - gerade auch im 
regionalen und sozialen Kompetenzbereich - zerstören und ın der Zukunft 
deutsche „Exportweltmeister“ verunmöglichen, sondern auch die Bedingungen 
einer sozial und ökologisch nachhaltigen ökonomischen Entwicklung erodie- 
ren lassen, ohne aber letztlich mit den Niedriglohnökonomien mithalten zu 
können (vgl. dazu auch Hoffmann 2004b).' Politisch wäre stattdessen (im 
„real existierenden Kapitalismus“) die Stärkung jener Faktoren angesagt, die in 
der Region den ökonomischen und sozialen Zusammenhang (noch) garantie- 
ren. Und wenn man nicht weiter in die Staatsverschuldungsfalle geraten möch- 
te, dann müssen die regionalen, kommunalen und die wissenschafts- und bil- 
dungsbezogenen investiven Ausgaben durch Steuern bezahlt werden - so wie 
hohe Qualifikationen der Arbeitskraft ebenfalls entsprechende Entlohnung 
verlangen. Und zu einer hohen Mobilität und Qualifikation gehört als Voraus- 
setzung ein hohes Sozialstaatsniveau - bei allen notwendigen Korrekturen im 
Funktionsmodus des Systems der sozialen Sicherung. 


10 Heiner Ganßmann kommt in seiner Analyse der gegenwärtigen Stagnationsphase und des 
Investitionsverhaltens deutscher Unternehmen (nämlich sinkender Nettoinvestitionen trotz 
steigender Gewinne seit 2000) zu einer ähnlichen Schlussfolgerung: Durch die Investition in- 
ländisch hoher Gewinne in scheinbar attraktivere Anlagen in den USA und in spekulativen 
Finanzmärkten entzieht das deutsche Kapital dem „Rheinischen Kapitalismus“ die Mittel, 
die notwendig sind, um dessen - nach Hall/Soskice (2001) - komparative Kostenvorteile 
(des hohen Niveaus der Infrastruktur, der kooperativ erstellten öffentlichen Güter und des 
sozialen Konsenses) und damit seine ökonomische Attraktivität zu erhalten. Mit der (mögli- 
chen) Folge, in einen sich selbst verstärkenden Zwang zur Kapitalabwanderung zu geraten, 
wenn aufgrund der Sparpolitiken und des immer mehr praktizierten shareholder-value Kapi- 
talismus in den Unternehmen die Nachteile des liberalen Marktmodells mit denen des Ko- 
ordinierten Marktmodells zusammenfallen (so dass dann tatsächlich, so könnte man den 
Autor ergänzen, Deutschland zu einer „Basarökonomie“ wird!) (Ganßmann 2004: 180ff). 
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Historisch sind Prozesse der Re-Allokation im kapitalistischen Akkumulati- 
onsprozess nicht die Ausnahme, sondern die Regel, nicht zuletzt waren und 
sind ökonomische Krisen dafür die Katalysatoren. So wurde der Niedergang 
von Industrien bzw. Branchen i.d.R. - und oft in Krisen - durch den Aufstieg 
neuartiger Produktionen (Cluster) oder gar ganzer Branchen kompensiert. Die 
Prozesse, die Hans-Werner Sinn als Übergang zu einer „Basarökonomie“ be- 
schreibt, sind eben solche Formen der Re-Allokation, die aber für die deutsche 
Ökonomie keineswegs in einer Basarökonomie enden müssen. Politisch wäre 
es daher angesagt, Räume zu schaffen für die Förderung und Entwicklung 
neuer Produktionscluster und Branchen, indem nicht die alten kostenträchtig 
künstlich am Leben gehalten werden, sondern deren Wegbrechen sozial abge- 
federt und zugleich die neuen Möglichkeiten gefördert werden - u.U. auch 
durch die Veränderung oder die Schaffung neuer Regulierungsformen („Re- 
Regulierung“), die Postulate der sozialen Sicherheit mit den Gegebenheiten 
neuer Formen der Produktion, Dienstleistungen und Beschäftigungsarten (Sta- 
tus etc.) kompatibel machen. Einer weitergehenden Tendenz zur Auslagerung 
der Produktion - die immer Teil einer dynamischen kapitalistischen Entwick- 
lung von Ökonomien war und ist - wird man jedenfalls nicht dadurch begeg- 
nen können, indem man den Niedrigkostenländern hinterherläuft, sondern 
nur dadurch, dass man die Stärken des deutschen Produktionsstandorts erhält 
und durch Reform weiter stärkt und mit sozialer Sicherheit verknüpft. 
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Tobias Pieper 


Das dezentrale Lagersystem für Flüchtlinge - 
Scharnier zwischen regulären und irregulären 
Arbeitsmarktsegmenten 


In der BRD erfolgt die Unterbringung von Menschen, die hierhin fliehen und 
einen Asylantrag stellen, in dezentral gelegenen Gemeinschaftsunterkünften. 
Dies betrifft auch diejenigen Menschen, deren Anträge nach meist mehrjähri- 
ger Bearbeitungszeit abgelehnt wurden, die aber aufgrund der „Genfer Flücht- 
lingskonvention“ oder der „Europäischen Menschenrechtskonvention“ wegen 
zu erwartender Folter, Verfolgung oder Tod’, aufgrund ungeklärter Identität 
oder der Aufnahmeverweigerung ihrer Herkunftsländer nicht abgeschoben 
werden können. Diese Menschen - zur Zeit leben in der BRD laut Statistik 
671.996 Menschen mit prekärem Aufenthaltsstatus (Die Beauftragte der Bun- 
desregierung für Ausländerfragen 2002: 400)” - werden über das Asylbewerber- 
leistungsgesetz (AsylbLG) versorgt. Sie unterliegen de facto einem Arbeitsver- 
bot und sind so auf Hilfe zum Lebensunterhalt angewiesen, die vorrangig in 
Sachleistungen ausgezahlt wird.” Das System ihrer Unterbringung, dessen 
wichtigste Komponente die dezentralen Gemeinschaftsunterkünfte sind, be- 
zeichne ich als dezentrales Lagersystem. 


1 Dies offenbart einen der eklatantesten Widersprüche des deutschen Asylrechts. Das gerade 
verabschiedete Zuwanderungsbegrenzungsgesetz hat diesen Widerspruch geschlossen. Denn 
obwohl internationale Vereinbarungen wie die oben benannten anerkannt und ratifiziert 
sind und sich daraus Abschiebehindernisse ergeben, wurden diese Vorgaben nicht im Asyl- 
recht umgesetzt. So waren geschlechtsspezifische Verfolgung wıe Zwangsheirat, Beschneidun- 
gen oder nichtstaatliche Verfolgung von marodierenden Paramilitärs kein Asylgrund. Ob- 
wohl davon betroffene Menschen teilweise seit Jahrzehnten in der BRD wohnen, wurde ih- 
nen ein geregelter Aufenthaltsstatus verweigert. Diese Menschen werden im amtlichen 
Sprachgebrauch „De-facto-Flüchtlinge“ genannt - derzeit zum Großteil Bürgerkriegsflücht- 
linge aus dem ehemaligen Jugoslawien. Da das neue Zuwanderungsbegrenzungsgesetz in sei- 
nen Auswirkungen generell eine Verschärfung der Aufenthaltsbedingungen für diese Men- 
schen bedeutet, sind die Auswirkungen dieser positiven Veränderungen noch abzuwarten. 

2 Unter das AsylbLG fallen 191.000 AsylbewerberInnen, 233.224 Menschen mit einer Duldung 
und 247.772 Menschen mit einer Aufenthaltsbefugnis. Die einzelnen vorhandenen Statisti- 
ken sind nicht trennscharf, in der Flüchtlingsstatistik für die Bundesebene werden 401.000 
Menschen als Flüchtlinge mit prekärem Aufenthalt gefasst, also mit den AsylbewerberInnen 
592.000 Menschen (Die Beauftragte der Bundesregierung für Ausländerfragen 2002: 401). 

3 Ausführlich zu den Lebensverhältnissen von Flüchtlingen in der BRD und den gesetzlichen 
Regelungen siehe Kühne/Rüßler (2000), Classen (2000), Heinhold (2000). 
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Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen ist die Frage, ob das dezentrale 
Lagersystem neben der Kontrolle und sozialen Degradierung seiner Insassen 
auch eine ökonomische Funktion übernimmt, ob es also in die kapitalisti- 
schen Produktionsverhältnisse eingebettet ist und wie sich diese Einbettung 
sowohl charakterisieren als auch quantifizieren lässt. Dazu wird zunächst die 
Entstehung dieses Systems Mitte der 70er Jahre dargestellt. Anschließend wird 
untersucht, ob eine Veränderung der ökonomischen Ausrichtung des dezentra- 
len Lagersystems im Rahmen der derzeitigen als neoliberal bezeichneten Um- 
strukturierungen der Produktionsverhältnisse stattgefunden hat. Der derzeitige 
gesetzliche Rahmen sieht die Möglichkeit der Einbindung der BewohnerInnen 
der dezentralen Lager in den regulären Arbeitsmarkt vor. Dabei können die 
lokalen Arbeitsämter in Abstimmung mit den Anforderungen der lokalen 
Wirtschaft entscheiden, inwieweit im Landkreis Arbeitskräfte gebraucht werden 
und Flüchtlinge dann für bestimmte Arbeiten eine Erlaubnis bekommen oder 
ob sie von bestimmten Arbeiten generell ausgeschlossen werden sollen. In der 
bundesdeutschen Wirtschaft bildete sich, ähnlich wie in anderen EU-Ländern, 
seit den 70er Jahren kontinuierlich ein irregulärer' Arbeitsmarkt für Migran- 
tInnen heraus. Diese irregulären Sektoren sind in bestimmten Bereichen der 
Wirtschaft zur notwendigen Basis für die Produktion geworden. Mit seinem 
unteren migrantischen Arbeitsmarktsegment bildet der irreguläre Arbeitsmarkt 
den ökonomischen Rahmen, in denen das dezentralen Lagersystems eingebet- 
tet ist. Davon ausgehend stelle ich die These auf, dass das dezentrale Lagersy- 
stem spezifisch auf die lokalen Arbeitsmärkte abgestimmt ist und diesen in er- 
ster Linie „unqualifizierte“ Arbeitskräfte zur Verfügung stellt. Gleichzeitig will 
ich zeigen, dass das Lagersystem als Arbeitskräftereservoir eine Scharnier- oder 
Regulationsfunktion zwischen den unteren Segmenten des regulären Arbeits- 
marktes und dem Bedarf der kapitalistischen Ökonomie an irregulären Arbei- 
terInnen übernimmt. 


Das dezentrale Lagersystem 


Ganz allgemein versteht man unter einem Lager einen „[fjür das vorüberge- 
hende Verbleiben einer größeren Anzahl Menschen eingerichteter (provisori- 
scher) Wohn- oder Übernachtungsplatz“ (Das Bedeutungswörterbuch 1985: 
404), wobei hier qualitativ unterschiedliche Lager wie „Auffangs-, Durchgangs-, 
Flüchtlings-, Internierungs-, Konzentrations-, Quarantäne-, Trainings-, Zeltla- 


4 Ausgehend von der Definition informeller Arbeit in Abgrenzung zu formell regulierten Ar- 
beit (PROKLA-Redaktion 1999: 498) und deren Bandbreite - „[Diese] reicht von der illusio- 
nären Autonomie der Scheinselbstständigkeit über prekäre und nicht geschützte Arbeitsver- 
hältnisse bis zur Steuern vermeidenden Schwarzarbeit“ (ebd.: 499) - bezeichnet irreguläre 
Arbeit ein informelles und prekäres Arbeitsverhältnis, welches nicht versteuert wird. Damit 
wird die geläufige und aufgrund der Assoziation mit MigrantInnen diskriminierende Be- 
zeichnung „illegale Beschäftigung“ oder „Schwarzarbeit“ vermieden. 
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ger“ (ebd.: 404) zusammengefasst werden. Von einer ähnlichen Kategorisierung 
von Lagern geht auch Dünnwald in seiner Analyse der BRD als Lagergesell- 
schaft aus (Dünnwald 2002: 28). Gemeinsam ist allen Definitionen, dass es sich 
um eine behelfsmäßige, vorübergehende, provisorische Unterbringungsstätte für 
viele Menschen handelt, wobei sich das Behelfsmäßige und Provisorische über 
die unzureichende und nur für eine kurze Verweildauer angelegte Ausstattung 
definieren lässt. Dies trifft auch auf die Gemeinschaftsunterkünfte für Flüchtlinge 
zu, die zwischen 150 und 800 Personen fassen, nur dass das Lagerkonzept - kurz- 
fristige Übergangslösung bis zur schnellen Entscheidung über den Asylantrag - 
im Kontrast zur Realität der jahrelangen Unterbringung steht. Als die Unterbrin- 
gung für Flüchtlinge in Gemeinschaftsunterkünften 1982 im Rahmen der Neu- 
ordnung des Asylverfahrensgesetzes (AsylVfG) beschlossen wurde, sprachen Poli- 
tikerInnen noch offen über „Lager“, doch wurde der Begriff aufgrund der negati- 
ven Konnotation in Hinblick auf die deutsche Vergangenheit bald aus dem Ge- 
setz und dem politischen Sprachgebrauch getilgt (Neubauer 1995: 19, Fußnote 
71; Jürgens 1989: 152). Die vermeintliche Effektivität der Zielsetzung, also die 
Dürftigkeit des Lagerlebens und die damit verbundene Herabsetzung des Le- 
bensstandards, fasst der damalige baden-württembergische Ministerpräsident Lo- 
thar Späth zum einjährigen Bestehen der ersten Sammellager zusammen: 

„die Zahl der Asylbewerber sei erst gesunken, als ‚die Buschtrommeln signalisiert haben - geht 
nicht nach Baden-Württemberg, dort müsst ihr ins Lager’ “ (Schwäbisches Tagblatt 5.5.1982, zi- 
tiert nach Baumgarten/Körner/Weiler 1982: 64). 

Die Gesamtheit der Unterkünfte bilden ein dezentrales System, Ausgangs- 
punkt meiner Überlegungen ist der Systemcharakter der Lager, zu verstehen 
als ein sich dezentral über den Raum der BRD spannendes Netz der Unter- 
bringung und Verwaltung, welches sich aus unterschiedlichen Komponenten 
zusammensetzt - den Zentralen Aufnahmestellen, den zur langfristigen Unter- 
bringung angelegten Gemeinschaftsunterkünften, dem neuen Bindeglied „Aus- 
reisezentrum“ als „Illegalisierungsmaschinerie“° und Experimentierfeld staatli- 
cher Repressionen und Zermürbungstaktiken sowie schließlich dem Abschie- 
begewahrsam. Zentrales Regulativ für die Dezentralität des Lagersystems ist 
das weltweit „einmalige“ Gesetz der Residenzpflicht. Dieses Gesetz regelt nach 
der bundesweiten Verteilung der asylsuchenden Menschen auf die einzelnen 
Landkreise deren dortigen Verbleib, indem es deren Verlassen unter Geld- oder 
auch Haftstrafe stellt. Erst die Residenzpflicht in Kombination mit der 
Wohnortsverpflichtung in den Heimen durch die Ausländergesetzgebung 
macht aus den einzelnen Gemeinschaftsunterkünften ein zusammenhängendes 
Unterbringungssystem von Lagern. Dies bildet als gesetzlicher Rahmen die 
strukturelle Grundlage für das bundesdeutsche dezentrale Lagersystem. Wie 


5 „Die Unterkunft müsste in Landesunterkunft zur „Ilegalisierung“ umbenannt werden“ (res 
publica, 1. Auflage: 18, siehe auch 6. Auflage September 2003: 5, 20, 27). 
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durch ein virtuelles Netz wird der Raum parzelliert, die Flüchtlinge gleichmä- 
Rig über diesen verteilt, verwaltet und festgehalten, wobei die Kontrolle der 
einzelnen Menschen im Raum lokal „vor Ort“ organisiert wird. 

Die politische Begründung der generellen Lagerunterbringung von Flüchtlin- 
gen war die gewollte Abwertung der Lebensbedingungen dieser Menschen im 
Rahmen populistisch-rassistischer Stimmungsmache im politischen Diskurs 
Ende der 70er, der über das Konstrukt des „Missbrauch des Asylrechts im 
großen Stil“ (Höfling-Semnar 1995: 120) konstituiert wurde. Mit der Dezentra- 
lität der Lager wurde zugleich dem Wunsch der deutschen Wirtschaft nach 
billigen Arbeitskräften entsprochen. So wurde Ende 1974 die Verteilung von 
AsylbewerberInnen vor Abschluss ihres Verfahrens auf die Länder und Kom- 
munen beschlossen, Anfang 1975 wurden sie zum Arbeitsmarkt zugelassen. 


„Der Beschluss der Innenministerkonferenz und der Erlass des Bundesarbeitsministers folgten 
‚Nützlichkeitserwägungen’ von Bund und Ländern: Mit der Vorwegverteilung wurde auf die 
Überfüllung des Flüchtlingslagers in Zirndorf reagiert und damit seinem Ausbau nach Maßgaben 
des Ausländergesetzes ausgewichen. Mit der Zulassung zum Arbeitsmarkt wurde der nach dem 
Anwerbestopp 1973 gewachsene Bedarf an ausländischen Arbeitskräften bedient“ (ebd.: 117). 

Es lassen sich also ergänzende Gründe für die Installation eines dezentralen 
Lagersystems erkennen: die Kombination der Bereitstellung eines lokalen Ar- 
beitskräftereservoirs und einer effektiven dezentralen Verwaltung - bereits 8 Jahre 
vor der Installation des Lagersystems. Die lokalen, nach ökonomischen Krite- 
rien installierten Arbeitskräftereservoire bildeten dann die Basis für die gewoll- 
te Abwertung und Degradierung der dort untergebrachten Menschen mit pre- 
kärem Aufenthalt. In dieser Kombination bildete sich das dezentrale Lagersy- 
stem heraus. Die einzelnen Komponenten sind dezentrale, mehr oder weniger 
halboffene „Kleinlager“ für bis zu 800 Personen, wobei das Feld „Gesamtraum 
Kleinlager“ die durch die Residenzpflicht getrennten Landkreise umfasst. Ver- 
bunden sind die einzelnen Komponenten durch eine über die Länder organi- 
sierte zentrale Verwaltung und die gleichmäßige bundesweite Verteilung der 
Menschen. Die ökonomische Einbettung der einzelnen „Kleinlager“ in den 
regulären Arbeitsmarkt findet lokal in den Landkreisen statt, die Struktur irre- 
gulärer Arbeitsmarktsegmente bildet die bundesweite ökonomische Einbettung 
des Lagersystems. Regulativ zur Kontrolle des Lagerraums sind die zur Einhal- 
tung der Residenzpflicht stattfindenden und nach rassistischen Merkmalen 
ausgerichteten Polizeikontrollen in Kombination und Zusammenarbeit mit 
rassistischen gesellschaftlichen Strukturen. Die Segregation der einzelnen Lager 
wird durch eine „Strategie des Verschwindens aus der Öffentlichkeit“ und der 
Wahl von Gebäudetypen forciert, die nicht zum Wohnen konzipiert sind und 
ihre zwangsuntergebrachten BewohnerInnen beständig degradieren. Die Lager 
befinden sich in der Regel in abgelegenen Wäldern oder verlassenen Industrie- 
gebieten; die Gebäude bestehen in der Mehrzahl aus alten Kasernen, Wohn- 
containern oder umgebauten funktionsuntüchtigen Schiffen. 
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Der reguläre Arbeitsmarkt für Migrantinnen 


Im Rahmen des kapitalistischen Wiederaufbaus der BRD nach dem Ende des 
NS-Faschismus wurden von der Wirtschaft vermehrt Arbeitskräfte für die 
schlechter bezahlten körperlichen Fabrikarbeiten gesucht. Dem kam die Poli- 
tik durch die Anwerbung billiger, ausländischer ArbeiterInnen,® sog. „Gastar- 
beiterInnen“ nach, die nur eine begrenzte Zeit bleiben sollten. Bis zum An- 
werbestopp 1973 durchliefen mehr als 12 Millionen MigrantInnen dieses Ro- 
tationsprinzip. Ein Großteil der 1973 arbeitenden 2,6 Millionen „Gastarbeite- 
ıInnen“ blieben jedoch im Land und holten ihre Familien nach. 

Da die angeworbenen Arbeitskräfte in erster Linie in den schlecht bezahlten 
Bereichen körperlicher Arbeit eingesetzt wurden, zeigte sich in den aufkom- 
menden Krisenzeiten „[...] die Kehrseite der ‚Unterschichtung’. Ausländische 
Arbeitskräfte mit vorwiegend niedriger Qualifikation waren vor allem in den 
Wirtschaftsbereichen beschäftigt, die in besonderer Weise von der Strukturkri- 
se der westdeutschen Wirtschaft seit Mitte der 70er Jahre betroffen waren, et- 
wa dem Stahl- und Metallsektor, dem Baubereich oder der Textilindustrie“ 
(Herbert 2001: 237). 

Aufgrund der ethnischen Schichtung des Arbeitsmarktes funktionierten die 
krisenbedingten Entlassungen als rassistische Segregationsmechanismen, deren 
Wirkung sich direkt in der Arbeitslosenstatistik ablesen ließ. In Zeiten des 
„Wirtschaftswunders“ wurde für alle gesellschaftlichen Bereiche Vollbeschäfti- 
gung verkündet, in den folgenden Jahren spaltete sich die Statistik auf: Anfang 
der 70er waren 1,2 % der deutschen und 0,8 % der ausländischen Bevölkerung 
arbeitslos gemeldet, 10 Jahre später waren es bereits 5,5 % zu 8,2 % und heute 
ist die Arbeitslosenquote ausländischer Menschen ca. doppelt so hoch wie bei 
den Menschen mit deutscher Staatsbürgerschaft - 2002 9,8 % zu 19,9 %, in 
den östlichen Bundesländern ca. 18 % zu 38 %. (ebd.: 237). Trotz der Ar- 
beitsmarktbeschränkungen, den ethnischen Segregationsmechanismen der 
Ökonomie und den administrativen Bemühungen, den Zuzug zu verhindern 
und die hier bleibenden AusländerInnen loszuwerden, zogen seit Anfang der 
70er Jahre weitere 4 Millionen MigrantInnen in die BRD (2002 gab es ca. 7,3 
Millionen MigrantInnen, ca. 9 % der Gesamtbevölkerung). 

Insgesamt waren 2002 in der BRD ca. 3.012.000 MigrantInnen erwerbstätig, 
davon ca. 2.000.000 in sozialversicherungspflichtigen Verhältnissen, ca. 
111.000 als Selbstständige in Betrieben mit Angestellten, ca. 147.000 in selb- 
ständigen Einmann/Einfrau-Betrieben, ca. 26.000 waren in Betrieben mithel- 
fende Familienmitglieder, weitere 100.000 Jugendliche in Ausbildung und ca. 
628.000 MigrantInnen arbeiteten in prekären nichtsozialversicherungspflichti- 


6 Verträge wurden geschlossen mit Italien (1955), Spanien (1960), Griechenland (1960), Türkei 
(1961), Marokko (1963), Portugal (1964), Tunesien (1965) und Jugoslawien (1968). 
7 Aktuelle Zahlen unter http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/a.html. 
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gen Minijobs. Die Beschäftigungsquote ging von über 60 % Anfang der 70er 
auf ca. 40 % 2002 zurück, bei der deutschen Bevölkerung ist die gegenteilige 
Entwicklung feststellbar, von ca. 40 % auf über 50 % (alle Zahlen aus: Die 
Beauftragte der Bundesregierung für Ausländerfragen 2002). Insgesamt 
kann aufgrund der Zahlen davon ausgegangen werden, dass es seit den 70er 
Jahren zu einer vermehrten irregulären Beschäftigung unter den legal hier le- 
benden MigrantInnen gekommen ist. Hinzu kommen noch nicht in den Sta- 
tistiken auftauchende MigrantInnen: „Die potentiell Erwerbstätigen, die zum 
Zeitpunkt der Erhebung kein Arbeitsangebot vorlegen, bilden die 'stille Reser- 
ve’. Das ausländische Erwerbspersonenpotential addierte sich im Jahr 1999 
nach Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt für Arbeit (IAB) auf 4,104 Mio. Personen“ (ebd.: 302). Da Mi- 
grantInnen bei Bezug von Sozialhilfe ihren Aufenthaltsstatus verlieren können, 
ist davon auszugehen, dass ein großer Teil dieser „stillen Reserve“ von 
550.000 MigrantInnen (1,1 Millionen der potentiellen nicht arbeitenden Er- 
werbspersonen minus 450.000 arbeitslosen MigrantInnen) direkt auf irreguläre 
Arbeit angewiesen ist und dass auch ein Teil der „Mitversorgten“ zur Unter- 
stützung der niedrigen Einkommen irreguläre Teilzeitarbeit verrichtet. Weiter 
ist davon auszugehen, dass große Teile der ca. 600.000 MigrantInnen ın pre- 
kären Arbeitsverhältnissen zusätzlich nicht gemeldet arbeiten. 

Der bundesdeutsche Arbeitmarkt ist nach ethnischen Kriterien segmentiert. 
Die Grenzen der Segmente sind durch den aufenthaltsrechtlichen Status be- 
gründet. Durch den de facto Ausschluss von staatlichen Sozialleistungen ste- 
hen MigrantInnen mit einem befristeten Aufenthalt (ca. 2 Mill. Menschen, 
ebd.: 400) immer unter dem Zwang, irgendwie arbeiten zu müssen und bilden 
so die unteren Segmente des ethnisierten Arbeitsmarktes. Die Konkurrenz in- 
nerhalb dieser unteren ethnisierten Segmente des Arbeitsmarktes wird durch 
die jährliche, gesetzlich geregelte Anwerbung von einer halben Millionen Sai- 
son- und WerkvertragsarbeiterInnen forciert. 

Rechtlich bestehen für die deutschen ArbeitgeberInnen drei Möglichkeiten, 
ausländische Arbeitskräfte anzuwerben. Erstens als SaisonarbeiterInnen für 
höchstens drei Monate in Zeiten erhöhten Bedarfs (z.B. Erntezeiten oder hohe 
Auftragslage). 2002 sind im Rahmen dieser Regelungen ca. 320.000 Saison- 
arbeitskräfte in die BRD eingereist’ und haben als billige Arbeitskräfte in erster 


8 Unter die „stille Reserve“ fallen „Entmutigte Personen“ - in erster Linie Frauen, die sich 
nach der Erziehungszeit keine Chance auf dem Arbeitsmarkt versprechen, wobei Personen in 
Erziehungsurlaub/Elternzeit statistisch als Erwerbstätige zählen - Personen in Ausbildung 
oder in Maßnahmen beruflicher Weiterbildung, Personen, die sich im Vorruhestand befin- 
den und „ZusatzarbeiterInnen“, wieder in erster Linie Frauen und andere Familienangehöri- 
ge, die nur in ökonomisch schlechten Zeiten zur finanziellen Unterstützung der Familie ar- 
beiten würden (Fuchs 2002: 81ff). 

9 Diese und die folgenden Zahlen aus Bundesanstalt für Arbeit (2002), (2001) und (2000); die 
Aufschlüsselung nach Bundesländern wurde mir auf Nachfrage zugeschickt. 
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Linie körperlich schwere „unqualifizierte“ Arbeiten übernommen. Zweitens 
können im Rahmen von Subunternehmen Aufträge an ausländische Firmen 
weiter gegeben werden, diese können dann ihre inländischen Arbeitskräfte für 
maximal drei Jahre in die BRD schicken. Das Kontingent an Werkverträgen ist 
limitiert und ändert sich mit der Lage auf dem Arbeitsmarkt - mit jedem Pro- 
zentpunkt der Arbeitslosenstatistik erhöht oder verringert sich das Beschäfti- 
gungskontingent um 5 % nach oben oder unten. Für 2001 wurde das Kontin- 
gent auf 56.690 festgelegt, wobei sich aber aufgrund der maximalen dreijähri- 
gen Arbeitszeit 2002 188.144 WerkvertragsarbeiterInnen in der BRD befanden. 
Drittens gibt es auch weiterhin ein Kontingent an „GastarbeiterInnen“ von 
jährlich 10.000, das aber aufgrund seiner für die ArbeitgeberInnen schlechten 
Bedingungen nur zur Hälfte ausgeschöpft wird. Diese Regelungen gelten nur 
für Nicht-EU-Firmen, da im Rahmen des EU-weiten Marktes sowohl Gleich- 
heit bei der Auftragsvergabe für EU-Firmen als auch eine europaweite freie 
Ortswahl ım Rahmen einer regulären Arbeit für EU-BürgerInnen besteht. 

2002 waren in der BRD ca. 490.000 ausländische Arbeitskräfte im Rahmen ei- 
nes kurzfristigen Aufenthaltes beschäftigt, wobei Menschen aus Polen mit 
377.904 erteilten kurzfristigen Arbeitserlaubnissen nach $ 285 SGB II (Sozial- 
gesetzbuch III) das Gros (77,12 %) der Arbeitskräfte stellten. 267.245 polni- 
sche Arbeitskräfte reisten 2002 zur Arbeitsaufnahme als Saison- oder Werkver- 
tragsarbeiterInnen neu in die BRD ein, gefolgt von 28.667 neu eingereisten 
Arbeitskräften aus Rumänien. Die meisten befristeten Arbeitsgenehmigungen 
für MigrantInnen, die sich bereits in der BRD befanden, gingen 2002 mit 
110.659 an Pollnnen, gefolgt von Menschen aus Ländern des ehemaligen Ju- 
goslawien (66.038) und der Türkei (27.531). Nur ein knappes Drittel der Ge- 
nehmigungen ging an Frauen. 

Die verrichtete Arbeit verteilt sich auf die Landwirtschaft (260.439 erteilte Ar- 
beitsgenehmigungen nach $ 285 SGB IID), das Gastgewerbe (105.758), die 
Erbringung von „Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen“ (53.378) 
und mit je zwischen 15.000 und 20.000 Arbeitsgenehmigungen auf das Bau- 
gewerbe, „Kultur, Sport und Unterhaltung“, die Erbringung „sonstiger Dienst- 
leistungen“, die privaten Haushalten und das Ernährungsgewerbe. 

Den größten Arbeitskräftebedarf weist NRW mit 232.410 Arbeitsgenehmigun- 
gen nach $ 285 SGB III auf, gefolgt von den Bundesländern Hessen, Baden- 
Württemberg und Bayern mit jeweils ca. 120.000. Die östlichen Bundesländer 
haben nur einen Bedarf zwischen 4260 (Sachsen-Anhalt) und 12.765 (Bran- 
denburg) Arbeitskräften. Es ist anzunehmen, dass ein großer Teil der Saison- 
arbeiterInnen zusätzlich noch irregulär arbeitet, da es sich sowohl für sie sel- 
ber als auch für die ArbeitgeberInnen anbietet, auf bereits eingearbeitete Per- 
sonen zurückzugreifen und alle Beteiligten davon profitieren, wenn staatliche 
Abgaben gespart werden. Die SaisonarbeiterIlnnen stellen als sog. „Overstayer“ 
(„Überschreiter“ der Aufenthaltserlaubnis) einen Teil der irregulären Arbeite- 
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Innen dar. Im europäischen Vergleich lässt die BRD mit Abstand die meisten 
ausländischen Arbeitskräfte regulär ins Land. Die anderen Ökonomien ziehen, 
eventuell auch wegen einer größeren Flexibilisierung und einem weiter voran- 
geschrittenen Abbau sozialer Sicherungssysteme, einen Großteil ihrer Arbeits- 
kräfte aus dem Reservoir der „Sans Papiers“'’ (Bell 2003b; P.H. 2003). Die 
meisten billigen Arbeitskräfte bezieht die BRD im Moment noch aus dem 
neuen EU-Beitrittsland Polen. Die durch die Erweiterung forcierte (relative) 
Lohnangleichung dürfte in den nächsten Jahren zu einer Substitution der pol- 
nischen „BilligarbeiterInnen“ durch Menschen aus den Ländern führen, die 
außerhalb der EU bleiben müssen. 

Nach wie vor werden in der bundesdeutschen Wirtschaft MigrantInnen für die 
nicht besetzbaren und schlechter bezahlten Arbeiten benötigt und durch die 
Politik in unterschiedlichen rechtlichen Formen angeworben. Diese verdräng- 
ten nicht - wie es in rassistischen Argumentationen heißt - inländische Ar- 
beitkräfte, sondern führten dazu, dass diese in besser bezahlte Positionen auf- 
steigen konnten und es zu einer ethnischen Unterschichtung des Arbeitsmark- 
tes kam. Zu dieser Erkenntnis kommt auch das konservative Forschungsinsti- 
tut Economix Research & Consulting im Auftrag des Referates Arbeit und 
Wirtschaft der Stadt München in einer Studie über den derzeitigen Arbeits- 
markt und die notwendige Zuwanderung: 


„Modellrechnungen für Deutschland und andere Volkswirtschaften zeigen, dass Einwanderung 
langfristig zu höherer Beschäftigung führt. Arbeitslosigkeit und Lohnniveau werden nur wenig 
verändert, auch wenn es kurzfristig zu negativen Effekten kommen kann. Die Wachstum stei- 
gernden Effekte treten vor allem dann auf, wenn es gelingt, die zugewanderten Arbeitskräfte rei- 
bungslos zu integrieren. Sie schaffen sich letztlich ihre eigenen Arbeitsplätze und ihr eigenes 
Einkommen, wenn man ihnen dazu nur die Chance bietet.“ (Vogler-Ludwig 2002: 6) 

Es wird davon ausgegangen, dass der Zuzug von MigrantInnen zwar zu einer 
Lohnsenkung der sowieso schlecht bezahlten Arbeit der unteren Segmente 
und damit zu einer Konkurrenz zwischen den in den dort bereits arbeitenden 
MigrantInnen und den neu ankommenden führt. In der Vergangenheit hatte 
dies aber eine Lohnsteigerung der „weißen deutschen“ ArbeiterInnen zur Fol- 
ge, da diese in der Regel in den qualifizierteren Jobs arbeiten. 


Der irreguläre Arbeitsmarkt 


Im Rahmen der Umstrukturierung zur postfordistischen Regulation der Wirt- 
schaft wurden die ausländerrechtlichen Instrumente zum Herausdrängen aus- 
ländischer Arbeitskräfte aus den sozialversicherungspflichtigen Jobs forciert 
(Karakayali/Tsianos 2002: 255). Weiterhin wurden aber billige und flexible 
Arbeitskräfte benötigt, vor allem in Bereichen, in denen schwere körperliche 


10 Ich verwende die aus dem Französischen kommende Selbstzuschreibung, um den diskrimi- 
nierenden Begriff der „Illegalen“ zu vermeiden. 
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Arbeit anfällt, keine Qualifikation und nur rudimentäre Sprachkenntnisse 
notwendig sind wie in der landwirtschaftlichen Produktion, im Baugewerbe 
und im unteren Dienstleistungsbereich - Haushalt und Prostitution. Da die 
„GastarbeiterInnen“ „[mJit zunehmender Integration [...] ihre primäre Qualifi- 
kation für den deutschen Markt [verloren], die gerade darin bestand, nicht in- 
tegriert, also billig und flexibel zu sein“ (ebd.: 256) und sie und die deutschen 
ArbeiterInnen aufgrund des (noch) bestehenden Sozialsystems nicht bereit wa- 
ren, Arbeiten unterhalb des Sozialhilfeniveaus anzunehmen, wurde - neben 
der oben aufgezeigten Regelung zur kurzfristigen Anwerbung ausländischer 
Arbeitskräfte - die Anwesenheit von „Sans Papiers“ zunehmend akzeptiert und 
das Hauptaugenmerk auf deren Regulation und rechtliche Segregation gelegt 
(ebd.: 259; siehe auch die Analyse der konkreten Gesetzeslage und administra- 
tiven Kontrollmöglichkeiten am Beispiel Leipzigs in Alt 1999: 408ff). 

Der derzeitige neoliberal begründete Abbau der sozialen Sicherungssysteme 
trifft die hier lebenden MigrantInnen am härtesten und mit den Umstrukturie- 
rungen im Rahmen der Hartz-Gesetze wird von staatlicher Seite versucht, Mi- 
grantInnen ohne Arbeitsverhältnis aus den staatlichen Sicherungsnetzen zu lö- 
sen und wieder zu flexibilisieren.'' Durch die von der EU forcierte Deregulie- 
rung nationaler Wirtschaften, den Ausbau eines militärisch hochgerüsteten eu- 
ropaweiten Grenzregimes und die gleichzeitig immer restriktiveren Zuwande- 
rungsbedingungen kristallisiert sich ein von der Administration der EU ge- 
steuertes Migrationsregime (vgl. dazu Düvell 2002) heraus, das sich durch vier 
rein ökonomisch begründete Eckpfeiler beschreiben lässt: (1) Abwerben 
hochqualifizierter Fachkräfte aus den Peripherien des Kapitalismus, (2) ethni- 
sche Unterschichtung durch kurzfristige Anwerbung von Saison- und Werk- 
vertragsarbeiterInnen, wobei dies in dem beschriebenen Ausmaß nur auf die 
BRD zutrifft, (3) Regulation und Akzeptanz von illegalisierten Arbeitskräften 
in großem Ausmaß und (4) Flüchtlingsabwehr, also Abwehr der ökonomisch 
nicht verwertbaren Menschen. Die Flüchtlingsabwehr setzt sich wiederum aus 
drei zentralen Momenten, (I) der Verschärfung der Asylgesetzgebungen, (II) 
den immer höheren Barrieren des Grenzregimes und (III) der Flüchtlingsregu- 
lation vor Ort zusammen. Insgesamt wird die Zahl der in der EU anwesenden 
und somit auch irregulär arbeitenden „Sans Papiers“ auf 5 - 6,5 Millionen ge- 
schätzt (Düvell 2002: 166). Es kann angenommen werden, dass die europäi- 
sche Landwirtschaftsmaschinerie, die Bauwirtschaft sowie das Putz-, Haushalts- 
und Prostitutionsgewerbe ohne diese billigen, flexiblen und ausbeutbaren 
Menschen zusammenbrechen würde (siehe Bell 2003a; Neumann 2003; Hess 
2000 und 2003; Schulz 2003; Bell/Berg 2002, de la Torre o.J.; Lanz 2002). 

Ein Problem bei Schätzungen der anwesenden und arbeitenden „Sans Papiers“ 
ist der methodische Zugang, der sich aus der „Illegalität“ selbst ergibt. Es wurden 


11 Vgl. dazu www.proasyl.de/presse03/okt07.htm und www.proasyl.de/texte/mappe/2003/83/3.pdf 
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verschiedene Schätzverfahren entwickelt, die aber alle mit nicht evaluierbaren Va- 
riablen arbeiten (Alt 1999: 48ff). So wird versucht, von den ausländerpolizeili- 
chen Verfahren auf die Gesamtanzahl der „Sans Papiers“ zu schließen, doch sind 
Razzien nur in bestimmten Arbeitsbereichen die Regel und auch hier richtet sich 
die Dichte der Kontrollen eher nach politischen als nach statistischen Vorgaben, 
so dass eine allgemeine Schlussfolgerung nicht möglich ist. Andere Schätzverfah- 
ren versuchen von den an der Grenze aufgegriffenen bzw. zurückgewiesenen und 
den durch „Sans Papiers“ angegebenen durchschnittlich notwendigen Anläufen 
für die Überwindung der Grenzen die Gesamtzahl hier lebender „Sans Papiers“ 
hochzurechnen, doch sind die Zahlen auch hier nicht überprüfbar und zudem 
ist nicht klar, wie viele der MigrantInnen hier bleiben oder nach vollendeter Ar- 
beit wieder zurückkehren. Unter Berücksichtigung dieser Schwierigkeiten kommt 
Alt zu dem Ergebnis, dass „die bei Lederer [S. 5] angegebenen 'Regelschätzwerte' 
für die Anzahl 'Illegaler' in Deutschland, die derzeit zwischen 500.000 bis 1,5 
Millionen liegen sollen, eher jenseits der Millionengrenze anzusiedeln [sind]“ 
(ebd.: 50; siehe auch Lederer/Nickel 1997; Düvell 2002: 166). 

„Sans Papiers“ sind auf irreguläre Lohnarbeit angewiesen, da es für sie keine 
staatlichen sozialen Sicherungsnetze gibt (Weitkamp 1995: 94). Zwar könnte 
ein Teil der „Sans Papiers“ von FreundInnen oder Verwandten mitversorgt 
werden, doch dürfte dies in vielen Fällen keine langfristig befriedigende Lö- 
sung sein. Gleichzeitig ist davon auszugehen, dass ein Großteil der Menschen 
u.a. zum Arbeiten emigriert, um das internationale Lohngefälle auszunutzen, 
mit dem Ziel, Verwandte in der Heimat direkt zu unterstützen oder sich eine 
eigene Perspektive zu schaffen. Aufgrund der Rücküberweisungen „stellt die 
Arbeitsmigration [laut IWF-Statistiken] eines der wichtigsten Exportprodukte 
vieler ärmerer Länder dar, dessen Ertrag die offizielle ‚Entwicklungshilfe’ weit 
übersteigt“ (Lanz 2002). Wenn die geschätzten Zahlen der in der BRD leben- 
den MigrantInnen, die auf irreguläre Arbeit angewiesen sind, mit denen der 
geschätzten „Sans Papiers“ addiert werden und davon ausgegangen wird, dass 
ein Großteil zur Arbeit unter miserablen Bedingungen gezwungen ist, kann 
davon ausgegangen werden, dass die hiesige Ökonomie einen Arbeitskräftebe- 
darf von ca. 2 Millionen” irregulär arbeitender MigrantInnen hat. 

Bei der Analyse der politischen Akzeptanz der Anwesenheit einer solchen Zahl 
von „Sans Papiers“ und irregulärer Beschäftigung von hier lebenden Migran- 
tInnen sind einige strukturelle Widersprüche zu beachten, die jedoch gerade 
in ihrem Gesamtarrangement deren Effektivität begründen. So begründet die 
ständige Suche des Kapitals nach billigen und flexiblen Arbeitskräften die 


12 Dies ist eine Schätzung am unteren Rand, nämlich einer Million „Sans Papiers“ und jeweils 
einem Teil der „Overstayer“ der SaisonarbeiterInnen, der „Stillen Reserve“ und der prekär arbei- 
tenden hier lebenden MigrantInnen. Die Obergrenze liegt unter Berücksichtigung der irregu- 
lär arbeitenden Flüchtlinge bei ca. 3 Millionen. Auch wenn die Schätzungen sehr ungenau 
sind, deuten sie doch das immense Ausmaß des Bedarfs an irregulären ArbeiterInnen an. 
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Nachfrage nach „Sans Papiers“. Die freie Warenzirkulation des globalen Kapi- 
talismus über die nationalen Grenzen hinweg bedingt sowohl den Transport 
der Waren als auch die regulierte Migration unqualifizierter Arbeiterlnnen in 
großem Ausmaß. Allerdings findet die irreguläre und nicht kontrollierte Mi- 
gration immer Wege, die Grenzen zu überwinden. Die Durchlässigkeit der 
Grenzen ist quasi das notwendige Nebenprodukt weltweiter (Waren)zirkula- 
tion und somit wäre eine absolute Abschottungspolitik der kapitalistischen 
Zentren ein Widerspruch in sich (vgl. dazu Pieper 2004). Dennoch werden 
nicht alle Möglichkeiten der nationalen Kontrolle der irregulären Arbeitsmi- 
gration ausgeschöpft, sondern regelmäßig intervenieren WirtschaftsvertreterIn- 
nen bei einer wirksamen Verschärfung der Kontrolltechniken wie z.B. die ak- 
tuelle Diskussion um irreguläre Beschäftigung von Haushaltshilfen zeigt", wo 
es derzeit überhaupt keine staatlichen Kontrollen gibt. Die populistisch als 
„rigorose Bekämpfung von Schwarzarbeit“ angekündigte Kampagne endete aus 
Sicht des Vorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei Freiberg in einer Verkeh- 
rung der angekündigten Ziele: „Man muss fast zu der Überzeugung gelangen, 
dass der Gesetzentwurf den Datenschutz mit Täterschutz verwechseln will“ 
(Freiberg 2004). Hierbei sind die Täter das Kapital, denn „[olhne Auftraggeber 
keine Schwarzarbeit“ (ebd.). Die vor allem in der Baubranche stattfindenden 
Kontrollen sind aufgrund der politischen Vorgaben auf die Aufdeckung von 
„Sans Papiers“ ausgerichtet und dienen laut Selbstaussagen involvierter Poli- 
zeibeamtInnen zur Befriedigung rassistischer Vorstellungen des „deutschen 
Michels“ bzw. der Instrumentalisierung rassistischer Denkmuster durch die 
Politik (Alt 1999: 402). Hierbei spielen Gesetzeslage, ökonomische Nachfrage 
und rassistische Kontrollen Hand in Hand. Denn die zu erwartenden Strafen 
sind so gering, dass es sich für Unternehmen immer lohnt, die Einstellung 
von „Sans Papiers“ mit einzuplanen, wobei die „kriminelle Ausbeutung“, also 
die Vorenthaltung jeglichen Lohnes keine Seltenheit ist und häufig bereits in 
der Kostenkalkulation der Unternehmer implizit enthalten ist. Die Unterneh- 
men schützen sich durch ein Geflecht an General- und Subunternehmen und 
bis die Gerichtsverfahren beginnen, hat die institutionell-rassistische Maschi- 
nerie unumkehrbare Fakten geschaffen, die notwendigen ZeugInnen sind häu- 
fig bereits abgeschoben (ebd.: 381)."* 


13 Siehe u.a. Frankfurter Rundschau vom 20.1.04 „Entwarnung für die Putzhilfen - Regierung 
verschärft Schwarzarbeit-Gesetz nicht“. 

14 Eine zur Behebung dieser „Missstände“ notwendige Verschärfung der Gesetze wird nach An- 
gaben von Gesprächspartnerlnnen aus dem Leipziger Arbeitsamt bewusst unterbunden: 
„Wenn der politische Wille zur Bekämpfung ernsthaft da wäre, gäbe es zwei Instrumente, 
mit denen Arbeitgebern wirksam das Handwerk gelegt werden könnte: Durchgriffshaftung, 
vor allem Generalunternehmen gegenüber, und Beweisumkehr. Natürlich wäre auch eine 
Erweiterung der Eingriffsbefugnisse für Polizei und Staatsanwaltschaft wünschenswert. So- 
bald man das aber in Bonn einfordert, kommt man in die Lobby-Mühlen der großen Fir- 
men und das war’s dann.“ (ebd.: 414). 
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In einem scheinbaren Widerspruchsverhältnis dazu steht die restriktive Ein- 
wanderungspolitik und die populistisch-rassistische Stimmungsmache gegen 
„Sans Papiers“ und MigrantInnen, die mit Schuld daran seien, dass dem Staat 
die Steuereinnahmen wegbrächen und die den Deutschen „ihre“ Arbeitsplätze 
wegnähmen. Da in der BRD durch rassistische Parolen immer noch Wahlen 
gewonnen werden können (z.B. die Landtagswahl in Hessen 1999, Shah/Sirin 
1999: 5), ist deren Instrumentalisierung funktional für die Politik. Entspre- 
chend manifestierte sich in der Debatte um das Zuwanderungsgesetz der Wi- 
derspruch zwischen Anforderungen des Kapitals - vertreten durch die rot- 
grüne Regierung - und konservativ-rassistischen Politikvorstellungen. Gleich- 
zeitig jedoch schaffen gerade die Auswirkungen dieser Auseinandersetzungen 
durch die rechtliche und gesellschaftliche Segregation von MigrantInnen erst 
die Voraussetzung für die billigen Löhne irregulärer Arbeit. Ein ethnisierter 
Arbeitsmarkt ist daher funktional für das Kapital und durchlässige National- 
grenzen bilden wie auch die damit verbundene institutionalisierte Form der 
Differenzierung von Menschen durch den Ein- bzw. Ausschluss in bzw. aus 
gesetzlich garantierten Rechten ein konstitutives Moment kapitalistischer Pro- 
duktionsbedingungen. Irreguläre Arbeit wird nicht nur von MigrantInnen ge- 
leistet, sondern auch von Deutschen (zum Teil neben ihrer regulären Beschäf- 
tigung), so dass der Anteil der irregulären Arbeit an der gesamten Wirtschafts- 
leistung erheblich ist (vgl. dazu Alt 1999: 277) und man von einer etablierten 
Struktur sprechen kann. Irreguläre, also entrechtlichte und billige Arbeitskräf- 
te sind das Schmieröl kapitalistischer Entwicklung. Und wo ein Bedarf in der 
Ökonomie an Arbeitskräften entsteht, reagiert und reguliert die Politik, in ih- 
ren rassistischen Praxen und Widersprüchen durch die Konstitution gegenein- 
ander ausspielbarer Gruppen. 


Der Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge 


Der Zugang von AsylbewerberInnen, „De facto Flüchtlingen“ und sonstigen 
MigrantInnen mit einem prekärem Aufenthaltsstatus (2001: 671.995 Men- 
schen) zum offiziellen Arbeitsmarkt ist wie viele andere Aspekte der Rechte 
von Flüchtlingen Spielball der je aktuellen Politik. Seit Dezember 2000 be- 
steht für alle Flüchtlinge eine einjährige Wartezeit und eine folgende individu- 
elle Arbeitsmarktprüfung. Für jede neue Arbeitsgenehmigung muss nun die 
Stelle für einen Zeitraum von sechs Wochen ausgeschrieben sein, während der 
das Arbeitsamt versucht, bevorrechtige Deutsche oder EU-BürgerInnen für die 
Arbeit zu finden. De facto bedeutete diese Regelung, auch wegen der ab- 
schreckenden Formalien für die ArbeitgeberInnen, für die meisten Bundeslän- 
der ein fast generelles Arbeitsverbot für Flüchtlinge. Es lässt sich hier der im- 
mer wieder aufkommende Konflikt zwischen restriktiver Flucht- und Asylpoli- 
tik und den Anforderungen der Ökonomie nach weiteren verwertbaren Men- 
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schen feststellen. So wurde die in der neuen Verordnung ursprünglich auch 
bei einer Weiterbeschäftigung im gleichen Betrieb vorgesehene Arbeitsmarkt- 
prüfung auf Intervention der Wirtschaft abgeschafft, so dass bei gleich blei- 
bender Beschäftigung der Arbeitsplatz nicht mit jeder Verlängerung der Ar- 
beitsgenehmigung neu ausgeschrieben werden muss. Eingeführt wurde jedoch 
die Möglichkeit einer sog. „globalen Arbeitsmarktprüfung“. Diese gibt den 
Landesarbeitsämtern die Möglichkeit, bestimmte Berufe, für die es landesweit 
einen Überhang an Arbeitskräften gibt, generell für Flüchtlinge zu sperren. Ei- 
ne solche Liste gibt es zurzeit nur aus NRW, sie beinhaltet in erster Linie un- 
qualifizierte Arbeiten wie Lager-, Versand- und Transporthelferln, Bauhilfsar- 
beiterIn, BäckerhelferIn, RaumpflegerlIn oder WarenverpackerIn. Für die un- 
qualifizierten Arbeiten bedeutet dies auf der einen Seite eine (zwangsweise) Be- 
setzung mit bevorrechtigten Arbeitslosen, auf der anderen Seite wahrscheinlich 
eine vermehrte irreguläre Beschäftigung aufgrund der durch den Ausschluss 
gedrückten Löhne der Flüchtlinge. 

Dennoch hat ein Teil der in der BRD lebenden Flüchtlinge die Möglichkeit, 
einen meist schlecht bezahlten regulären Job anzunehmen. Theoretisch fallen 
671.996 Menschen aufgrund ihres ungesicherten Aufenthaltstitels unter das 
AsylbLG, 2001 bezogen jedoch nur 318.460 Menschen Leistungen. Es kann 
jedoch nicht einfach davon ausgegangen werden, dass die übrigen ca. 350.000 
Menschen regulär arbeiten. Ein Großteil wird bei Verwandten und FreundIn- 
nen untergekommen sein und irregulärer Arbeit nachgehen, da 2002 nur 
138.541 Arbeitsgenehmigungen an Flüchtlinge verteilt wurden." Diese teilen 
sich wie folgt auf: 68.808 gingen an AsylbewerberInnen (2001: 191.000 Men- 
schen), was ca. 34.400 Menschen betraf, da die Arbeitsgenehmigungen immer 
analog der Länge des Aufenthalts vergeben werden und die Aufenthaltsgestat- 
tung für AsylbewerberInnen immer 6 Monate gültig ist. Die Restlichen 65.164 
Arbeitsgenehmigungen wurden an sog. „De facto Flüchtlinge“ mit Duldung 
oder Aufenthaltsbefugnis (2001: 401.000 Menschen)", ausgegeben. Da die 
mögliche Länge solcher Aufenthaltstitel zwischen einem Monat und einem 
Jahr liegen, ist die Schätzung der Zahl der arbeitenden Flüchtlinge schwierig, 
bei durchschnittlich zwei Arbeitsgenehmigungen pro Jahr und Person wären 
dies ca. 32.500. 

Bei der Verteilung der Arbeitsgenehmigungen auf die Bundesländer fällt auf, 
dass in den alten Bundesländern 97,72 % der Genehmigungen vergeben wur- 
den und dass AsylbewerberInnen und Flüchtlinge in einem ziemlich ausgegli- 
chenen Verhältnis zueinander stehen, während Flüchtlinge in den östlichen 
Bundesländern so gut wie keine Genehmigungen bekommen. Die meisten Ar- 


15 Diese und die folgenden Zahlen aus Bundesanstalt für Arbeit (2002), (2001) und (2000); die 
Aufschlüsselung nach Bundesländern wurde mir auf Nachfrage zugeschickt. 

16 Da in den Arbeitsmarktstatistiken allgemein von „Flüchtlingen“ die Rede ist, beziehe ich 
mich in meinen Berechnungen auf die Flüchtlingsstatistiken. 
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beitsgenehmigungen wurden in Baden-Württemberg mit 37.090 (19.974 an 
AsylbewerberInnen, 16.548 an Flüchtlinge) vergeben, gefolgt von NRW mit 
31.429 (16.036 an AsylbewerberInnen, 14.519 an Flüchtlinge), Bayern mit 
22.670 (8.908 an AsylbewerberInnen, 12.788 an Flüchtlinge) und Hessen mit 
19.677 (8.793 an AsylbewerberInnen, 10.767 an Flüchtlinge). 

Prinzipiell kann festgestellt werden, dass ca. 18 % aller AsylbewerberInnen 
und ca. 8,6 % der Flüchtlinge eine Arbeitsgenehmigung bekommen. Flücht- 
linge werden nach einem bestimmten Schlüssel auf die BRD verteilt. Auch 
wenn vor allem aus dem Osten viele AsylbewerberInnen in erster Linie nach 
Berlin oder in die westlichen Bundesländer zu wechseln versuchen, lassen sich 
über diesen Schlüssel Rückschlüsse auf die prozentuale Arbeitswahrscheinlich- 
keit ziehen. So haben in Baden-Württemberg ca. 43 % aller Asylbewerberln- 
nen eine Arbeit, gefolgt von Hessen (ca. 32 %), NRW (ca. 18,6 %) und Bayern 
(ca. 17 %). In den östlichen Bundesländern bewegt sich die Zahl zwischen ca. 
6,7 % in Thüringen und ca. 1,5 % in Sachsen-Anhalt. Derartige Aussagen über 
Flüchtlinge sind schwierig, da es keine auf Bundesländer aufgeschlüsselten Sta- 
tistiken gibt. Aus der mir vorliegenden Statistik’ lässt sich folgendes über den 
Arbeitsmarktzugang von Flüchtlingen sagen: ca. 13 % aller Menschen mit 
Duldung oder einer Aufenthaltsbefugnis haben in Baden-Württemberg, in 
Bayern und Hessen einen regulären Job. Überproportional viele Menschen 
mit einem solchem prekärem Aufenthaltsstatus leben in Berlin (35.334) und in 
NRW (134.585). Wichtig ist hierbei, dass ein Großteil der AsylbewerberInnen 
und Flüchtlinge in Niedriglohnverhältnissen arbeitet und dass in Hamburg 
und im Saarland bekannt ist, dass Arbeitsgenehmigungen in der Regel nur für 
400 Jobs vergeben werden. Solange AsylbewerberInnen und Flüchtlinge Le i- 
stungen nach dem AsylbLG beziehen, muss fast der gesamte Betrag - im Ge- 
gensatz zu den deutschen SozialhilfeempfängerInnen - zurückgezahlt werden, 
was die Motivation, irregulär zu arbeiten, natürlich sehr erhöht. Insgesamt 
werden bundesweit 6,61 % (106.011.931 ) der ausgezah Iten Leistungen 
(1.603.566.800 ) wieder als Einnahmen ve rrechnet, Baden-Württemberg ist 
mit 11,44 % der Gesamtzahlungen am erfolgreichsten, den AsylbewerberInnen 
und Flüchtlingen für überteuerte Mehrbett-Wohnheimplätze und Sachleistun- 
gen „das Geld aus der Tasche zu ziehen“. 


Ethnisierter Arbeitsmarkt und Lagersystem im Neoliberalismus 


Bei der Analyse des im europäischen Vergleich staatlich stark regulierten Ar- 
beitsmarktes in der BRD (Hillmann 2000: 415) ist nicht nur eine einfache 
ethnische Unterschichtung sondern eine mehrfache oder differentielle Unter- 


17 Die Statistik wurde in meinem Auftrag vom Statistischen Bundesamt angefertigt. Sie enthält 
eine Aufschlüsselung nach Bundesländern und Aufenthaltsstatus, sie sei jedoch nach Aussa- 
gen der Sachbearbeiterin „ungenau und die Zahlen nur mit Vorsicht zu verwenden“. 
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schichtung bzw. Ethnisierung feststellbar. Der formelle Arbeitsmarkt für Men- 
schen mit unbeschränktem Arbeitsmarktzugang (2002: ca. 38,5 Millionen) ist 
ethnisch segmentiert. Ähnlich der klassenspezifischen Schichtung ist hier kei- 
ne generelle Durchlässigkeit feststellbar, ein Aufstieg ist die Ausnahme und die 
Eintrittsbeschränkungen lassen sich vor allem als durch kulturelles und sozia- 
les Kapital (Bourdieu 1997: 49ff) strukturiert beschreiben. Die so definierte 
„Qualität der Verwertbarkeit“ schlägt sich in den unterschiedlichen Arbeitslo- 
senquoten der ethnischen Arbeitsmarktsegmente nieder. Ergänzt wird der for- 
melle Arbeitsmarkt durch Segmente von Arbeitskräften mit durch ausländer- 
rechtlichen Regelungen befristeten Arbeitsmarktzugang. Hier gibt es fließende 
Übergänge zu wiederum ethnisch differenzierten irregulären Sektoren. Den- 
noch ist eine Konkurrenz zwischen den regulierten und den irregulären Seg- 
menten zur Zeit noch eine scheinbare, die durch die ideologische Funktion 
des Rassismus konstituiert wird und real der Legitimation von Stellenabbau, 
Lohnsenkung und Deregulierung sozialer Sicherungssysteme dient. Erst im 
Rahmen der derzeitigen neoliberalen Deregulierung und Umstrukturierung wie 
durch die Hartz-Gesetze wird es an den Rändern der rassistisch definierten 
Segmente zu realer Konkurrenz kommen. Lange hier lebende MigrantInnen 
werden aus den Sicherungsnetzen hinausgedrängt und flexibilisiert; sie treten 
dann in Konkurrenz mit den irregulären Arbeitskräften. Durch die fortschrei- 
tende Deregulierung staatlicher Sicherungsleistungen werden auf der einen Sei- 
te Einkommensgegensätze zwischen Arm und Reich weiter auseinander gehen, 
wobei sich diese Entwicklung analog der rassistischen Segmente vollzieht, die 
„weißen Deutschen“ also von der ethnischen Unterschichtung direkt profitie- 
ren. Auf der anderen Seite werden im Rahmen ideologischer Begründungen 
die durch den Abbau sozialer Sicherungssysteme real gewordene Konkurrenz 
zwischen den nicht mehr verwertbaren „Weißen“ und hier lebenden Migran- 
tInnen forciert. Populistischer Ausweg aus der produzierten Krise sind rassisti- 
sche Schuldzuweisungen von Seiten der Politik und die Konstitution eines in 
Krisenzeiten zusammenhaltenden „deutschen Kollektivs“. 

Dies bildet die ökonomische Grundlage, in der auch das dezentrale Lagersy- 
stem eine spezifische Funktion übernimmt. Historisch entstanden sind die de- 
zentralen Arbeitskräftereservoire von Flüchtlingen, um den durch den Anwer- 
bestopp entstandenen Arbeitskräftemangel zu beheben. Im Rahmen rassistisch 
motivierter Politik wurden diese zu dezentralen Kleinlagern umgebaut. Die de- 
zentralen Kleinlager bilden heute die Grundlage der Pufferfunktion, wobei or- 
ganisatorische Voraussetzung die parallel zur ökonomischen Umstrukturierung 
ablaufende zunehmende Privatisierung der Heimunterbringung war. Private 
Betreiberfirmen setzten sich gegen die großen Wohlfahrtsverbände durch, da 
sie ohne inhaltliche Richtlinien die Preise durch Abbau der SozialarbeiterIn- 
nenstellen und mittels systematischer Überbelegung drastisch senken konnten. 
So fällt die Kontrollfunktion weg, die die Betreuung immer auch innehat. Die 
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systematische Überbelegung ist ein weiterer Punkt, an denen es zur Aufrecht- 
erhaltung der Heimordnung für die Betreiberfirmen funktional wird, das Ver- 
schwinden zum irregulären Arbeiten zu akzeptieren oder gar zu unterstützen. 
Die ökonomische Funktion des dezentralen Lagersystems lässt sich also als hı- 
storisch entstandener, gesetzlich konstituierter Puffer für die Anforderungen 
lokaler Wirtschaftsbereiche beschreiben, der heute eine Scharnier- oder Selek- 
tionsfunktion zwischen formellen und informellen Segmenten übernimmt. So 
können Flüchtlinge in Bundesländern mit einem hohen Arbeitskräftebedarf 
regulär trotz gesetzlicher Beschränkungen arbeiten, die Beschäftigungsquote 
von AsylbewerberInnen reicht in Baden-Württemberg mit knapp 42 % an die 
der gesichert hier wohnenden MigrantInnen heran. In Bayern haben die loka- 
len Arbeitsämter in einigen Lagern Vermittlungsstellen eingerichtet, um den 
Bedarf an billigen Arbeitskräften zu decken.'* Im Gegensatz zu Saisonarbeite- 
tInnen mit ihrem dreimonatigem Aufenthalt können Flüchtlinge den Arbeits- 
kräftebedarf für langfristig angelegte (prekäre) Arbeitsplätze decken und stehen 
hier in direkter Konkurrenz sowohl mit den unteren migrantischen Segmenten 
(befristeten Aufenthalts) als auch mit den „Sans Papiers“. Flüchtlinge migrie- 
ren trotz Residenzpflicht und nach rassistischen Merkmalen ausgerichteten 
Polizeikontrollen innerhalb der BRD in Richtung informeller Märkte, so dass 
in den östlichen Bundesländern ein Teil der „arbeitsfähigen“ Flüchtlinge in 
Berlin oder in den südwestlichen Bundesländern irregulärer Arbeit nachge- 
hen." Hierbei zeigt sich die Regulationsfunktion rassistischer gesellschaftlicher 
Strukturen analog der differentiellen Ethnisierung von MigrantInnen. Da in 
den östlichen Bundesländern die irreguläre Arbeit von Menschen aus Polen 
und den südosteuropäischen Ländern übernommen wird, haben Flüchtlinge 
aus außereuropäischen Ländern vor allem in ländlichen Gegenden keine 
Chance auf einen Job, zu groß ist die Wahrscheinlichkeit, aufgrund ihres Äu- 
ßeren angezeigt zu werden, denn jede/r in der Öffentlichkeit arbeitende Nicht- 
europäer ist ein/e potentieller „Sans Papiers“. Durch die Abstufung der Kon- 
trollen lässt sich das Unterbringungssystem als ein System beschreiben, das 
auf unkontrolliertes Verschwinden zwecks Arbeit ausgerichtet ist: gesetzlich 
vorgesehen ist ein Meldetermin pro Monat beim Sozialamt, der eingehalten 
werden muss, um den Heimplatz und damit auch den rechtlichen Aufent- 
haltsstatus nicht zu verlieren. 


18 Nach Aussagen des Leitern der Mobilen Beratungsstelle Brandenburg Dr. Bautz im Rahmen 
eines Experteninterviews. 

19 Laut Interviews mit Flüchtlingen aus dem östlichen Bundesländern und nach Informationen 
von Menschen, die in der Flüchtlingsunterstützung arbeiten. Es kommt auch immer wieder 
vor, dass Flüchtlinge bei Polizeikontrollen an Arbeitsstellen „entdeckt“ werden oder wie An- 
fang 2003 in Berlin, wo Flüchtlinge aus Brandenburg ihre irreguläre Arbeit auf einer Berliner 
Großbaustelle öffentlich machten, um den ihnen vorenthaltenen Lohn einzuklagen („Leih- 
arbeiter warten auf Lohn“ Frankfurter Rundschau vom 12.6.03). 
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Die ökonomische Ausrichtung ergab sich vor knapp 30 Jahren aus dem Ar- 
beitskräftebedarf - noch vor der rassistischen Lagerunterbringung. Auf der Ba- 
sis dieser dezentralen Arbeitskräftereservoire wurde dann das heute vorfindbare 
Lagersystem aufgebaut und durch den zeitweiligen Ausbau auf eine Verwal- 
tungskapazität von über einer Millionen Menschen entstand bei gleichzeitiger 
Privatisierung der Unterbringung die heutige Struktur. Diese hat weiterhin Be- 
stand, obwohl dieses System maßlos überteuert ist, die Argumentationsfigur 
der Flüchtlingsabwehr durch soziale Degradierung scheinbar aus dem öffentli- 
chen Diskurs verschwunden ist und die Wirtschaft wieder auf eine gelockerte 
Einwanderungspolitik drängt. Gleichzeitig wird derzeit das dezentrale Lagersy- 
stem in seiner restriktivsten und modernsten Ausformung weiter ausgebaut, 
sichtbar als überall entstehende „Ausreisezentren“. 

Der diskursive Schnittpunkt zur neoliberalen Ideologie manifestiert sich in 
dem Bild des Flüchtlings: die „Flüchtlinge“ bzw. die „Sans Papiers“ stellen die 
Prototypen der neoliberal konstituierten ArbeiterInnen dar - flexibel, ohne 
soziale Sicherungssysteme den Anforderungen der Wirtschaft ausgeliefert und 
durch rechtliche und polizeiliche Repression in der Artikulation ihrer Rechte 
ruhig gestellt. Als diskursive Formation dient es der Gewöhnung an die 
„Normalidentitäten“ neoliberaler ArbeiterlInnen im Allgemeinen. Gleichzeitig 
ist das Bild des Flüchtlings als Prototyp neoliberal flexibilisierter ArbeiterIn- 
nen immer rassistisch aufgeladen, so dass es sowohl als Negativbild einer ab- 
zulehnenden Zukunft fungiert als auch durch die gleichzeitige Realisation im 
Bildes des Flüchtlings als „dem Staat auf der Tasche liegend“ und durch 
„Schwarzarbeit deutsche Arbeitsplätze vernichtend“ der Begründung des weite- 
ren Abbau von Arbeitsrechten dient. Dabei stellt der Rassismus die notwendi- 
ge Ideologie zur Verdeckung des eigentlichen Motors und Profiteurin in dieser 
Entwicklung dar, nämlich die hiesige Wirtschaft und Politik (Ruf 1992: 80). 
Diese Entwicklung der ethnischen Unterschichtung von Arbeitsmärkten ist ei- 
ne allgemein zu verzeichnende Tendenz der derzeitigen Reorganisation kapita- 
listisch-fordistischer Produktionsregimes, wobei die Integration prekärer und 
informeller Arbeitsmarktsektoren sowohl in den Metropolen als auch in den 
Niedriglohnländern der Peripherien „konstitutiver Bestandteil“ (Beese 2003) 
ist. 
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Hartwig Berger 


Alkohol im Tank - Bio-Kraftstoffe und die 
Grenzen moderner Mobilität 


Die Erdölwirtschaft wird es nicht mehr lange geben. Immer mehr Zeichen deu- 
ten darauf, dass Ölfelder versiegen, die Förderung aus den verbleibenden Fel- 
dern nicht gesteigert werden kann und neue Vorkommen in der Tiefsee oder 
in Schiefern und Sanden nur unter erheblich wachsenden Kosten und enor- 
men Umweltbelastungen erschlossen werden. Die Preise dieses mit weltweit 
39%-Anteil wichtigsten Energieträgers werden steigen und die an wohlfeile 
Verschwendung von Erdöl gebundene Weltwirtschaft in eine Dauerkrise stür- 
zen. Imperialistische Hegemoniebestrebungen über Förderländer können zu 
Kriegen führen, die die Förderregionen, aber auch die hochgradig verwundba- 
ren Industrieländer in gesellschaftliche Desaster stürzen. Ein Wechsel vom 
Erdöl zum Erdgas als dominantem Energieträger bietet ebenso wenig Lösun- 
gen: Der Abbau der weltweiten Vorkommen an Erdgas würde dadurch be- 
schleunigt, so dass auch hier die Förderquoten nach wenigen Jahren zurück- 
gehen würden. 

Ein sich abzeichnendes Ende des Ölzeitalters ist in einer Hinsicht eine gute 
Nachricht. Endlich muss die lebende Generation, die in den Industrieländern 
den Weg in die Sackgasse „Erdöl“ wesentlich zu verantworten hat, Konse- 
quenzen aus ihren Fehlern ziehen, statt die immer größer werdenden ökologi- 
schen Kosten der Erdausplünderung weiterhin kommenden Generationen auf 
zuwälzen. Jede zusätzliche Entdeckung gut ausbeutbarer Öl und Gas- 
Vorkommen verzögert den Prozess des Umlernens. Sie erhöht die Bereitschaft, 
noch mehr Treibhausgase zu produzieren und so den Klimawandel weiter 
„anzutreiben“. Dass die energetische Nutzung fossiler Erdreserven bereits vor 
Beginn ihrer Erschöpfungsphase reduziert werden muss, liegt zwar auf der 
Hand; ebenso, dass sie aus Klimaschutzgründen einzustellen sei, bevor der 
letzte Tropfen Öl verbrannt sein wird. Die Praxis der Staaten und Unterneh- 
men in den meisten Ländern der Erde jedoch richtet die Nutzung der Energie- 
ressourcen an ihrer unmittelbaren Verfügbarkeit aus, nicht an Voraussicht und 
an Umweltfolgen. 

Vielleicht gewinnt mit den häufiger werdenden Anzeichen einer Ölverknap- 
pungs-Krise die Einsicht mehr Raum, dass einzig die Nutzung erneuerbarer 
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Ressourcen ein dauerhaftes Energiesystem ermöglicht. Diese erste These von 
der Notwendigkeit einer umfassenden und weltweiten Solarwende setzt der Ar- 
tikel voraus. Bestritten wird nun zum zweiten, dass die Solarwende machbar 
ist, wenn nicht zugleich der exzessiven Nutzung von Energieressourcen in den 
entwickelten und den im Entwicklungsstand annähernd vergleichbaren Welt- 
regionen ein Ende gesetzt wird. Eine Fortsetzung des fossilen Zeitalters mit 
seinem erreichten Energiehunger ist ein universales Selbstmordprogramm; die 
' von heute 
ist unrealistisch. Angesichts des nachvollziehbar wachsenden Energiebedarfs in 


Ablösung durch ein Solarzeitalter mit den Energie,verbräuchen“ 


armen Weltregionen sowie weiter zunehmender Weltbevölkerung heißt das für 
die reichen Länder: Reduktion der Energienutzung um ein Mehrfaches. 


Mobilität und Flächenbedarf 


Die zweite These beleuchtet der Artikel an der Substitution von Erdöl als 
Treibstoff für den motorisierten Verkehr durch Bio-Kraftstoffe. Ich beschränke 
mich dabei auf die bereits elaborierte Technik der Nutzung von Ethanol, das 
aus der Verwertung von zuckerhaltigen Pflanzen gewonnen wird. Es wird an- 
genommen, dass der Flächenbedarf für den Anbau anderer Energiepflanzen 
nicht bedeutend geringer ist. Biogas, das aus Pflanzenmaterial gewonnen wird, 
hat eine günstigere Energiebilanz als Bio-Ethanol, während die Energieausbeu- 
te aus Rapsöl und vergleichbaren Pflanzenressourcen schlechter ist. Palmöl 
schließlich, dessen Anbau für Treibstoffzwecke gegenwärtig in einigen Ländern 
wie Malaysia betrieben und propagiert wird, hat eine extrem ungünstige Um- 
weltbilanz. Es wird in Regenwäldern oder aus Plantagen nach Vernichtung die- 
ser Wälder gewonnen. 

Ausgeblendet bleibt die Technik der Nutzung von Wasserstoff, an die viele 
Automanager und Energieexperten große Erwartungen richten. Wasserstoff ist 
kein erneuerbarer Energieträger sondern ein Derivat, das aus anderen Energie- 
ressourcen hergestellt wird. Wird Wasserstoff aus Bioenergie erzeugt, stellen 
sich strukturell dieselben Kapazitätsprobleme wie beim Bio-Ethanol. Hinzu 
kommen hohe Energieverluste durch die Erzeugung des Wasserstoffs selbst. 
Wird Wasserstoff über Strom aus Kohle oder aus Kernkraft hergestellt, bleiben 
wir in den nicht lösbaren Ressourcen- und Umweltproblemen der nicht- 
erneuerbaren Energieträger gefangen. Eine sie überschreitende Perspektive hat 
allerdings die solare Wasserstofflinie: Die Elektrolyse von Wasser durch Strom, 
der aus Solarkraftwerken oder Windkraftanlagen gewonnen wird. Ob dadurch 
die ähnlich gigantischen Mengen für den gegenwärtigen Bedarf an motorisier- 
ter Fortbewegung herstellbar sind, kann a priori nicht ausgeschlossen, darf 


1 „Energieverbrauch“, auch „Energieverschwendung“, „Energiesparen“ sind nach den Gesetzen 
der Thermodynamik Widersprüche in sich. Energie wird immer nur in andere Formen ver- 
wandelt. 
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aber mit guten Gründen bezweifelt werden. Die Stromerzeugung aus erneuer- 
baren Energien hätte zunächst die Funktion, den enormen Bedarf der Weltge- 
sellschaft an der wegen ihrer vielseitigen Verwendbarkeit wertvollsten Energie- 
form, dem Strom, zu decken. Zudem kann voraussichtlich nur ein Teil des Er- 
trages fossiler und nuklearer Kraftwerke durch regenerative Anlagen substitu- 
iert werden, der Rest wäre durch Reduktion des Strombedarfs abzudecken. 
Dass unter solchen Umständen nennenswerte Teile des gegenwärtigen Kraft- 
stoffbedarfs durch solar erzeugten Wasserstoff ersetzt werden kann, ist un- 
wahrscheinlich, zumal auch Speicherung und Transport des solaren Wasser- 
stoffs (energie-Jaufwendig ist. 

Den weltweiten Rohölbedarf schätzt die Internationale Energieagentur für das 
laufende Jahr 2004 auf 80,6 Millionen Barrel pro Tag, für das ganze Jahr ge- 
rechnet also 4,7 Billionen Liter. In ihren Trendprognosen veranschlagt die IEA 
einen Zuwachs um 57% bis 2020, also auf 7,4 Billionen Liter im genannten 
Jahr. Diese Menge wäre bei Aufrechterhaltung des Bedarfs durch erneuerbare 
Ressourcen zu substituieren. In Deutschland wird knapp die Hälfte, 47%, des 
genutzten Erdöls für motorisierte Fortbewegung eingesetzt (Fischer 1997: 
1072). Interpolieren wir das auf globale Verhältnisse, errechnen sich für 2020 
3,5 Billionen Liter als Substitutionsbedarf für die gegenwärtige Mobilität. Le- 
gen wir die weltweiten Bioethanolerträge des Jahres 2001 mit 31,4 Milliarden 
Liter (Arbeitspapier 2004: 51) - zugrunde, und berücksichtigen wir den gerin- 
geren Heizwert von Ethanol gegenüber Benzin und Diesel”, wären damit gera- 
de 0,5-0,6% des Substitutionsbedarfs abgedeckt. Nicht berücksichtigt sind da- 
bei die energetischen Kosten im Zuckerpflanzenanbau und in seiner Destillie- 
rung zu Alkohol, die grob gerechnet die Hälfte des Ertrags beanspruchen. 
Allerdings steckt der Bioethanolsektor noch in den Kinderschuhen. Die Fffi- 
zienz in der Gewinnung von Alkohol lässt sich steigern: So kann durch Destil- 
lierung auch der trockenen und nassen Abfälle (Pflanzenreste und sog. 
„Schlempe“) Biogas erzeugt und dieses zur Deckung des Energiebedarfs der 
Ethanolanlage verwendet werden. Es ist auch möglich, durch einen elaborier- 
ten technischen Prozess Zellulose aus Pflanzenresten in Zuckermoleküle auf 
zuspalten und diese dann zu Alkohol zu vergären. Durch diese Verfahren lässt 
sich zumindest die Energiebilanz der Ethanolherstellung etwas verbessern. 
Schließlich besteht die Hoffnung, die nutzbare Fläche für den Anbau von 
Zuckerrohr und Zuckerrüben wesentlich steigern zu können. Es ist daher sinn- 
voll, sich die Kapazitäten im Pionierland der Bioethanol-Herstellung, in Brasi- 
lien, näher anzuschauen: 

Unter den ausnehmend guten klimatischen Umständen des tropischen Landes 
wird der Durchschnittsertrag von Zuckerrohr pro Hektar auf 54 Tonnen bezif- 


2 Die unteren Heizwerte betragen: 5,9 kWh/l (Ethanol), 8,9 kWh/l (Benzin), 10 kWh/l (Diesel und 
Rohöl). Angaben von Werner Weindorf, Ludwig Bölkow Stiftung für Systemtechnik, München. 


458 Hartwig Berger 


fert (Gomes 1978). Nach jüngeren Angaben liegt er bei 60 t/ha, der Alkoholer- 
trag pro Tonne bei 66 bzw. 75 Litern.” Im Ergebnis kommen wir auf 3.600 | 
bzw. 4.500 1 Ethanol pro Hektar. Wir blenden den zusätzlichen Energieauf- 
wand der Destillierung und des intensiven, monokulturellen Anbau aus und 
machen die eher zu günstige Annahme, dass er durch energetische Verwertung 
der pflanzlichen Abfälle gedeckt werden kann. Bei einem sparsamen Umgang 
mit Treibstoff würde also ein Hektar Rohrzuckeranbau den Bedarf von 1,3 - 
1,4 PKWs bei einer angenommenen Jahresleistung von jeweils rund 30.000 km 
und einem spezifischen Benzinverbrauch von 7 Liter pro 100 km abdecken.' 
Über das Gesamtpotential des brasilianischen Bioethanolsektors gibt es unter- 
schiedliche Zahlen: Für 1998 werden 13 Milliarden Liter, für 2001 12 Milliar- 
den Liter Ertrag gemeldet (L&bre 2004). Bei einem spezifischen Verbrauch, ge- 
rechnet auf Benzin, von 7 l auf 100 km und einer angenommenen Jahreslei- 
stung von 30.000 km wären damit 4,1 Mio. Fahrzeuge treibstoffmäßig ver- 
sorgt, das sind weit weniger als die Hälfte in einem Land, dessen Motorisie- 
rungsgrad längst nicht an die OECD-Länder heranreicht und das für den Zuk- 
kerpflanzenanbau ideale Bedingungen bietet. Ein Vertreter Brasiliens auf der 
Weltkonferenz für erneuerbare Energien 2004 gab an, dass in seinem Land 3 
Mio. ethanolbetriebene Autos mit einem Gesamtverbrauch von 4,9 Mrd. Liter 
fahren. Außerdem werden die 2002 in Brasilien hergestellten Fahrzeuge mit 
einem um 22-25% mit Ethanol versetzten, „gasohol“ genannten Benzinge- 
misch gespeist; das entspricht einem Jahresbedarf von 5,5 Mrd. Liter (ebd.). 

Je mehr sich die Gewinnung von Energieträgern aus landwirtschaftlichem An- 
bau entwickelt, desto stärker wird sie voraussichtlich in die südliche Hemi- 
sphäre der Welt verlagert. Dort sind nicht nur die klimatischen Bedingungen 
günstiger, sondern auch die Löhne niedriger und die Ausbeutung der Landar- 
beiterlnnen brutaler. Gegenwärtig in der Diskussion ist innerhalb der EU al- 
lerdings der Biokraftstoff unter der Zielsetzung, ihn in der europäischen 
Landwirtschaft zu erzeugen und dieser damit neue ökonomische Perspektiven 
zu eröffnen. Dass Landwirte zugleich Energiewirte werden, ist angesichts der 
stark negativen Energiebilanz „moderner“ intensiver Landwirtschaft ein Schritt 
voran, zumal eine Verarbeitung von Ernteerträgen zu Biokraftstoff ländlichen 
Regionen mehr wirtschaftliches Leben geben kann. 

Schätzen wir das energetische Potential für Bioethanol in europäischen Regio- 
nen ab. Am perspektivenreichsten erscheint der Anbau in Gebieten mit inten- 
siver Sonneneinstrahlung, wie in den Ebenen des Guadalquivir, der Garonne 
oder in Süditalien. Doch beschränken wir das Szenario auf die solar weniger 
gesegneten Felder Mitteleuropas. 


3 Auskunft von Grassi auf der Vorkonferenz des „World Council of Renewable Energies“ 
(WCRE) in Bonn, 31.05.2004. 


4 In die Kalkulation gehen immer die unterschiedlichen Heizwerte ein. 
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Der Brutto-Flächenertrag für Ethanol wird von Fachleuten unterschiedlich be- 
ziffert. Ich orientiere mich an Daten, die 4.900 1 Ethanol pro ha und in Diesel- 
äquivalent gerechnet 2.900 Liter veranschlagen’. Für die klimatischen Verhält- 
nisse hiesiger Breiten erscheint das sehr hoch. Pflanzenöl und Zucker sind Spei- 
cherungen solarer Energie in biologischer Form, die dadurch für menschliche 
Aktivität nutzbar werden. Verbessern lässt sich der Ertrag durch Steigerung der 
Quantitäten, was wiederum den verstärkten Einsatz von Kunstdünger erfordert 
und infolgedessen sowohl die Energiebilanz wie insbesondere die Bilanz in der 
Erzeugung von Treibhausgasen verschlechtert. Der Energiepflanzenanbau gerät 
somit leicht in das Dilemma, praktizierter Klima- und Ressourcenschutz bei 
gleichzeitiger Inkaufnahme neuer oder alter® Treibhausgas-erzeugender Prakti- 
ken zu sein. Das ist einer der Gründe, aus denen für eine klare Prioritätenset- 
zung des ökologischen Anbaus bei Energiepflanzen plädiert wird. 

Das angedeutete Dilemma spiegelt sich in einer insgesamt nicht günstigen Ener- 
giebilanz für Bio-Ethanol. Für die brasilianische Zuckerrohrproduktion wurde 
das Input-Output Verhältnis an Energie 1980 wahrscheinlich zu günstig mit 1:4,4 
angegeben (Martinez-Alier 1987: 25). Heutige Experten beziffern die Nettoener- 
giebilanz für deutsche Verhältnisse lediglich auf 1:1,3-2 (Scheffer 2004). Durch 
zusätzliche energetische Verwertung der Zuckerrohr-Reste und der „Schlempe“ 
(flüssiger Abfall der Destillierung), ließe sich die Bilanz nach Angaben anderer 
Experten bis auf maximal 1:3,4 verbessern.’ Für einen intensiven Rübenanbau 
könnten wir folglich den Nettoenergieertrag pro Hektar auf 2.300 Liter, im 
sinnvoller anzustrebenden Öko-Szenario auf 1.500 Liter veranschlagen. 

Der Ethanol-Ertrag pro Hektar im Ökoszenario und unter hiesigen Verhältnis- 
sen wäre etwas geringer, im Intensivszenario etwas höher als der Treibstoffver- 
brauch eines Autos, das 7 Liter pro 100 km benötigt und 30.000 km im Jahr 
fährt. Bei einem Bestand von 44,7 Millionen PKWs und Kombis im Jahr 2003 
(Verkehr 2004) müssten folglich 596.000 qkm Land ausschließlich und flä- 
chendeckend mit Zuckerrüben kultiviert werden, um den motorisierten Fahr- 
bedarf regenerativ zu decken. Bei 100%igem Intensiv-Anbau reduziert sich die 
Fläche auf 389.000 km, bei allerdings höheren Energieeinsätzen, schlechterer 
Nettoenergiebilanz und vermehrten Klimawirkungen. Keine Berücksichtigung 
finden dabei die 2,6 Mio. LKWs mit weit höherem spezifischen Verbrauch, die 
3 Mio. Motorräder und 2 Mio. Zugmaschinen. Ebenso sind der Antrieb die- 
selbetriebener Bahnen und vor allem der stark wachsende Luftverkehr nicht 
eingerechnet. 


5 Auskunft von Werner Weindorf, Ludwig Bölkow Stiftung für Systemtechnik München. 

6 Neu oder alt: Wenn in der konventionellen Landwirtschaft der bisherige Getreideanbau 
durch Zuckerrübenfelder ersetzt wird, verschlechtert das nicht die Klimabilanz. Wenn aber 
ansonsten stillgelegte Flächen mit Rüben bepflanzt werden, wird die Bilanz negativer und 
mindert den klimapolitischen Gewinn des Bio-Kraftstoffs. 

7 Auskunft von Werner Weindorf. 
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Die Abschätzung ist intellektuell interessant und inhaltlich niederschmetternd. 
Sie verhilft zu einer anschaulichen Vorstellung über den enormen Ressourcen- 
bedarf der motorisierten Welt von heute, den die Ausplünderung unterirdi- 
scher Ölressourcen weniger leicht erkennen lässt. Allein Deutschland benötigt 
- nach Öko- und Intensivanbau differenziert - das 5,5 - 8,5fache seiner jetzi- 
gen Getreideanbaufläche von 70.000 qkm, um den Treibstoffbedarf nur seiner 
PKW-Flotte zu decken. Oder stellen wir uns Deutschland als riesige Fläche der 
Zuckerrüben-Monokultur vor, ohne Wasserflächen, Wälder, Gebirge und 
Sümpfe, ohne Siedlungen und natürlich menschenleer. Selbst dieses Territori- 
um würde den Kraftstoffhunger der heutigen deutschen PKW-Gesellschaft 
nicht befriedigen können. 

Wenn wir in klimapolitischer Konsequenz und aus ressourcenpolitischem Rea- 
lismus gegen den Trend des Erdölbooms, für dessen schrittweise und deutli- 
che Reduktion und für einen vollständigen Abschied vom Erdöl (und Erdgas) 
binnen weniger Jahrzehnte eintreten, dann müssen wir uns ebenso von der fi- 
xen Idee einer (voll-Jmotorisierten Gesellschaft lösen. Diese Idee ist eine irreale 
und zudem schlechte Utopie, die nur in begrenzten Weltregionen, dort ledig- 
lich für wenige Jahrzehnte und auf Kosten der Ökologie und der internationa- 
len Gerechtigkeit realisierbar ist. Mit einer (weiteren) Orientierung der Men- 
schen auf erneuerbare Energieträger hätte es den heutigen Motorisierungsgrad 
nicht annähernd gegeben: Die (voll-)motorisierte Gesellschaft ist ein Wunsch- 
produkt der fossilen Gesellschaft, das nur kurze Zeit Realität haben kann. Mit 
der unvermeidlichen Solarwende, die Bio-Kraftstoffen als einen Eckpfeiler hat, 
kann es sie nicht mehr geben. 

Die Fixierung auf fossile Energieträger dominiert weiterhin Politik und gesell- 
schaftliches Bewusstsein. Daher überrascht es nicht, dass die Substitution von 
Erdöl durch Bio-Kraftstoffe bisher nicht als europäische Politik verfolgt wird 
und diese Politik erst recht nicht die Voll-Motorisierung in Frage stellt. Die 
EU hat in ihrer Bio-Kraftstoff-Richtlinie einen Anteil von knapp 6% für das 
Jahr 2010 avisiert und den Mitgliedsländern entsprechende Aktivitäten aufge- 
tragen. Dieser Anteil würde durch das gleichzeitig erwartete Anwachsen der 
Motorisierung in der EU mehr als kompensiert. Ein anderer Trend entwickelt 
sich nur, wenn Regelungen zur verbesserten Effizienz von Kraftfahrzeugen 
greifen. Jedoch konnten sich bisher weder EU-Kommission, Ministerrat oder 
das Europaparlament dazu durchringen, eine hier verbindliche Richtlinie vor- 
zubereiten oder zu erlassen. 

Bio-Kraftstoffe tragen unter diesen Randbedingungen nicht zur Ablösung des 
Erdöls bei, sie werden lediglich den Wachstum des Bedarfs an Öl dämpfen. 
Die Bio-Kraftstoffe bleiben so ein Nischenmarkt, sie werden nicht Eckpfeiler 
einer solaren Energiewende. Die Marktexpansion des Biokraftstoff-Sektors ver- 
bindet sich gegenwärtig mit einer Beimischungsstrategie: Ethanol wird dem 
fossilen Kraftstoff zugesetzt, auch um dessen Oktanzahl zu verbessern und um 
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den Ausstoß krebserregender Kohlenwasserstoffe zu verringern. Das ist eine sinn- 
volle Gesundheitsvorsorge, aber keine durchschlagende Klimaschutzstrategie. 
Immanent überzeugend aber von nur begrenzter Reichweite ist der Vorschlag, 
Bio-Kraftstoffe vorwiegend zur Deckung des Energiebedarfs in der Landwirt- 
schaft einzusetzen. Das erhöht die Chance, mit der Errichtung von Verarbei- 
tungsbetrieben zugleich eine bescheidene ländliche Entwicklungsstrategie ein- 
zuleiten. Eine umfassende Solarwende im Kraftstoffsektor ist das jedoch nicht. 


Ethanol auf dem Weltmarkt und bäuerliche Landwirtschaft 


Eine ehrgeizigere Biokraftstoff-Strategie ist gefragt. Wenn sie sich allerdings 
nicht vom Wahn der grenzenlosen Mobilität verabschiedet, wird sie unter den 
geltenden Weltmarktregeln in Konflikt mit ernährungspolitischen Zielen, mit 
einer sinnvollen ländlichen Entwicklung in Ländern der südlichen Hemisphä- 
re und dort mit Geboten des Umweltschutzes geraten. Das soll im folgenden 
erläutert werden. 

Es ist ein Schritt voran, dass die EU nach langem Zögern und Verzögern mit 
der Streichung der Exportsubventionen für Zucker und einer Senkung der in- 
ländischen Subventionierung des entsprechenden Anbaus beginnen will. Da- 
durch eröffnet sie sonnenintensiven Ländern außerhalb Europas neue Markt- 
chancen für Zucker und für aus Zuckerpflanzen gewonnenes Ethanol. Diese 
Länder bieten bessere Erträge. Vor allem produzieren ihre Unternehmen billi- 
ger und werfen folglich das Ethanol zu weit günstigeren Preisen auf den 
Weltmarkt. Manche entwicklungspolitisch engagierte Organisationen begrü- 
ßen die Öffnung des globalen Zucker- und Ethanolmarkts für die tropische 
und subtropische Landwirtschaft. Sie erwarten, dass dadurch nicht nur die 
Handelsbilanz dieser Länder verbessert, sondern auch die Wirtschaft in ihren 
produzierenden ländlichen Gebieten gestärkt und die Armut dort verringert 
wird (Karanja 2003). 

Andere Organisationen wie das interkontinentale Bauern-Netzwerk Via Cam- 
pesina bewerten die Globalisierung der Agrarmärkte, damit auch des Energie- 
pflanzenanbaus, negativ (Via Campesina 2002). Sie weisen darauf hin, dass 
das Gros der Bauern außerhalb der OECD-Länder weiterhin für lokale und re- 
gionale Märkte und teilweise für den großfamiliären Eigenbedarf produziert. 
Eine wachsende Nachfrage nach Weltmarktprodukten gefährdet diese lebens- 
wichtigen Versorgungsstrukturen und führt zu Veränderungen in den Eigen- 
tumsverhältnissen: Prozesse der Konzentration von Landeigentum in Großun- 
ternehmen nehmen zu, die Landrechte der traditionell wirtschaftenden Bauern 


8 Die Kritik von Globalisierungsprozessen in der Landwirtschaft war zentrales Thema des le- 
gendären Treffens „Larzac 2003“, zu dem sich in Südwestfrankreich, August 2003, über 
200.000 Menschen unter freiem Himmel zwei Tage bei tropischen Temperaturen einfanden. 
Organisator war der linke Bauernverband Confederation Paysanne. 


462 Hartwig Berger 


werden geschwächt und abgebaut. Verstärkter Energiepflanzenanbau für den 
Weltmarkt mag der Handelsbilanz und den Geldkreisläufen im Land nützen; 
doch er schadet der bäuerlichen Regionalwirtschaft und er verringert den 
landwirtschaftlichen Güterberg, der bisher der regionalen Versorgung diente. 
Ich illustriere diese Kritik durch Aussagen des 2002 verstorbenen Jose Lutzen- 
berger, der als Oko-Aktivist, Wissenschaftler, Träger des Alternativen Nobel- 
preises und zeitweise brasilianischer Umweltminister weltweit bekannt gewor- 
den ist. Lutzenberger bezieht sich auf das „Zuckerland“ Brasilien und stellt 
den „Colonos“, die für lokale und regionale Märkte wirtschaften, die national 
und global orientierten „Latifundistas“ gegenüber (Lutzenberger 2002: 331): 
„Bauer und Großagrarier verfolgen verschiedene Ziele. Der Bauer will Nahrungsmittel produzie- 
ren: für seine Familie, für seine Gemeinde und etwas Überschuss für den Verkauf. Er will ein 
schönes Leben im Dorf, mit Kirche, Schule, Mühlen und Handwerkern, Musik und Festen usw. 
Auch wenn er keinen Pfennig in der Tasche hatte, hatte der Kolonist doch jeden Tag einen üp- 
pig gedeckten Tisch. Der Sojaproduzent mit seinen Hunderten von Hektar Monokultur aber 
kauft Salat, Obst, Butter, Milch und praktisch all sein Essen im Supermarkt. 

Das Bauerntum schafft eine vielseitig bewirtschaftete und biologisch vielfältige Landschaft. Bei 
uns schützte der Bauer sogar fast die Hälfte der Landschaft als Naturwald. Für die großen Soja- 
monokulturen dagegen wurde der letzte Zipfel Naturwald wegrasiert, nicht einmal die Hecken 
zwischen den Feldern werden geduldet. 

Beim Großgrundbesitzer ist die Produktion nur ein Mittel zum Zweck, er will Profit machen, 
Macht erhalten. Das führt zum Ausräumen der Landschaft und zu großen Monokulturen - nur 
Kaffee, nur Kakao oder Baumwolle oder Kautschuk, nur Soja, nur Rinder oder nur Zuckerrohr, 
wie im Nordosten Brasiliens. Er braucht dann auch billige Arbeitskräfte. Da er politisch mächtig 
ist, fördert er eine Politik, die die Menschen arm macht.“ 

Ähnlich stellt Vandana Shiva die indische Weizenwirtschaft dar, die von Moder- 
nisierung und marktorientierter Produktion untergraben wird (Shiva 2002: 313): 
„Weizen heißt Kanak oder ‚Gold’ in Nordindien. Die indische Weizenwirtschaft beruht auf klei- 
nen dezentralen, lokalen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebssystemen. Weizen und Mehl 
sind Nahrungsmittel und Lebensunterhalt für Millionen von Bauern, Händlern und Müllern mit 
lokalem Einzugsbereich. 

Das dezentrale, familienorientierte System der Nahrungsmittelproduktion und -verarbeitung auf 
kleinen Flächen ist riesig durch die Vielzahl der Beteiligten. Es ist die Existenzgrundlage von Mil- 
lionen und sorgt zugleich dafür, dass frische, gesunde Nahrung zu erschwinglichen Preisen ver- 
fügbar ist. Außerdem hat diese Art der Produktion und Verarbeitung keine schädlichen Auswir- 
kungen auf die Umwelt.“ 

Mögliche negative Folgen weltmarktorientierter Agrarproduktion - auch des 
Ethanolsektors - in Regionen mit traditionell bäuerlicher Wirtschaft dürfen 
nicht ausgeblendet werden. Zu denken gibt die Karriere des Soja-Anbaus in 
Brasilien, auf die der zitierte Artikel von Lutzenberger vor allem zielte. Soja- 
schrot ist mittlerweile das wichtigste eiweißhaltige Futtermittel in der Tier- 
mast; allein in Deutschland werden jährlich 3 Mio. Tonnen Sojaschrot dafür 
verbraucht; mit der BSE-Krise ist der Bedarf weiter angestiegen. Mit 43,5 Mio. 
Tonnen deckt Brasilien 23% der weltweiten Produktion ab. Der Sojaanbau 
verdrängt viele Kleinbauern von Land, das Großagrarier übernehmen. In den 
südlichen Bundesstaaten sind 2,5 Mio Menschen von der ländlichen Proletari- 
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sierung betroffen. Kleine Bauern können - beim Soja wie beim Zucker - die 
Kredite für Maschinen, Dünger und Pestizide nicht zahlen. Wenn die Ar- 
beitsmarktwirkung des Rohrzuckeranbaus in Brasilien auf 700.000 Arbeitskräf- 
te vor den zu erwartenden Mechanisierungsschüben’ geschätzt wird, so muss 
das gegengerechnet werden mit der Verdrängung bäuerlicher Familien aus 
Landbesitz und traditioneller Landarbeit. Aufgrund der Soja- (und vermutlich 
auch: Zucker-)Produktion geht der Nahrungsmittelanbau zurück, Preissteige- 
rungen sind eine Folge. Auch wurden für Erweiterungen des Anbaus Waldflä- 
chen gerodet und es entstehen zusätzliche Umweltbelastungen durch verstärk- 
ten Einsatz von Agrochemikalien (Keiderling 2003). 

Die Durchsetzung weltmarktorientierter Agrarproduktion von Biokraftstoffen 
ist kein zwangsläufiger Prozess. Länder der Dritten Welt können marktorien- 
tierten Energiepflanzen-Anbau auch nutzen, um einen Ausweg aus der Ver- 
teuerung des Erdöls zu finden. Auf der Weltkonferenz für erneuerbare Energi- 
en haben viele RednerInnen, auch der Bundeskanzler des gastgebenden Staats, 
angemerkt, dass die Südländer durch die jüngst angestiegenen Ölpreise zusätz- 
lich 60-70 Mrd. € für ihre Ölimporte zahlen müssen - das entspricht etwa der 
Gesamtsumme, die weltweit für Entwicklungshilfe ausgegeben wird. Wenn sich 
ein Staat in der Dritten Welt angesichts der absehbaren Ölverknappung jetzt 
entscheidet, den Energiepflanzen-Anbau für den nationalen Kraftstoffbedarf zu 
entwickeln und möglichst von Ölimporten unabhängig zu werden", so ist das 
eine vorausschauende Politik. Dann sollte er allerdings diese Agrarbranche 
vom Weltmarkt weitgehend abkoppeln, um wirksam den inneren Markt zu be- 
dienen. Es macht ökonomisch keinen Sinn, Bio-Kraftstoffe zu exportieren und 
zugleich unter vermutlich höherem finanziellen Aufwand Erdöl einzuführen. 

Ob sich eine solche Politik im Kräftegefüge der Globalisierung durchsetzt, ist 
allerdings sehr die Frage. Hier entscheiden Faktoren wie ökonomische Macht, 
politischer Einfluss und die spezifischen Interessen nationaler Eliten, die sich 
zumeist nicht mit den Interessen der Bauern, Kleinunternehmer und des städ- 
tischen Proletariats decken. Mit knapper und teurer werdenden Ölressourcen 
wird in den entwickelten Ländern der Druck auf die Beschaffung von Substi- 
tuten zunehmen. Und es werden die Märkte dann weltweit gesucht, um Bio- 


9 Einen Vergleich kann der Zuckerrüben-Anbau in Andalusien geben, der noch in den 70er 
Jahren eine wichtige Erwerbsquelle der Landbevölkerung gewesen ist. In Agrarstädten der 
Provinz Cädiz konnte 1973 rund ein Drittel der nicht emigrierten männlichen Arbeiter- 
Bevölkerung für rund 5 Monate im Zuckerrüben-Anbau arbeiten. Damals erfolgte das Lich- 
ten der jungen Pflanzen, das Abschlagen der Rübenblätter und das Aufladen der Rüben 
noch weitgehend manuell. Nach der Mechanisierung dieser Arbeitsgänge hat sich der Ar- 
beitsbedarf für die untersuchten Landstädte im (überwiegend großagrarisch betriebenen) Rü- 
benanbau auf etwa 1/10 des früheren Bedarfs verringert (Berger 1978 und 2002). Mit einem 
ähnlichen großen Arbeitsplatz-Abbau ist im brasilianischen Rohrzucker-Anbau zu rechnen. 

10 Mit dieser Zielsetzung wird offenbar die Ethanol-Herstellung in Malawi, Simbabwe und Ke- 
nia entwickelt (vgl. Karekezi et. al 2004). 
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Kraftstoff zu beschaffen. Gerade wenn wir eine schleichende Transformation 
des harten Öl-Imperialismus in einen - vielleicht nicht einmal sanfteren - Bio- 
Imperialismus nicht wollen, müssen wir die Entwicklung dieses Agrarsektors 
auf dem Weltmarkt kritisch beobachten. 

Ein wichtiger Aspekt sind mögliche Konflikte mit der Welternährungspolitik. 
Dass die nutzbare Fläche für Energiepflanzen, relativ zum derzeit extrem ho- 
hen Bedarf als Erdöl-Substitut, begrenzt ist, hat die Bilanz-Skizze für Deutsch- 
land gezeigt. Eine erfolgreiche Karriere dieses Sektors erneuerbare Energien wird 
daher bald an geographische Grenzen stoßen und gerade aufgrund der Erfolge 
zu einem steigenden Importbedarf führen. Wenn wir eine ähnlich erfolgreiche 
Entwicklung auch für andere OECD-Länder prognostizieren, ist - ohne rechtzei- 
tig getroffene regulative Maßnahmen auf dem Welt-Agrarmarkt - ein bedrohli- 
cher Nutzungskonflikt mit der Nahrungsmittelproduktion vorprogrammiert. 
Auch muss dann mit zusätzlichem Druck auf Umwandlung wertvoller Natur- 
räume, besonders von Regenwäldern, in Ackerland gerechnet werden. 

Bereits gegenwärtig leben wir in einer Welt der schweren und dauerhaften Er- 
nährungskrise. Die Zahl der Menschen, die an oder unter der Hungergrenze 
leben, wird auf 840 Millionen beziffert, 2 Milliarden Menschen fehlt es an Er- 
nährungssicherheit; % der aktuell Hungernden oder von Hunger latent Be- 
drohten wohnen in ländlichen Regionen (Brot für die Welt 2003). Die 
Krisenzonen des Welthungers sind vorwiegend ländlichen Charakters. Auch 
die durch Medienberichte bekannteren Armutszonen der südlichen Mega- 
städte entstehen hauptsächlich dadurch, dass LandbewohnerInnen aufgrund 
von Verelendung und wachsender Existenzunsicherheit ihre Heimat verlassen. 
Wenn in solchen Gebieten der Anbau von Produkten für den Weltmarkt stark 
ausgeweitet wird, kann das unterschiedliche Folgen haben, die jeweils regional 
zu analysieren sind. Skeptisch macht allerdings, wenn prognostizierte positive 
Wirkungen auch mit der Forderung nach Auflösung des Gemeinbesitzes an 
kultivierbarem Land verbunden werden, mit dem Argument, dass Privatbewirt- 
schaftung mehr Produktivität erwarten lasse (Karanja/McNeill 2003). Unab- 
hängig von Land, Jahrhundert und Kontinent haben Entkommunalisierungen 
von Landbesitz - mit dem Ziel mehr Marktfrüchte anzubauen - fast immer zur 
Enteignung der Mehrheit der Landbevölkerung, zu Verarmung und zur mas- 
senhaften Abwanderung vom Land geführt. 

Vorwiegend marktorientierte Landwirtschaft wird unter globalisierten Verhält- 
nissen an den finanziell günstigen Absatzperspektiven orientiert sein und nicht 
an den Subsistenzbedürfnissen der Landbevölkerung. Solange es weltweit und 
insbesondere im „Norden“ eine hohe Nachfrage nach motorisierter Mobilität 
gibt, wird daher mit der Ölverknappung der Druck zunehmen, mehr Flächen 
für Bio-Kraftstoffe verfügbar zu machen. Das wäre weniger problematisch, 
wenn die Flächenkonkurrenz um und gegen eine ebenfalls weltmarktorientier- 
te Produktion liefe, etwa Soja, Baumwolle, Südfrüchte, Kaffee. Die Aufrechter- 
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haltung der Mobilitätsbedürfnisse in den Nord-Ländern würde dann durch 
Verknappung anderer Produkte zu Lebensstiländerungen führen, die am Beispiel 
eines zurückgehenden Fleischkonsums sogar gesundheitlich günstige Folgen hät- 
ten. Zu erwarten ist aber, dass die verstärkte Nachfrage nach Bio-Treibstoffen auf 
dem Weltmarkt den regionalen Nahrungsmittelanbau zurückdrängt. 

Die Folgen wären bedrohlich. Die Haupternährungsquelle ist weltweit Getrei- 
de. Dessen Anbaufläche ist von 1950-1996 um 50% zurückgegangen. 1996 
standen zur Ernährung eines fiktiven Weltbürgers durchschnittlich 0,12 ha 
Ackerland zur Verfügung (Weltbevölkerungsbericht 2001). Nach Prognosen 
des UN Population Fund kann dieser Anteil auf 0,08 ha im Jahr 2030 zurück- 
gehen. Um den Welthunger wirksam zu bekämpfen, müsste aber im Jahr 2020 
der Ertrag an Getreide um mindestens 40% erhöht werden. Agrarland in gro- 
ßem Stil auszuweiten ist wegen der ohnehin massiven Bodenverschlechterun- 
gen und der Wüstenbildung, beides verstärkt durch weltweiten Klimawandel, 
nicht mehr möglich. Zwar sind weite Landflächen der Erde agrarisch unge- 
nutzt und prinzipiell so nutzbar, ohne dass Wälder, Feuchtgebieten oder an- 
dere wertvolle Naturräume zerstört werden. Es handelt sich da aber fast immer 
um schlechte Böden oder um sehr regenarme Gebiete. Sie zu kultivieren, setzt 
aufwendige Bewässerungsmaßnahmen und umfassende Bodenverbesserungen 
voraus. Unter deregulierten Weltmarktbedingungen ist eher zu erwarten, dass 
neues Ackerland durch das Abholzen von Wäldern gewonnen wird. Die nega- 
tiven ökologischen Folgen bis hin zu verstärktem Klimawandel und beschleu- 
nigter Bodenerosion sind bekannt. 

Ein Gedankenexperiment soll den globalen Grundkonflikt von Nahrungsmit- 
tel- und Energiepflanzen-Anbau unter Bedingungen anspruchsvoller Motorisie- 
rung abschließend illustrieren: 

Wie bereits erwähnt, beziffert die Internationale Energie-Agentur den weltwei- 
ten Rohölbedarf für 2004 auf 80,6 Mrd. Liter täglich. Pro Jahr rechnet sich 
das auf 4,7 Billionen Liter um, die bei anhaltendem Energiebedarf und ohne 
das von der IEA ebenfalls prognostizierte Bedarfswachstum von 2% jährlich 
zu ersetzen sind. Um diesen Bedarf durch Anbau zu decken, werden 11,7 Mil- 
lionen qkm Land gebraucht; berücksichtigen wir den Energiebedarf der Pro- 
duktion selbst, sind das - unter der günstigen Annahme einer Vollverwertung 
der Zuckerpflanzen - 15,1 Mio. qkm; nehmen wir zusätzlich eine umweltver- 
trägliche Bewirtschaftung an, wird sich der Flächenbedarf auf mindestens 22,6 
Mio. qkm erhöhen. Das sind 5,5 Mio. qkm mehr, als das größte Land der Fr- 
de, Russland, an Fläche hat. Instruktiv ist der Vergleich zur genutzten Getrei- 
defläche weltweit, die zu Beginn des Jahrtausends knapp 7,5 Mio. qkm be- 
trug''. Benötigt würde also das 3fache der Fläche, die gegenwärtig zum Anbau 
des Hauptnahrungsmittels der Menschheit genutzt wird. 


11 Berechnung nach Daten des Weltbevölkerungsberichts 2001. 
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Politische Schlussfolgerungen 


Allein die Flächenproblematik in der Bereitstellung regenerativer Kraftstoffe 
lässt erkennen, dass die gegenwärtig in den entwickelten Ländern erreichte 
motorisierte Mobilität - erst recht die prognostizierten Zuwächse - nicht auf 
recht erhalten werden können. Die weltweit ungleiche Verteilung der Motori- 
sierung macht sie auch gesellschaftspolitisch untragbar. Im modernen Jargon ge- 
sprochen: sie ist weder ökologisch noch sozial nachhaltig und nach dem Rück- 
gang der Erdölwirtschaft auch ökonomisch nicht machbar. Regenerative Mobili- 
tät und die Mobilität im heutigen Ausmaß sind nicht miteinander zu vereinba- 
ren. Neben der Wende zu erneuerbaren Energieträgern wird daher auch die Ver- 
ringerung der Mobilität eine Jahrhundertaufgabe der entwickelten Länder sein. 
Verringern lässt sich der Kraftstoffbedarf allerdings auch durch Effizienzsteige- 
rungen in den Antriebstechniken. Dennoch: energiewirksamere Autos und 
Flugzeuge bleiben auf Treibstoff angewiesen. Der Weg technischer Verbesse- 
rungen ist keine Alternative zum Wechsel auf regenerative Kraftstoffe, er ist 
jedoch eine der Voraussetzungen, um überhaupt auf dem regenerativen Weg 
voranzukommen. 

Der Zukunfts-Energieträger Bio-Kraftstoff ist zu wichtig und zu kostbar, um 
als Beimischungsprodukte in einer fortgesetzten Erdölwirtschaft behandelt zu 
werden. Sein Einsatz sollte als überfälliger Beginn einer vollständigen Substitu- 
tion des Erdöls begriffen werden. Aber: Ausbau und Entwicklung birgt unter 
den Regeln globalisierter Agrarmärkte hohe ökologische und vor allem gesell- 
schaftliche Risiken. Sie können der kleinteiligen und lebenswichtigen Regio- 
nalwirtschaft in den Anbaugebieten der Südländer im wörtlichen Sinn den 
Boden abgraben und einen neuen Schub in der ländlichen Verelendung und 
der Elendswanderung in die Megastädte bewirken. Neben einer bedrohlichen 
Nutzungskonkurrenz mit dem Nahrungsmittelsektor kann ein hoher Bio- 
Kraftstoffbedarf den Druck auf ökologisch sensible Gebiete (wie Regenwälder) 
und auf Bodendegradation durch Intensivnutzung und Monokultur erhöhen. 
Es gilt also, einer Allianzbildung zwischen regenerativer Energieerzeugung und 
sozial wie ökologisch destruktiver Agrarwirtschaft von Beginn an entgegenzu- 
wirken. Der Bio-Weg im Verkehrswesen darf nicht in einen Bio-Imperialismus 
münden, der Aufstieg der Bio-Kraftstoffe nicht verstärkender Impuls für Welt- 
hunger und Proletarisierung auf dem Land werden. 

Es wird daher nötig sein, in der aufstrebenden agrarischen Energiebranche 
wirtschaftliche Globalisierungsprozesse zu begrenzen. Die Herstellung der viel- 
fach beschworenen Ernährungssouveränität muss eindeutigen Vorrang vor je- 
der anderen Form der Verwendung landwirtschaftliche Produkte haben. Erst 
wenn die Landwirtschaft einer Region Ernährungssicherheit für alle dort Le- 
benden und der von ihr abhängigen Megastädte gewährleistet, können Über- 
schüsse exportiert werden. 
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Bleibt als unmittelbares Hauptproblem der Weg zur Substitution von Erdöl 
durch Bio-Kraftstoffe, bei gleichzeitig gebotener Effizienzsteigerung und Mobi- 
litätsverringerung. Ohne einen Kurswechsel der Erdöl-Förderpolitik hier und 
jetzt wird sich diese Substitution nur in Form katastrophaler Zusammenbrü- 
che und Krisen in der bisherigen Erdölabhängigkeit durchsetzen können. Die 
jüngst getroffenen Beschlüsse der OPEC-Länder auf Steigerung der Förderquo- 
ten, veranlasst durch ein kurzsichtiges Drängen der Erdöl nachfragenden Län- 
der, sind die Fortsetzung einer Politik, die absehbar zum Scheitern verurteilt 
ist. Mit Förderquoten, die sich an einer wachsenden Nachfrage orientieren, 
treibt die Weltwirtschaft immer schneller auf die Bruchlinie unausweichlich 
sinkender Förderquoten zu (Campbell et. al. 2002). Die Verknappung der Öl- 
und Gas-Ressourcen aufgrund ihrer Endlichkeit trifft dann eine Wirtschaft, die 
ihr exzessives Wachstum unter anderem den angesichts der begrenzten Vorräte 
und der externen Kosten extrem niedrigen Ölpreisen verdankt. 

Desaströse Auswirkungen einer fundamentalen Ressourcenkrise, auf die die 
Weltwirtschaft in keiner Weise vorbereitet ist, sind vermeidbar, wenn sich die 
Staatengemeinschaft bereits jetzt, vor dem Beginn des Rückgangs möglicher 
Fördermengen, auf die schrittweise und vereinbarte Reduktion der Fördermen- 
gen verständigt. Zusätzlich zu einer dem Klimaschutz dienenden Vereinbarung 
zur Verringerung von Treibhausgasen braucht die internationale Staatenge- 
meinschaft eine verbindliche Verpflichtung, die Rohölquoten der Förderländer 
schrittweise zu senken. Angesichts der Blockade des Welt-Klimaschutzes unter 
anderem durch wichtige Ölförderländer ist eine solche Einigung nicht reali- 
tätsnah. Andererseits zielt sie keineswegs an den ökonomischen Interessen der- 
jenigen dieser Länder vorbei, die wie der Iran, Nigeria, Venezuela und Ecuador 
durch das Erdöl in die (Staats-)Schuldenfalle geraten sind und die dringend ih- 
re Wirtschaft diversifizieren müssen (Massarrat 2002; Berger 2003). Ihre Ab- 
hängigkeit vom Erdöl ist ein wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Fluch. Sin- 
kende Förderquoten rechnen sich in steigenden Barrel-Preisen um und können 
den Mengenverlust finanziell kompensieren. Zugleich verbessern sie die Kon- 
kurrenzfähigkeit der Bio-Kraftstoffe als Substitut des Erdöls. 

In den Nachfrageländern des Erdöls können vereinbarte Nachfragereduzierun- 
gen - und damit Preiserhöhungen - durch eine gezielte Politik der Effizienz- 
steigerung im Ölverbrauch sowie durch Ausbau des regenerativen Kraftstoff 
Sektors aufgefangen und abgeschwächt werden. Eine solche Strategie kann hel- 
fen, wirtschaftliche Zusammenbrüche durch ansonsten unvermeidbar sinkende 
Öl-Förderquoten zu vermeiden. Das könnte selbst bisher betriebsblinde Wirt- 
schaftspolitiker überzeugen - schließlich war der Ölpreisschock von 1973/4 
gegenüber den bevorstehenden Krisen der Ölverknappung nur ein harmloses 
Kinderspiel. 
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